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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2019/979 DER KOMMISSION 

vom 14. März 2019 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2017/1129 des Europäischen Parlaments und des Rates durch 
technische Regulierungsstandards für wesentliche Finanzinformationen in der Zusammenfassung 
des Prospekts, die Veröffentlichung und Klassifizierung von Prospekten, die Werbung für 
Wertpapiere, Nachträge zum Prospekt und das Notifizierungsportal und zur Aufhebung der 
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 382/2014 der Kommission und der Delegierten Verordnung 

(EU) 2016/301 der Kommission 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2017/1129 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 über den 
Prospekt, der beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum Handel an einem geregelten 
Markt zu veröffentlichen ist, und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/71/EG ( 1 ), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 13, 
Artikel 21 Absätze 12 und 13, Artikel 22 Absatz 9, Artikel 23 Absatz 7 und Artikel 25 Absatz 7, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die in der Zusammenfassung des Prospekts enthaltenen wesentlichen Finanzinformationen sollten dem Anleger 
durch Angabe der wichtigsten Finanzdaten einen kurzen Überblick über Vermögenswerte, Verbindlichkeiten und 
Rentabilität des Emittenten vermitteln und darüber hinaus alle weiteren wesentlichen Finanzinformationen um­
fassen, die der Anleger für eine erste Beurteilung der Finanz- und Ertragslage des Emittenten benötigt. Um sicher­
zustellen, dass diese Informationen knapp gehalten und relevant sind, muss deshalb eine begrenzte Anzahl von 
Offenlegungen bestimmt und ihr Layout spezifiziert werden; zudem sind die Finanzinformationen auf die ver­
schiedenen Arten von Emittenten und Wertpapieren zu kalibrieren. 

(2) Um eine Irreführung der Anleger zu vermeiden, sollten die Emittenten das Recht haben, spezifische zusätzliche 
Offenlegungen wie z. B. alternative Leistungsmessgrößen aufzunehmen, wenn die verlangten Offenlegungen ihrer 
Auffassung nach kein klares Bild ihrer Finanz- und Ertragslage vermitteln. Um jedoch sicherzustellen, dass das 
Hauptaugenmerk der Anleger auf den Zahlen der Jahresabschlüsse liegt, sollten alternative Leistungsmessgrößen im 
Prospekt nicht stärker hervorgehoben werden als die historischen Finanzinformationen. 

(3) Um Befolgungskosten und Verwaltungsaufwand der Emittenten zu verringern, sollten die wesentlichen Finanz­
informationen in der Zusammenfassung des Prospekts, einschließlich zusätzlicher Posten und alternativer Leis­
tungsmessgrößen, die im Prospekt selbst offengelegten Informationen wiedergeben. 

(4) Die wesentlichen Finanzinformationen in der Zusammenfassung des Prospekts sollten auf die wirtschaftliche 
Tätigkeit des Emittenten, seine Branche, die wichtigsten Einzelposten seiner Jahresabschlüsse und die Art der 
ausgegebenen oder angebotenen Wertpapiere abgestimmt sein. Spezifische Muster für jede Art von Emittent 
können jedoch nicht bereitgestellt werden.
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(5) Um eine Irreführung der Anleger zu vermeiden und die Übereinstimmung mit den im Prospekt enthaltenen 
Informationen zu gewährleisten, sollten im Falle, dass die im Prospekt enthaltenen historischen Finanzinformatio­
nen aufgrund wesentlicher Fehler in den Abschlüssen oder aufgrund von Änderungen der Rechnungslegungsstan­
dards angepasst werden, die wesentlichen Finanzinformationen in der Zusammenfassung des Prospekts diese neu 
formulierten historischen Finanzinformationen widerspiegeln. 

(6) Hat ein Emittent eine komplexe finanztechnische Vorgeschichte, so sollte er seine Finanzinformationen gegebe­
nenfalls durch Finanzinformationen zu einem oder mehreren anderen Unternehmen ergänzen und diese Angaben 
in einem eigenen Abschnitt der Zusammenfassung des Prospekts zur Verfügung stellen. 

(7) Für die Anleger muss deutlich sein, welche Informationen Teil des Prospekts sind und an wen ein öffentliches 
Angebot von Wertpapieren gerichtet ist. Wenn der Prospekt Hyperlinks enthält, sollten die Anleger daher — außer 
im Falle mittels Verweis aufgenommener Informationen — darauf hingewiesen werden, dass die Informationen auf 
den betreffenden Websites nicht Teil des Prospekt sind und von der zuständigen Behörde weder geprüft noch 
gebilligt wurden. Außerdem sollte durch geeignete Maßnahmen verhindert werden, dass für die Veröffentlichung 
des Prospekts genutzte Websites Gebietsansässige von Mitgliedstaaten oder Drittländern ansprechen, in denen die 
Wertpapiere nicht dem Publikum angeboten werden, indem beispielsweise eine Erklärung über die Adressaten des 
Angebots auf die Website gestellt wird. 

(8) Ein elektronisches, maschinenlesbares Format für die Übermittlung und Veröffentlichung von Daten macht die 
Nutzung und den Austausch dieser Daten effizienter. Daher sollte die Liste der Datenfelder, die der Europäischen 
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde (ESMA) für die Klassifizierung von Prospekten zu melden sind, festgelegt 
und die Verwendung von XML-Formatvorlagen vorgeschrieben werden, um sicherzustellen, dass die Felder ma­
schinenlesbar sind. Die Liste der Daten sollte ausreichend erschöpfend sein, damit die ESMA den in Artikel 47 der 
Verordnung (EU) 2017/1129 erteilten Auftrag zur jährlichen Veröffentlichung eines Berichts mit Statistiken über 
die in der Union gebilligten und notifizierten Prospekte und einer Trendanalyse unter Berücksichtigung der 
verschiedenen Arten von Emittenten und der Arten von Emissionen erfüllen kann. 

(9) Um eine Irreführung von Kleinanlegern beim Vertrieb von Wertpapieren, die für öffentliche Angebote oder die 
Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt vorgeschlagen werden, zu vermeiden, sollte Werbung nicht den 
Anschein erwecken, die wichtigste Informationsquelle zu sein. Um Verwechslungen mit dem Prospekt zu ver­
meiden, sollte Werbung daher nicht unangemessen lang sein. 

(10) Werbung für ein öffentliches Angebot von Wertpapieren oder deren Zulassung zum Handel an einem geregelten 
Markt kann unrichtig oder irreführend werden, wenn ein wichtiger neuer Umstand oder eine wesentliche Un­
richtigkeit oder Ungenauigkeit in Bezug auf die im betreffenden Prospekt enthaltenen Angaben auftritt. Deshalb 
sollten Anforderungen festgelegt werden, die sicherstellen, dass Werbung unverzüglich geändert wird, wenn sie 
aufgrund eines solchen neuen Umstands oder einer wesentlichen Unrichtigkeit oder Ungenauigkeit unrichtig oder 
irreführend wird. 

(11) Um Anlegern fundierte Anlageentscheidungen zu ermöglichen, sollten in der Werbung enthaltene Informationen 
kein unausgewogenes Bild vermitteln, indem sie beispielsweise negative Aspekte weniger deutlich herausstellen als 
die positiven Aspekte. 

(12) Da alternative Leistungsmessgrößen eine Anlageentscheidung über die Maßen beeinflussen können, sollte untersagt 
werden, dass außerhalb des Prospekts verbreitete Informationen über ein öffentliches Angebot oder eine Zulassung 
zum Handel an einem geregelten Markt derartige alternative Leistungsmessgrößen enthalten, es sei denn, diese sind 
auch im Prospekt selbst enthalten. 

(13) Die zuständigen Behörden in den Aufnahmemitgliedstaaten prüfen die Prospekte nicht. Um sicherzustellen, dass 
die Anleger in Aufnahmemitgliedstaaten angemessen geschützt sind, sollte die zuständige Behörde des Aufnahme­
mitgliedstaats deshalb bei einem Ersuchen um Amtshilfe bei der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats 
alle Informationen übermitteln, die für die Beurteilung der Frage nach der Übereinstimmung der Werbung mit dem 
Inhalt des Prospekts durch die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats relevant sind. Diese Übermittlung 
sollte innerhalb eines angemessenen Zeitrahmens erfolgen, um sicherzustellen, dass die Anleger im Aufnahme­
mitgliedstaat nicht durch die Tatsache benachteiligt werden, dass die zuständigen Behörden des Aufnahmemitglied­
staats die Prospekte nicht überprüfen, und sie genügend Zeit haben, das betreffende öffentliche Angebot zu 
analysieren. Die zuständige Behörde im Aufnahmemitgliedstaat sollte alle Informationen erhalten, die sie benötigt, 
um die Einhaltung der Vorschriften für Werbetätigkeiten in ihrem Zuständigkeitsbereich kontrollieren zu können.
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(14) Um eine einheitliche Anwendung der Verordnung (EU) 2017/1129 zu gewährleisten und technischen Entwick­
lungen auf den Finanzmärkten Rechnung zu tragen, sollte festgelegt werden, unter welchen Umständen die Ver­
öffentlichung eines Nachtrags zum Prospekt erforderlich ist. Es ist nicht möglich, alle Situationen zu beschreiben, 
die die Veröffentlichung eines Nachtrags zum Prospekt erforderlich machen, da dies vom Emittenten und von den 
betreffenden Wertpapieren abhängen kann. Deshalb ist es zweckmäßig, ein Minimum an Situationen festzulegen, 
in denen ein Nachtrag verlangt wird. 

(15) Geprüfte Jahresabschlüsse spielen für die Anlageentscheidungen der Anleger eine entscheidende Rolle. Um sicher­
zustellen, dass die Anleger sich bei ihren Anlageentscheidungen auf die aktuellsten Finanzinformationen stützen, 
muss die Veröffentlichung eines Nachtrags verlangt werden, der neue geprüfte Jahresabschlüsse der Emittenten von 
Dividendenwerten und im Falle von Zertifikaten der Emittenten der zugrunde liegenden Aktien enthält, die nach 
der Billigung des Prospekts veröffentlicht wurden. 

(16) Da Gewinnprognosen und -schätzungen die Anlageentscheidung beeinflussen können, muss ein Nachtrag ver­
öffentlicht werden, der jede Änderung impliziter oder expliziter Zahlen von Gewinnprognosen oder -schätzungen 
bzw. die Rücknahme einer bereits im Prospekt enthaltenen Gewinnprognose oder -schätzung enthält. Aus dem 
gleichen Grund muss im Falle von Dividendenwerten und Zertifikaten auch dann ein Nachtrag zum Prospekt 
erstellt werden, wenn vor Ablauf der Angebotsfrist oder vor der Zulassung zum Handel eine neue Gewinnprognose 
oder -schätzung veröffentlicht wird. 

(17) Angaben zu den Hauptaktionären oder etwaigen beherrschenden Unternehmen des Emittenten sind wesentliche 
Voraussetzung für eine fundierte Beurteilung des Emittenten. Besonders stark fällt eine Änderung der Kontroll­
verhältnisse beim Emittenten jedoch dann ins Gewicht, wenn das Angebot sich auf Dividendenwerte bezieht, die 
auf Änderungen beim Emittenten im Allgemeinen besonders preissensitiv reagieren. Deshalb sollte im Falle einer 
Änderung der Kontrollverhältnisse bei einem Emittenten von Dividendenwerten oder im Falle von Zertifikaten bei 
einem Emittenten der zugrunde liegenden Aktien ein entsprechender Nachtrag veröffentlicht werden. 

(18) Potenzielle Anleger, die ein Angebot für Dividendenwerte prüfen, müssen die Bedingungen des betreffenden 
Angebots mit dem Preis bzw. den Umtauschkonditionen eines während der Angebotsfrist angekündigten öffent­
lichen Übernahmeangebots vergleichen können. Auch das Ergebnis eines öffentlichen Übernahmeangebots spielt 
eine wichtige Rolle für die Anlegerentscheidung, da die Anleger wissen müssen, ob das Angebot eine Änderung der 
Kontrollverhältnisse beim Emittenten bewirkt. Daher muss bei jedem neuen öffentlichen Übernahmeangebot ein 
Nachtrag veröffentlicht werden. 

(19) Wenn die Erklärung zum Geschäftskapital nicht mehr zutreffend ist, können die Anleger keine Anlageentschei­
dungen in voller Kenntnis der finanziellen Lage des Emittenten treffen. Die Anleger sollten ihre Anlageentschei­
dungen unter Berücksichtigung der neuen Informationen über die Fähigkeit des Emittenten, sich zur Bedienung 
seiner Verbindlichkeiten Barmittel und andere liquide Mittel zu verschaffen, einer Neubewertung unterziehen 
können. Dazu ist ein Nachtrag erforderlich. 

(20) Emittenten oder Anbieter können nach Billigung des Prospekts beschließen, die Wertpapiere in anderen als den im 
Prospekt genannten Mitgliedstaaten anzubieten oder in anderen als den im Prospekt genannten Mitgliedstaaten die 
Zulassung zum Handel von Wertpapieren an geregelten Märkten zu beantragen. Informationen über solche 
Angebote und Zulassungen sind für den Anleger wichtig, um bestimmte Aspekte der Wertpapiere des Emittenten 
zu bewerten, sodass in solchen Fällen ein Nachtrag verlangt werden sollte. 

(21) Bedeutende finanzielle Verpflichtungen werden sich wahrscheinlich auf die finanzielle Lage und die Geschäftstätig­
keit von Unternehmen auswirken. Deshalb sollten die Anleger in einem Nachtrag zum Prospekt zusätzliche 
Informationen über die Folgen einer solchen Verpflichtung erhalten. 

(22) Eine Erhöhung des aggregierten Nominalbetrags eines Angebotsprogramms lässt Rückschlüsse auf einen erhöhten 
Finanzierungsbedarf des Emittenten oder einen Anstieg der Nachfrage nach Wertpapieren des Emittenten zu. In 
einem solchen Fall sollte ein Nachtrag zum Prospekt veröffentlicht werden.
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(23) Die jeweils zuständigen Behörden sollten den Prospekt und begleitende Daten zeitnah über das Notifizierungsportal 
zusammen mit einer Bestätigung, dass der Prospekt gemäß der Verordnung (EU) 2017/1129 erstellt wurde, 
erhalten. Die ESMA sollte sicherstellen, dass das Notifizierungsportal die Sicherheit und Integrität der zwischen 
den zuständigen Behörden ausgetauschten Informationen wahrt. Die Übermittlung dieser Daten bleibt Aufgabe der 
zuständigen Behörden. Um ein reibungsloses und zeitnahes Funktionieren des Notifizierungsportals zu ermögli­
chen, müssen die begleitenden Daten, die in das Notifizierungsportal hochzuladen sind, spezifiziert werden. 

(24) Gemäß Artikel 10 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 2 ) hat die 
ESMA öffentliche Konsultationen zu diesem Entwurf durchgeführt, die damit verbundenen potenziellen Kosten- 
und Nutzeneffekte analysiert und die Stellungnahme der nach Artikel 37 der genannten Verordnung eingesetzten 
Interessengruppe Wertpapiere und Wertpapiermärkte eingeholt. Die ESMA hat diese Interessengruppe hingegen 
nicht zum Entwurf technischer Regulierungsstandards für die technischen Modalitäten für das Notifizierungsportal 
konsultiert, da diese Modalitäten nur die ESMA und nationale zuständige Behörden betreffen. 

(25) Diese Verordnung beruht auf dem Entwurf technischer Regulierungsstandards, der der Kommission von der ESMA 
vorgelegt wurde. 

(26) Da diese Verordnung die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 382/2014 der Kommission ( 3 ) und die Delegierte Ver­
ordnung (EU) 2016/301 der Kommission ( 4 ) ersetzt, werden diese delegierten Verordnungen hinfällig und sollten 
daher aufgehoben werden. 

(27) Da diese Verordnung Bestimmungen der Verordnung (EU) 2017/1129 ergänzt, sollte ihr Geltungsbeginn bis zum 
Geltungsbeginn der Verordnung (EU) 2017/1129 aufgeschoben werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 

WESENTLICHE FINANZINFORMATIONEN IN DER PROSPEKTZUSAMMENFASSUNG 

ABSCHNITT 1 

Inhalt der wesentlichen Finanzinformationen in der Prospektzusammenfassung 

Artikel 1 

Mindestinhalt der wesentlichen Finanzinformationen in der Zusammenfassung des Prospekts 

(1) Die wesentlichen Finanzinformationen in der Zusammenfassung des Prospekts setzen sich aus den in den An­
hängen der Delegierten Verordnung (EU) 2019/980 der Kommission ( 5 ) angeführten Finanzinformationen zusammen. 

(2) Sind Informationen, die in den einschlägigen Tabellen in den Anhängen I bis VI genannt werden, nicht in den 
Abschlüssen des Emittenten enthalten, so legt der Emittent stattdessen einen entsprechenden Posten aus seinen Abschlüs­
sen offen.
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(3) Der Emittent kann zusätzliche Posten oder alternative Leistungsmessgrößen in die Zusammenfassung des Prospekts 
aufnehmen, wenn es sich dabei um wesentliche Finanzinformationen über den Emittenten oder über die zum Handel an 
einem geregelten Markt angebotenen oder zugelassenen Wertpapiere handelt. Für die Zwecke des ersten Satzes sind 
alternative Leistungsmessgrößen finanzielle Messgrößen für die historische und künftige Vermögens-, Finanz- und Ertrags­
lage, die nicht den im geltenden Rechnungslegungsrahmen definierten finanziellen Messgrößen entsprechen. 

(4) Emittenten, die keiner der in den Artikeln 2 bis 8 genannten Arten von Emittenten angehören, legen die in den 
Tabellen genannten wesentlichen Finanzinformationen vor, die ihrer Ansicht nach am ehesten der Art der ausgegebenen 
Wertpapiere entsprechen. 

(5) Die wesentlichen Finanzinformationen sind für die Anzahl der Jahre vorzulegen, die nach der Delegierten Ver­
ordnung (EU) 2019/980 für die Art der Emission und die Art der ausgegebenen Wertpapiere erforderlich sind. 

Artikel 2 

Wesentliche Finanzinformationen für Nichtfinanzunternehmen, die Dividendenwerte emittieren 

Handelt es sich beim Emittenten um ein Nichtfinanzunternehmen, das Dividendenwerte emittiert, so enthält die Zu­
sammenfassung des Prospekts die in den Tabellen in Anhang I genannten wesentlichen Finanzinformationen. 

Artikel 3 

Wesentliche Finanzinformationen für Nichtfinanzunternehmen, die Nichtdividendenwerte emittieren 

Handelt es sich beim Emittenten um ein Nichtfinanzunternehmen, das Nichtdividendenwerte emittiert, so enthält die 
Zusammenfassung des Prospekts die in den Tabellen in Anhang II genannten wesentlichen Finanzinformationen. 

Artikel 4 

Wesentliche Finanzinformationen für Kreditinstitute 

Handelt es sich beim Emittenten um ein Kreditinstitut, so enthält die Zusammenfassung des Prospekts die in den Tabellen 
in Anhang III genannten wesentlichen Finanzinformationen. 

Artikel 5 

Wesentliche Finanzinformationen für Versicherungsgesellschaften 

Handelt es sich beim Emittenten um eine Versicherungsgesellschaft, so enthält die Zusammenfassung des Prospekts die in 
den Tabellen in Anhang IV genannten wesentlichen Finanzinformationen. 

Artikel 6 

Wesentliche Finanzinformationen für Zweckgesellschaften, die forderungsbesicherte Wertpapiere emittieren 

Handelt es sich beim Emittenten um eine Zweckgesellschaft, die forderungsbesicherte Wertpapiere emittiert, so enthält die 
Zusammenfassung des Prospekts die in den Tabellen in Anhang V genannten wesentlichen Finanzinformationen. 

Artikel 7 

Wesentliche Finanzinformationen für geschlossene Fonds 

Handelt es sich beim Emittenten um einen geschlossenen Fonds, so enthält die Zusammenfassung des Prospekts die in 
den Tabellen in Anhang VI genannten wesentlichen Finanzinformationen. 

Artikel 8 

Wesentliche Finanzinformationen für Garantiegeber 

Wird eine Garantie für die Wertpapiere gestellt, so sind die wesentlichen Finanzinformationen über den Garantiegeber 
unter Verwendung der Tabellen in den Anhängen I bis VI so darzustellen, als wäre der Garantiegeber der Emittent der 
gleichen Art von Wertpapieren, die Gegenstand der Garantie sind. Wird die Garantie für forderungsbesicherte Wertpapiere 
gestellt, so sind die wesentlichen Finanzinformationen über den Garantiegeber so darzustellen, als wäre der Garantiegeber 
der Emittent der zugrunde liegenden Wertpapiere.
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ABSCHNITT 2 

Aufmachung der wesentlichen Finanzinformationen in der Prospektzusammenfassung 

Artikel 9 

Aufmachung der wesentlichen Finanzinformationen in der Zusammenfassung des Prospekts 

(1) Die wesentlichen Finanzinformationen sind in Tabellenform gemäß den Tabellen in den Anhängen I bis VI dar­
zustellen. 

(2) Historische Finanzinformationen in der Zusammenfassung des Prospekts, die nicht dem Abschluss entnommen 
wurden, sind als solche zu kennzeichnen. 

(3) Betreffen in die Zusammenfassung des Prospekts aufzunehmende Pro-forma-Informationen die in der entsprechen­
den Tabelle der Anhänge I bis VI genannten wesentlichen Finanzinformationen, so sind diese Pro-forma-Informationen 
entweder in zusätzlichen Spalten in den Tabellen in den Anhängen I bis VI oder in einer gesonderten Tabelle darzustellen. 
Soweit dies zum Verständnis erforderlich ist, ist den Pro-forma-Informationen eine kurze Erläuterung der in den zu­
sätzlichen Spalten oder der gesonderten Tabellen angegebenen Zahlen beizufügen. 

Werden im Falle einer bedeutenden Bruttoveränderung nur qualitative Informationen in den Prospekt aufgenommen, wird 
eine entsprechende Erklärung in die Zusammenfassung dieses Prospekts aufgenommen. 

(4) Hat der Emittent eine komplexe finanztechnische Vorgeschichte im Sinne des Artikels 18 der Delegierten Ver­
ordnung (EU) 2019/980, so sind die wesentlichen Finanzinformationen in der Zusammenfassung des Prospekts im 
Einklang mit dem Prospekt und unter Verwendung der einschlägigen Tabellen in den Anhängen I bis VI darzustellen. 

KAPITEL II 

VERÖFFENTLICHUNG DES PROSPEKTS 

Artikel 10 

Veröffentlichung des Prospekts 

(1) Enthält ein Prospekt — unabhängig davon, ob er aus einem einzigen Dokument oder aus mehreren Einzeldoku­
menten besteht — Hyperlinks zu Websites, so wird in den Prospekt eine Erklärung darüber aufgenommen, dass die 
Informationen auf den Websites nicht Teil des Prospekts sind und nicht von der zuständigen Behörde geprüft oder 
gebilligt wurden. Diese Anforderung gilt nicht für Hyperlinks zu Informationen, die mittels Verweis aufgenommen 
wurden. 

(2) Wird ein Prospekt gemäß Artikel 21 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/1129 veröffentlicht, so werden auf den 
für die Veröffentlichung des Prospekts genutzten Websites Maßnahmen ergriffen, die verhindern, dass Personen mit 
Wohnsitz in anderen Mitgliedstaaten oder Drittländern als denjenigen, in denen die Wertpapiere öffentlich angeboten 
werden, angesprochen werden. 

KAPITEL III 

MASCHINENLESBARE DATEN FÜR DIE KLASSIFIZIERUNG VON PROSPEKTEN 

Artikel 11 

Daten für die Klassifizierung von Prospekten 

Bei der Übermittlung einer elektronischen Kopie eines gebilligten Prospekts, einschließlich etwaiger Prospektnachträge 
sowie gegebenenfalls der endgültigen Bedingungen, an die ESMA übermittelt die zuständige Behörde der ESMA ebenfalls 
die für die Klassifizierung der Prospekte relevanten begleitenden Daten im Einklang mit den Tabellen in Anhang VII. 

Artikel 12 

Praktische Modalitäten zur Gewährleistung der Maschinenlesbarkeit der Daten 

Die zuständige Behörde übermittelt die in Artikel 11 genannten begleitenden Daten in einem einheitlichen XML-Format 
im Einklang mit der Aufmachung und den Standards in den Tabellen in Anhang VII.
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KAPITEL IV 

WERBUNG 

Artikel 13 

Kennzeichnung des Prospekts 

Unterliegt der Emittent, der Anbieter oder die die Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt beantragende Person 
der Pflicht zur Erstellung eines Prospekts, ist der Prospekt in einer Werbung eindeutig zu kennzeichnen, und zwar durch: 

a) die eindeutige Angabe der Website, auf der der Prospekt veröffentlicht wurde oder veröffentlicht werden wird, wenn 
die Werbung in schriftlicher Form und auf andere Weise als auf elektronischem Wege verbreitet wird; 

b) einen Hyperlink zum Prospekt und zu den relevanten endgültigen Bedingungen eines Basisprospekts, wenn die 
Werbung in schriftlicher Form auf elektronischem Wege verbreitet wird oder — wenn der Prospekt noch nicht 
veröffentlicht wurde — durch Aufnahme eines Hyperlinks zur Website, auf der der Prospekt veröffentlicht wird; 

c) die Aufnahme genauer Informationen über den Ort, an dem der Prospekt erhältlich ist, sowie genauer Informationen 
über das Angebot von Wertpapieren oder die Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt, auf das bzw. die er 
sich bezieht, wenn die Werbung in einer Form oder auf einem Wege verbreitet wird, die nicht in den Anwendungs­
bereich der Buchstaben a oder b fallen. 

Artikel 14 

Inhalt 

(1) Werbung, die an potenzielle Kleinanleger verbreitet wird, umfasst folgende Elemente: 

a) das Wort „Werbung“ auf deutlich sichtbare Weise. Wird Werbung in mündlicher Form verbreitet, ist der Zweck der 
Botschaft zu Beginn der Mitteilung eindeutig anzugeben; 

b) wenn die Werbung einen Verweis auf einen von einer zuständigen Behörde gebilligten Prospekt enthält, eine Erklä­
rung, dass die Billigung des Prospekts nicht als Befürwortung der angebotenen oder zum Handel an einem geregelten 
Markt zugelassenen Wertpapiere zu verstehen ist; 

c) wenn die Werbung einen Verweis auf einen von einer zuständigen Behörde gebilligten Prospekt enthält, eine Emp­
fehlung, dass potenzielle Anleger den Prospekt lesen, bevor sie eine Anlageentscheidung treffen, um die potenziellen 
Risiken und Chancen der Entscheidung, in die Wertpapiere zu investieren, vollends zu verstehen; 

d) den Warnhinweis gemäß Artikel 8 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 6 ), wenn: 

i) sich die Werbung auf andere komplexe Wertpapiere als die in Artikel 25 Absatz 4 Buchstabe a Ziffern i, ii und vi 
der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates ( 7 ) genannten Finanzinstrumenten bezieht, 
und 

ii) der Warnhinweis in der Zusammenfassung des Prospekts enthalten ist oder in diese aufgenommen wird. 

(2) Werbung in schriftlicher Form, die an potenzielle Kleinanleger verbreitet wird, muss sich in ihrer Aufmachung und 
Länge hinreichend vom Prospekt unterscheiden, sodass keine Verwechslung mit dem Prospekt möglich ist.

DE 21.6.2019 Amtsblatt der Europäischen Union L 166/7 

( 6 ) Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. November 2014 über Basisinformationsblätter 
für verpackte Anlageprodukte für Kleinanleger und Versicherungsanlageprodukte (PRIIP) (ABl. L 352 vom 9.12.2014, S. 1). 

( 7 ) Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur 
Änderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 349).



 

Artikel 15 

Verbreitung der Werbung 

(1) Werbung, die an potenzielle Anleger verbreitet wird, ist entsprechend zu ändern, wenn 

a) in der Folge gemäß Artikel 23 der Verordnung (EU) 2017/1129 ein Nachtrag zum Prospekt veröffentlicht wird; 

b) der im Nachtrag zum Prospekt genannte wichtige neue Umstand bzw. die darin genannte wesentliche Unrichtigkeit 
oder wesentliche Ungenauigkeit dazu führt, dass die zuvor verbreitete Werbung wesentliche ungenaue oder irrefüh­
rende Informationen enthält. 

Unterabsatz 1 ist nicht anwendbar nach der endgültigen Schließung des öffentlichen Angebots oder nach dem Zeitpunkt, 
zu dem der Handel an einem geregelten Markt beginnt — je nachdem, welches der spätere Zeitpunkt ist. 

(2) Gemäß Absatz 1 geänderte Werbung ist potenziellen Anlegern nach Veröffentlichung des Nachtrags zum Prospekt 
unverzüglich zur Verfügung zu stellen, und muss Folgendes enthalten: 

a) einen eindeutigen Verweis auf die ungenaue oder irreführende Fassung der Werbung; 

b) eine Erklärung, dass die Werbung geändert wurde, da sie wesentliche ungenaue oder irreführende Informationen 
enthielt; 

c) eine klare Beschreibung der Unterschiede zwischen den beiden Fassungen der Werbung. 

(3) Mit Ausnahme von mündlich verbreiteter Werbung wird gemäß Absatz 1 geänderte Werbung mindestens auf 
denselben Wegen verbreitet wie die vorherige Werbung. 

Artikel 16 

Informationen über Angebote von Wertpapieren 

(1) In mündlicher oder schriftlicher Form zu Werbe- oder anderen Zwecken offengelegte Informationen über ein 
öffentliches Angebot von Wertpapieren oder eine Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt dürfen 

a) den Informationen im Prospekt nicht widersprechen; 

b) nicht auf Informationen verweisen, die im Widerspruch zu den im Prospekt enthaltenen Informationen stehen; 

c) die im Prospekt enthaltenen Informationen nicht in wesentlich unausgewogener Weise darstellen, etwa durch stärkere 
Hervorhebung positiver Aspekte gegenüber negativen Aspekten dieser Informationen oder durch Auslassung oder 
selektive Darstellung bestimmter Informationen; 

d) keine alternativen Leistungsmessgrößen enthalten, es sei denn, diese sind im Prospekt enthalten. 

(2) Für die Zwecke von Absatz 1 umfassen die Informationen im Prospekt entweder die in einem bereits veröffent­
lichten Prospekt enthaltenen Informationen oder, falls der Prospekt später veröffentlicht wird, die in den Prospekt auf­
zunehmenden Informationen. 

(3) Für die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe d umfassen alternative Leistungsmessgrößen finanzielle Messgrößen für die 
historische und künftige Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, die nicht den im geltenden Rechnungslegungsrahmen 
definierten finanziellen Messgrößen entsprechen.
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Artikel 17 

Verfahren für die Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Behörden 

(1) Ist die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats, in dem eine Werbung verbreitet wird, der Ansicht, dass der Inhalt 
dieser Werbung nicht mit den im Prospekt enthaltenen Angaben übereinstimmt, kann sie die zuständige Behörde des 
Herkunftsmitgliedstaats um Amtshilfe ersuchen. Auf Verlangen teilt die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dem die 
Werbung verbreitet wird, der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats Folgendes mit: 

a) die Gründe für die Annahme, dass der Inhalt der Werbung nicht mit den Informationen im Prospekt übereinstimmt; 

b) die entsprechende Werbung und erforderlichenfalls eine Übersetzung der Werbung in die Sprache des Prospekts oder 
in eine in der internationalen Finanzwelt gebräuchliche Sprache. 

(2) Die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats teilt der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in dem die 
Werbung verbreitet wird, so bald wie möglich die Ergebnisse ihrer Beurteilung der Frage mit, ob die Werbung mit den 
Informationen im Prospekt übereinstimmt. 

KAPITEL V 

NACHTRÄGE ZUM PROSPEKT 

Artikel 18 

Veröffentlichung eines Nachtrags zum Prospekt 

(1) Ein Nachtrag zum Prospekt wird in folgenden Fällen veröffentlicht: 

a) bei Veröffentlichung neuer geprüfter Jahresabschlüsse durch: 

i) einen Emittenten, wenn der Prospekt sich auf Dividendenwerte bezieht; 

ii) einen Emittenten der zugrunde liegenden Aktien oder anderer übertragbarer, aktienähnlicher Wertpapiere im Falle 
der in Artikel 19 Absatz 2, Artikel 19 Absatz 3 oder Artikel 20 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) 
2019/980 genannten Wertpapiere oder 

iii) einen Emittenten der Aktien, die den in den Artikeln 6 und 14 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/980 
genannten Zertifikaten zugrunde liegen; 

b) bei Veröffentlichung einer Gewinnprognose oder -schätzung durch den Emittenten nach der Billigung des Prospekts, 
wenn nach der Delegierten Verordnung (EU) 2019/980 die Aufnahme einer Gewinnprognose oder -schätzung in den 
Prospekt erforderlich ist; 

c) bei der Aufnahme einer Änderung oder einer Rücknahme einer Gewinnprognose oder -schätzung in den Prospekt; 

d) bei Veränderungen der Kontrollverhältnisse bei: 

i) einem Emittenten, wenn der Prospekt sich auf Dividendenwerte bezieht; 

ii) einem Emittenten der zugrunde liegenden Aktien oder anderer übertragbarer, aktienähnlicher Wertpapiere, wenn 
sich der Prospekt auf in Artikel 19 Absatz 2, Artikel 19 Absatz 3 oder Artikel 20 Absatz 2 der Delegierten 
Verordnung (EU) 2019/980 genannte Wertpapiere bezieht; oder 

iii) einem Emittenten der Aktien, die den in den Artikeln 6 und 14 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/980 
genannten Zertifikaten zugrunde liegen;
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e) bei einem neuen öffentlichen Übernahmeangebot von Dritten im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a der 
Richtlinie 2004/25/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 8 ) oder bei Vorliegen des Ergebnisses eines öffent­
lichen Übernahmeangebots bezüglich: 

i) des Eigenkapitals des Emittenten, wenn der Prospekt sich auf Dividendenwerte bezieht; 

ii) des Eigenkapitals des Emittenten der zugrunde liegenden Aktien oder anderer übertragbarer, aktienähnlicher Wert­
papiere, wenn sich der Prospekt auf in Artikel 19 Absatz 2, Artikel 19 Absatz 3 oder Artikel 20 Absatz 2 der 
Delegierten Verordnung (EU) 2019/980 genannte Wertpapiere bezieht; oder 

iii) des Eigenkapitals des Emittenten der Zertifikaten zugrunde liegenden Aktien, wenn der Prospekt im Einklang mit 
den Artikeln 6 und 14 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/980 erstellt wird; 

f) bei Eintreten des Falls, dass das Geschäftskapital laut der in einen Prospekt aufgenommenen Erklärung zum Geschäfts­
kapital im Hinblick auf die aktuellen Verpflichtungen des Emittenten eine ausreichende bzw. nicht ausreichende Höhe 
erreicht in Bezug auf: 

i) Dividendenwerte; 

ii) in Aktien wandel- oder umtauschbare Wertpapiere gemäß Artikel 19 Absatz 2 und Artikel 19 Absatz 3 der 
Delegierten Verordnung (EU) 2019/980; 

iii) Zertifikate auf Aktien gemäß den Artikeln 6 und 14 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/980. 

g) bei Antrag eines Emittenten auf Zulassung zum Handel an mindestens einem zusätzlichen geregelten Markt in 
mindestens einem zusätzlichen Mitgliedstaat oder geplantem öffentlichen Angebot in mindestens einem zusätzlichen 
Mitgliedstaat, der nicht im Prospekt genannt wird; 

h) im Falle eines Prospekts, der sich auf in Artikel 19 Absatz 2, Artikel 19 Absatz 3 oder Artikel 20 Absatz 2 der 
Delegierten Verordnung (EU) 2019/980 genannte Dividendenwerte oder andere darin genannte Wertpapiere bezieht, 
wenn eine bedeutende finanzielle Verpflichtung zu einer bedeutenden Bruttoveränderung im Sinne von Artikel 1 
Buchstabe e der genannten delegierten Verordnung führen könnte; 

i) bei Erhöhung des aggregierten Nominalbetrags des Angebotsprogramms. 

KAPITEL VI 

TECHNISCHE MODALITÄTEN FÜR DEN BETRIEB DES NOTIFIZIERUNGSPORTALS 

Artikel 19 

Hochladen von Unterlagen und begleitenden Daten 

Beim Hochladen der in Artikel 25 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2017/1129 genannten Unterlagen in das Notifizierungs­
portal stellt die zuständige Behörde sicher, dass diese Unterlagen ein mit Suchfunktion ausgestattetes, jedoch nicht 
editierbares elektronisches Format aufweisen und die in den Tabellen in Anhang VII genannten begleitenden Daten in 
einem einheitlichen XML-Format übermittelt werden. 

Artikel 20 

Verarbeitung und Meldung von Unterlagen und begleitenden Daten 

(1) Die ESMA stellt sicher, dass das Notifizierungsportal automatisch alle hochgeladenen Unterlagen und begleitenden 
Daten verarbeitet und prüft und der die Daten übermittelnden zuständigen Behörde meldet, ob das Hochladen erfolgreich 
war und etwaige Fehler darin enthalten sind. 

(2) Die ESMA stellt sicher, dass das Notifizierungsportal den jeweils zuständigen Behörden Meldungen von hoch­
geladenen Unterlagen und begleitenden Daten übermittelt.
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Artikel 21 

Herunterladen von Unterlagen und begleitenden Daten 

Die ESMA stellt sicher, dass das Notifizierungsportal den jeweils zuständigen Behörden hochgeladene Unterlagen und 
begleitende Daten bereitstellt. 

KAPITEL VII 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 22 

Aufhebung 

Die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 382/2014 wird aufgehoben. 

Die Verordnung (EU) 2016/301 wird aufgehoben. 

Artikel 23 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 21. Juli 2019. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 14. März 2019 

Für die Kommission 
Der Präsident 

Jean-Claude JUNCKER
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ANHANG I 

NICHTFINANZUNTERNEHMEN (DIVIDENDENWERTE) 

— Bei Eingaben, die durch ein Sternchen („*“) gekennzeichnet sind, handelt es sich um obligatorische Angaben oder 
entsprechende Informationen, falls der Emittent nicht die internationalen Rechnungslegungsstandards (IFRS) anwendet. 
Der Emittent kann Informationen, die im Wesentlichen den in der Tabelle aufgeführten Informationen entsprechen, 
unter einem anderen Titel präsentieren, sofern er diesen alternativen Titel in seinem Abschluss verwendet. 

— Bei Eingaben, die durch ein Doppelkreuz („#“) gekennzeichnet sind, handelt es sich um obligatorische Angaben, wenn 
die entsprechenden Informationen an anderer Stelle im Prospekt erscheinen. 

— Bei Eingaben, die durch eine Tilde („~“) gekennzeichnet sind, sind bei Bezug auf geschlossene Fonds die zum Zeit­
punkt der Ermittlung des Nettoinventarwerts (NAV) als erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewerteten 
Investitionen anzugeben. 

Tabelle 1 

Gewinn- und Verlustrechnung — Nichtfinanzunternehmen (Dividendenwerte) 

Jahr Jahr -1 Jahr -2 

Zwischenge­
winn- und 

Verlustrech­
nung 

Zwischengewinn- 
und -verlustrech­

nung im Ver­
gleich zum glei­
chen Zeitraum 
des Vorjahres 

*Einnahmen insgesamt 
*operativer Gewinn/Verlust oder andere ver­
gleichbare Messgröße für die Ertragslage, die der 
Emittent in den Abschlüssen verwendet 
*Nettogewinn/-verlust (bei konsolidierten Jahres­
abschlüssen der den Anteilseignern des Mutter­
unternehmens zuzurechnende Nettogewinn/-ver­
lust) 
#Einnahmenwachstum im Jahresvergleich 
#Betriebsgewinnspanne 
#Nettogewinnspanne 
#Ergebnis je Aktie 

Tabelle 2 

Bilanz — Nichtfinanzunternehmen (Dividendenwerte) 

Jahr Jahr -1 Jahr -2 Zwischenbilanz 

*Vermögenswerte insgesamt 
*Eigenkapital insgesamt 
#Nettofinanzierungsschulden (langfristige Verbind­
lichkeiten plus kurzfristige Schulden abzüglich Bar­
mittel) 

Tabelle 3 

Kapitalflussrechnung — Nichtfinanzunternehmen (Dividendenwerte) 

Jahr Jahr -1 Zwischenkapital­
flussrechnung 

Kapitalflussrech­
nung im Ver­

gleich zum glei­
chen Zeitraum 
des Vorjahres 

*relevante Netto-Cashflows aus der laufenden Ge­
schäftstätigkeit und/oder Cashflows aus Investitions­
tätigkeiten und/oder Cashflows aus Finanzierungs­
tätigkeiten
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ANHANG II 

NICHTFINANZUNTERNEHMEN (NICHTDIVIDENDENWERTE) 

— Bei Eingaben, die durch ein Sternchen („*“) gekennzeichnet sind, handelt es sich um obligatorische Angaben oder 
entsprechende Informationen, falls der Emittent nicht die internationalen Rechnungslegungsstandards (IFRS) anwendet. 
Der Emittent kann Informationen, die im Wesentlichen den in der Tabelle aufgeführten Informationen entsprechen, 
unter einem anderen Titel präsentieren, sofern er diesen alternativen Titel in seinem Abschluss verwendet. 

— Bei Eingaben, die durch ein Doppelkreuz („#“) gekennzeichnet sind, handelt es sich um obligatorische Angaben, wenn 
die entsprechenden Informationen an anderer Stelle im Prospekt erscheinen. 

— Bei Eingaben, die durch eine Tilde („~“) gekennzeichnet sind, sind bei Bezug auf geschlossene Fonds die zum Zeit­
punkt der Ermittlung des Nettoinventarwerts (NAV) als erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewerteten 
Investitionen anzugeben. 

Tabelle 1 

Gewinn- und Verlustrechnung — Nichtdividendenwerte 

Jahr Jahr -1 
Zwischengewinn- 
und -verlustrech­

nung 

Zwischengewinn- 
und -verlustrech­

nung im Ver­
gleich zum glei­
chen Zeitraum 
des Vorjahres 

*operativer Gewinn/Verlust oder andere vergleich­
bare Messgröße für die Ertragslage, die der Emittent 
in den Abschlüssen verwendet 

Tabelle 2 

Bilanz — Nichtdividendenwerte 

Jahr Jahr -1 Zwischenbilanz 

*Nettofinanzverbindlichkeiten (langfristige Verbindlichkeiten 
plus kurzfristige Schulden abzüglich Barmittel) 

#Liquiditätskoeffizient (Verhältnis Umlaufvermögen/kurzfris­
tige Verbindlichkeiten) 

#Verhältnis Fremdkapital/Eigenkapital (Summe der Verbind­
lichkeiten/Summe des Aktionärskapitals) 

#Zinsdeckungsquote (betriebliche Erträge/Zinsaufwand) 

Tabelle 3 

Kapitalflussrechnung — Nichtdividendenwerte 

Jahr Jahr -1 Zwischenkapital­
flussrechnung 

Zwischenkapital­
flussrechnung im 

Vergleich zum 
gleichen Zeit­

raum des Vor­
jahres 

*Netto-Cashflows aus der laufenden Geschäftstätig­
keit 

*Netto-Cashflows aus Finanzierungstätigkeiten 

*Netto-Cashflow aus Investitionstätigkeiten
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ANHANG III 

KREDITINSTITUTE (DIVIDENDENWERTE UND NICHTDIVIDENDENWERTE) 

— Bei Eingaben, die durch ein Sternchen („*“) gekennzeichnet sind, handelt es sich um obligatorische Angaben oder 
entsprechende Informationen, falls der Emittent nicht die internationalen Rechnungslegungsstandards (IFRS) anwendet. 
Der Emittent kann Informationen, die im Wesentlichen den in der Tabelle aufgeführten Informationen entsprechen, 
unter einem anderen Titel präsentieren, sofern er diesen alternativen Titel in seinem Abschluss verwendet. 

— Bei Eingaben, die durch ein Doppelkreuz („#“) gekennzeichnet sind, handelt es sich um obligatorische Angaben, wenn 
die entsprechenden Informationen an anderer Stelle im Prospekt erscheinen. 

— Bei Eingaben, die durch eine Tilde („~“) gekennzeichnet sind, sind bei Bezug auf geschlossene Fonds die zum Zeit­
punkt der Ermittlung des Nettoinventarwerts (NAV) als erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewerteten 
Investitionen anzugeben. 

Tabelle 1 

Gewinn- und Verlustrechnung — Kreditinstitute 

Jahr Jahr -1 Jahr -2 ( 1 ) Zwischengewinn- und 
-verlustrechnung 

Zwischengewinn- und 
-verlustrechnung im 
Vergleich zum glei­
chen Zeitraum des 

Vorjahres 

*Nettozinserträge (oder Äquivalent) 

*Nettoertrag aus Gebühren und Provisionen 

*Nettowertminderung finanzieller Ver­
mögenswerte 

*Nettohandelsergebnis 

*Messgröße für die Ertragslage, die der Emit­
tent in den Abschlüssen verwendet, z. B. 
operativer Gewinn 

*Nettogewinn/-verlust (bei konsolidierten 
Jahresabschlüssen der den Anteilseignern 
des Mutterunternehmens zuzurechnende 
Nettogewinn/-verlust) 

#Ergebnis je Aktie (nur bei Aktienemitten­
ten) 

( 1 ) Geben Sie bitte die wesentlichen Finanzinformationen für die Anzahl von Jahren an, für die die entsprechende Auskunftspflicht gemäß 
der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 980/2019 gilt. 

Tabelle 2 

Bilanz — Kreditinstitute 

Jahr Jahr -1 Jahr -2 ( 1 ) Zwischenbilanz 

#Wert als Ergebnis 
des jüngsten auf­

sichtlichen Überprü­
fungs- und Bewer­

tungsprozesses 
(„SREP“) 

*Vermögenswerte insgesamt 

*vorrangige Forderungen 

*nachrangige Forderungen 

*Darlehen und Forderungen gegenüber Kunden (net­
to)
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Jahr Jahr -1 Jahr -2 ( 1 ) Zwischenbilanz 

#Wert als Ergebnis 
des jüngsten auf­

sichtlichen Überprü­
fungs- und Bewer­

tungsprozesses 
(„SREP“) 

*Einlagen von Kunden 

*Eigenkapital insgesamt 

#notleidende Kredite (basierend auf Nettobuchwert)/ 
Kredite und Forderungen 

#harte Kernkapitalquote (CET1) oder je nach Emis­
sion andere relevante prudenzielle Kapitaladäquanz­
quote 

#Gesamtkapitalquote 

#nach dem geltenden Rechtsrahmen berechnete 
Verschuldungsquote 

( 1 ) Geben Sie bitte die wesentlichen Finanzinformationen für die Anzahl von Jahren an, für die die entsprechende Auskunftspflicht gemäß 
der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 980/2019 gilt.

DE 21.6.2019 Amtsblatt der Europäischen Union L 166/15



 

ANHANG IV 

VERSICHERUNGSUNTERNEHMEN (DIVIDENDENWERTE UND NICHTDIVIDENDENWERTE) 

— Bei Eingaben, die durch ein Sternchen („*“) gekennzeichnet sind, handelt es sich um obligatorische Angaben oder 
entsprechende Informationen, falls der Emittent nicht die internationalen Rechnungslegungsstandards (IFRS) anwendet. 
Der Emittent kann Informationen, die im Wesentlichen den in der Tabelle aufgeführten Informationen entsprechen, 
unter einem anderen Titel präsentieren, sofern er diesen alternativen Titel in seinem Abschluss verwendet. 

— Bei Eingaben, die durch ein Doppelkreuz („#“) gekennzeichnet sind, handelt es sich um obligatorische Angaben, wenn 
die entsprechenden Informationen an anderer Stelle im Prospekt erscheinen. 

— Bei Eingaben, die durch eine Tilde („~“) gekennzeichnet sind, sind bei Bezug auf geschlossene Fonds die zum Zeit­
punkt der Ermittlung des Nettoinventarwerts (NAV) als erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewerteten 
Investitionen anzugeben. 

Tabelle 1 

Gewinn- und Verlustrechnung — Versicherungsunternehmen 

Jahr Jahr -1 Jahr -2 ( 1 ) 

Zwischenge­
winn- und 

-verlustrech­
nung 

Zwischenge­
winn- und 

-verlustrech­
nung im Ver­

gleich zum 
gleichen Zeit­

raum des 
Vorjahres 

*Netto-Prämienaufkommen 

*Nettoleistungen und -ansprüche 

*Ergebnis vor Steuern 

*operativer Gewinn (aufgeschlüsselt nach Lebens- 
und Nichtlebensversicherung) 

*Nettogewinn/-verlust (bei konsolidierten Jahres­
abschlüssen der den Anteilseignern des Mutter­
unternehmens zuzurechnende Nettogewinn/-ver­
lust) 

#Einnahmenwachstum im Jahresvergleich (Netto- 
Prämienaufkommen) 

#Ergebnis je Aktie (nur bei Aktienemittenten) 

( 1 ) Geben Sie bitte die wesentlichen Finanzinformationen für die Anzahl von Jahren an, für die die entsprechende Auskunftspflicht gemäß 
der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 980/2019 gilt. 

Tabelle 2 

Bilanz — Versicherungsunternehmen 

Jahr Jahr -1 Jahr -2 ( 1 ) Zwischenbilanz 

*Investitionen einschließlich finanzieller Vermögens­
werte im Zusammenhang mit fondsgebundenen Ver­
trägen 

*Vermögenswerte insgesamt 

*Verbindlichkeiten aus Versicherungsverträgen 

*finanzielle Verbindlichkeiten 

*Gesamtverbindlichkeiten 

*Eigenkapital insgesamt
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Jahr Jahr -1 Jahr -2 ( 1 ) Zwischenbilanz 

#Solvabilitätsquote (Solvency-II-Koeffizient — SII- 
Koeffizient) oder je nach Emission andere relevante 
prudenzielle Kapitaladäquanzquote 

#Schadenquote 

#kombinierte Quote (Forderungen + Ausgaben/Prä­
mien für den Zeitraum) 

( 1 ) Geben Sie bitte die wesentlichen Finanzinformationen für die Anzahl von Jahren an, für die die entsprechende Auskunftspflicht gemäß 
der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 980/2019 gilt.
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ANHANG V 

ZWECKGESELLSCHAFTEN, DIE FORDERUNGSBESICHERTE WERTPAPIERE EMITTIEREN 

— Bei Eingaben, die durch ein Sternchen („*“) gekennzeichnet sind, handelt es sich um obligatorische Angaben oder 
entsprechende Informationen, falls der Emittent nicht die internationalen Rechnungslegungsstandards (IFRS) anwendet. 
Der Emittent kann Informationen, die im Wesentlichen den in der Tabelle aufgeführten Informationen entsprechen, 
unter einem anderen Titel präsentieren, sofern er diesen alternativen Titel in seinem Abschluss verwendet. 

— Bei Eingaben, die durch ein Doppelkreuz („#“) gekennzeichnet sind, handelt es sich um obligatorische Angaben, wenn 
die entsprechenden Informationen an anderer Stelle im Prospekt erscheinen. 

— Bei Eingaben, die durch eine Tilde („~“) gekennzeichnet sind, sind bei Bezug auf geschlossene Fonds die zum Zeit­
punkt der Ermittlung des Nettoinventarwerts (NAV) als erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewerteten 
Investitionen anzugeben. 

Tabelle 1 

Gewinn- und Verlustrechnung von Zweckgesellschaften in Bezug auf forderungsbesicherte Wertpapiere 

Jahr Jahr -1 

*Nettogewinn/-verlust 

Tabelle 2 

Bilanz von Zweckgesellschaften in Bezug auf forderungsbesicherte Wertpapiere 

Jahr Jahr -1 

*Summe der Vermögenswerte 

*Gesamtverbindlichkeiten 

*als erfolgswirksam zum beizulegenden 
Zeitwert bewertet designierte finan­
zielle Vermögenswerte 

*finanzielle Vermögenswerte aus deri­
vativen Finanzinstrumenten 

*nichtfinanzielle Vermögenswerte, die 
für die Geschäftstätigkeit des Unterneh­
mens von wesentlicher Bedeutung sind 

*als erfolgswirksam zum beizulegenden 
Zeitwert bewertet designierte finan­
zielle Verbindlichkeiten 

*finanzielle Verbindlichkeiten aus deri­
vativen Finanzinstrumenten
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ANHANG VI 

GESCHLOSSENE FONDS 

— Bei Eingaben, die durch ein Sternchen („*“) gekennzeichnet sind, handelt es sich um obligatorische Angaben oder 
entsprechende Informationen, falls der Emittent nicht die internationalen Rechnungslegungsstandards (IFRS) anwendet. 
Der Emittent kann Informationen, die im Wesentlichen den in der Tabelle aufgeführten Informationen entsprechen, 
unter einem anderen Titel präsentieren, sofern er diesen alternativen Titel in seinem Abschluss verwendet. 

— Bei Eingaben, die durch ein Doppelkreuz („#“) gekennzeichnet sind, handelt es sich um obligatorische Angaben, wenn 
die entsprechenden Informationen an anderer Stelle im Prospekt erscheinen. 

— Bei Eingaben, die durch eine Tilde („~“) gekennzeichnet sind, sind bei Bezug auf geschlossene Fonds die zum Zeit­
punkt der Ermittlung des Nettoinventarwerts (NAV) als erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewerteten 
Investitionen anzugeben. 

Tabelle 1 

Zusätzliche Informationen in Bezug auf geschlossene Fonds 

Anteilsklasse Gesamtnettoinventarwert Anzahl der Anteile ~NAV/Anteil oder 
Marktpreis/Anteil 

#historische Wertentwicklung 
des Fonds 

A XXX XX X 

Insgesamt Insgesamt 

Tabelle 2 

Gewinn- und Verlustrechnung — geschlossene Fonds 

Jahr Jahr -1 Jahr -2 Zwischengewinn- und 
-verlustrechnung 

Zwischengewinn- und 
-verlustrechnung im 

Vergleich zum 
gleichen Zeitraum des 

Vorjahres 

*Nettoerträge insgesamt/Nettoanlageer­
träge oder Gesamterträge vor Betriebs­
kosten 

*Nettogewinn/-verlust 

*Erfolgsgebühr (aufgelaufen/ausgezahlt) 

*Verwaltungsgebühr (aufgelaufen/aus­
gezahlt) 

*sonstige wesentliche Vergütungen (auf­
gelaufen/ausgezahlt) für Dienstleister 

#Ergebnis je Aktie 

Tabelle 3 

Bilanz — geschlossene Fonds 

Jahr Jahr -1 Jahr -2 Zwischenbilanz 

*Nettovermögen insgesamt 

*Verschuldungsquote
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ANHANG VII 

AN DIE ESMA ZU ÜBERMITTELNDE MASCHINENLESBARE DATEN 

Tabelle 1 

Num­
mer Feld Zu meldender Inhalt Formate und Standards für die Meldung 

1. Nationale Kennung Von der übermittelnden natio­
nalen zuständigen Behörde 
vergebene eindeutige Kennung 
des hochgeladenen Datensatzes 

{ALPHANUM-50} 

2. Verbundene natio­
nale Kennung 

Von der übermittelnden natio­
nalen zuständigen Behörde 
vergebene eindeutige Kennung 
des Datensatzes, auf den sich 
der hochgeladene Datensatz 
bezieht 

Wird nicht gemeldet, wenn die 
verbundene nationale Kennung 
nicht anwendbar ist 

{ALPHANUM-50} 

3. Übermittelnder Mit­
gliedstaat 

Ländercode des Mitgliedstaats, 
der den hochgeladenen Daten­
satz gebilligt hat oder bei dem 
der hochgeladene Datensatz 
eingereicht wurde 

{COUNTRYCODE_2} 

4. Empfangende Mit­
gliedstaaten 

Ländercode des Mitgliedstaats/ 
der Mitgliedstaaten, dem/denen 
der hochgeladene Datensatz zu 
melden oder zu übermitteln ist 

Bei Angabe mehrerer Mitglied­
staaten ist Feld 4 so oft aus­
zufüllen wie erforderlich 

{COUNTRYCODE_2} 

5. Art des Dokuments Art der hochgeladenen Doku­
mente 

Auswahl aus vordefinierten Feldern: 

— „BPFT“ — Basisprospekt mit endgültigen Bedingun­
gen 

— „BPWO“ — Basisprospekt ohne endgültige Bedin­
gungen 

— „STDA“ — eigenständiger Prospekt 

— „REGN“ — Registrierungsformular 

— „URGN“ — einheitliches Registrierungsformular 

— „SECN“ — Wertpapierbeschreibung 

— „FTWS“ — endgültige Bedingungen, einschließlich 
Zusammenfassung der einzelnen Emission im An­
hang 

— „SMRY“ — Zusammenfassung 

— „SUPP“ — Nachtrag 

— „SUMT“ — Übersetzung der Zusammenfassung 

— „COAP“ — Bescheinigung über die Billigung 

— „AMND“ — Änderung 

Bei Angabe mehrerer Dokumente ist Feld [5] so oft 
auszufüllen, wie für die Beschreibung jedes Dokuments 
des Datensatzes erforderlich
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Num­
mer Feld Zu meldender Inhalt Formate und Standards für die Meldung 

6. Struktur Für den Prospekt gewähltes 
Format 

Auswahl aus vordefinierten Feldern: 

— „SNGL“ — Prospekt aus einem einzigen Dokument 

— „SPWS“ — Prospekt aus separaten Dokumenten mit 
Zusammenfassung 

— „SPWO“ — Prospekt aus separaten Dokumenten 
ohne Zusammenfassung 

7. Datum der Billigung 
oder Hinterlegung 

Datum, an dem der hochgela­
dene Datensatz gebilligt oder 
hinterlegt wurde 

{DATEFORMAT} 

8. Sprache EU-Amtssprache, in der der 
hochgeladene Datensatz abge­
fasst ist 

{LANGUAGE} 

9. Standardisierte Be­
zeichnung des An­
bieters 

Bei natürlichen Personen Name 
und Vorname des Anbieters 

Bei Angabe mehrerer Anbieter 
ist Feld [9] so oft auszufüllen 
wie erforderlich 

{ALPHANUM-280} 

10. Standardisierte Be­
zeichnung des Ga­
rantiegebers 

Bei natürlichen Personen Name 
und Vorname des Garantiege­
bers 

Bei Angabe mehrerer Garan­
tiegeber ist Feld [10] so oft 
auszufüllen wie erforderlich 

{ALPHANUM-280} 

11. LEI des Emittenten Rechtsträgerkennung des Emit­
tenten 

Bei Angabe mehrerer Emitten­
ten ist Feld [11] so oft aus­
zufüllen wie erforderlich 

{LEI} 

12. LEI des Anbieters Rechtsträgerkennung des An­
bieters 

Bei Angabe mehrerer Anbieter 
ist Feld [12] so oft auszufüllen 
wie erforderlich 

{LEI} 

13. LEI des Garantiege­
bers 

Rechtsträgerkennung des Ga­
rantiegebers 

Bei Angabe mehrerer Garan­
tiegeber ist Feld [13] so oft 
auszufüllen wie erforderlich 

{LEI}
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Num­
mer Feld Zu meldender Inhalt Formate und Standards für die Meldung 

14. Wohnsitz des An­
bieters 

Bei natürlichen Personen 
Wohnsitz des Anbieters 

Bei Angabe mehrerer Anbieter 
ist Feld [14] so oft auszufüllen 
wie erforderlich 

{COUNTRYCODE_2} 

15. Wohnsitz des Ga­
rantiegebers 

Bei natürlichen Personen 
Wohnsitz des Garantiegebers 

Bei Angabe mehrerer Garan­
tiegeber ist Feld [15] so oft 
auszufüllen wie erforderlich 

{COUNTRYCODE_2} 

16. FISN Kurzbezeichnung des Finanz­
instruments 

Dieses Feld ist für jede ISIN 
auszufüllen 

{FISN} 

17. ISIN Internationale Wertpapierkenn­
nummer 

{ISIN} 

18. CFI Klassifizierungscode für Wert­
papiere 

Dieses Feld ist für jede ISIN 
auszufüllen 

{CFI_CODE} 

19. Währung der Emis­
sion 

Code der Währung, auf die der 
Nominal- oder Nennwert lautet 

Dieses Feld ist für jede ISIN 
auszufüllen 

{CURRENCYCODE_3} 

20. Stückelung Nominal- oder Nennwert pro 
Einheit in der Emissionswäh­
rung 

Dieses Feld ist für jede ISIN 
auszufüllen 

Feld für Wertpapiere mit fester 
Stückelung 

{DECIMAL-18/5} 

21. Kennung oder 
Name des Basis­
werts 

ISIN-Code des zugrunde lie­
genden Wertpapiers/Indexes 
oder Name des zugrunde lie­
genden Wertpapiers/Indexes, 
falls es keine ISIN gibt 

Ein Wertpapierkorb ist ent­
sprechend zu kennzeichnen 

Feld für Wertpapiere mit fes­
tem Basiswert. Dieses Feld ist 
für jede ISIN solcher Wert­
papiere auszufüllen. 

Bei einem einzigen Basiswert: 

— Wertpapier oder Index mit ISIN: {ISIN} 

— Index ohne ISIN: {INDEX} 

— Ansonsten: {ALPHANUM-50} 

Bei mehreren Basiswerten (mindestens zwei): „BSKT“
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Num­
mer Feld Zu meldender Inhalt Formate und Standards für die Meldung 

22. Fälligkeitstermin 
bzw. Verfalldatum 

Fälligkeitstermin bzw. Verfall­
datum des Wertpapiers 

Dieses Feld ist für jede ISIN 
auszufüllen 

Feld für Wertpapiere mit fes­
tem Fälligkeitstermin 

{DATEFORMAT} 

Bei Schuldverschreibungen ohne feste Fälligkeit (Per­
petuals) ist in Feld 22 der Wert 9999–12–31 anzuge­
ben 

23. Angebotenes Volu­
men 

Anzahl der angebotenen 
Wertpapiere 

Dieses Feld ist nur für Divi­
dendenwerte auszufüllen 

Dieses Feld ist für jede an­
wendbare ISIN auszufüllen 

{INTEGER-18} 

Wert, Wertespanne oder Höchstwert 

24. Angebotener Preis Preis pro angebotenem Wert­
papier als monetärer Wert. Die 
Währung des Preises ist die 
Emissionswährung 

Dieses Feld ist nur für Divi­
dendenwerte auszufüllen 

Dieses Feld ist für jede an­
wendbare ISIN auszufüllen 

{DECIMAL-18/5} 

Wert, Wertespanne oder Höchstwert 

„PNDG“ falls der angebotene Preis nicht anwendbar, 
aber noch zu prüfen ist („pending“) 

„NOAP“ falls der angebotene Preis nicht anwendbar ist 

25. Angebotener Ge­
genwert 

Angebotener Gesamtbetrag als 
monetärer Wert in der Emis­
sionswährung 

Dieses Feld ist für jede ISIN 
auszufüllen 

{DECIMAL-18/5} 

Wert, Wertespanne oder Höchstwert 

„PNDG“ falls der angebotene Gegenwert nicht anwend­
bar, aber noch zu prüfen ist 

„NOAP“ falls der angebotene Gegenwert nicht anwend­
bar ist 

26. Art des Wertpapiers Klassifizierung der Kategorien 
von Dividenden- und Nicht­
dividendenwerten 

Dieses Feld ist für jede ISIN 
auszufüllen 

Auswahl aus vordefinierten Feldern: 

Eigenkapital 

— „SHRS“: Aktien 

— „UCEF“: Anteile an geschlossenen Fonds 

— „CVTS“: Wandelanleihen 

— „DRCP“: Aktienzertifikate 

— „OTHR“: Sonstige Anteilsrechte 

Fremdkapital 

— „DWLD“: Schuldpapiere mit einer Mindeststücke­
lung von 100 000 EUR 

— „DWHD“: Schuldpapiere mit einer Stückelung von 
weniger als 100 000 EUR 

— „DLRM“: Schuldpapiere mit einer Stückelung von 
weniger als 100 000 EUR, die an einem geregelten 
Markt gehandelt werden, zu dem nur qualifizierte 
Anleger Zugang haben 

„ABSE“: ABS 

„DERV“: Derivative Wertpapiere
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Num­
mer Feld Zu meldender Inhalt Formate und Standards für die Meldung 

27. Art des Angebots/ 
der Zulassung 

Taxonomie gemäß Prospekt­
verordnung und MiFID/MiFIR 

Auswahl aus vordefinierten Feldern: 

— „IOWA“: Erstplatzierung ohne Zulassung zum Han­
del/Notierung 

— „SOWA“: Zweitplatzierung ohne Zulassung zum 
Handel/Notierung 

— „IRMT“: Erstzulassung zum Handel an einem ge­
regelten Markt 

— „IPTM“: Erstzulassung zum Handel an einem ge­
regelten Markt nach vorherigem Handel an einem 
MTF 

— „IMTF“: Erstzulassung zum Handel an einem MTF 
mit öffentlichem Angebot 

— „SIRM“: Sekundäremission an einem geregelten 
Markt oder MTF 

28. Merkmale des Han­
delsplatzes, an dem 
das Wertpapier 
erstmals zum Han­
del zugelassen ist 

Taxonomie gemäß Prospekt­
verordnung und MiFID/MiFIR 

Auswahl aus vordefinierten Feldern: 

— „RMKT“: RM, zu dem alle Anleger Zugang haben 

— „RMQI“: RM oder Segment eines RM, zu dem nur 
qualifizierte Anleger Zugang haben 

— „MSGM“: MTF, das ein KMU-Wachstumsmarkt ist 

— „MLTF“: MTF, das kein KMU-Wachstumsmarkt ist 

29. Offenlegungsrege­
lung 

Nummer des Anhangs, nach 
der der Prospekt gemäß der 
Delegierten Verordnung (EU) [] 
der Kommission erstellt wird 

Bei Angabe mehrerer Anhänge 
ist Feld 29 so oft auszufüllen 
wie erforderlich 

{INTEGER-2} von 1 bis [29] 

30. Kategorie des EU- 
Wachstumspro­
spekts 

Grund für die Verwendung ei­
nes EU-Wachstumsprospekts 

Auswahl aus vordefinierten Feldern: 

— „S15A“: KMU nach Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe 
a der Prospektverordnung 

— „I15B“: anderer Emittent als KMU nach Artikel 15 
Absatz 1 Buchstabe b der Prospektverordnung 

— „I15C“: anderer Emittent als KMU nach Artikel 15 
Absatz 1 Buchstabe c der Prospektverordnung 

— „O15D“: Anbieter von Wertpapieren nach Arti­
kel 15 Absatz 1 Buchstabe d der Prospektverord­
nung 

Tabelle 2 

Symbol Datentyp Definition 

{ALPHANUM-n} Bis zu n alphanumerische Zeichen Freier Text 

{CFI_CODE} 6 Zeichen CFI-Code gemäß ISO 10962 

{COUNTRYCODE_2} 2 alphanumerische Zeichen Aus 2 Buchstaben bestehender Länder­
code gemäß dem Alpha-2-Ländercode 
nach ISO 3166-1 

{DATEFORMAT} Daten im Format JJJJ-MM-TT 

Daten sind in UTC zu melden 

Datumsformat nach ISO 8601

DE L 166/24 Amtsblatt der Europäischen Union 21.6.2019



 

Symbol Datentyp Definition 

{LANGUAGE} 2-stelliger Buchstabencode ISO 639-1 
{LEI} 20 alphanumerische Zeichen Kennung für juristische Personen 

(Rechtsträgerkennung) gemäß ISO 
17442 

{FISN} 35 alphanumerische Zeichen mit fol­
gender Struktur 

FISN-Code gemäß ISO 18774 

{ISIN} 12 alphanumerische Zeichen ISIN-Code gemäß ISO 6166 
{CURRENCYCODE_3} 3 alphanumerische Zeichen Aus 3 Buchstaben bestehender Wäh­

rungscode gemäß den Währungscodes 
nach ISO 4217 

{DECIMAL-n/m} Dezimalzahl von bis zu n Stellen ins­
gesamt, von denen bis zu m Stellen 
Bruchziffern sein können 

Numerisches Feld 

Dezimalzeichen ist ein Punkt (.) 

Werte werden gerundet und nicht ab­
geschnitten 

{INTEGER-n} Ganze Zahl mit bis zu n Ziffern ins­
gesamt 

Numerisches Feld 

{INDEX} 4 Buchstaben „EONA“ — EONIA 

„EONS“ — EONIA SWAP 

„EURI“ — EURIBOR 

„EUUS“ — EURODOLLAR 

„EUCH“ — EuroSwiss 

„GCFR“ — GCF REPO 

„ISDA“ — ISDAFIX 

„LIBI“ — LIBID 

„LIBO“ — LIBOR 

„MAAA“ — Muni AAA 

„PFAN“ — Pfandbriefe 

„TIBO“ — TIBOR 

„STBO“ — STIBOR 

„BBSW“ — BBSW 

„JIBA“ — JIBAR 

„BUBO“ — BUBOR 

„CDOR“ — CDOR 

„CIBO“ — CIBOR 

„MOSP“ — MOSPRIM 

„NIBO“ — NIBOR 

„PRBO“ — PRIBOR 

„TLBO“ — TELBOR 

„WIBO“ — WIBOR 

„TREA“ — Treasury 

„SWAP“ — SWAP 

„FUSW“ — Future SWAP
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2019/980 DER KOMMISSION 

vom 14. März 2019 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2017/1129 des Europäischen Parlaments und des Rates 
hinsichtlich der Aufmachung, des Inhalts, der Prüfung und der Billigung des Prospekts, der beim 
öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum Handel an einem geregelten 
Markt zu veröffentlichen ist, und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 809/2004 der 

Kommission 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2017/1129 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 betreffend 
den Prospekt, der beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum Handel an einem 
geregelten Markt zu veröffentlichen ist, und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/71/EG ( 1 ), insbesondere auf Artikel 9 
Absatz 14, Artikel 13 Absätze 1 und 2, Artikel 14 Absatz 3, Artikel 15 Absatz 2 und Artikel 20 Absatz 11, 

In Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2017/1129 legt fest, welche Anforderungen bei der Erstellung von Prospekten zu erfüllen 
sind. Die Anforderungen an die Prüfung, Überarbeitung, Billigung und Hinterlegung des einheitlichen Registrie­
rungsformulars und etwaiger Änderungen daran, die Anforderungen an die Aufmachung des Prospekts, des Basis­
prospekts und der endgültigen Bedingungen sowie die in einen Prospekt aufzunehmenden spezifischen Informa­
tionen, die Mindestangaben im einheitlichen Registrierungsformular, die verkürzten Informationen im vereinfachten 
Prospekt bei Sekundäremissionen, der verkürzte Inhalt, die standardisierte Aufmachung und die standardisierte 
Reihenfolge des EU-Wachstumsprospekts, der verkürzte Inhalt und die standardisierte Aufmachung der speziellen 
Zusammenfassung und die Prüfung und Billigung von Prospekten müssen allesamt näher ausgeführt werden. 

(2) Inhalt und Aufmachung des Prospekts hängen von verschiedenen Faktoren ab wie der Art des Emittenten, der Art 
des Wertpapiers, der Art der Emission sowie der möglichen Beteiligung einer Drittpartei als Garantiegeber und der 
Frage, ob eine Zulassung zum Handel vorliegt. Aus diesem Grund sollten nicht für alle Arten von Prospekten 
dieselben Anforderungen festgelegt werden. Stattdessen sollten spezifische Informationspflichten festgelegt und 
abhängig von diesen Faktoren und von der Art des Prospekts miteinander kombiniert werden. Dies sollte einen 
Emittenten, Anbieter oder eine die Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt beantragende Person jedoch 
nicht davon abhalten, im Prospekt die umfassendsten verfügbaren Angaben bereitzustellen. 

(3) Um Rechtssicherheit zu gewährleisten und für die Anleger die Transparenz zu erhöhen, sollten die Emittenten in 
ihrem einheitlichen Registrierungsformular angeben, ob dieses von der zuständigen Behörde gebilligt oder ohne 
vorherige Billigung hinterlegt und veröffentlicht wurde. 

(4) Die gelockerten Informationspflichten bei Sekundäremissionen sollten die Besonderheiten von Dividenden- und 
Nichtdividendenwerten widerspiegeln. 

(5) Organismen für gemeinsame Anlagen des geschlossenen Typs verfolgen spezielle Anlageziele und könnten spe­
ziellen Anlagebeschränkungen unterliegen. Aus diesem Grund sollten für die Registrierungsformulare dieser Orga­
nismen spezielle Informationspflichten gelten. 

(6) Aufgrund der indirekten Verbindung zwischen dem Anleger und den Aktien, die Zertifikaten zugrunde liegen, ist 
es wichtig, dass der Anleger Informationen zum Emittenten der zugrunde liegenden Aktien erhält. Der Prospekt für 
Zertifikate, die Wertpapiere vertreten, sollte deshalb neben Angaben zum Zertifikat und dessen Emittenten auch 
Angaben zu den zugrunde liegenden Aktien und den Emittenten dieser zugrunde liegenden Aktien enthalten.
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(7) Die in den Prospekten für Nichtdividendenwerte enthaltenen Angaben sollten dem Wissensstand und der Fach­
kenntnis jedes Anlegertyps angepasst sein. Prospekte für Nichtdividendenwerte, in die Kleinanleger investieren 
können, sollten daher umfassendere und andere Angaben enthalten müssen als Prospekte für Nichtdividenden­
werte, die qualifizierten Anlegern vorbehalten sind. 

(8) Von Drittstaaten und deren regionalen und lokalen Gebietskörperschaften begebene Nichtdividendenwerte unter­
liegen dann der Prospektpflicht, wenn diese Körperschaften ihre Titel in der Union öffentlich anbieten oder die 
Zulassung der Titel zum Handel an einem geregelten Markt beantragen möchten. Aufgrund des besonderen 
Charakters dieser öffentlichen Körperschaften sollten spezielle Informationspflichten festgelegt werden. 

(9) Anleger sollten nachvollziehen können, in welcher Lage sich ein Emittent mit komplexer finanztechnischer Vor­
geschichte befindet und welche Auswirkungen bei einer mit einer bedeutenden finanziellen Verpflichtung einher­
gehenden Transaktion zu erwarten sind. Aus diesem Grund sollten die betreffenden Emittenten dazu verpflichtet 
werden, in ihrem Prospekt diesbezügliche zusätzliche Angaben zu machen. 

(10) Sind Wertpapiere in bereits zum Handel an einem geregelten Markt zugelassene Aktien umtausch- oder wandelbar, 
liegen den Anteilseignern und Anlegern in der Regel bereits Angaben zu den diesen Wertpapieren zugrunde 
liegenden Aktien vor. Es reicht deshalb aus, dem Prospekt eine Erklärung zur Art der zugrunde liegenden Aktien 
sowie Angaben dazu beizufügen, wo Informationen zu den zugrunde liegenden Aktien eingeholt werden können. 

(11) Anleger könnten in Wertpapiere investieren wollen, die in Aktien wandel- oder umtauschbar sind, welche vom 
Emittenten dieser Wertpapiere oder von einem zur Unternehmensgruppe dieses Emittenten gehörenden Unterneh­
men begeben wurden und noch nicht zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen sind. Diese Anleger 
sollten bezüglich der Fähigkeit des Emittenten der zugrunde liegenden Aktien zur Unternehmensfortführung und 
bezüglich seiner Verschuldung im Vergleich zur Kapitalausstattung über dieselben Informationen verfügen wie 
Anleger, die direkt in diese Aktien investiert haben. Der Prospekt sollte deshalb eine Erklärung zum Geschäfts­
kapital und eine Erklärung zu Kapitalausstattung und Verschuldung des Emittenten der zugrunde liegenden Aktien 
enthalten. 

(12) Derivative Wertpapiere sind für die Anleger mit besonderen Risiken verbunden, da beispielsweise die Verluste die 
getätigte Investition übersteigen können und der Basiswert nicht immer zum Handel an einem geregelten Markt 
zugelassen ist und somit möglicherweise keine Informationen über diesen Basiswert verfügbar sind. Auch weisen 
einige Nichtdividendenwerte wie strukturierte Anleihen bestimmte Merkmale eines derivativen Wertpapiers auf. 
Daher sollte die Wertpapierbeschreibung zusätzliche Angaben zum Basiswert eines derivativen Wertpapiers oder 
zur derivativen Komponente des Nichtdividendenwerts sowie gegebenenfalls einen Hinweis darauf enthalten, dass 
Verluste für die Anleger nicht ausgeschlossen werden können. 

(13) Wird für Wertpapiere, die an einen zugrunde liegenden Vermögenswert geknüpft oder durch einen solchen 
besichert sind, ein Basisprospekt erstellt, so sollte dieser alle Angaben über die Art des zugrunde liegenden 
Vermögenswerts enthalten, sofern der zugrunde liegende Vermögenswert zum Zeitpunkt der Billigung des Basis­
prospekts bekannt ist. Aufgrund von Marktbedingungen kann jedoch auch beschlossen werden, einen anderen 
Vermögenswert der gleichen Kategorie als Basiswert auszuwählen. Daher sollten nur die endgültigen Bedingungen 
des Basisprospekts detaillierte Angaben zu diesem zugrunde liegenden Vermögenswert enthalten. 

(14) Garantien sollen die ordnungsgemäße Leistung der mit dem Wertpapier verbundenen Zahlungen sicherstellen. 
Aufgrund der potenziellen Vielfalt an Garantien sollten in Bezug auf die Art und den Umfang dieser Garantien 
klare Informationspflichten festgelegt werden. 

(15) Die Aufmachung des Prospekts, des Basisprospekts und der endgültigen Bedingungen sollte durch Festlegung der 
Reihenfolge, in der die verlangten Informationen geliefert werden, genau bestimmt werden. Emittenten, die sich 
dafür entschieden haben, in jedem Geschäftsjahr ein einheitliches Registrierungsformular zu erstellen und zu 
veröffentlichen, sollte aufgrund des Mehrzweckcharakters dieses Formulars jedoch hinsichtlich der Reihenfolge 
der darin zu liefernden Angaben größere Flexibilität eingeräumt werden. 

(16) Auch wenn der Basisprospekt alle zum Zeitpunkt seiner Erstellung verfügbaren Angaben enthalten sollte, sollte es 
möglich sein, für spezielle, erst zu einem späteren Zeitpunkt verfügbare Angaben, die in die endgültigen Bedin­
gungen aufgenommen werden, Lücken zu lassen oder eine Liste mit diesen fehlenden Angaben einzufügen.
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(17) Für den Prospekt wird nicht immer eine Zusammenfassung verlangt. Dies sollte jedoch nicht verhindern, dass ein 
Abschnitt mit einer Übersicht in den Prospekt eingefügt wird. Um unter den Anlegern keine Verwirrung zu stiften, 
sollte ein solcher Übersichtsabschnitt jedoch nicht als Zusammenfassung bezeichnet werden, es sei denn, er ent­
spricht allen Anforderungen an eine solche. 

(18) Der EU-Wachstumsprospekt soll insbesondere für KMU den Verwaltungsaufwand verringern. Daher sollte die 
Erstellung des EU-Wachstumsprospekts durch Festlegung einer fixen Reihenfolge, in der die Angaben zu präsen­
tieren sind, vereinfacht werden. Um sicherzustellen, dass die Angaben kohärent und in einer den unterschiedlichen 
Geschäftsmodellen entsprechenden Art und Weise präsentiert werden, sollte die Reihenfolge der Informations­
bestandteile innerhalb jedes Abschnitts des EU-Wachstumsprospekts jedoch flexibel gehandhabt werden können. 

(19) Um diese Flexibilität zu ermöglichen und die Nutzung des EU-Wachstumsprospekts zu fördern, sollte dieser aus 
mehreren Einzeldokumenten bestehen können. Um das Risiko der Duplizierung von Angaben zu vermeiden, 
sollten detaillierte Informationspflichten zum einen für das spezielle Registrierungsformular und zum anderen 
für die spezielle Wertpapierbeschreibung festgelegt und an die betroffene Wertpapierart angepasst werden, wobei 
zwischen Dividendenwerten und Nichtdividendenwerten zu unterscheiden ist. 

(20) Die spezielle Zusammenfassung des EU-Wachstumsprospekts sollte den Anlegern jene Basisinformationen liefern, 
die sie für die Entscheidung benötigen, welche Wertpapierangebote aus dem gesamten Prospekt sie eingehender 
prüfen wollen. Sie sollte daher die wesentlichen Merkmale des Emittenten und der angebotenen Wertpapiere sowie 
die damit verbundenen Risiken vermitteln und die allgemeinen Bedingungen des Angebots enthalten. Da die 
spezielle Zusammenfassung aber nur eine Einführung in den EU-Wachstumsprospekt ist und mit den anderen 
Teilen dieses Prospekts gelesen werden muss, sollte sie inhaltlich mit diesen anderen Teilen in Einklang stehen. Um 
zu gewährleisten, dass die spezielle Zusammenfassung längenmäßig dem verringerten Umfang des EU-Wachstums­
prospekts angepasst ist, sollte sie in ihrer Länge begrenzt werden. 

(21) Um zu gewährleisten, dass die zuständigen Behörden bei der Prüfung der Prospektentwürfe, insbesondere was die 
Vollständigkeit, die Verständlichkeit und die Kohärenz der darin enthaltenen Informationen angeht, nach unions­
weit einheitlichen Standards verfahren, sollten Kriterien für die Prüfung des Prospekts festgelegt werden. Diese 
Kriterien sollten auf den gesamten Prospektentwurf und auf sämtliche Einzelbestandteile, d. h. auch auf das 
einheitliche Registrierungsformular und alle Prospektänderungen und -nachträge, angewandt werden. 

(22) Es sollte ein hohes Maß an Anlegerschutz sichergestellt werden. Um die Prüfung den speziellen Merkmalen eines 
Prospekts anzupassen, sollten die zuständigen Behörden, wenn sie den Prospektentwurf auf seine Vollständigkeit, 
Verständlichkeit und Kohärenz hin überprüfen, deshalb erforderlichenfalls zusätzliche Kriterien heranziehen dürfen. 

(23) Einige Emittenten gehen sehr spezifischen Geschäften nach, weswegen ein umfassendes Verständnis der von diesen 
Emittenten ausgegebenen Wertpapiere eine profunde Kenntnis ihrer Tätigkeiten voraussetzt. Dies gilt beispielsweise 
für Immobiliengesellschaften, von denen verlangt werden könnte, einen Bewertungsbericht mit allen für die 
Zwecke der Bewertung relevanten Einzelheiten zu wesentlichen Immobilien vorzulegen. Die zuständigen Behörden 
sollten deshalb einen verhältnismäßigen Ansatz verfolgen und gegebenenfalls verlangen können, dass diese spe­
zialisierten Emittenten spezifische, ihren Tätigkeiten angepasste und über die von nicht spezialisierten Emittenten 
verlangten Informationen hinausgehende Angaben in ihren Prospekt aufnehmen. 

(24) Angesichts der rapiden Entwicklung der Wertpapiermärkte besteht die Möglichkeit, dass bestimmte, nicht unter die 
Anhänge dieser Verordnung fallende Arten von Wertpapieren öffentlich angeboten oder zum Handel zugelassen 
werden. Um den Anlegern in einem solchen Fall eine fundierte Anlageentscheidung zu ermöglichen, sollten die 
zuständigen Behörden in Abstimmung mit dem Emittenten, dem Anbieter oder der Person, die die Zulassung zum 
Handel an einem geregelten Markt beantragt, entscheiden, welche Angaben in den Prospekt aufgenommen werden 
sollten. 

(25) Für größere Effizienz bei der Erstellung des Prospekts und zur Vermeidung unnötigen Aufwands sollte es gestattet 
sein, in den Anhängen aufgeführte Angaben auszulassen, wenn diese auf den Emittenten oder auf die angebotenen 
oder zum Handel an einem geregelten Markt zugelassenen Wertpapiere nicht zutreffen.
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(26) Die Prüfung und Billigung eines Prospekts ist ein fortlaufender Prozess. Um zu gewährleisten, dass dieser die 
Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und Kohärenz erfüllt, können der Entscheidung der zuständigen 
Behörde zur Billigung eines Prospektentwurfs somit mehrere Analyserunden vorausgehen, die jeweils Verbesserun­
gen seitens des Emittenten, des Anbieters oder der Person, die die Zulassung zum Handel an einem geregelten 
Markt beantragt, nach sich ziehen. Um Sicherheit bezüglich des Billigungsverfahrens zu gewährleisten, muss 
angegeben werden, welche Unterlagen den zuständigen Behörden auf den einzelnen Stufen des Billigungsverfahrens 
vorzulegen sind. 

(27) Werden in einem Prospektentwurf bereits geprüfte oder überprüfte Angaben wiederholt, sollten die zuständigen 
Behörden aus Gründen der Effizienz eine vereinfachte Prüfung durchführen dürfen. 

(28) Um den zuständigen Behörden die Suche nach speziellen Begriffen oder Stichworten in vorgelegten Dokumenten 
zu ermöglichen und so ein wirksames und zeitgerechtes Prüfverfahren der Prospekte zu gewährleisten, sollten 
Prospektentwürfe und Begleitinformationen in einem durchsuchbaren elektronischen Format und auf einem für die 
zuständige Behörde annehmbaren elektronischen Wege bereitgestellt werden. 

(29) Emittenten, Anbieter oder Personen, die eine Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt beantragen, sollten 
der zuständigen Behörde gegenüber darlegen können, wie sie Probleme, auf die sie von dieser Behörde aufmerksam 
gemacht wurden, angegangen sind. Mit Ausnahme des ersten Entwurfs sollte daher jeder bei der zuständigen 
Behörde eingereichte Entwurf sowohl eine markierte Fassung, die alle am zuvor vorgelegten Entwurf vorgenom­
menen Änderungen hervorhebt, als auch eine Fassung ohne solche Hervorhebung umfassen. 

(30) Um Verzögerungen im Prüfverfahren so gering wie möglich zu halten, sollten die zuständigen Behörden unzutref­
fende oder nicht relevante Informationspflichten rasch erkennen können. Zu diesem Zweck sollten die zuständigen 
Behörden darüber informiert werden, welche Angaben nicht in den Prospektentwurf aufgenommen wurden. 

(31) Um Unternehmen mit Sitz in der EU die Prospekterstellung und damit auch die Kapitalaufnahme zu erleichtern 
und zugleich zu gewährleisten, dass bei der Prüfung und Billigung von Prospekten nach gemeinsamen Standards 
verfahren wird, sollten alle Anforderungen an die Aufmachung, den Inhalt, die Prüfung und die Billigung von 
Prospekten in einer einzigen Verordnung zusammengefasst werden. 

(32) Da die vorliegende delegierte Verordnung die Verordnung (EG) Nr. 809/2004 der Kommission ( 2 ) ersetzt, ist 
Letztere hinfällig und sollte daher aufgehoben werden. 

(33) Aus Gründen der Kohärenz sollte die Anwendung dieser Verordnung bis zur Anwendung der Verordnung (EU) 
2017/1129 aufgeschoben werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

a) „Forderungsbesicherte Wertpapiere“ („Asset backed securities/ABS“) bezeichnet Nichtdividendenwerte, die 

i) einen Anspruch auf Vermögenswerte darstellen, einschließlich der Rechte, mit denen eine Bedienung dieser Ver­
mögenswerte durch ihre Inhaber sowie der Eingang oder der pünktliche Eingang der in diesem Rahmen zahlbaren 
Beträge bei den Inhabern dieser Vermögenswerte sichergestellt werden soll; 

ii) durch Vermögenswerte unterlegt sind und die Bedingungen der Wertpapiere nach diesen Vermögenswerten be­
rechnete Zahlungen vorsehen;
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b) „gleichwertiger Drittlandsmarkt“ bezeichnet einen Drittlandsmarkt, der gemäß den Anforderungen in Artikel 25 Absatz 
4 Unterabsätze 3 und 4 der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates ( 3 ) als einem geregelten 
Markt gleichwertig eingestuft wurde; 

c) „Gewinnschätzung“ bezeichnet eine Gewinnprognose für ein abgelaufenes Geschäftsjahr, für das die Ergebnisse noch 
nicht veröffentlicht wurden; 

d) „Gewinnprognose“ bezeichnet eine Erklärung, in der ausdrücklich oder implizit eine Zahl oder eine Mindest- bzw. 
Höchstzahl für die wahrscheinliche Höhe der Gewinne oder Verluste im laufenden Geschäftsjahr oder in zukünftigen 
Geschäftsjahren genannt wird, oder die Daten enthält, aufgrund derer die Berechnung einer solchen Zahl für künftige 
Gewinne oder Verluste möglich ist, selbst wenn keine bestimmte Zahl genannt wird und das Wort „Gewinn“ nicht 
erscheint; 

e) „bedeutende Bruttoveränderung“ bezeichnet eine mehr als 25 %ige Schwankung bei einem oder mehreren Indikatoren 
für den Umfang der Geschäftstätigkeiten des Emittenten. 

KAPITEL II 

INHALT DES PROSPEKTS 

ABSCHNITT 1 

Mindestangaben in den Registrierungsformularen 

Artikel 2 

Registrierungsformular für Dividendenwerte 

Das Registrierungsformular für Dividendenwerte muss die in Anhang 1 genannten Angaben enthalten, es sei denn, es 
wird gemäß Artikel 9, 14 oder 15 der Verordnung (EU) 2017/1129 erstellt. 

Artikel 3 

Einheitliches Registrierungsformular 

Ein gemäß Artikel 9 der Verordnung (EU) 2017/1129 erstelltes Registrierungsformular muss die in Anhang 2 der vor­
liegenden Verordnung genannten Angaben enthalten. 

Artikel 4 

Registrierungsformular für Sekundäremissionen von Dividendenwerten 

Ein gemäß Artikel 14 der Verordnung (EU) 2017/1129 erstelltes spezielles Registrierungsformular für Dividendenwerte 
muss die in Anhang 3 der vorliegenden Verordnung genannten Angaben enthalten. 

Artikel 5 

Registrierungsformular für Anteilsscheine von Organismen für gemeinsame Anlagen des geschlossenen Typs 

Bei Anteilsscheinen, die von Organismen für gemeinsame Anlagen des geschlossenen Typs ausgegeben werden, muss das 
Registrierungsformular die in Anhang 4 genannten Angaben enthalten. 

Artikel 6 

Registrierungsformular für Zertifikate, die Aktien vertreten 

Bei Zertifikaten, die Aktien vertreten, muss das Registrierungsformular die in Anhang 5 genannten Angaben enthalten.
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Artikel 7 

Registrierungsformular für Nichtdividendenwerte für Kleinanleger 

Bei anderen als den in Artikel 8 Absatz 2 genannten Nichtdividendenwerten muss das Registrierungsformular die in 
Anhang 6 genannten Angaben enthalten, es sei denn, es wird gemäß den Artikeln 9, 14 oder 15 der Verordnung (EU) 
2017/1129 erstellt oder enthält die in Anhang 1 der vorliegenden Verordnung genannten Angaben. 

Artikel 8 

Registrierungsformular für Nichtdividendenwerte für Großanleger 

(1) Bei den in Absatz 2 genannten Nichtdividendenwerten muss das Registrierungsformular die in Anhang 7 genann­
ten Angaben enthalten, es sei denn, es wird gemäß den Artikeln 9, 14 oder 15 der Verordnung (EU) 2017/1129 erstellt 
oder enthält die in Anhang 1 oder 6 der vorliegenden Verordnung genannten Angaben. 

(2) Die in Absatz 1 genannte Anforderung gilt für Nichtdividendenwerte, die eine der folgenden Voraussetzungen 
erfüllen: 

a) sie sollen ausschließlich an einem geregelten Markt oder in einem bestimmten Segment eines solchen gehandelt 
werden, zu dem ausschließlich qualifizierte Anleger zu Zwecken des Handels mit diesen Wertpapieren Zugang 
erhalten; 

b) sie haben eine Mindeststückelung von 100 000 EUR oder können — wenn es sich um nennwertlose Wertpapiere 
handelt — bei der Emission nur für mindestens 100 000 EUR pro Stück erworben werden. 

Artikel 9 

Registrierungsformular für Sekundäremissionen von Nichtdividendenwerten 

Ein gemäß Artikel 14 der Verordnung (EU) 2017/1129 erstelltes spezielles Registrierungsformular für Nichtdividenden­
werte muss die in Anhang 8 der vorliegenden Verordnung genannten Angaben enthalten, es sei denn, es enthält die in 
Anhang 3 der vorliegenden Verordnung genannten Angaben. 

Artikel 10 

Registrierungsformular für forderungsbesicherte Wertpapiere („Asset backed securities/ABS“) 

Abweichend von den Artikeln 7 und 8 muss ein Registrierungsformular für forderungsbesicherte Wertpapiere die in 
Anhang 9 genannten Angaben enthalten. 

Artikel 11 

Registrierungsformular für Nichtdividendenwerte, die von Drittländern und deren regionalen und lokalen 
Gebietskörperschaften begeben werden 

Abweichend von den Artikeln 7 und 8 muss ein Registrierungsformular für Nichtdividendenwerte, die von Drittländern 
oder deren regionalen oder lokalen Gebietskörperschaften begeben werden, die in Anhang 10 genannten Angaben 
enthalten. 

ABSCHNITT 2 

Mindestangaben in der Wertpapierbeschreibung 

Artikel 12 

Wertpapierbeschreibung für Dividendenwerte oder von Organismen für gemeinsame Anlagen des geschlossenen 
Typs ausgegebene Anteilsscheine 

Bei Dividendenwerten oder von Organismen für gemeinsame Anlagen des geschlossenen Typs ausgegebenen Anteils­
scheinen muss die Wertpapierbeschreibung die in Anhang 11 genannten Angaben enthalten, es sei denn, sie wird gemäß 
den Artikeln 14 oder 15 der Verordnung (EU) 2017/1129 erstellt.
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Artikel 13 

Wertpapierbeschreibung für Sekundäremissionen von Dividendenwerten oder Anteilsscheinen, die von 
Organismen für gemeinsame Anlagen des geschlossenen Typs ausgegeben werden 

Eine gemäß Artikel 14 der Verordnung (EU) 2017/1129 erstellte spezielle Wertpapierbeschreibung für Dividendenwerte 
oder von Organismen für gemeinsame Anlagen des geschlossenen Typs ausgegebene Anteilsscheine muss die in Anhang 
12 der vorliegenden Verordnung genannten Angaben enthalten. 

Artikel 14 

Wertpapierbeschreibung für Zertifikate, die Aktien vertreten 

Bei Zertifikaten, die Aktien vertreten, muss die Wertpapierbeschreibung die in Anhang 13 genannten Angaben enthalten. 

Artikel 15 

Wertpapierbeschreibung für Nichtdividendenwerte für Kleinanleger 

Bei den nicht in Artikel 8 Absatz 2 genannten Nichtdividendenwerten muss die Wertpapierbeschreibung die in Anhang 
14 der vorliegenden Verordnung genannten Angaben enthalten, es sei denn, es wird gemäß den Artikeln 14 oder 15 der 
Verordnung (EU) 2017/1129 eine spezielle Wertpapierbeschreibung erstellt. 

Artikel 16 

Wertpapierbeschreibung für Nichtdividendenwerte für Großanleger 

Bei den in Artikel 8 Absatz 2 genannten Nichtdividendenwerten muss die Wertpapierbeschreibung die in Anhang 15 
genannten Angaben enthalten, es sei denn, sie enthält die in Anhang 14 genannten Angaben oder es wird gemäß den 
Artikeln 14 oder 15 der Verordnung (EU) 2017/1129 eine spezielle Wertpapierbeschreibung erstellt. 

Artikel 17 

Wertpapierbeschreibung für Sekundäremissionen von Nichtdividendenwerten 

Eine gemäß Artikel 14 der Verordnung (EU) 2017/1129 erstellte spezielle Wertpapierbeschreibung für Nichtdividenden­
werte muss die in Anhang 16 der vorliegenden Verordnung genannten Angaben enthalten. 

ABSCHNITT 3 

Im Prospekt zu liefernde zusätzliche Angaben 

Artikel 18 

Komplexe finanztechnische Vorgeschichte und bedeutende finanzielle Verpflichtungen von 
Dividendenwertemittenten 

(1) Hat der Emittent eines Dividendenwertes eine komplexe finanztechnische Vorgeschichte oder ist er eine bedeutende 
finanzielle Verpflichtung eingegangen, müssen im Prospekt zu einem anderen Unternehmen als dem Emittenten die in 
Absatz 2 genannten zusätzlichen Angaben geliefert werden. 

(2) Zusätzliche Angaben zu einem anderen Unternehmen als dem Emittenten sind sämtliche in den Anhängen 1 und 
20 genannte Angaben, die die Anleger für ein fundiertes Urteil im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 und Artikel 14 Absatz 2 
der Verordnung (EU) 2017/1129 benötigen, so als wäre der Dividendenwert von diesem Unternehmen begeben worden. 

Diesen zusätzlichen Angaben muss eine Erläuterung vorausgehen, aus der klar hervorgeht, warum die Anleger die 
Angaben für ein fundiertes Urteil benötigen, und entnommen werden können, wie sich die komplexe finanztechnische 
Vorgeschichte oder die bedeutende finanzielle Verpflichtung auf den Emittenten oder die Geschäftstätigkeit des Emittenten 
auswirkt. 

(3) Für die Zwecke des Absatzes 1 wird ein Emittent als Emittent mit komplexer finanztechnischer Vorgeschichte 
erachtet, wenn alle nachstehend genannten Bedingungen erfüllt sind: 

a) zum Zeitpunkt der Prospekterstellung stellen die in den maßgeblichen Anhängen genannten Angaben das Unterneh­
men des Emittenten nicht zutreffend dar;
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b) die unter Buchstabe a genannte unzutreffende Darstellung schränkt die Anleger in ihrer Fähigkeit ein, sich ein 
fundiertes Urteil im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 und Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/1129 zu bilden; 

c) damit sich die Anleger ein fundiertes Urteil im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 und Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung 
(EU) 2017/1129 bilden können, sind zusätzliche Angaben zu einem anderen Unternehmen als dem Emittenten 
erforderlich. 

(4) Für die Zwecke des Absatzes 1 ist eine bedeutende finanzielle Verpflichtung eine verbindliche Vereinbarung über 
eine Transaktion, die bei einem oder mehreren Indikatoren für den Umfang der Geschäftstätigkeiten des Emittenten 
voraussichtlich eine mehr als 25 %ige Schwankung bewirkt. 

Artikel 19 

Wertpapiere, die in Aktien wandel- oder umtauschbar sind 

(1) Sind Wertpapiere in bereits zum Handel an einem geregelten Markt zugelassene Aktien umtausch- oder wandelbar, 
hat die Wertpapierbeschreibung als zusätzliche Information die in Anhang 17 Punkt 2.2.2 genannten Angaben zu 
enthalten. 

(2) Sind Wertpapiere in Aktien wandel- oder umtauschbar, die vom Emittenten oder von einem zur Unternehmens­
gruppe dieses Emittenten gehörenden Unternehmen begeben wurden oder noch begeben werden und nicht zum Handel 
an einem geregelten Markt zugelassen sind, hat die Wertpapierbeschreibung auch die folgenden zusätzlichen Angaben zu 
enthalten: 

a) die in Anhang 11 Punkte 3.1 und 3.2 genannten Angaben zum Emittenten oder zu dem zur Unternehmensgruppe des 
Emittenten gehörenden Unternehmen; 

b) die in Anhang 18 genannten Angaben zur zugrunde liegenden Aktie. 

(3) Sind Wertpapiere in Aktien wandel- oder umtauschbar, die von einem Drittemittenten begeben wurden oder noch 
begeben werden und nicht zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen sind, hat die Wertpapierbeschreibung als 
zusätzliche Information die in Anhang 18 genannten Angaben zu enthalten. 

Artikel 20 

Wertpapiere, die zu an einen Basiswert gekoppelten Zahlungs- oder Lieferverpflichtungen führen 

(1) Bei Wertpapieren außer den in Artikel 19 genannten, die zur Zeichnung oder zum Erwerb von Aktien berechtigen, 
die aktuell oder künftig vom Emittenten oder von einem zur Unternehmensgruppe dieses Emittenten gehörenden 
Unternehmen begeben werden und zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen sind, hat die Wertpapierbeschrei­
bung als zusätzliche Information die in Anhang 17 genannten Angaben zu enthalten: 

(2) Bei Wertpapieren außer den in Artikel 19 genannten, die zur Zeichnung oder zum Erwerb von Aktien berechtigen, 
die aktuell oder künftig vom Emittenten oder von einem zur Unternehmensgruppe dieses Emittenten gehörenden 
Unternehmen begeben werden und nicht zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen sind, hat die Wertpapier­
beschreibung auch die folgenden zusätzlichen Angaben zu enthalten: 

a) die in Anhang 17 genannten Angaben außer den unter Punkt 2.2.2 dieses Anhangs genannten Angaben; 

b) die in Anhang 18 genannten Angaben zur zugrunde liegenden Aktie. 

(3) Bei Wertpapieren außer den in Artikel 19 genannten, die an einen anderen Basiswert als die in den Absätzen 1 und 
2 genannten Aktien gekoppelt sind, hat die Wertpapierbeschreibung als zusätzliche Information die in Anhang 17 
genannten Angaben zu enthalten. 

Artikel 21 

Forderungsbesicherte Wertpapiere („Asset backed securities/ABS“) 

Bei forderungsbesicherten Wertpapieren hat die Wertpapierbeschreibung auch die in Anhang 19 genannten zusätzlichen 
Angaben zu enthalten.
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Artikel 22 

Garantien 

Bei Nichtdividendenwerten, die Garantien einschließen, hat die Wertpapierbeschreibung auch die in Anhang 21 genannten 
zusätzlichen Angaben zu enthalten. 

Artikel 23 

Zustimmung 

Stimmt der Emittent oder die für die Erstellung eines Prospekts verantwortliche Person der in Artikel 5 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2017/1129 genannten Verwendung zu, hat der Prospekt alle nachstehend genannten zusätzlichen 
Angaben zu enthalten: 

a) wenn diese Zustimmung einem oder mehreren spezifischen Finanzintermediär(en) erteilt wird, die in Anhang 22 
Punkte 1 und 2A genannten Angaben; 

b) wenn diese Zustimmung allen Finanzintermediären erteilt wird, die in Anhang 22 Punkte 1 und 2B genannten 
Angaben; 

KAPITEL III 

AUFMACHUNG DES PROSPEKTS 

Artikel 24 

Aufmachung eines Prospekts 

(1) Wird ein Prospekt als ein einziges Dokument erstellt, muss er folgende Elemente umfassen: 

a) ein Inhaltsverzeichnis; 

b) einer Zusammenfassung, sofern in Artikel 7 der Verordnung (EU) 2017/1129 verlangt; 

c) den in Artikel 16 der Verordnung (EU) 2017/1129 genannten Risikofaktoren; 

d) allen anderen in den Anhängen genannten, in diesem Prospekt zu liefernden Angaben. 

Der Emittent, der Anbieter oder die die Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt beantragende Person kann 
entscheiden, in welcher Reihenfolge die in den Anhängen genannten Angaben im Prospekt aufgeführt werden. 

(2) Wird ein Prospekt in Form mehrerer Einzeldokumente erstellt, müssen das Registrierungsformular und die Wert­
papierbeschreibung folgende Elemente umfassen: 

a) ein Inhaltsverzeichnis; 

b) den in Artikel 16 der Verordnung (EU) 2017/1129 genannten Risikofaktoren; 

c) allen anderen in den Anhängen genannten Angaben, die in diesem Registrierungsformular oder dieser Wertpapier­
beschreibung zu liefern sind. 

Der Emittent, der Anbieter oder die die Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt beantragende Person kann 
entscheiden, in welcher Reihenfolge die in den Anhängen genannten Angaben im Registrierungsformular und in der 
Wertpapierbeschreibung aufgeführt werden. 

(3) Wenn das Registrierungsformular in Form eines einheitlichen Registrierungsformulars erstellt wird, kann der 
Emittent die in Absatz 2 Buchstabe b genannten Risikofaktoren zusammen mit den in Absatz 2 Buchstabe c genannten 
Angaben aufführen, sofern diese Risikofaktoren als eigenständiger Abschnitt erkennbar bleiben.
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(4) Wird ein einheitliches Registrierungsformular für die Zwecke von Artikel 9 Absatz 12 der Verordnung (EU) 
2017/1129 verwendet, sind die darin enthaltenen Angaben gemäß der Delegierten Verordnung (EU) 2019/815 der 
Kommission ( 4 ) zu präsentieren. 

(5) Weicht die Reihenfolge der in Absatz 1 Buchstabe d und Absatz 2 Buchstabe c genannten Angaben von der 
Reihenfolge dieser Angaben in den Anhängen ab, können die zuständigen Behörden eine Liste mit Querverweisen 
anfordern, aus der hervorgeht, auf welche Punkte in den Anhängen sich diese Angaben beziehen. 

Aus der in Unterabsatz 1 genannten Liste mit Querverweisen geht ferner hervor, ob bestimmte, in den Anhängen 
genannte Punkte aufgrund der Art des Emittenten, der Wertpapiere, des Angebots oder der Zulassung zum Handel nicht 
in den Prospektentwurf aufgenommen wurden. 

(6) Wird keine Liste mit Querverweisen gemäß Absatz 5 verlangt oder eine solche vom Emittenten, vom Anbieter oder 
von der die Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt beantragenden Person nicht freiwillig vorgelegt, ist am 
Rand des Prospektentwurfs zu vermerken, welchen Angaben im Prospektentwurf die relevanten Informationsbestandteile 
in den Anhängen entsprechen. 

Artikel 25 

Aufmachung eines Basisprospekts 

(1) Wird ein Basisprospekt als ein einziges Dokument erstellt, muss er folgende Elemente umfassen: 

a) ein Inhaltsverzeichnis; 

b) einer allgemeinen Beschreibung des Angebotsprogramms; 

c) den in Artikel 16 der Verordnung (EU) 2017/1129 genannten Risikofaktoren; 

d) allen anderen in den Anhängen dieser Verordnung genannten Angaben, die in den Basisprospekt aufzunehmen sind. 

Der Emittent, der Anbieter oder die die Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt beantragende Person kann 
entscheiden, in welcher Reihenfolge die in den Anhängen genannten Angaben im Basisprospekt aufgeführt werden. 

(2) Wird ein Basisprospekt in Form mehrerer Einzeldokumente erstellt, müssen das Registrierungsformular und die 
Wertpapierbeschreibung folgende Elemente umfassen: 

a) ein Inhaltsverzeichnis; 

b) einer allgemeinen Beschreibung des Angebotsprogramms in der Wertpapierbeschreibung; 

c) den in Artikel 16 der Verordnung (EU) 2017/1129 genannten Risikofaktoren; 

d) allen anderen in den Anhängen dieser Verordnung genannten Angaben, die in das Registrierungsformular und in die 
Wertpapierbeschreibung aufzunehmen sind. 

Der Emittent, der Anbieter oder die die Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt beantragende Person kann 
entscheiden, in welcher Reihenfolge die in den Anhängen genannten Angaben im Registrierungsformular und in der 
Wertpapierbeschreibung aufgeführt werden. 

(3) Ein Emittent, ein Anbieter oder eine Person, die die Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt beantragt, 
kann zwei oder mehrere Basisprospekte in einem einzigen Dokument zusammenfassen.
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(4) Wird das Registrierungsformular in Form eines einheitlichen Registrierungsformulars erstellt, kann der Emittent die 
in Absatz 2 Buchstabe c genannten Risikofaktoren zusammen mit den in Absatz 2 Buchstabe d genannten Angaben 
aufführen, sofern diese Risikofaktoren als eigenständiger Abschnitt erkennbar bleiben. 

(5) Wird ein einheitliches Registrierungsformular für die Zwecke von Artikel 9 Absatz 12 der Verordnung (EU) 
2017/1129 verwendet, sind die darin enthaltenen Angaben gemäß der Delegierten Verordnung (EU) 2019/815 zu 
präsentieren. 

(6) Weicht die Reihenfolge der in Absatz 1 Buchstabe d und Absatz 2 Buchstabe d genannten Angaben von der 
Reihenfolge dieser Angaben in den Anhängen ab, können die zuständigen Behörden eine Liste mit Querverweisen 
anfordern, aus der hervorgeht, auf welche Punkte in den Anhängen sich diese Angaben beziehen. 

Aus der in Unterabsatz 1 genannten Liste mit Querverweisen geht ferner hervor, ob bestimmte, in den Anhängen 
genannte Punkte aufgrund der Art des Emittenten, der Wertpapiere, des Angebots oder der Zulassung zum Handel nicht 
in den Basisprospektentwurf aufgenommen wurden. 

(7) Wird keine Liste mit Querverweisen gemäß Absatz 6 verlangt oder eine solche vom Emittenten, vom Anbieter oder 
von der die Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt beantragenden Person nicht freiwillig vorgelegt, ist am 
Rand des Basisprospektentwurfs zu vermerken, welchen Angaben im Basisprospektentwurf die relevanten Informations­
bestandteile in den Anhängen entsprechen. 

Artikel 26 

Im Basisprospekt und in den endgültigen Bedingungen zu liefernde Angaben 

(1) Der Basisprospekt muss die in den Anhängen 14 bis 19 und 27 unter „Kategorie A“ eingestuften Angaben 
enthalten. 

(2) Der Basisprospekt muss die in den Anhängen 14 bis 19 und 27 unter „Kategorie B“ eingestuften Angaben 
enthalten, mit Ausnahme derjenigen Einzelheiten, die zum Zeitpunkt der Billigung des Basisprospekts nicht vorliegen. 
Solche Einzelheiten sind dann in den endgültigen Bedingungen zu liefern. 

(3) Die endgültigen Bedingungen müssen die in den Anhängen 14 bis 19 und 27 unter „Kategorie C“ eingestuften 
Angaben enthalten, es sei denn, diese liegen zum Zeitpunkt der Billigung des Basisprospekts vor; sollte dies der Fall sein, 
können sie stattdessen in den Basisprospekt aufgenommen werden. 

(4) Neben den in den Absätzen 2 und 3 genannten Angaben dürfen die endgültigen Bedingungen nur die in Anhang 
28 genannten Angaben enthalten. Aus dem in Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2017/1129 
genannten Formular für die endgültigen Bedingungen muss hervorgehen, welche der in Anhang 28 der vorliegenden 
Verordnung genannten Angaben in den endgültigen Bedingungen festzulegen sind. 

(5) Die endgültigen Bedingungen dürfen den Angaben im Basisprospekt nicht widersprechen. 

Artikel 27 

Prospektzusammenfassung 

(1) Ein Überblicksabschnitt im Prospekt darf nur dann als „Zusammenfassung“ bezeichnet werden, wenn er die in 
Artikel 7 der Verordnung (EU) 2017/1129 festgelegten Anforderungen erfüllt. 

(2) Ist die Zusammenfassung eines Prospekts gemäß Artikel 23 der Verordnung (EU) 2017/1129 zu ergänzen, sind die 
neuen Angaben so in die Zusammenfassung einzufügen, dass die Änderungen für die Anleger leicht erkennbar sind. Zur 
Einfügung der neuen Angaben wird entweder eine neue Zusammenfassung erstellt oder die bestehende ergänzt.
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KAPITEL IV 

DER EU-WACHSTUMSPROSPEKT 

Artikel 28 

Registrierungsformular beim EU-Wachstumsprospekt für Dividendenwerte 

Ein gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) 2017/1129 erstelltes spezielles Registrierungsformular für Dividendenwerte 
muss die in Anhang 24 der vorliegenden Verordnung genannten Angaben enthalten. 

Artikel 29 

Registrierungsformular beim EU-Wachstumsprospekt für Nichtdividendenwerte 

Ein gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) 2017/1129 erstelltes spezielles Registrierungsformular für Nichtdividenden­
werte muss die in Anhang 25 der vorliegenden Verordnung genannten Angaben enthalten. 

Artikel 30 

Wertpapierbeschreibung beim EU-Wachstumsprospekt für Dividendenwerte 

Eine gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) 2017/1129 erstellte spezielle Wertpapierbeschreibung für Dividendenwerte 
muss die in Anhang 26 der vorliegenden Verordnung genannten Angaben enthalten. 

Artikel 31 

Wertpapierbeschreibung beim EU-Wachstumsprospekt für Nichtdividendenwerte 

Eine gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) 2017/1129 erstellte spezielle Wertpapierbeschreibung für Nichtdividenden­
werte muss die in Anhang 27 der vorliegenden Verordnung genannten Angaben enthalten. 

Artikel 32 

Aufmachung des EU-Wachstumsprospekts 

(1) Wird ein EU-Wachstumsprospekt als ein einziges Dokument erstellt, muss er folgende Elemente in der angegebe­
nen Reihenfolge umfassen: 

a) ein Inhaltsverzeichnis; 

b) sofern zutreffend, alle gemäß Artikel 19 der Verordnung (EU) 2017/1129 mittels Verweis aufgenommenen Angaben; 

c) die spezielle Zusammenfassung; 

d) wenn er in Form eines Basisprospekts erstellt wird, eine allgemeine Beschreibung des Angebotsprogramms; 

e) je nach Art des Wertpapiers die in Anhang 24 Abschnitt 1 oder Anhang 25 Abschnitt 1 genannten Angaben; 

f) je nach Art des Wertpapiers die in Anhang 24 Abschnitt 2 oder Anhang 25 Abschnitt 2 genannten Angaben; 

g) wenn Dividendenwerte von einem Emittenten mit einer Marktkapitalisierung über 200 000 000 EUR ausgegeben 
werden, die in Anhang 26 Abschnitt 2 genannten Angaben; 

h) je nach Art des Wertpapiers die in Anhang 24 Abschnitt 3 und Anhang 26 Abschnitt 3 oder die in Anhang 25 
Abschnitt 3 und Anhang 27 Abschnitt 2 genannten Angaben;
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i) je nach Art des Wertpapiers die in Anhang 26 Abschnitt 4 oder Anhang 27 Abschnitt 3 genannten Angaben; 

j) je nach Art des Wertpapiers die in Anhang 26 Abschnitt 5 oder Anhang 27 Abschnitt 4 genannten Angaben; 

k) je nach Art des Wertpapiers die in Anhang 24 Abschnitt 4 oder Anhang 25 Abschnitt 4 genannten Angaben; 

l) je nach Art des Wertpapiers die in Anhang 24 Abschnitt 5 oder Anhang 25 Abschnitt 5 genannten Angaben; 

m) je nach Art des Wertpapiers die in Anhang 24 Abschnitt 6 oder Anhang 25 Abschnitt 6 genannten Angaben; 

n) bei Nichtdividendenwerten, die Garantien einschließen, die in Anhang 27 Abschnitt 5 genannten Angaben; 

o) je nach Art des Wertpapiers die in Anhang 24 Abschnitt 7 oder Anhang 25 Abschnitt 7 genannten Angaben. 

(2) Wird ein EU-Wachstumsprospekt in Form mehrerer Einzeldokumente erstellt, müssen das Registrierungsformular 
und die Wertpapierbeschreibung für den EU-Wachstumsprospekt folgende Elemente in der angegebenen Reihenfolge 
umfassen: 

a) Registrierungsformular für den EU-Wachstumsprospekt: 

i) ein Inhaltsverzeichnis; 

ii) sofern zutreffend, alle gemäß Artikel 19 der Verordnung (EU) 2017/1129 mittels Verweis aufgenommenen An­
gaben; 

iii) alle anderen in den Anhängen 24 oder 25 genannten Angaben, die je nach Art des Wertpapiers in der gleichen 
Reihenfolge wie die in den Anhängen aufgeführten Abschnitte im Registrierungsformular für den EU-Wachstums­
prospekt geliefert werden müssen. 

b) Wertpapierbeschreibung für den EU-Wachstumsprospekt: 

i) ein Inhaltsverzeichnis; 

ii) sofern zutreffend, alle gemäß Artikel 19 der Verordnung (EU) 2017/1129 mittels Verweis aufgenommenen An­
gaben; 

iii) im Falle eines Basisprospekts eine allgemeine Beschreibung des Programms; 

iv) alle anderen in den Anhängen 26 oder 27 genannten Angaben, die je nach Art des Wertpapiers in der gleichen 
Reihenfolge wie die in den Anhängen aufgeführten Abschnitte in der Wertpapierbeschreibung für den EU-Wachs­
tumsprospekt geliefert werden müssen. 

(3) Ein entweder aus einem einzigen Dokument oder aus mehreren Einzeldokumenten bestehender EU-Wachstums­
prospekt kann als Basisprospekt gestaltet sein. 

(4) Die in Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/1129 genannten KMU, Emittenten und Anbieter halten die 
Reihenfolge der Abschnitte in den Anhängen ein. Innerhalb dieser Abschnitte können sie jedoch von der Reihenfolge der 
Informationsbestandteile abweichen.
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Artikel 33 

Spezielle Zusammenfassung für den EU-Wachstumsprospekt 

(1) Die spezielle Zusammenfassung für den EU-Wachstumsprospekt muss Basisinformationen enthalten, die es den 
Anlegern ermöglichen, sich ein Bild vom Emittenten, vom Garantiegeber und von den angebotenen Wertpapieren sowie 
von den damit verbundenen Risiken zu machen. 

(2) Die Angaben in der speziellen Zusammenfassung müssen präzise, redlich, klar und nicht irreführend sein. 

(3) spezielle Zusammenfassung muss mit den anderen Teilen des EU-Wachstumsprospekts übereinstimmen. 

(4) Die spezielle Zusammenfassung ist als kurze Unterlage abzufassen, die prägnant formuliert und ausgedruckt 
maximal sechs DIN-A4-Seiten lang ist. Die spezielle Zusammenfassung muss 

a) in einer Weise präsentiert und gestaltet sein, die leicht verständlich ist, wobei eine lesbare Zeichengröße zu verwenden 
ist; 

b) in einer klaren, nicht technischen und präzisen Sprache abgefasst sein, die den Anlegern das Verständnis erleichtert. 

Unterabsatz 1 gilt auch, wenn die Angaben tabellarisch präsentiert werden. 

(5) Die spezielle Zusammenfassung muss die in Anhang 23 genannten Angaben enthalten. 

(6) Die spezielle Zusammenfassung darf keine Querverweise auf andere Teile des EU-Wachstumsprospekts oder An­
gaben in Form eines Verweises enthalten. 

(7) In der speziellen Zusammenfassung können zur Darstellung der in Anhang 22 Abschnitte 2, 3 und 4 genannten 
Angaben Unterüberschriften verwendet werden. 

(8) Die Gesamtzahl der in Anhang 23 Punkte 2.3.1, 3.3(d) und 3.4.1 genannten und in die spezielle Zusammenfas­
sung aufgenommenen Risikofaktoren darf nicht über 15 hinausgehen. 

(9) Bei Wertpapieren, die auch der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 5 ) 
unterliegen, kann die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaates die in Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2017/1129 genannten KMU, Emittenten und Anbieter auffordern, die in Anhang 23 Abschnitt 3 der vorliegenden 
Verordnung genannten Angaben durch die in Artikel 8 Absatz 3 Buchstaben c bis i der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 
genannten Angaben zu ersetzen. 

(10) Wenn die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaates keine Ersetzung nach Absatz 9 fordert, können die in 
Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/1129 genannten KMU, Emittenten und Anbieter die in Anhang 23 
Abschnitt 3 der vorliegenden Verordnung genannten Angaben durch die in Artikel 8 Absatz 3 Buchstaben c bis i der 
Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 genannten Angaben ersetzen. 

(11) Werden die in den Absätzen 9 und 10 genannten Angaben ersetzt, sind diese als eigener Abschnitt in die 
spezielle Zusammenfassung einzufügen und muss klar erkennbar sein, dass dieser Abschnitt die in Artikel 8 Absatz 3 
Buchstaben c bis i der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 genannten Angaben enthält. 

(12) Die in Absatz 4 genannte maximale Länge der speziellen Zusammenfassung erhöht sich um 

a) eine zusätzliche DIN-A4-Seite, wenn die spezielle Zusammenfassung Angaben zu einer für die Wertpapiere gestellten 
Garantie enthält;
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b) zwei zusätzliche DIN-A4-Seiten, wenn eine spezielle Zusammenfassung für mehrere Wertpapiere, die sich nur in sehr 
wenigen Einzelheiten, etwa in Bezug auf den Emissionspreis oder den Fälligkeitstermin unterscheiden, erstellt wird; 

c) drei zusätzliche DIN-A4-Seiten, wenn Angaben gemäß den Absätzen 9 und 10 ersetzt werden. 

Für die Zwecke des Buchstaben c können für jedes Wertpapier drei zusätzliche DIN-A4-Seiten verwendet werden, wenn 
die spezielle Zusammenfassung für mehrere Wertpapiere, die sich nur in einigen sehr wenigen Details, etwa in Bezug auf 
den Emissionspreis oder den Fälligkeitstermin, unterscheiden, erstellt wird. 

Artikel 34 

Nachträge zur speziellen Zusammenfassung des EU-Wachstumsprospekts 

Ist die spezielle Zusammenfassung eines EU-Wachstumsprospekts gemäß Artikel 23 der Verordnung (EU) 2017/1129 zu 
ergänzen, sind die neuen Angaben so in die spezielle Zusammenfassung einzufügen, dass die Änderungen für die Anleger 
leicht erkennbar sind. Zur Einfügung der neuen Angaben wird entweder eine neue spezielle Zusammenfassung erstellt 
oder die bestehende ergänzt. 

KAPITEL V 

PRÜFUNG UND BILLIGUNG DES PROSPEKTS UND ÜBERPRÜFUNG DES EINHEITLICHEN 
REGISTRIERUNGSFORMULARS 

Artikel 35 

Umfang der Prüfung 

Für die Zwecke der Prospektprüfung und der Überprüfung des einheitlichen Registrierungsformulars sind Verweise auf 
den Prospekt als Verweise auf den Prospekt oder einen seiner Bestandteile zu verstehen, also auch ein einheitliches 
Registrierungsformular, unabhängig davon, ob es zur Billigung eingereicht oder ohne vorherige Billigung hinterlegt wurde, 
und etwaige Änderungen daran sowie Nachträge zum Prospekt. 

Artikel 36 

Kriterien für die Prüfung der Vollständigkeit der im Prospekt enthaltenen Angaben 

(1) Bei der Prüfung der Vollständigkeit der in einem Prospektentwurf enthaltenen Angaben berücksichtigen die zu­
ständigen Behörden alle folgenden Punkte: 

a) je nach Art des Emittenten, Art der Ausgabe, Art des Wertpapiers und Art des Angebots oder der Zulassung zum 
Handel, ob der Prospektentwurf gemäß der Verordnung (EU) 2017/1129 und der vorliegenden Verordnung erstellt 
wurde; 

b) ob der Emittent wie in Artikel 18 dargelegt eine komplexe finanztechnische Vorgeschichte hat oder eine bedeutende 
finanzielle Verpflichtung eingegangen ist. 

(2) Für die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe b können die zuständigen Behörden vom Emittenten die Aufnahme, 
Änderung oder Entfernung von Angaben aus einem Prospektentwurf verlangen, wobei sie Folgendes berücksichtigen: 

a) die Art der Wertpapiere; 

b) die bereits im Prospekt enthaltenen Angaben und das Vorhandensein und den Inhalt von bereits im Prospekt eines 
anderen Unternehmens als dem Emittenten enthaltenen Angaben sowie die anwendbaren Rechnungslegungs- und 
Prüfungsgrundsätze; 

c) den wirtschaftlichen Charakter der Transaktionen, mit denen der Emittent sein Unternehmen oder einen Teil desselben 
erworben oder veräußert hat, sowie die spezielle Art des Unternehmens; 

d) ob sich der Emittent mit vertretbarem Aufwand Informationen über dieses andere Unternehmen beschaffen kann.
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Artikel 37 

Kriterien für die Prüfung der Verständlichkeit der im Prospekt enthaltenen Angaben 

(1) Bei der Prüfung der Verständlichkeit der in einem Prospektentwurf enthaltenen Angaben berücksichtigen die 
zuständigen Behörden alle folgenden Punkte: 

a) ob der Prospektentwurf über ein klares und detailliertes Inhaltsverzeichnis verfügt; 

b) ob der Prospektentwurf frei von unnötigen Wiederholungen ist; 

c) ob zusammenhängende Angaben gruppiert sind; 

d) ob im Prospektentwurf eine leicht lesbare Schriftgröße verwendet wird; 

e) ob die Struktur des Prospektentwurfs den Anlegern das Verständnis des Inhalts ermöglicht; 

f) ob im Prospektentwurf die Bestandteile mathematischer Formeln definiert sind und, sofern zutreffend, die Produkt­
struktur klar beschrieben wird; 

g) ob der Prospektentwurf in einfacher Sprache gehalten ist; 

h) ob die Art der Geschäftstätigkeit des Emittenten und seine Haupttätigkeiten im Prospektentwurf klar beschrieben 
werden; 

i) ob im Prospektentwurf handels- oder branchenspezifische Begriffe erläutert werden. 

Allerdings dürfen die zuständigen Behörden die Buchstaben g, h und i außer Acht lassen, wenn ein Prospektentwurf 
ausschließlich für die Zwecke der Zulassung von Nichtdividendenwerten zum Handel an einem geregelten Markt ver­
wendet wird, für die Artikel 7 der Verordnung (EU) 2017/1129 keine Zusammenfassung vorschreibt. 

(2) Für die Zwecke von Absatz 1 dürfen die zuständigen Behörden im Einzelfall verlangen, dass zusätzlich zu den in 
Artikel 7 der Verordnung (EU) 2017/1129 und Artikel 33 der vorliegenden Verordnung genannten Angaben bestimmte 
im Prospektentwurf enthaltene Angaben in die Zusammenfassung übernommen werden. 

Artikel 38 

Kriterien für die Prüfung der Kohärenz der im Prospekt enthaltenen Angaben 

Bei der Prüfung der Kohärenz der im Prospekt enthaltenen Angaben berücksichtigt die zuständige Behörde alle folgenden 
Punkte: 

a) ob zwischen den im Prospektentwurf enthaltenen Informationsbestandteilen, einschließlich der mittels Verweis auf­
genommenen Informationen, keine wesentlichen Abweichungen festzustellen sind; 

b) ob etwaige an anderer Stelle im Prospektentwurf erwähnte wesentliche und spezifische Risiken in den Abschnitt über 
Risikofaktoren aufgenommen wurden; 

c) ob die Angaben in der Zusammenfassung den Angaben an anderer Stelle im Prospektentwurf entsprechen; 

d) ob alle etwaigen Zahlen zur Verwendung von Erlösen der Höhe der erzielten Erlöse entsprechen und ob die ange­
gebene Verwendung der Erlöse der angegebenen Strategie des Emittenten entspricht; 

e) ob die Beschreibung des Emittenten in den Angaben zur Geschäfts- und Finanzlage, die historischen Finanzinforma­
tionen, die Beschreibung der Aktivitäten des Emittenten und die Beschreibung der Risikofaktoren kohärent sind; 

f) ob die Erklärung zum Geschäftskapital den Risikofaktoren, dem Vermerk des Abschlussprüfers, der Verwendung der 
Erlöse, der angegebenen Strategie des Emittenten und der Finanzierung dieser Strategie entspricht.
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Artikel 39 

Prüfung der im Prospekt bestimmter Kategorien von Emittenten enthaltenen Angaben 

Die zuständigen Behörden können unter Berücksichtigung der Tätigkeiten bestimmter, unter eine der Kategorien in 
Anhang 29 fallender Kategorien von Emittenten die Aufnahme zusätzlicher Angaben in den Prospekt verlangen. 

Artikel 40 

Zusätzliche Kriterien für die Prüfung der Vollständigkeit, Kohärenz und Verständlichkeit der im Prospekt 
enthaltenen Angaben 

Sollte der Anlegerschutz dies erfordern, kann die zuständige Behörde zusätzlich zu den in den Artikeln 36, 37 und 38 
genannten Kriterien weitere heranziehen, um die im Prospektentwurf enthaltenen Angaben auf ihre Vollständigkeit, 
Verständlichkeit und Kohärenz hin zu prüfen. 

Artikel 41 

Verhältnismäßiger Ansatz bei der Prüfung von Prospektentwürfen und der Überprüfung des einheitlichen 
Registrierungsformulars 

(1) Wenn sich der erste Entwurf eines einer zuständigen Behörde vorgelegten Prospekts im Wesentlichen mit einem 
bereits von dieser Behörde gebilligten Prospekt deckt und in diesem Prospektentwurf alle Änderungen gegenüber dem 
bereits gebilligten Prospekt hervorgehoben sind, muss die zuständige Behörde lediglich diese Änderungen sowie alle 
hiervon betroffenen Angaben prüfen und zu diesem Zweck die in den Artikeln 36, 37 und 38 genannten Kriterien 
heranziehen. 

(2) Wenn ein bereits überprüftes, ohne vorherige Billigung hinterlegtes einheitliches Registrierungsformular oder eine 
Änderung an einem solchen geprüft wird, müssen die zuständigen Behörden die in den Artikeln 36, 37 und 38 
genannten Kriterien nur auf die noch nicht überprüften Teile des einheitlichen Registrierungsformulars oder die noch 
nicht überprüfte Änderung anwenden. 

(3) Enthält der erste Entwurf eines Prospekts Angaben mittels eines Verweises auf ein Dokument, das gemäß der 
Verordnung (EU) 2017/1129 oder gemäß den nationalen Bestimmungen zur Umsetzung der Richtlinie 2003/71/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 6 ) gebilligt wurde, müssen die zuständigen Behörden nur die in Artikel 38 der 
vorliegenden Verordnung genannten Kriterien zur Prüfung dieser Angaben anwenden. 

(4) Bei der Anwendung der Absätze 1, 2 oder 3 fordern die zuständigen Behörden den Emittenten, den Anbieter oder 
die die Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt beantragende Person auf, zu bestätigen, dass alle Angaben im 
endgültigen Prospektentwurf oder einheitlichen Registrierungsformular aktuell sind und alle in den Anhängen genannten 
und für diesen Prospekt oder dieses einheitliche Registrierungsformular maßgeblichen Informationen enthalten. 

(5) Werden der zuständigen Behörde im Anschluss daran weitere Prospektentwürfe vorgelegt, muss sie bei der Prüfung 
dieser Folgeentwürfe die in den Artikeln 36, 37 und 38 genannten Kriterien nur auf die Änderungen im Vergleich zum 
Vorentwurf und alle von diesen Änderungen betroffenen Angaben anwenden. 

Artikel 42 

Einreichung eines Antrags auf Billigung eines Prospektentwurfs oder Hinterlegung eines einheitlichen 
Registrierungsformulars oder diesbezüglicher Änderungen 

(1) Jeder Prospektentwurf ist der zuständigen Behörde auf elektronischem Wege in einem durchsuchbaren elektro­
nischen Format zu übermitteln. 

Bei Einreichung des ersten Prospektentwurfs hat der Emittent, der Anbieter oder die die Zulassung zum Handel an einem 
geregelten Markt beantragende Person der zuständigen Behörde eine Kontaktstelle zu nennen, der die zuständige Behörde 
alle Benachrichtigungen auf elektronischem Wege schriftlich übermitteln kann.
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(2) Ebenfalls auf elektronischem Wege und in einem durchsuchbaren elektronischen Format ist der zuständigen 
Behörde Folgendes zu übermitteln: 

a) die Liste der Querverweise, falls von der zuständigen Behörde gemäß Artikel 24 Absatz 5 angefordert oder auf eigene 
Initiative übermittelt; 

b) wird keine Liste mit Querverweisen angefordert, ein Dokument, das alle in den Anhängen genannten Punkte nennt, die 
mit Blick auf die Art des Emittenten, der Wertpapiere, des Angebots oder der Zulassung zum Handel nicht in den 
Prospektentwurf aufgenommen wurden; 

c) alle gemäß Artikel 19 der Verordnung (EU) 2017/1129 mittels Verweis in den Prospekt aufgenommenen Angaben, 
sofern diese nicht schon von derselben zuständigen Behörde gebilligt oder bei dieser in einem durchsuchbaren 
elektronischen Format hinterlegt wurden; 

d) alle begründeten Anträge an die zuständige Behörde auf Genehmigung der in Artikel 18 der Verordnung (EU) 
2017/1129 genannten Nichtaufnahme bestimmter Angaben in den Prospekt; 

e) alle Anträge an die zuständige Behörde auf eine in Artikel 25 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/1129 genannte 
Notifizierung; 

f) alle Anträge an die zuständige Behörde auf eine in Artikel 26 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/1129 genannte 
Notifizierung; 

g) ein in Artikel 26 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2017/1129 genannter Anhang, es sei denn, in Artikel 7 Absatz 1 
Unterabsatz 2 dieser Verordnung wird keine Zusammenfassung verlangt; 

h) für den Fall, dass der Emittent den Entwurf eines einheitlichen Registrierungsformulars zur Billigung vorlegt oder ein 
einheitliches Registrierungsformular ohne vorherige Billigung hinterlegt und den Status eines Daueremittenten anstrebt, 
eine Bestätigung des Emittenten, dass seines Wissens alle nach den nationalen Bestimmungen zur Umsetzung der 
Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 7 ), sofern anwendbar, und nach der Verordnung 
(EU) Nr. 596/2014 der Europäischen Parlaments und des Rates ( 8 ) zu liefernden Angaben während der letzten 18 
Monate oder seit Beginn der Pflicht zur Lieferung dieser Angaben — je nachdem, welcher Zeitraum der Kürzere ist — 
gemäß diesen Rechtsakten hinterlegt und veröffentlicht wurden; 

i) wird ein einheitliches Registrierungsformular ohne vorherige Billigung hinterlegt, eine Erklärung, inwieweit einer 
Aufforderung auf Änderung oder auf Lieferung zusätzlicher Angaben gemäß Artikel 9 Absatz 9 Unterabsatz 2 der 
Verordnung (EU) 2017/1129 im einheitlichen Registrierungsformular Rechnung getragen wurde; 

j) alle anderen von der zuständigen Behörde für die Zwecke der Prüfung und der Billigung des Prospekts oder der 
Prüfung und Billigung des einheitlichen Registrierungsformulars geforderten Angaben. 

(3) Ist ein ohne vorherige Billigung hinterlegtes einheitliches Registrierungsformular gemäß Artikel 24 Absatz 6 mit 
Randbemerkungen versehen, ist eine identische Fassung ohne Randbemerkungen beizufügen. 

(4) Wird ein einheitliches Registrierungsformular ohne vorherige Billigung hinterlegt oder ein einheitliches Registrie­
rungsformular geändert, sind die in Absatz 2 Buchstaben a, b, c, d, h und i genannten Angaben bei Hinterlegung des 
einheitlichen Registrierungsformulars bei der zuständigen Behörde vorzulegen, während die in Absatz 2 Buchstabe j 
genannten Angaben während des Überprüfungsprozesses vorzulegen sind. In allen anderen Fällen sind die in Absatz 2 
genannten Angaben der zuständigen Behörde mit dem ersten Prospektentwurf oder während des Prüfverfahrens vor­
zulegen.
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( 7 ) Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Dezember 2004 zur Harmonisierung der Transparen­
zanforderungen in Bezug auf Informationen über Emittenten, deren Wertpapiere zum Handel auf einem geregelten Markt zugelassen 
sind, und zur Änderung der Richtlinie 2001/34/EG (ABl. L 390 vom 31.12.2004, S. 38). 

( 8 ) Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über Marktmissbrauch (Marktmiss­
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(5) Teilt ein Daueremittent der zuständigen Behörde gemäß Artikel 20 Absatz 6 Unterabsatz 1 Satz 2 der Verordnung 
(EU) 2017/1129 mit, dass er einen Antrag auf Billigung eines Prospektentwurfs stellen will, muss diese Mitteilung 
schriftlich und auf elektronischem Wege erfolgen. 

Den in Unterabsatz 1 genannten Angaben muss zu entnehmen sein, welche Anhänge für diesen Prospektentwurf relevant 
sind. 

Artikel 43 

Änderungen an einem Prospektentwurf während des Billigungsverfahrens 

(1) In jeder nach dem ersten Prospektentwurf vorgelegten Fassung sind die Änderungen gegenüber dem Vorentwurf 
kenntlich zu machen und ist eine Fassung ohne solche Markierungen beizufügen. Wurden nur begrenzte Änderungen 
vorgenommen, akzeptieren die zuständigen Behörden auch markierte Auszüge des Vorentwurfs. 

(2) Haben die zuständigen Behörden dem Emittenten, dem Anbieter oder der die Zulassung zum Handel an einem 
geregelten Markt beantragenden Person gemäß Artikel 45 Absatz 2 mitgeteilt, dass der Prospektentwurf die in Artikel 20 
Absatz 4 der Verordnung (EU) 2017/1129 genannten Standards der Vollständigkeit, der Verständlichkeit und der 
Kohärenz nicht erfüllt, ist dem nachfolgend vorgelegten Prospektentwurf eine Erläuterung beizufügen, aus der hervorgeht, 
wie die von den zuständigen Behörden aufgezeigten Probleme angegangen wurden. 

(3) Sind die an einem Prospektentwurf vorgenommenen Änderungen selbsterklärend oder werden die von der zu­
ständigen Behörde aufgezeigten Probleme dadurch eindeutig behoben, ist ein Hinweis auf die Stellen, an denen die 
Änderungen zur Behebung dieser Probleme vorgenommen wurden, für die Zwecke von Absatz 2 als ausreichend zu 
erachten. 

Artikel 44 

Antrag auf Billigung des endgültigen Prospektentwurfs 

(1) Der endgültige Prospektentwurf ist zusammen mit allen in Artikel 42 Absatz 2 genannten Angaben, die sich im 
Vergleich zur Vorfassung geändert haben, außer den unter den Buchstaben a und h genannten, zur Billigung vorzulegen. 
Der endgültige Prospektentwurf darf nicht mit Randbemerkungen versehen sein. 

(2) Wurden keine Änderungen an den in Artikel 42 Absatz 2 genannten Angaben vorgenommen, hat der Emittent, 
der Anbieter oder die die Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt beantragende Person dies auf elektronischem 
Wege schriftlich zu bestätigen. 

Artikel 45 

Bestätigung des Eingangs eines Antrags auf Billigung eines Prospektentwurfs oder der Hinterlegung eines 
einheitlichen Registrierungsformulars oder einer diesbezüglichen Änderung und Bearbeitung eines Antrags auf 

Billigung eines Prospektentwurfs 

(1) Die zuständigen Behörden bestätigen den Eingang des ersten Antrags auf Billigung eines Prospektentwurfs, die 
Hinterlegung eines einheitlichen Registrierungsformulars gemäß Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) 
2017/1129 oder die Änderung an diesem einheitlichen Registrierungsformular so schnell wie möglich, spätestens aber bis 
zum Geschäftsschluss des zweiten Arbeitstages nach Antragseingang oder Hinterlegung in schriftlicher Form auf elektro­
nischem Wege. 

Bei Eingang des ersten Antrags auf Billigung eines Prospektentwurfs und Hinterlegung eines einheitlichen Registrierungs­
formulars oder einer Änderung daran teilt die zuständige Behörde dem Emittenten, dem Anbieter oder der die Zulassung 
zum Handel an einem geregelten Markt beantragenden Person Folgendes mit: 

a) das Aktenzeichen des Antrags oder der Hinterlegung; 

b) die Kontaktstelle bei der zuständigen Behörde, an die Anfragen zum Antrag oder zur Hinterlegung gerichtet werden 
können.
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(2) Wenn der Prospektentwurf nicht den Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und Kohärenz entspricht und 
damit die für die Billigung erforderlichen Voraussetzungen nicht erfüllt oder Änderungen oder zusätzliche Angaben 
notwendig sind, teilen die zuständigen Behörden dies dem Emittenten, Anbieter oder der die Zulassung zum Handel 
an einem geregelten Markt beantragenden Person auf elektronischem Wege schriftlich mit. 

Wenn das in Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) 2017/1129 genannte einheitliche Registrierungs­
formular oder eine Änderung daran nicht den Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und Kohärenz entspricht 
oder Änderungen oder zusätzliche Angaben notwendig sind, teilen die zuständigen Behörden dies dem Emittenten auf 
elektronischem Wege schriftlich mit. Ist dieser Mangel nach Artikel 9 Absatz 9 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) 
2017/1129 unverzüglich zu beheben, teilt die zuständige Behörde dies dem Emittenten mit. 

(3) Die zuständige Behörde teilt dem Emittenten, dem Anbieter oder der die Zulassung zum Handel an einem 
geregelten Markt beantragenden Person ihre Entscheidung bezüglich der Billigung des Prospektentwurfs so schnell wie 
möglich, spätestens aber bis zum Geschäftssschluss des Tages, an dem diese Entscheidung gefällt wird, auf elektronischem 
Wege schriftlich mit. 

KAPITEL VI 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 46 

Aufhebung 

Die Verordnung (EG) Nr. 809/2004 wird aufgehoben. 

Artikel 47 

Inkrafttreten und Anwendung 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 21. Juli 2019. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 14. März 2019 

Für die Kommission 
Der Präsident 

Jean-Claude JUNCKER
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ANHANG I 

REGISTRIERUNGSFORMULAR FÜR DIVENDENDENWERTE 

ABSCHNITT 1 VERANTWORTLICHE PERSONEN, ANGABEN VON SEITEN DRITTER, SACHVERSTÄNDIGENBERICHTE UND 
BILLIGUNG DURCH DIE ZUSTÄNDIGE BEHÖRDE 

Punkt 1.1 Nennung aller Personen, die für die Angaben im Registrierungsformular bzw. für bestimmte Teile der 
Angaben verantwortlich sind. Im letzteren Fall sind die entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es 
sich um natürliche Personen, zu denen auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichts­
organs des Emittenten gehören, sind Name und Funktion dieser Person zu nennen. Bei juristischen 
Personen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft anzugeben. 

Punkt 1.2 Erklärung der für das Registrierungsformular verantwortlichen Personen, dass die Angaben im Regis­
trierungsformular ihres Wissens nach richtig sind und dass das Registrierungsformular keine Auslas­
sungen enthält, die die Aussage verzerren könnten. 

Gegebenenfalls Erklärung der für bestimmte Abschnitte des Registrierungsformulars verantwortlichen 
Personen, dass die in den Teilen des Registrierungsformulars genannten Angaben, für die sie verant­
wortlich sind, ihres Wissens nach richtig sind und dass diese Teile des Registrierungsformulars keine 
Auslassungen beinhalten, die die Aussage verzerren könnten. 

Punkt 1.3 Wird in das Registrierungsformular eine Erklärung oder ein Bericht einer Person aufgenommen, die als 
Sachverständiger handelt, so sind folgende Angaben zu dieser Person zu machen: 

a) Name, 

b) Geschäftsadresse, 

c) Qualifikationen, 

d) das wesentliche Interesse am Emittenten, falls vorhanden. 

Wurde die Erklärung oder der Bericht auf Ersuchen des Emittenten erstellt, ist anzugeben, dass diese 
Erklärung oder dieser Bericht mit Zustimmung der Person, die den Inhalt dieses Teils des Registrie­
rungsformulars für die Zwecke des Prospekts gebilligt hat, aufgenommen wurde. 

Punkt 1.4 Wurden Angaben vonseiten Dritter übernommen, ist zu bestätigen, dass diese Angaben korrekt wie­
dergegeben wurden und nach Wissen des Emittenten und soweit für ihn aus den von diesem Dritten 
veröffentlichten Angaben ersichtlich, nicht durch Auslassungen unkorrekt oder irreführend gestaltet 
wurden. Darüber hinaus hat der Emittent die Quelle(n) der Angaben zu nennen. 

Punkt 1.5 Eine Erklärung, dass 

a) [das Registrierungsformular/der Prospekt] durch [Bezeichnung der zuständigen Behörde] als zustän­
diger Behörde gemäß Verordnung (EU) 2017/1129 gebilligt wurde, 

b) die [Bezeichnung der zuständigen Behörde] [dieses Registrierungsformular/diesen Prospekt] nur 
bezüglich der Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und Kohärenz gemäß der Verordnung 
(EU) 2017/1129 billigt, 

c) eine solche Billigung nicht als eine Befürwortung des Emittenten, der Gegenstand [dieses Regis­
trierungsformulars/dieses Prospekts] ist, erachtet werden sollte. 

ABSCHNITT 2 ABSCHLUSSPRÜFER 

Punkt 2.1 Name und Anschrift der Abschlussprüfer des Emittenten, die für den von den historischen Finanz­
informationen abgedeckten Zeitraum zuständig waren (einschließlich ihrer Mitgliedschaft in einer 
Berufsvereinigung). 

Punkt 2.2 Wurden Abschlussprüfer während des von den historischen Finanzinformationen abgedeckten Zeit­
raums abberufen, nicht wieder bestellt oder haben sie ihr Mandat selbst niedergelegt, so sind ent­
sprechende Einzelheiten anzugeben, wenn sie von wesentlicher Bedeutung sind.
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ABSCHNITT 3 RISIKOFAKTOREN 

Punkt 3.1 Eine Beschreibung der wesentlichen Risiken, die dem Emittenten eigen sind, in einer begrenzten 
Anzahl an Kategorien in einer Rubrik mit der Überschrift „Risikofaktoren“. 

In jeder Kategorie werden die gemäß der Bewertung durch den Emittenten, Anbieter oder die die 
Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt beantragenden Person wesentlichsten Risiken, unter 
Berücksichtigung der negativen Auswirkungen auf den Emittenten und der Wahrscheinlichkeit ihres 
Eintretens, zuerst angeführt. Die Risiken werden durch den Inhalt des Registrierungsformulars bestätigt. 

ABSCHNITT 4 ANGABEN ZUM EMITTENTEN 

Punkt 4.1 Gesetzliche und kommerzielle Bezeichnung des Emittenten. 

Punkt 4.2 Ort der Registrierung des Emittenten, seine Registrierungsnummer und Rechtsträgerkennung (LEI). 

Punkt 4.3 Datum der Gründung der Gesellschaft und Existenzdauer des Emittenten, soweit diese nicht unbefristet 
ist. 

Punkt 4.4 Sitz und Rechtsform des Emittenten, Rechtsordnung, unter der er tätig ist, Land der Gründung der 
Gesellschaft; Anschrift und Telefonnummer seines eingetragenen Sitzes (oder Hauptort der Geschäfts­
tätigkeit, falls nicht mit dem eingetragenen Sitz identisch), etwaige Website des Emittenten mit einer 
Erklärung, dass die Angaben auf der Website nicht Teil des Prospekts sind, sofern diese Angaben nicht 
mittels Verweises in den Prospekt aufgenommen wurden. 

ABSCHNITT 5 ÜBERBLICK ÜBER DIE GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 

Punkt 5.1 Haupttätigkeitsbereiche 

Punkt 5.1.1 Beschreibung der Wesensart der Geschäfte des Emittenten und seiner Haupttätigkeiten (sowie der damit 
im Zusammenhang stehenden Schlüsselfaktoren) unter Angabe der wichtigsten Arten der vertriebenen 
Produkte und/oder erbrachten Dienstleistungen, und zwar für jedes Geschäftsjahr innerhalb des Zeit­
raums, der von den historischen Finanzinformationen abgedeckt wird; 

Punkt 5.1.2 Angabe etwaiger wichtiger neuer Produkte und/oder Dienstleistungen, die eingeführt wurden, und — 
in dem Maße, wie die Entwicklung neuer Produkte oder Dienstleistungen offengelegt wurde — Angabe 
des Stands ihrer Entwicklung. 

Punkt 5.2 Wichtigste Märkte 

Beschreibung der wichtigsten Märkte, auf denen der Emittent tätig ist, einschließlich einer Aufschlüs­
selung der Gesamtumsatzerträge nach Geschäftssegment und geografischem Markt für jedes Geschäfts­
jahr innerhalb des Zeitraums, der von den historischen Finanzinformationen abgedeckt wird. 

Punkt 5.3 Wichtige Ereignisse in der Entwicklung der Geschäftstätigkeit des Emittenten. 

Punkt 5.4 Strategie und Ziele 

Beschreibung der Geschäftsstrategie und -ziele des Emittenten, sowohl in finanzieller als auch in einer 
etwaigen nichtfinanziellen Hinsicht. In dieser Beschreibung sind auch die zukünftigen Herausforderun­
gen und die Aussichten des Emittenten zu berücksichtigen. 

Punkt 5.5 Kurze Angaben über die etwaige Abhängigkeit des Emittenten in Bezug auf Patente und Lizenzen, 
Industrie-, Handels- oder Finanzierungsverträge oder neue Herstellungsverfahren, wenn diese Faktoren 
von wesentlicher Bedeutung für die Geschäftstätigkeit oder die Rentabilität des Emittenten sind. 

Punkt 5.6 Grundlage für etwaige Angaben des Emittenten zu seiner Wettbewerbsposition. 

Punkt 5.7 Investitionen 

Punkt 5.7.1 Beschreibung (einschließlich des Betrages) der wesentlichen Investitionen des Emittenten für jedes 
Geschäftsjahr, und zwar für den Zeitraum, der von den historischen Finanzinformationen abgedeckt 
wird, bis zum Datum des Registrierungsformulars.
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Punkt 5.7.2 Beschreibung aller wesentlichen laufenden oder bereits fest beschlossenen Investitionen des Emittenten, 
einschließlich ihrer geografischen Verteilung (Inland und Ausland) und der Finanzierungsmethode 
(Eigen- oder Fremdfinanzierung). 

Punkt 5.7.3 Beizubringen sind Angaben über Gemeinschaftsunternehmen und Unternehmen, an denen der Emit­
tent einen Teil des Eigenkapitals hält, dem bei der Bewertung seiner eigenen Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage voraussichtlich eine erhebliche Bedeutung zukommt. 

Punkt 5.7.4 Beschreibung etwaiger Umweltfragen, die die Verwendung der Sachanlagen durch den Emittenten 
beeinflussen könnten. 

ABSCHNITT 6 ORGANISATIONSSTRUKTUR 

Punkt 6.1 Ist der Emittent Teil einer Gruppe, kurze Beschreibung der Gruppe und der Stellung des Emittenten 
innerhalb dieser Gruppe. Dies kann in Form oder unter Beifügung eines Diagramms der Organisations­
struktur erfolgen, sofern dies zur Darstellung der Struktur hilfreich ist. 

Punkt 6.2 Auflistung der wichtigsten Tochtergesellschaften des Emittenten, einschließlich Name, Land der Grün­
dung oder des Sitzes, Anteil an gehaltenen Beteiligungsrechten und — falls nicht identisch — Anteil 
der gehaltenen Stimmrechte. 

ABSCHNITT 7 ANGABEN ZUR GESCHÄFTS- UND FINANZLAGE 

Punkt 7.1 Finanzlage 

Punkt 7.1.1 Sofern nicht an anderer Stelle im Registrierungsformular vermerkt und sofern für das Verständnis der 
Geschäftstätigkeit des Emittenten insgesamt erforderlich, ein die tatsächlichen Verhältnisse wiederge­
bender Bericht über den Geschäftsverlauf und das Geschäftsergebnis sowie über die Stellung des 
Emittenten für jedes Jahr und jeden Zwischenzeitraum, für den historische Finanzinformationen ver­
langt werden, einschließlich der Ursachen wesentlicher Veränderungen. 

Der Bericht besteht aus einer ausgewogenen und umfassenden Analyse des Geschäftsverlaufs und des 
Geschäftsergebnisses sowie der Stellung des Emittenten und entspricht dem Umfang und der Kom­
plexität der Geschäftstätigkeit. 

Soweit für das Verständnis des Geschäftsverlaufs, des Geschäftsergebnisses oder der Stellung des 
Emittenten nötig, umfasst die Analyse sowohl wesentliche finanzielle als auch, sofern angemessen, 
wesentliche nichtfinanzielle Leistungsindikatoren, die für das spezielle Unternehmen relevant sind. Die 
Analyse umfasst, sofern angemessen, Verweise auf im Jahresabschluss ausgewiesene Beträge und wei­
tere Erläuterungen dazu. 

Punkt 7.1.2 Sofern nicht an anderer Stelle im Registrierungsformular vermerkt und sofern für das Verständnis der 
Geschäftstätigkeit des Emittenten insgesamt erforderlich, gibt der Bericht auch Aufschluss über: 

a) die wahrscheinliche zukünftige Entwicklung des Emittenten; 

b) Aktivitäten im Bereich Forschung und Entwicklung. 

Den unter Punkt 7.1 genannten Anforderungen kann durch die Aufnahme des in den Artikeln 19 und 
29 der Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) genannten Lageberichts 
entsprochen werden. 

Punkt 7.2 Betriebsergebnis 

Punkt 7.2.1 Angaben zu wichtigen Faktoren, einschließlich ungewöhnlicher oder seltener Vorfälle oder neuer 
Entwicklungen, die die Geschäftserträge des Emittenten wesentlich beeinträchtigen, und über das 
Ausmaß, in dem die Erträge auf diese Weise beeinflusst wurden. 

Punkt 7.2.2 Falls die historischen Finanzinformationen wesentliche Veränderungen bei den Nettoumsätzen oder 
den Nettoerträgen ausweisen, sind die Gründe für diese Veränderungen in einer ausführlichen Erläu­
terung darzulegen. 

_____________ 
( 1 ) Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Jahresabschluss, den konsolidierten 

Abschluss und damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter Rechtsformen und zur Änderung der Richtlinie 
2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG 
des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 19).
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ABSCHNITT 8 EIGENKAPITALAUSSTATTUNG 

Punkt 8.1 Angaben über die Eigenkapitalausstattung des Emittenten (sowohl kurz- als auch langfristig). 

Punkt 8.2 Erläuterung der Quellen und der Beträge des Kapitalflusses des Emittenten und eine ausführliche 
Darstellung dieser Posten. 

Punkt 8.3 Angaben über den Fremdfinanzierungsbedarf und die Finanzierungsstruktur des Emittenten. 

Punkt 8.4 Angaben zu jeglichen Beschränkungen des Rückgriffs auf die Eigenkapitalausstattung, die die Geschäfte 
des Emittenten direkt oder indirekt wesentlich beeinträchtigt haben oder beeinträchtigen könnten. 

Punkt 8.5 Angaben über voraussichtliche Quellen für Finanzierungsmittel, die zur Erfüllung der in 5.7.2 genann­
ten Verpflichtungen erforderlich sind. 

ABSCHNITT 9 REGELUNGSUMFELD 

Punkt 9.1 Beschreibung des Regelungsumfelds, in dem der Emittent tätig ist und das seine Geschäfte wesentlich 
beeinträchtigen könnte, sowie Angaben zu staatlichen, wirtschaftlichen, steuerlichen, monetären oder 
politischen Strategien oder Faktoren, die die Geschäfte des Emittenten direkt oder indirekt wesentlich 
beeinträchtigt haben oder beeinträchtigen könnten. 

ABSCHNITT 10 TRENDINFORMATIONEN 

Punkt 10.1 Eine Beschreibung 

a) der wichtigsten aktuellen Trends bei Produktion, Umsatz und Vorräten sowie bei Kosten und 
Verkaufspreisen zwischen dem Ende des letzten Geschäftsjahres und dem Datum des Registrierungs­
formulars; 

b) jeder wesentlichen Änderung der Finanz- und Ertragslage der Gruppe seit dem Ende des letzten 
Berichtszeitraums, für den bis zum Datum des Registrierungsformulars Finanzinformationen ver­
öffentlicht wurden. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

Punkt 10.2 Angabe aller bekannten Trends, Unsicherheiten, Anfragen, Verpflichtungen oder Vorfälle, die die Aus­
sichten des Emittenten nach vernünftigem Ermessen zumindest im laufenden Geschäftsjahr wesentlich 
beeinflussen werden. 

ABSCHNITT 11 GEWINNPROGNOSEN ODER -SCHÄTZUNGEN 

Punkt 11.1 Hat ein Emittent eine (noch ausstehende und gültige) Gewinnprognose oder -schätzung veröffentlicht, 
ist diese Prognose oder Schätzung in das Registrierungsformular aufzunehmen. Wurde eine Gewinn­
prognose oder -schätzung veröffentlicht und ist diese noch ausstehend, jedoch nicht mehr gültig, ist 
eine entsprechende Erklärung abzugeben und ist darzulegen, warum eine solche Prognose oder Schät­
zung nicht mehr gültig ist. Eine solche ungültige Prognose oder Schätzung unterliegt nicht den unter 
den Punkten 11.2 und 11.3 genannten Anforderungen. 

Punkt 11.2 Nimmt ein Emittent eine neue Gewinnprognose oder -schätzung oder eine bereits einmal veröffent­
lichte Gewinnprognose oder -schätzung gemäß Punkt 11.1 auf, hat die Gewinnprognose oder -schät­
zung klar und unmissverständlich zu sein und sie hat eine Erläuterung der wichtigsten Annahmen, auf 
die der Emittent seine Prognose oder Schätzung gestützt hat, zu umfassen. 

Die Prognose oder Schätzung entspricht den folgenden Grundsätzen: 

a) Bei den Annahmen sollte klar zwischen jenen unterschieden werden, die Faktoren betreffen, die die 
Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans beeinflussen können, und Annahmen 
in Bezug auf Faktoren, die klar außerhalb des Einflussbereiches der Mitglieder des Verwaltungs-, 
Leitungs- oder Aufsichtsorgans liegen. 

b) Die Annahmen müssen plausibel, für die Anleger leicht verständlich, spezifisch sowie präzise sein 
und dürfen nicht der üblichen Exaktheit der Schätzungen entsprechen, die der Prognose zugrunde 
liegen. 

c) Die im Rahmen einer Prognose getroffenen Annahmen lenken die Aufmerksamkeit des Anlegers 
auf jene Unsicherheitsfaktoren, die das Ergebnis der Prognose wesentlich verändern könnten.
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Punkt 11.3 Der Prospekt enthält eine Erklärung, dass die Gewinnprognose oder -schätzung folgende zwei Kriterien 
erfüllt: 

a) Vergleichbarkeit mit den historischen Finanzinformationen, 

b) Konsistenz mit den Rechnungslegungsmethoden des Emittenten. 

ABSCHNITT 12 VERWALTUNGS-, LEITUNGS- UND AUFSICHTSORGAN UND OBERES MANAGEMENT 

Punkt 12.1 Name und Geschäftsanschrift folgender Personen sowie Angabe ihrer Stellung beim Emittenten und der 
wichtigsten Tätigkeiten, die sie neben der Tätigkeit beim Emittenten ausüben, sofern diese für den 
Emittenten von Bedeutung sind: 

a) Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans; 

b) persönlich haftende Gesellschafter bei einer Kommanditgesellschaft auf Aktien; 

c) Gründer, wenn es sich um eine Gesellschaft handelt, die seit weniger als fünf Jahren besteht; 

d) sämtliche Mitglieder des oberen Managements, die für die Feststellung relevant sind, ob der Emittent 
über die für die Führung der Geschäfte erforderliche Kompetenz und Erfahrung verfügt. 

Art einer etwaigen verwandtschaftlichen Beziehung zwischen den unter den Buchstaben a bis d 
genannten Personen. 

Für jedes Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Emittenten und für jede der in 
Unterabsatz 1 Buchstaben b und d genannten Personen detaillierte Angabe der einschlägigen Manage­
mentkompetenz und -erfahrung sowie folgende Angaben: 

a) Namen sämtlicher Unternehmen und Gesellschaften, bei denen die besagte Person während der 
letzten fünf Jahre Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans bzw. Partner war, unter 
Angabe der Tatsache, ob die Mitgliedschaft in diesen Organen oder als Partner weiter fortbesteht. Es 
ist nicht erforderlich, sämtliche Tochtergesellschaften des Emittenten aufzulisten, bei denen die 
betreffende Person ebenfalls Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans ist; 

b) detaillierte Angaben zu etwaigen Schuldsprüchen in Bezug auf betrügerische Straftaten während 
zumindest der letzten fünf Jahre; 

c) detaillierte Angaben über etwaige Insolvenzen, Insolvenzverwaltungen, Liquidationen oder unter 
Zwangsverwaltung gestellte Unternehmen in Zusammenhang mit den in Unterabsatz 1 unter Buch­
staben a und d genannten Personen, die in diesen Funktionen zumindest in den vergangenen fünf 
Jahren tätig waren; 

d) detaillierte Angaben zu etwaigen öffentlichen Anschuldigungen und/oder Sanktionen in Bezug auf 
die genannten Personen vonseiten der gesetzlichen Behörden oder der Regulierungsbehörden (ein­
schließlich bestimmter Berufsverbände) und eventuell Angabe des Umstands, ob diese Personen 
jemals von einem Gericht für die Mitgliedschaft im Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan 
eines Emittenten oder für die Tätigkeit im Management oder die Führung der Geschäfte eines 
Emittenten während zumindest der letzten fünf Jahre als untauglich angesehen wurden. 

Liegen keine der genannten Umstände vor, ist eine entsprechende Erklärung abzugeben. 

Punkt 12.2 Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgan und oberes Management — Interessenkonflikte 

Potenzielle Interessenkonflikte zwischen den Verpflichtungen der unter Punkt 12.1 genannten Per­
sonen gegenüber dem Emittenten und ihren privaten Interessen oder sonstigen Verpflichtungen müs­
sen klar angegeben werden. Falls keine derartigen Konflikte bestehen, ist eine entsprechende Erklärung 
abzugeben. 

Ferner ist jegliche Vereinbarung oder Abmachung mit den Hauptaktionären, Kunden, Lieferanten oder 
sonstigen Personen zu nennen, aufgrund deren eine unter Punkt 12.1 genannte Person zum Mitglied 
eines Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans bzw. zum Mitglied des oberen Managements be­
stellt wurde. 

Zudem sind die Einzelheiten aller Veräußerungsbeschränkungen anzugeben, die die unter Punkt 12.1 
genannten Personen für die von ihnen gehaltenen Wertpapiere des Emittenten für einen bestimmten 
Zeitraum vereinbart haben. 

ABSCHNITT 13 VERGÜTUNGEN UND SONSTIGE LEISTUNGEN 

Für das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr sind für die in Punkt 12.1 Unterabsatz 1 unter Buchstaben 
a und d genannten Personen folgende Angaben zu machen:
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Punkt 13.1 Betrag der Vergütungen (einschließlich etwaiger erfolgsgebundener oder nachträglicher Vergütungen) 
und Sachleistungen, die diesen Personen vom Emittenten und seinen Tochterunternehmen für Dienst­
leistungen gezahlt oder gewährt wurden, die für den Emittenten oder seine Tochtergesellschaften von 
jeglicher Person in jeglicher Funktion erbracht wurden. 

Diese Angaben sind auf Einzelfallbasis beizubringen, es sei denn, eine individuelle Offenlegung ist im 
Herkunftsland des Emittenten nicht erforderlich und wird vom Emittenten nicht auf eine andere Art 
und Weise öffentlich vorgenommen. 

Punkt 13.2 Gesamthöhe der vom Emittenten oder seinen Tochtergesellschaften gebildeten Reserven oder Rück­
stellungen für Pensions- und Rentenzahlungen oder ähnliche Leistungen. 

ABSCHNITT 14 PRAKTIKEN DES LEITUNGSORGANS 

Für das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr des Emittenten sind — sofern nichts anderes angegeben ist 
— in Bezug auf die unter Punkt 12.1 Unterabsatz 1 Buchstabe a genannten Personen folgende 
Angaben vorzulegen: 

Punkt 14.1 Ggf. Ende der laufenden Mandatsperiode und Zeitraum, während dessen die betreffende Person ihre 
Aufgabe wahrgenommen hat. 

Punkt 14.2 Angaben über die Dienstleistungsverträge, die zwischen den Mitgliedern des Verwaltungs-, Leitungs- 
oder Aufsichtsorgans und dem Emittenten bzw. seinen Tochtergesellschaften geschlossen wurden und 
die bei Beendigung des Dienstleistungsverhältnisses Vergünstigungen vorsehen. Falls keine derartigen 
Vergünstigungen vorgesehen sind, ist eine entsprechende Erklärung abzugeben. 

Punkt 14.3 Angaben zum Audit-Ausschuss und zum Vergütungsausschuss des Emittenten, einschließlich der Na­
men der Ausschussmitglieder und einer Zusammenfassung der Satzung des Ausschusses. 

Punkt 14.4 Erklärung, ob der Emittent der/den auf ihn anwendbaren Corporate-Governance-Regelung(en) genügt. 
Sollte der Emittent einer solchen Regelung nicht folgen, ist eine entsprechende Erklärung zusammen 
mit einer Erläuterung aufzunehmen, aus der hervorgeht, warum der Emittent dieser Regelung nicht 
Folge leistet. 

Punkt 14.5 Potenzielle wesentliche Auswirkungen auf die Unternehmensführung einschließlich zukünftiger Ände­
rungen in der Zusammensetzung des Leitungsorgans und von Ausschüssen (sofern dies durch das 
Leitungsorgan und/oder in der Hauptversammlung schon beschlossen wurde). 

ABSCHNITT 15 BESCHÄFTIGTE 

Punkt 15.1 Entweder Angabe der Zahl der Beschäftigten zum Ende des Berichtzeitraums oder Angabe des Durch­
schnitts für jedes Geschäftsjahr in dem Zeitraum, auf den sich die historischen Finanzinformationen 
beziehen, bis zum Datum der Erstellung des Registrierungsformulars (und Angabe etwaiger wesentli­
cher Veränderungen bei diesen Zahlen). Sofern möglich und wesentlich, Aufschlüsselung der beschäf­
tigten Personen nach Haupttätigkeitskategorie und Ort der Tätigkeit. Beschäftigt der Emittent eine 
erhebliche Zahl von Zeitarbeitskräften, ist die durchschnittliche Zahl dieser Zeitarbeitskräfte während 
des letzten Geschäftsjahrs anzugeben. 

Punkt 15.2 Aktienbesitz und Aktienoptionen 

In Bezug auf die in Punkt 12.1 Unterabsatz 1 unter Buchstaben a und d genannten Personen sind so 
aktuelle Angaben wie möglich über ihren Aktienbesitz und etwaige Optionen auf Aktien des Emit­
tenten beizubringen. 

Punkt 15.3 Beschreibung etwaiger Vereinbarungen über eine Beteiligung der Beschäftigten am Kapital des Emit­
tenten. 

ABSCHNITT 16 HAUPTAKTIONÄRE 

Punkt 16.1 Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe jeglicher Person, die nicht Mitglied des Verwaltungs-, Lei­
tungs- oder Aufsichtsorgans ist und die direkt oder indirekt eine Beteiligung am Eigenkapital des 
Emittenten oder den entsprechenden Stimmrechten hält, die nach nationalem Recht zu melden ist, 
einschließlich der Höhe der Beteiligung dieser Person zum Datum des Registrierungsformulars. Falls 
eine solche Person nicht existiert, ist eine entsprechende Erklärung abzugeben.
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Punkt 16.2 Angabe, ob die Hauptaktionäre des Emittenten unterschiedliche Stimmrechte haben. Falls solche 
Stimmrechte nicht bestehen, ist eine entsprechende Erklärung abzugeben. 

Punkt 16.3 Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe, ob an dem Emittenten unmittelbare oder mittelbare Betei­
ligungen oder Beherrschungsverhältnisse bestehen und wer diese Beteiligungen hält bzw. diese Beherr­
schung ausübt. Beschreibung der Art und Weise einer derartigen Beherrschung und der vorhandenen 
Maßnahmen zur Verhinderung des Missbrauchs einer solchen Beherrschung. 

Punkt 16.4 Sofern dem Emittenten bekannt, Beschreibung etwaiger Vereinbarungen, deren Ausübung zu einem 
späteren Zeitpunkt zu einer Änderung in der Beherrschung des Emittenten führen könnte. 

ABSCHNITT 17 GESCHÄFTE MIT VERBUNDENEN PARTEIEN 

Punkt 17.1 Anzugeben sind Einzelheiten zu Geschäften mit verbundenen Parteien (die in diesem Sinne diejenigen 
sind, die in den Standards dargelegt werden, die im Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 
des Europäischen Parlaments und des Rates angenommen wurden ( 2 )), die der Emittent während des 
Zeitraums abgeschlossen hat, der von den historischen Finanzinformationen abgedeckt wird, bis zum 
Datum der Erstellung des Registrierungsformulars. Dies hat in Übereinstimmung mit dem jeweiligen 
Standard zu erfolgen, der mit der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 eingeführt wurde (falls anwendbar). 

Finden diese Standards auf den Emittenten keine Anwendung, sollten die folgenden Angaben offen­
gelegt werden: 

a) Art und Umfang der Geschäfte, die als einzelnes Geschäft oder insgesamt für den Emittenten von 
wesentlicher Bedeutung sind. Erfolgt der Abschluss derartiger Geschäfte mit verbundenen Parteien 
nicht auf marktkonforme Weise, ist zu erläutern, weshalb. Im Falle ausstehender Darlehen ein­
schließlich Garantien jeglicher Art ist der ausstehende Betrag anzugeben; 

b) Betrag oder Prozentsatz, zu dem die Geschäfte mit verbundenen Parteien Bestandteil des Umsatzes 
des Unternehmens sind. 

ABSCHNITT 18 FINANZINFORMATIONEN ÜBER DIE VERMÖGENS-, FINANZ- UND ERTRAGSLAGE DES EMITTENTEN 

Punkt 18.1 Historische Finanzinformationen 

Punkt 18.1.1 Aufzunehmen sind hier die geprüften historischen Finanzinformationen, die die letzten drei Geschäfts­
jahre abdecken (bzw. einen entsprechenden kürzeren Zeitraum, während dessen der Emittent tätig 
war), sowie ein Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers für jedes Geschäftsjahr. 

Punkt 18.1.2 Änderung des Bilanzstichtages 

Hat der Emittent in der Zeit, für die historische Finanzinformationen beizubringen sind, seinen Bilanz­
stichtag geändert, so decken die geprüften historischen Finanzinformationen mindestens 36 Monate 
oder — sollte der Emittent seiner Geschäftstätigkeit noch keine 36 Monate nachgegangen sein — den 
gesamten Zeitraum seiner Geschäftstätigkeit ab. 

Punkt 18.1.3 Rechnungslegungsstandards 

Die Finanzinformationen sind gemäß der internationalen Rechnungslegungsstandards, wie sie gemäß 
Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 in der Union anzuwenden sind, zu erstellen. 

Falls die Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 nicht anwendbar ist, sind die Finanzinformationen entspre­
chend folgender Standards zu erstellen: 

a) den nationalen Rechnungslegungsstandards eines Mitgliedstaats bei Emittenten aus dem EWR, wie 
nach Richtlinie 2013/34/EU gefordert; 

b) den nationalen Rechnungslegungsstandards eines Drittlandes, die denen der Verordnung (EG) 
Nr. 1606/2002 gleichwertig sind, bei Emittenten aus Drittländern. Wenn solche Rechnungslegungs­
standards eines Drittlandes jenen der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 nicht gleichwertig sind, sind 
die Abschlüsse in Übereinstimmung mit dieser Verordnung neu zu erstellen. 

_____________ 
( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Juli 2002 betreffend die Anwendung 

internationaler Rechnungslegungsstandards (ABl. L 243 vom 11.9.2002, S. 1).
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Punkt 18.1.4 Änderung des Rechnungslegungsrahmens 

Die letzten geprüften historischen Finanzinformationen, die Vergleichsinformationen für das voran­
gegangene Jahr enthalten, müssen in einer Form dargestellt und erstellt werden, die mit den Rech­
nungslegungsstandards konsistent ist, gemäß denen der folgende Jahresabschluss des Emittenten er­
scheint, wobei die Rechnungslegungsstandards und -strategien sowie die Rechtsvorschriften zu berück­
sichtigen sind, die auf derlei Jahresabschlüsse Anwendung finden. 

Änderungen innerhalb des auf einen Emittenten anwendbaren Rechnungslegungsrahmens machen 
allein für die Zwecke des Prospekts keine Neuerstellung der geprüften Abschlüsse erforderlich. Be­
absichtigt der Emittent jedoch die Anwendung neuer Rechnungslegungsstandards in seinem nächsten 
veröffentlichten Abschluss, muss zumindest ein vollständiger Abschluss (wie durch IAS 1 „Darstellung 
des Abschlusses“ festgelegt und wie in Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 angeführt) einschließlich Ver­
gleichsinformationen in einer Form dargestellt werden, die mit der konsistent ist, die im folgenden 
Jahresabschluss des Emittenten zur Anwendung gelangen wird, wobei die Rechnungslegungsstandards 
und -strategien sowie die Rechtsvorschriften zu berücksichtigen sind, die auf derlei Jahresabschlüsse 
Anwendung finden. 

Punkt 18.1.5 Wurden die geprüften Finanzinformationen gemäß nationaler Rechnungslegungsstandards erstellt, 
müssen diese zumindest Folgendes enthalten: 

a) die Bilanz, 

b) die Gewinn- und Verlustrechnung, 

c) eine Übersicht, aus der entweder alle Veränderungen im Eigenkapital oder nur die Veränderungen 
im Eigenkapital hervorgehen, die sich nicht aus Eigenkapitaltransaktionen mit Eigenkapitalgebern 
oder Ausschüttungen an diese ergeben, 

d) die Kapitalflussrechnung, 

e) die Rechnungslegungsmethoden und erläuternde Anmerkungen. 

Punkt 18.1.6 Konsolidierte Abschlüsse 

Erstellt der Emittent sowohl einen Einzelabschluss als auch einen konsolidierten Abschluss, so ist 
zumindest der konsolidierte Abschluss in das Registrierungsformular aufzunehmen. 

Punkt 18.1.7 Alter der Finanzinformationen 

Der Bilanzstichtag des letzten Jahres geprüfter Finanzinformationen darf nicht länger zurückliegen als: 

a) 18 Monate ab dem Datum des Registrierungsformulars, wenn der Emittent geprüfte Zwischen­
abschlüsse in sein Registrierungsformular aufnimmt; oder 

b) 16 Monate ab dem Datum des Registrierungsformulars, wenn der Emittent ungeprüfte Zwischen­
abschlüsse in sein Registrierungsformular aufnimmt. 

Punkt 18.2 Zwischenfinanzinformationen und sonstige Finanzinformationen 

Punkt 18.2.1 Hat der Emittent seit dem Datum des letzten geprüften Abschlusses vierteljährliche oder halbjährliche 
Finanzinformationen veröffentlicht, so sind diese in das Registrierungsformular aufzunehmen. Wurden 
diese vierteljährlichen oder halbjährlichen Finanzinformationen einer teilweisen oder vollständigen 
Prüfung unterworfen, so sind die entsprechenden Vermerke ebenfalls aufzunehmen. Wurden die vier­
teljährlichen oder halbjährlichen Finanzinformationen keiner prüferischen Durchsicht oder Prüfung 
unterzogen, so ist dies anzugeben. 

Wurde das Registrierungsformular mehr als neun Monate nach Ablauf des letzten geprüften Finanz­
jahres erstellt, muss es Zwischenfinanzinformationen enthalten, die u. U. keiner Prüfung unterzogen 
wurden (auf diesen Fall muss eindeutig hingewiesen werden) und die sich zumindest auf die ersten 
sechs Monate des Geschäftsjahres beziehen sollten. 

Zwischenfinanzinformationen, erstellt entsprechend den Anforderungen der Verordnung (EG) 
Nr. 1606/2002. 

Bei Emittenten, die nicht der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 unterliegen, müssen diese Zwischen­
finanzinformationen einen Vergleich mit dem gleichen Zeitraum des letzten Geschäftsjahres beinhalten, 
es sei denn, diese Anforderung ist durch Vorlage der Bilanzdaten zum Jahresende entsprechend dem 
maßgebenden Regelwerk der Rechnungslegung erfüllt.
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Punkt 18.3 Prüfung der historischen jährlichen Finanzinformationen 

Punkt 18.3.1 Die historischen jährlichen Finanzinformationen müssen unabhängig geprüft worden sein. Der Bestä­
tigungsvermerk des Abschlussprüfers wird in Übereinstimmung mit der Richtlinie 2014/56/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 3 ) und mit der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates ( 4 ) erstellt. 

Sind die Richtlinie 2014/56/EU und die Verordnung (EU) Nr. 537/2014 nicht anwendbar, 

a) müssen die historischen jährlichen Finanzinformationen in Übereinstimmung mit den in dem 
jeweiligen Mitgliedstaat anwendbaren Prüfungsstandards oder gleichwertigen Grundsätzen geprüft 
worden sein, oder es muss für das Registrierungsformular vermerkt werden, ob sie in Überein­
stimmung mit den in dem jeweiligen Mitgliedstaat anwendbaren Prüfungsstandards oder gleich­
wertigen Grundsätzen ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermitteln. 

b) Sofern Bestätigungsvermerke des Abschlussprüfers über die historischen Finanzinformationen von 
den Abschlussprüfern abgelehnt wurden bzw. sofern sie Vorbehalte, Meinungsänderungen oder eine 
Hervorhebung eines Sachverhalts enthalten oder wenn sie eingeschränkt erteilt wurden, sind diese 
Vorbehalte, Änderungen, die eingeschränkte Erteilung oder diese Hervorhebung eines Sachverhalts 
in vollem Umfang wiederzugeben und die Gründe dafür anzugeben. 

Punkt 18.3.2 Angabe sonstiger Informationen im Registrierungsformular, die von den Abschlussprüfern geprüft 
wurden. 

Punkt 18.3.3 Wurden die Finanzinformationen im Registrierungsformular nicht dem geprüften Jahresabschluss des 
Emittenten entnommen, so sind die Quelle dieser Informationen und die Tatsache anzugeben, dass die 
Informationen ungeprüft sind. 

Punkt 18.4 Pro-forma-Finanzinformationen 

Punkt 18.4.1 Im Falle einer bedeutenden Brutto-Veränderung ist zu beschreiben, wie die Transaktion ggf. die Aktiva 
und Passiva sowie die Erträge des Emittenten beeinflusst hätte, wenn sie zu Beginn des Berichtszeit­
raums oder zum Berichtszeitpunkt durchgeführt worden wäre. 

Dieser Anforderung wird normalerweise durch die Aufnahme von Pro-forma-Finanzinformationen 
Genüge getan. Diese Pro-forma-Finanzinformationen sind gemäß Anhang 20 zu erstellen und müssen 
die darin geforderten Angaben enthalten. 

Den Pro-forma-Finanzinformationen ist ein Vermerk beizufügen, der von unabhängigen Buchprüfern 
oder Abschlussprüfern erstellt wurde. 

Punkt 18.5 Dividendenpolitik 

Punkt 18.5.1 Beschreibung der Politik des Emittenten auf dem Gebiet der Dividendenausschüttungen und etwaiger 
diesbezüglicher Beschränkungen. Verfolgt der Emittent keine derartige Politik, ist eine negative Erklä­
rung abzugeben. 

Punkt 18.5.2 Angabe des Betrags der Dividende pro Aktie für jedes Geschäftsjahr innerhalb des von den historischen 
Finanzinformationen abgedeckten Zeitraums. Wurde die Zahl der Aktien am Emittenten geändert, ist 
eine Bereinigung zu Vergleichszwecken vorzunehmen. 

Punkt 18.6 Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren 

Punkt 18.6.1 Angaben über etwaige staatliche Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren (einschließlich 
derjenigen Verfahren, die nach Kenntnis des Emittenten noch anhängig sind oder eingeleitet werden 
könnten), die im Zeitraum der mindestens 12 letzten Monate stattfanden und die sich in jüngster Zeit 
erheblich auf die Finanzlage oder die Rentabilität des Emittenten und/oder der Gruppe ausgewirkt 
haben oder sich in Zukunft auswirken könnten. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

Punkt 18.7 Wesentliche Veränderungen in der Finanzlage des Emittenten 

Punkt 18.7.1 Beschreibung jeder wesentlichen Veränderung in der Finanzlage der Gruppe, die seit dem Ende des 
Stichtags eingetreten ist, für den entweder geprüfte Abschlüsse oder Zwischenfinanzinformationen 
veröffentlicht wurden. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

_____________ 
( 3 ) Richtlinie 2014/56/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG 

über Abschlussprüfungen von Jahresabschlüssen und konsolidierten Abschlüssen (ABl. L 158 vom 27.5.2014, S. 196). 
( 4 ) Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über spezifische Anforderungen 

an die Abschlussprüfung bei Unternehmen von öffentlichem Interesse und zur Aufhebung des Beschlusses 2005/909/EG der 
Kommission (ABl. L 158 vom 27.5.2014, S. 77).
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ABSCHNITT 19 WEITERE ANGABEN 

Punkt 19.1 Aktienkapital 

Angaben unter den Punkten 19.1.1 bis 19.1.7 in den historischen Finanzinformationen zum Stichtag 
der jüngsten Bilanz: 

Punkt 19.1.1 Höhe des ausgegebenen Kapitals und für jede Gattung des Aktienkapitals: 

a) der Gesamtbetrag des genehmigten Aktienkapitals des Emittenten; 

b) Zahl der ausgegebenen und voll eingezahlten Aktien und Zahl der ausgegebenen und nicht voll 
eingezahlten Aktien; 

c) Nennwert pro Aktie bzw. Meldung, dass die Aktien keinen Nennwert haben, und 

d) Abgleich zwischen der Zahl der ausstehenden Aktien zu Beginn und zum Ende des Geschäftsjahres. 

Wurde mehr als 10 % des Kapitals während des Zeitraums, auf den sich die historischen Finanz­
informationen beziehen, mit anderen Aktiva als Barmitteln eingezahlt, so ist dies anzugeben. 

Punkt 19.1.2 Sollten Aktien vorhanden sein, die nicht Bestandteil des Eigenkapitals sind, so sind die Anzahl und die 
wesentlichen Merkmale dieser Aktien anzugeben. 

Punkt 19.1.3 Angabe der Anzahl, des Buchwertes sowie des Nennbetrags der Aktien, die Bestandteil des Eigen­
kapitals des Emittenten sind und die vom Emittenten selbst oder in seinem Namen oder von Toch­
tergesellschaften des Emittenten gehalten werden. 

Punkt 19.1.4 Angabe etwaiger wandelbarer Wertpapiere, umtauschbarer Wertpapiere oder etwaiger Wertpapieren 
mit Optionsscheinen, wobei die geltenden Bedingungen und Verfahren für die Wandlung, den Um­
tausch oder die Zeichnung darzulegen sind. 

Punkt 19.1.5 Angaben über eventuelle Akquisitionsrechte und deren Bedingungen und/oder über Verpflichtungen in 
Bezug auf genehmigtes, aber noch nicht ausgegebenes Kapital oder in Bezug auf eine Kapitalerhöhung. 

Punkt 19.1.6 Angaben, ob auf den Anteil eines Mitglieds der Gruppe ein Optionsrecht besteht oder ob bedingt oder 
bedingungslos vereinbart wurde, einen Anteil an ein Optionsrecht zu knüpfen, sowie Einzelheiten über 
solche Optionen, die auch jene Personen betreffen, die diese Optionsrechte erhalten haben. 

Punkt 19.1.7 Die Entwicklung des Aktienkapitals mit besonderer Hervorhebung der Angaben über etwaige Ver­
änderungen, die während des von den historischen Finanzinformationen abgedeckten Zeitraums erfolgt 
sind. 

Punkt 19.2 Satzung und Statuten der Gesellschaft 

Punkt 19.2.1 Anzugeben sind das Register und ggf. die Nummer, unter der die Gesellschaft in das Register einge­
tragen ist, sowie eine kurze Beschreibung der Zielsetzungen des Emittenten und an welcher Stelle sie in 
der aktuellen Satzung und den aktuellen Statuten der Gesellschaft verankert sind. 

Punkt 19.2.2 Gibt es mehr als eine Gattung vorhandener Aktien, Beschreibung der Rechte, Vorrechte und Beschrän­
kungen, die an jede Gattung gebunden sind. 

Punkt 19.2.3 Kurze Beschreibung etwaiger Bestimmungen der Satzung und der Statuten des Emittenten sowie der 
Gründungsurkunde oder sonstiger Satzungen, die u. U. eine Verzögerung, einen Aufschub oder sogar 
die Verhinderung eines Wechsels in der Kontrolle des Emittenten bewirken. 

ABSCHNITT 20 WESENTLICHE VERTRÄGE 

Punkt 20.1 Zusammenfassung jedes in den letzten beiden Jahren vor der Veröffentlichung des Registrierungs­
formulars abgeschlossenen wesentlichen Vertrags (bei denen es sich nicht um jene handelt, die im 
Rahmen der normalen Geschäftstätigkeit abgeschlossen wurden), bei dem der Emittent oder ein sons­
tiges Mitglied der Gruppe eine Vertragspartei ist. 

Zusammenfassung aller sonstigen zum Datum des Registrierungsformulars bestehenden Verträge (mit 
Ausnahme von Verträgen, die im Rahmen der normalen Geschäftstätigkeit abgeschlossen wurden), die 
von Mitgliedern der Gruppe abgeschlossen wurden und eine Bestimmung enthalten, der zufolge ein 
Mitglied der Gruppe eine Verpflichtung eingeht oder ein Recht erlangt, die bzw. das für die Gruppe 
von wesentlicher Bedeutung ist.
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ABSCHNITT 21 VERFÜGBARE DOKUMENTE 

Punkt 21.1 Abzugeben ist eine Erklärung, dass während der Gültigkeitsdauer des Registrierungsformulars ggf. die 
folgenden Dokumente eingesehen werden können: 

a) die aktuelle Satzung und die aktuellen Statuten des Emittenten; 

b) sämtliche Berichte, Schreiben und sonstigen Dokumente, Bewertungen und Erklärungen, die von 
einem Sachverständigen auf Ersuchen des Emittenten erstellt bzw. abgegeben wurden, sofern Teile 
davon in das Registrierungsformular eingeflossen sind oder in ihm darauf verwiesen wird. 

Die Website, auf der die Dokumente eingesehen werden können, ist anzugeben.
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ANHANG 2 

EINHEITLICHES REGISTRIERUNGSFORMULAR 

ABSCHNITT 1 OFFENZULEGENDE ANGABEN ÜBER DEN EMITTENTEN 

Punkt 1.1 Der Emittent legt Angaben entsprechend den in Anhang 1 genannten Angabevorschriften für das 
Registrierungsformular für Dividendenwerte offen. 

Punkt 1.2 Wird das einheitliche Registrierungsformular gebilligt, ist Anhang 1 Punkt 1.5 mit einer Erklärung zu 
ergänzen, dass das einheitliche Registrierungsformular für die Zwecke eines öffentlichen Angebots von 
Wertpapieren oder einer Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt verwendet werden kann, 
sofern dieses durch etwaige Änderungen, eine Wertpapierbeschreibung und eine gemäß Verordnung 
(EU) 2017/1129 gebilligte Zusammenfassung vervollständigt wird. 

Wird das einheitliche Registrierungsformular ohne vorherige Billigung hinterlegt und veröffentlicht, ist 
Anhang 1 Punkt 1.5 durch eine Erklärung zu ersetzen, aus der hervorgeht, dass 

a) das einheitliche Registrierungsformular bei [Bezeichnung der zuständigen Behörde] als zuständiger 
Behörde gemäß Verordnung (EU) 2017/1129 ohne vorherige Billigung gemäß Artikel 9 der Ver­
ordnung (EU) 2017/1129 hinterlegt wurde; 

b) das einheitliche Registrierungsformular für die Zwecke eines öffentlichen Angebots von Wertpapie­
ren oder einer Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt verwendet werden kann, sofern 
dieses durch [Bezeichnung der zuständigen Behörde einfügen] zusammen mit etwaigen Änderun­
gen, einer Wertpapierbeschreibung und einer gemäß Verordnung (EU) 2017/1129 gebilligten Zu­
sammenfassung gebilligt wird.
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ANHANG 3 

REGISTRIERUNGSFORMULAR FÜR SEKUNDÄREMISSIONEN VON DIVIDENDENWERTEN 

ABSCHNITT 1 VERANTWORTLICHE PERSONEN, ANGABEN VON SEITEN DRITTER, SACHVERSTÄNDIGENBERICHTE UND 
BILLIGUNG DURCH DIE ZUSTÄNDIGE BEHÖRDE 

Punkt 1.1 Nennung aller Personen, die für die Angaben im Registrierungsformular bzw. für bestimmte Teile der 
Angaben verantwortlich sind. Im letzteren Fall sind die entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es 
sich um natürliche Personen, zu denen auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichts­
organs des Emittenten gehören, sind Name und Funktion dieser Person zu nennen. Bei juristischen 
Personen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft anzugeben. 

Punkt 1.2 Erklärung der für das Registrierungsformular verantwortlichen Personen, dass die Angaben im Regis­
trierungsformular ihres Wissens nach richtig sind und dass das Registrierungsformular keine Auslas­
sungen enthält, die die Aussage verzerren könnten. 

Gegebenenfalls Erklärung der für bestimmte Abschnitte des Registrierungsformulars verantwortlichen 
Personen, dass die in den Teilen des Registrierungsformulars genannten Angaben, für die sie verant­
wortlich sind, ihres Wissens nach richtig sind und dass diese Teile des Registrierungsformulars keine 
Auslassungen beinhalten, die die Aussage verzerren könnten. 

Punkt 1.3 Wird in das Registrierungsformular eine Erklärung oder ein Bericht einer Person aufgenommen, die als 
Sachverständiger handelt, so sind folgende Angaben zu dieser Person zu machen: 

a) Name, 

b) Geschäftsadresse, 

c) Qualifikationen, 

d) das wesentliche Interesse am Emittenten, falls vorhanden. 

Wurde die Erklärung oder der Bericht auf Ersuchen des Emittenten erstellt, ist anzugeben, dass diese 
Erklärung oder dieser Bericht mit Zustimmung der Person, die den Inhalt dieses Teils des Registrie­
rungsformulars für die Zwecke des Prospekts gebilligt hat, aufgenommen wurde. 

Punkt 1.4 Wurden Angaben vonseiten Dritter übernommen, ist zu bestätigen, dass diese Angaben korrekt wie­
dergegeben wurden und nach Wissen des Emittenten und soweit für ihn aus den von diesem Dritten 
veröffentlichten Angaben ersichtlich, nicht durch Auslassungen unkorrekt oder irreführend gestaltet 
wurden. Darüber hinaus hat der Emittent die Quelle(n) der Angaben zu nennen. 

Punkt 1.5 Eine Erklärung, dass 

a) [das Registrierungsformular/der Prospekt] durch [Bezeichnung der zuständigen Behörde] als zustän­
diger Behörde gemäß Verordnung (EU) 2017/1129 gebilligt wurde, 

b) die [Bezeichnung der zuständigen Behörde] [dieses Registrierungsformular/diesen Prospekt] nur 
bezüglich der Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und Kohärenz gemäß der Verordnung 
(EU) 2017/1129 billigt, 

c) eine solche Billigung nicht als eine Befürwortung des Emittenten, der Gegenstand [dieses Regis­
trierungsformulars/dieses Prospekts] ist, erachtet werden sollte, 

d) [das Registrierungsformular/der Prospekt] als Teil eines vereinfachten Prospekts gemäß Artikel 14 
der Verordnung (EU) 2017/1129 erstellt wurde. 

ABSCHNITT 2 ABSCHLUSSPRÜFER 

Punkt 2.1 Namen der Abschlussprüfer des Emittenten, die für den von den historischen Finanzinformationen 
abgedeckten Zeitraum zuständig waren (einschließlich ihrer Mitgliedschaft in einer Berufsvereinigung).
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ABSCHNITT 3 RISIKOFAKTOREN 

Punkt 3.1 Eine Beschreibung der wesentlichen Risiken, die dem Emittenten eigen sind, in einer begrenzten 
Anzahl an Kategorien in einer Rubrik mit der Überschrift „Risikofaktoren“. 

In jeder Kategorie werden die gemäß der Bewertung durch den Emittenten, Anbieter oder die die 
Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt beantragenden Person wesentlichsten Risiken, unter 
Berücksichtigung der negativen Auswirkungen auf den Emittenten und der Wahrscheinlichkeit ihres 
Eintretens, zuerst angeführt. Die Risiken werden durch den Inhalt des Registrierungsformulars bestätigt. 

ABSCHNITT 4 ANGABEN ZUM EMITTENTEN 

Punkt 4.1 Gesetzliche und kommerzielle Bezeichnung des Emittenten. 

Punkt 4.2 Sitz und Rechtsform des Emittenten, Rechtsträgerkennung (LEI), Rechtsordnung, unter der er tätig ist, 
Land der Gründung der Gesellschaft; Anschrift und Telefonnummer seines eingetragenen Sitzes (oder 
Hauptort der Geschäftstätigkeit, falls nicht mit dem eingetragenen Sitz identisch), etwaige Website des 
Emittenten mit einer Erklärung, dass die Angaben auf der Website nicht Teil des Prospekts sind, sofern 
diese Angaben nicht mittels Verweises in den Prospekt aufgenommen wurden. 

ABSCHNITT 5 ÜBERBLICK ÜBER DIE GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 

Punkt 5.1 Kurze Beschreibung: 

a) der wichtigsten Haupttätigkeitsbereiche des Emittenten, 

b) etwaiger bedeutender Änderungen, die sich seit dem Ende des von dem zuletzt veröffentlichten 
geprüften Abschluss abgedeckten Zeitraums auf den Betrieb und die Haupttätigkeiten des Emitten­
ten ausgewirkt haben, einschließlich des Folgenden: 

i) Angabe etwaiger wichtiger neuer Produkte und Dienstleistungen, 

ii) Angaben zum Stand der Entwicklung neuer Produkte oder Dienstleistungen, soweit deren 
Entwicklung öffentlich bekannt gegeben wurde, 

iii) Angaben zu etwaigen wesentlichen Änderungen des Regelungsumfelds seit dem von dem zu­
letzt veröffentlichten geprüften Abschluss abgedeckten Zeitraums. 

Punkt 5.2 Investitionen 

Punkt 5.2.1 Beschreibung der wesentlichen seit dem Datum des zuletzt veröffentlichten Abschlusses laufenden 
und/oder bereits fest beschlossenen Investitionen und der voraussichtlichen Quelle für Finanzierungs­
mittel. 

ABSCHNITT 6 TRENDINFORMATIONEN 

Punkt 6.1 Eine Beschreibung 

a) der wichtigsten aktuellen Trends bei Produktion, Umsatz und Vorräten sowie bei Kosten und 
Verkaufspreisen zwischen dem Ende des letzten Geschäftsjahres und dem Datum des Registrierungs­
formulars; 

b) jeder wesentlichen Änderung der Finanz- und Ertragslage der Gruppe seit dem Ende des letzten 
Berichtszeitraums, für den bis zum Datum des Registrierungsformulars Finanzinformationen ver­
öffentlicht wurden — ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben; 

c) bekannter Trends, Unsicherheiten, Nachfragen, Verpflichtungen oder Vorfälle, die voraussichtlich die 
Aussichten des Emittenten zumindest im laufenden Geschäftsjahr wesentlich beeinflussen dürften. 

ABSCHNITT 7 GEWINNPROGNOSEN ODER -SCHÄTZUNGEN 

Punkt 7.1 Hat ein Emittent eine (noch ausstehende und gültige) Gewinnprognose oder -schätzung veröffentlicht, 
ist diese Prognose oder Schätzung in das Registrierungsformular aufzunehmen. Wurde eine Gewinn­
prognose oder -schätzung veröffentlicht und ist diese noch ausstehend, jedoch nicht mehr gültig, ist 
eine entsprechende Erklärung abzugeben und ist darzulegen, warum eine solche Prognose oder Schät­
zung nicht mehr gültig ist. Eine solche ungültige Prognose oder Schätzung unterliegt nicht den unter 
den Punkten 7.2 und 7.3 genannten Anforderungen.
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Punkt 7.2 Nimmt ein Emittent eine neue Gewinnprognose oder -schätzung oder eine bereits einmal veröffent­
lichte Gewinnprognose oder -schätzung gemäß Punkt 7.1 auf, hat die Gewinnprognose oder -schät­
zung klar und unmissverständlich zu sein und sie hat eine Erläuterung der wichtigsten Annahmen, auf 
die der Emittent seine Prognose oder Schätzung gestützt hat, zu umfassen. 

Die Prognose oder Schätzung entspricht den folgenden Grundsätzen: 

a) Bei den Annahmen sollte klar zwischen jenen unterschieden werden, die Faktoren betreffen, die die 
Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans beeinflussen können, und Annahmen 
in Bezug auf Faktoren, die klar außerhalb des Einflussbereiches der Mitglieder des Verwaltungs-, 
Leitungs- oder Aufsichtsorgans liegen. 

b) Die Annahmen müssen plausibel, für die Anleger leicht verständlich, spezifisch sowie präzise sein 
und dürfen nicht der üblichen Exaktheit der Schätzungen entsprechen, die der Prognose zugrunde 
liegen. 

c) Die im Rahmen einer Prognose getroffenen Annahmen lenken die Aufmerksamkeit des Anlegers 
auf jene Unsicherheitsfaktoren, die das Ergebnis der Prognose wesentlich verändern könnten. 

Punkt 7.3 Der Prospekt enthält eine Erklärung, dass die Gewinnprognose oder -schätzung folgende zwei Kriterien 
erfüllt: 

a) Vergleichbarkeit mit den historischen Finanzinformationen, 

b) Konsistenz mit den Rechnungslegungsmethoden des Emittenten. 

ABSCHNITT 8 VERWALTUNGS-, LEITUNGS- UND AUFSICHTSORGAN UND OBERES MANAGEMENT 

Punkt 8.1 Name und Geschäftsanschrift folgender Personen sowie Angabe ihrer Stellung beim Emittenten und der 
wichtigsten Tätigkeiten, die sie neben der Tätigkeit beim Emittenten ausüben, sofern diese für den 
Emittenten von Bedeutung sind: 

a) Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans; 

b) persönlich haftende Gesellschafter bei einer Kommanditgesellschaft auf Aktien; 

c) Gründer, wenn es sich um eine Gesellschaft handelt, die seit weniger als fünf Jahren besteht; 

d) sämtliche Mitglieder des oberen Managements, die für die Feststellung relevant sind, ob der Emittent 
über die für die Führung der Geschäfte erforderliche Kompetenz und Erfahrung verfügt. 

Art einer etwaigen verwandtschaftlichen Beziehung zwischen den unter den Buchstaben a bis d 
genannten Personen. 

Soweit noch nicht offengelegt und im Falle neuer Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Auf­
sichtsorgans des Emittenten (seit dem Datum des letzten geprüften Jahresabschlusses) und von jeder in 
Unterabsatz 1 unter Buchstaben b und d genannten Person, die folgenden Angaben: 

a) Namen sämtlicher Unternehmen und Gesellschaften, bei denen die besagte Person während der 
letzten fünf Jahre Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans bzw. Partner war, unter 
Angabe der Tatsache, ob die Mitgliedschaft in diesen Organen oder als Partner weiter fortbesteht. Es 
ist nicht erforderlich, sämtliche Tochtergesellschaften des Emittenten aufzulisten, bei denen die 
betreffende Person ebenfalls Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans ist; 

b) detaillierte Angaben zu etwaigen Schuldsprüchen in Bezug auf betrügerische Straftaten während 
zumindest der letzten fünf Jahre; 

c) detaillierte Angaben über etwaige Insolvenzen, Insolvenzverwaltungen, Liquidationen oder unter 
Zwangsverwaltung gestellte Unternehmen in Zusammenhang mit den in Unterabsatz 1 unter Buch­
staben a und d genannten Personen, die in diesen Funktionen zumindest in den vergangenen fünf 
Jahren tätig waren; 

d) detaillierte Angaben zu etwaigen öffentlichen Anschuldigungen und/oder Sanktionen in Bezug auf 
die genannten Personen vonseiten der gesetzlichen Behörden oder der Regulierungsbehörden (ein­
schließlich bestimmter Berufsverbände) und eventuell Angabe des Umstands, ob diese Personen 
jemals von einem Gericht für die Mitgliedschaft im Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan 
eines Emittenten oder für die Tätigkeit im Management oder die Führung der Geschäfte eines 
Emittenten während zumindest der letzten fünf Jahre als untauglich angesehen wurden. 

Liegen keine der genannten Umstände vor, ist eine entsprechende Erklärung abzugeben.
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Punkt 8.2 Potenzielle Interessenkonflikte zwischen den im Namen des Emittenten von den unter Punkt 8.1 
genannten Personen übernommenen Verpflichtungen und ihren privaten Interessen oder sonstigen 
Verpflichtungen sind klar anzugeben. Falls keine derartigen Konflikte bestehen, ist eine entsprechende 
Erklärung abzugeben. 

Ferner ist jegliche Vereinbarung oder Abmachung mit den Hauptaktionären, Kunden, Lieferanten oder 
sonstigen Personen zu nennen, aufgrund deren eine unter Punkt 8.1 genannte Person zum Mitglied des 
Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans bzw. zum Mitglied des oberen Managements bestellt 
wurde. 

Zudem sind die Einzelheiten aller Veräußerungsbeschränkungen anzugeben, die die unter Punkt 8.1 
genannten Personen für die von ihnen gehaltenen Wertpapiere des Emittenten für einen bestimmten 
Zeitraum vereinbart haben. 

ABSCHNITT 9 HAUPTAKTIONÄRE 

Punkt 9.1 Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe jeglicher Person, die nicht Mitglied des Verwaltungs-, Lei­
tungs- oder Aufsichtsorgans ist und die direkt oder indirekt eine Beteiligung am Eigenkapital des 
Emittenten oder den entsprechenden Stimmrechten hält, die nach nationalem Recht zu melden ist, 
einschließlich des Betrags der Beteiligung dieser Person zum Datum des Registrierungsformulars. Falls 
solche Personen nicht existieren, ist eine entsprechende Erklärung abzugeben. 

Punkt 9.2 Angabe, ob die Hauptaktionäre des Emittenten unterschiedliche Stimmrechte haben. Falls solche 
Stimmrechte nicht bestehen, ist eine entsprechende Erklärung abzugeben. 

Punkt 9.3 Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe, ob an dem Emittenten unmittelbare oder mittelbare Betei­
ligungen oder Beherrschungsverhältnisse bestehen und wer diese Beteiligungen hält bzw. diese Beherr­
schung ausübt. Beschreibung der Art und Weise einer derartigen Beherrschung und der vorhandenen 
Maßnahmen zur Verhinderung des Missbrauchs einer solchen Beherrschung. 

Punkt 9.4 Sofern dem Emittenten bekannt, Beschreibung etwaiger Vereinbarungen, deren Ausübung zu einem 
späteren Zeitpunkt zu einer Änderung in der Beherrschung des Emittenten führen könnte. 

ABSCHNITT 10 GESCHÄFTE MIT VERBUNDENEN PARTEIEN 

Punkt 10.1 Anzugeben sind Einzelheiten über Geschäfte mit verbundenen Parteien (die in diesem Sinne diejenigen 
sind, die in den Standards dargelegt werden, die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 an­
genommen wurden), die der Emittent seit dem Datum des letzten Abschlusses abgeschlossen hat. 
Diese Einzelheiten sind gemäß dem entsprechenden Standard darzulegen, der mit der Verordnung 
(EG) Nr. 1606/2002 eingeführt wurde (falls anwendbar). 

Finden diese Standards auf den Emittenten keine Anwendung, sollten die folgenden Angaben offen­
gelegt werden: 

a) Art und Umfang der Geschäfte, die als einzelnes Geschäft oder insgesamt für den Emittenten von 
wesentlicher Bedeutung sind. Erfolgt der Abschluss derartiger Geschäfte mit verbundenen Parteien 
nicht auf marktkonforme Weise, ist zu erläutern, weshalb. Im Falle ausstehender Darlehen ein­
schließlich Garantien jeglicher Art ist der ausstehende Betrag anzugeben; 

b) Betrag oder Prozentsatz, zu dem die Geschäfte mit verbundenen Parteien Bestandteil des Umsatzes 
des Unternehmens sind. 

ABSCHNITT 11 FINANZINFORMATIONEN ÜBER VERMÖGENS-, FINANZ- UND ERTRAGSLAGE DES EMITTENTEN 

Punkt 11.1 Abschlüsse 

Abschlüsse (Jahres- und Halbjahresabschlüsse), die die 12 Monate vor der Billigung des Prospekts 
abdecken, sind zu veröffentlichen. 

Wurde sowohl ein Jahres- als auch ein Halbjahresabschluss veröffentlicht, ist nur der Jahresabschluss 
erforderlich, sofern dieser jünger als der Halbjahresabschluss ist. 

Punkt 11.2 Prüfung der jährlichen Finanzinformationen
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Punkt 11.2.1 Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

Der Jahresabschluss muss unabhängig geprüft worden sein. Der Bestätigungsvermerk des Abschluss­
prüfers wird in Übereinstimmung mit der Richtlinie 2014/56/EU und der Verordnung (EU) 
Nr. 537/2014 erstellt. 

Sind die Richtlinie 2014/56/EU und die Verordnung (EU) Nr. 537/2014 nicht anwendbar, 

a) muss der Jahresabschluss in Übereinstimmung mit den in dem jeweiligen Mitgliedstaat anwend­
baren Prüfungsstandards oder gleichwertigen Grundsätzen geprüft worden sein, oder es muss für 
das Registrierungsformular vermerkt werden, ob er in Übereinstimmung mit den in dem jeweiligen 
Mitgliedstaat anwendbaren Prüfungsstandards oder gleichwertigen Grundsätzen ein den tatsäch­
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt. Ansonsten müssen folgende Informationen in 
das Registrierungsformular aufgenommen werden: 

i) eine eindeutige Erklärung dahingehend, welche Prüfungsstandards zugrunde gelegt wurden; 

ii) eine Erläuterung für die Fälle, in denen von den Internationalen Prüfungsstandards in erhebli­
chem Maße abgewichen wurde; 

b) sofern Bestätigungsvermerke des Abschlussprüfers für einen Jahresabschluss Vorbehalte, Meinungs­
änderungen oder eine Hervorhebung eines Sachverhalts enthalten oder wenn sie eingeschränkt 
erteilt wurden, sind diese Vorbehalte, Änderungen, die eingeschränkte Erteilung oder die Hervor­
hebung eines Sachverhalts in vollem Umfang wiederzugeben und die Gründe dafür anzugeben. 

Punkt 11.2.2 Angabe sonstiger Informationen im Registrierungsformular, die von den Abschlussprüfern geprüft 
wurden. 

Punkt 11.2.3 Wurden die Finanzinformationen im Registrierungsformular nicht dem geprüften Jahresabschluss des 
Emittenten entnommen, so sind die Quelle dieser Daten und die Tatsache anzugeben, dass die Daten 
ungeprüft sind. 

Punkt 11.3 Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren 

Angaben über etwaige staatliche Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren (einschließlich 
derjenigen Verfahren, die nach Kenntnis des Emittenten noch anhängig sind oder eingeleitet werden 
könnten), die im Zeitraum der mindestens 12 letzten Monate stattfanden und die sich in jüngster Zeit 
erheblich auf die Finanzlage oder die Rentabilität des Emittenten und/oder der Gruppe ausgewirkt 
haben oder sich in Zukunft auswirken könnten. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

Punkt 11.4 Wesentliche Veränderungen in der Finanzlage des Emittenten 

Beschreibung jeder wesentlichen Veränderung in der Finanzlage der Gruppe, die seit dem Ende des 
Stichtags eingetreten ist, für den entweder geprüfte Abschlüsse oder Zwischenfinanzinformationen 
veröffentlicht wurden. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

Punkt 11.5 Pro-forma-Finanzinformationen 

Im Falle einer bedeutenden Brutto-Veränderung ist zu beschreiben, wie die Transaktion ggf. die Aktiva 
und Passiva sowie die Erträge des Emittenten beeinflusst hätte, wenn sie zu Beginn des Berichtszeit­
raums oder zum Berichtszeitpunkt durchgeführt worden wäre. 

Dieser Anforderung wird normalerweise durch die Aufnahme von Pro-forma-Finanzinformationen 
Genüge getan. Diese Pro-forma-Finanzinformationen sind gemäß Anhang 20 zu erstellen und müssen 
die darin geforderten Angaben enthalten. 

Den Pro-forma-Finanzinformationen ist ein Vermerk beizufügen, der von unabhängigen Buchprüfern 
oder Abschlussprüfern erstellt wurde. 

Punkt 11.6 Dividendenpolitik 

Beschreibung der Politik des Emittenten auf dem Gebiet der Dividendenausschüttungen und etwaiger 
diesbezüglicher Beschränkungen. 

Punkt 11.6.1 Angabe des Betrags der Dividende pro Aktie für das letzte Geschäftsjahr. Wurde die Zahl der Aktien 
des Emittenten geändert, ist eine Bereinigung zu Vergleichszwecken vorzunehmen. 

ABSCHNITT 12 WEITERE ANGABEN 

Punkt 12.1 Aktienkapital 

Angaben unter den Punkten 12.1.1 und 12.1.2 im Jahresabschluss zum Stichtag der jüngsten Bilanz.
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Punkt 12.1.1 Angabe etwaiger wandelbarer Wertpapiere, umtauschbarer Wertpapiere oder etwaiger Wertpapieren 
mit Optionsscheinen, wobei die geltenden Bedingungen und Verfahren für die Wandlung, den Um­
tausch oder die Zeichnung darzulegen sind. 

Punkt 12.1.2 Angaben über eventuelle Akquisitionsrechte und deren Bedingungen und/oder über Verpflichtungen in 
Bezug auf genehmigtes, aber noch nicht ausgegebenes Kapital oder in Bezug auf eine Kapitalerhöhung. 

ABSCHNITT 13 RECHTLICH GEFORDERTE OFFENLEGUNGEN 

Punkt 13.1 Zusammenfassung der gemäß der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 in den letzten 12 Monaten offen­
gelegten Informationen, die zum Datum des Prospekts relevant sind. Die Zusammenfassung wird in 
einer leicht zu analysierenden, knappen und verständlichen Form präsentiert und darf keine Wieder­
holung bereits gemäß Verordnung (EU) Nr. 596/2014 veröffentlichter Informationen darstellen. 

Die Zusammenfassung wird in eine begrenzte Anzahl von themenbezogenen Kategorien unterteilt. 

ABSCHNITT 14 WESENTLICHE VERTRÄGE 

Punkt 14.1 Kurze Zusammenfassung jedes in den letzten beiden Jahren vor der Veröffentlichung des Registrie­
rungsformulars abgeschlossenen wesentlichen Vertrags (bei denen es sich nicht um jene handelt, die im 
Rahmen der normalen Geschäftstätigkeit abgeschlossen wurden), bei dem der Emittent oder ein sons­
tiges Mitglied der Gruppe eine Vertragspartei ist. 

Kurze Zusammenfassung aller sonstigen zum Datum des Registrierungsformulars bestehenden Verträge 
(mit Ausnahme von Verträgen, die im Rahmen der normalen Geschäftstätigkeit abgeschlossen wurden), 
die von Mitgliedern der Gruppe abgeschlossen wurden und eine Bestimmung enthalten, der zufolge ein 
Mitglied der Gruppe eine Verpflichtung eingeht oder ein Recht erlangt, die bzw. das für die Gruppe 
von wesentlicher Bedeutung ist. 

ABSCHNITT 15 VERFÜGBARE DOKUMENTE 

Punkt 15.1 Abzugeben ist eine Erklärung, dass während der Gültigkeitsdauer des Registrierungsformulars ggf. die 
folgenden Dokumente eingesehen werden können: 

a) die aktuelle Satzung und die aktuellen Statuten des Emittenten; 

b) sämtliche Berichte, Schreiben und sonstigen Dokumente, Bewertungen und Erklärungen, die von 
einem Sachverständigen auf Ersuchen des Emittenten erstellt bzw. abgegeben wurden, sofern Teile 
davon in das Registrierungsformular eingeflossen sind oder in ihm darauf verwiesen wird. 

Die Website, auf der die Dokumente eingesehen werden können, ist anzugeben.
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ANHANG 4 

REGISTRIERUNGSFORMULAR FÜR DIE ANTEILSSCHEINE VON ORGANISMEN FÜR GEMEINSAME ANLAGEN DES 
GESCHLOSSENEN TYPS 

Zusätzlich zu den in diesem Anhang geforderten Angaben müssen für einen Organismus für gemein­
same Anlagen die in Anhang 1 in den Abschnitten/Punkten 1, 2, 3, 4, 6, 7.1, 7.2.1, 8.4, 9 (wobei sich 
die Beschreibung des Regelungsumfelds, in dem der Emittent tätig ist, nur auf jenes Regelungsumfeld 
beziehen muss, das für die Anlagen des Emittenten relevant ist), 11, 12, 13, 14, 15.2, 16, 17, 18 
(ausgenommen für Pro-forma-Finanzinformationen), 19, 20, 21 geforderten Angaben, oder, wenn ein 
Organismus für gemeinsame Anlagen den Anforderungen von Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) 2017/1129 entspricht, die in Anhang 3 in den Absätzen und Abschnitten/Punkten 1, 2, 3, 4, 7, 
8, 9, 10, 11, 12, 13, 14 geforderten Angaben gemacht werden. 

Werden Anteilsscheine von einem Organismus für gemeinsame Anlagen, der als gemeinsamer Fonds 
gegründet wurde und von einem Fondsmanager verwaltet wird, ausgegeben, werden die Angaben 
gemäß Anhang 1 Abschnitte/Punkte 6, 12, 13, 14, 15.2, 16 und 20 in Bezug auf den Fondsmanager 
offengelegt, während die Angaben gemäß Anhang 1 Punkte 2, 4 und 18 sowohl in Bezug auf den 
Fonds und den Fondsmanager offengelegt werden. 

ABSCHNITT 1 ANLAGEZIEL UND ANLAGEPOLITIK 

Punkt 1.1 a) Beschreibung der Anlagepolitik, -strategie und -ziele des Organismus für gemeinsame Anlagen; 

b) Angaben dazu, wo der Basisorganismus bzw. die Basisorganismen für gemeinsame Anlagen nieder­
gelassen ist bzw. sind, wenn der Organismus für gemeinsame Anlagen ein aus Fonds bestehender 
Fonds ist; 

c) Beschreibung der Art der Vermögenswerte, in die der Organismus für gemeinsame Anlagen inves­
tieren darf; 

d) die Techniken, die angewendet werden dürfen und die damit einhergehenden Risiken sowie die 
Umstände, unter denen durch den Organismus für gemeinsame Anlagen Leverage-Effekte genutzt 
werden dürfen; 

e) Art und Herkunft der zulässigen Leverage-Finanzierung und damit verbundene Risiken; 

f) etwaige Beschränkungen für die Nutzung von Leverage-Effekten und etwaige Vereinbarungen zur 
Wiederverwendung von Sicherheiten und Vermögenswerten; 

g) der maximale Umfang des Einsatzes von Leverage-Effekten im Namen des Organismus für gemein­
same Anlagen. 

Punkt 1.2 Beschreibung der Verfahren, mit denen der Organismus für gemeinsame Anlagen seine Anlagestrategie 
oder Anlagepolitik oder beides ändern kann. 

Punkt 1.3 Leverage-Limits, denen der Organismus für gemeinsame Anlagen unterliegt. Sind keine Obergrenzen 
vorhanden, ist dies anzugeben. 

Punkt 1.4 Status des Organismus für gemeinsame Anlagen, der durch eine Regulierungs- oder Aufsichtsbehörde 
kontrolliert wird, und Angabe des Namens/der Namen der Regulierungs- bzw. Aufsichtsbehörde(n) im 
Land seiner Gründung. 

Punkt 1.5 Profil eines typischen Anlegers, auf den der Organismus für gemeinsame Anlagen zugeschnitten ist. 

Punkt 1.6 Erklärung, mit der festgestellt wird, dass 

a) [das Registrierungsformular/der Prospekt] durch [Bezeichnung der zuständigen Behörde] als zustän­
diger Behörde gemäß Verordnung (EU) 2017/1129 gebilligt wurde, 

b) die [Bezeichnung der zuständigen Behörde] [dieses Registrierungsformular/diesen Prospekt] nur 
bezüglich der Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und Kohärenz gemäß der Verordnung 
(EU) 2017/1129 billigt, 

c) eine solche Billigung nicht als eine Befürwortung des Emittenten, der Gegenstand [dieses Regis­
trierungsformulars/dieses Prospekts] ist, erachtet werden sollte.
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ABSCHNITT 2 ANLAGEBESCHRÄNKUNGEN 

Punkt 2.1 Ggf. Angabe der Anlagebeschränkungen, denen der Organismus für gemeinsame Anlagen unterliegt, 
und Angabe, wie die Wertpapierinhaber über Maßnahmen informiert werden, die der Vermögensver­
walter im Falle eines Verstoßes gegen die Beschränkungen ergreift. 

Punkt 2.2 Bestimmte Angaben müssen offengelegt werden, wenn mehr als 20 % der Bruttovermögenswerte eines 
Organismus für gemeinsame Anlagen wie folgt angelegt werden (es sei denn, die Erstellung des 
Registrierungsformulars für eine Gesellschaft ergibt sich aus der Anwendung der Punkte 2.3. oder 2.5.): 

a) direkte oder indirekte Anlage oder Ausleihung an jeden einzelnen Basisemittenten (einschließlich 
seiner Tochtergesellschaften oder verbundenen Unternehmen); 

b) Anlage in einen Organismus oder mehrere Organismen für gemeinsame Anlagen, die über die 20 % 
ihrer Bruttovermögenswerte hinaus in andere Organismen für gemeinsame Anlagen (des geschlos­
senen oder des offenen Typs) investieren dürfen; 

c) Exponierung in Bezug auf die Bonität oder die Solvenz einer anderen Gegenpartei (einschließlich 
Tochtergesellschaften oder verbundenen Unternehmen); 

Die im Einleitungssatz genannten Angaben umfassen in den folgenden Fällen das Folgende: 

i) Sind die zugrunde liegenden Wertpapiere nicht zum Handel an einem geregelten Markt, einem 
gleichwertigen Drittlandsmarkt oder einem KMU-Wachstumsmarkt zugelassen, Angaben über jeden 
Basisemittenten/jeden Organismus für gemeinsame Anlagen/jede Gegenpartei, so als wäre er ein 
Emittent im Sinne der Mindestangaben für das Registrierungsformular für Dividendenwerte (im Fall 
von Buchstabe a)) oder im Sinne der Mindestangaben für das Registrierungsformular für Anteils­
scheine, die von Organismen für gemeinsame Anlagen des geschlossenen Typs ausgegeben werden 
(im Fall von Buchstabe b)) oder im Sinne der Mindestangaben für das Registrierungsformular für 
Nichtdividendenwerte für Großanleger (im Falle von Punkt c)); 

ii) wenn die Wertpapiere, die von einem Basisemittenten/einem Organismus für gemeinsame Anlagen/ 
einer Gegenpartei ausgegeben wurden, bereits zum Handel auf einem geregelten Markt, einem 
gleichwertigen Drittlandsmarkt oder einem KMU-Wachstumsmarkt zugelassen sind, oder wenn 
die Verpflichtungen von einem Unternehmen garantiert werden, dessen Wertpapiere bereits zum 
Handel auf einem geregelten oder gleichwertigen Markt oder einem KMU-Wachstumsmarkt zuge­
lassen sind, Name, Anschrift, Land der Gründung, Art der Geschäftstätigkeit und Name des Marktes, 
auf dem seine Wertpapiere zugelassen werden. 

Die unter den Punkten (i) und (ii) genannten Angabevorschriften gelten nicht, wenn die 20 %-Grenze 
aus folgenden Gründen überschritten wird: Wertsteigerungen und Wertminderungen, Wechselkurs­
änderungen oder Erhalt von Rechten, Gratifikationen, Leistungen in Form von Kapital oder sonstigen 
Maßnahmen, die jeden Inhaber einer Anlage betreffen, sofern der Vermögensverwalter den Schwellen­
wert berücksichtigt, wenn er die Veränderungen im Anlageportfolio analysiert. 

Kann durch den Organismus für gemeinsame Anlagen gegenüber der zuständigen Behörde glaubhaft 
dargelegt werden, dass die unter Punkt (i) geforderten Angaben insgesamt oder teilweise nicht zugäng­
lich sind, müssen durch den Organismus für gemeinsame Anlagen alle ihm zugänglichen Angaben, 
von denen er Kenntnis hat und/oder soweit für ihn aus den durch den Basisemittenten/den Organismus 
für gemeinsame Anlage/die Gegenpartei veröffentlichten Angaben ersichtlich, offengelegt werden, um 
den unter Punkt (i) genannten Anforderung so weit wie möglich zu entsprechen. In diesem Fall muss 
der Prospekt einen sichtbaren Warnhinweis enthalten, dass dem Organismus für gemeinsame Anlagen 
bestimmte Informationsbestandteile, die in den Prospekt aufgenommen hätten werden müssen, nicht 
zugänglich waren, und daher nur ein geringeres Offenlegungsniveau in Bezug auf einen angegebenen 
Basisemittenten, Organismus für gemeinsame Anlagen oder eine angegebene Gegenpartei möglich war. 

Punkt 2.3 Investiert ein Organismus für gemeinsame Anlagen über die Grenze von 20 % seiner Bruttovermögens­
werte hinaus in andere Organismen für gemeinsame Anlagen (des offenen und/oder des geschlossenen 
Typs), ist diese Anlage und die Streuung des Risikos bei diesen Anlagen zu beschreiben. Zusätzlich 
findet Punkt 2.2 so auf alle Basisanlagen des Organismus für gemeinsame Anlagen Anwendung, als 
wären diese direkt getätigt worden. 

Punkt 2.4 Werden hinsichtlich Punkt 2.2 Buchstabe c Sicherheiten zur Abdeckung des Teils des Risikos in Bezug 
auf eine Gegenpartei gestellt, bei der die Anlage über die 20 %-Grenze der Bruttovermögenswerte des 
Organismus für gemeinsame Anlagen hinausgeht, sind die Einzelheiten derartiger Sicherheitsverein­
barungen anzugeben.
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Punkt 2.5 Legt ein Organismus für gemeinsame Anlagen über die Anlagegrenze von 40 % seiner Bruttover­
mögenswerte hinaus in einen anderen Organismus für gemeinsame Anlagen an, muss eine der nach­
folgend genannten Informationen veröffentlicht werden: 
a) Angaben über jeden „Basis“-Organismus für gemeinsame Anlagen, so als wäre er ein Emittent im 

Sinne der Mindestangaben, wie in diesem Anhang dargelegt; 
b) wenn die Wertpapiere, die von einem Organismus für gemeinsame Anlagen ausgegeben wurden, 

bereits zum Handel auf einem geregelten Markt, einem gleichwertigen Drittlandsmarkt oder einem 
KMU-Wachstumsmarkt zugelassen sind, oder wenn die Verpflichtungen von einem Unternehmen 
garantiert werden, dessen Wertpapiere bereits zum Handel auf einem geregelten oder gleichwertigen 
Markt oder einem KMU-Wachstumsmarkt zugelassen sind, dann Name, Anschrift, Land der Grün­
dung, Art der Geschäftstätigkeit und Name des Marktes, auf dem seine Wertpapiere zugelassen 
werden. 

Kann durch den Organismus für gemeinsame Anlagen gegenüber der zuständigen Behörde glaubhaft 
dargelegt werden, dass die unter Punkt (i) geforderten Angaben insgesamt oder teilweise nicht zugäng­
lich sind, müssen durch den Organismus für gemeinsame Anlagen alle ihm zugänglichen Angaben, 
von denen er Kenntnis hat und/oder soweit für ihn aus den durch den Basisemittenten/den Organismus 
für gemeinsame Anlage/die Gegenpartei veröffentlichten Angaben ersichtlich, offengelegt werden, um 
den unter Buchstabe a genannten Anforderungen so weit wie möglich zu entsprechen. In diesem Fall 
muss der Prospekt einen sichtbaren Warnhinweis enthalten, dass dem Organismus für gemeinsame 
Anlagen bestimmte Informationsbestandteile, die in den Prospekt aufgenommen hätten werden müs­
sen, nicht zugänglich waren, und daher nur ein geringeres Offenlegungsniveau in Bezug auf einen 
angegebenen Basisemittenten, Organismus für gemeinsame Anlagen oder eine angegebene Gegenpartei 
möglich war. 

Punkt 2.6 Physische Warengeschäfte 
Investiert ein Organismus für gemeinsame Anlagen direkt in physische Waren/Güter, Angabe dieser 
Tatsache und des investierten Prozentsatzes der Bruttovermögenswerte. 

Punkt 2.7 Organismen für gemeinsame Anlagen, die in Immobilien investieren 
Hält ein Organismus für gemeinsame Anlagen als Teil seines Anlageziels Immobilien, sind diese 
Tatsache und der Prozentsatz des Portfolios zu veröffentlichen, der in Immobilien investiert werden 
soll. Ferner sind eine Beschreibung der Immobilie und etwaige bedeutende Kosten, die mit dem Erwerb 
und dem Halten einer solchen Immobilie einhergehen, offenzulegen. Zudem ist ein Bewertungsgut­
achten für die Immobilie(n) beizubringen. 
Die unter Punkt 4.1 genannten Angabevorschriften finden Anwendung auf: 
a) jene Stelle, die das Bewertungsgutachten erstellt; 
b) eine andere Stelle, die für die Verwaltung der Immobilie zuständig ist. 

Punkt 2.8 Derivative Finanzinstrumente/Geldmarktinstrumente/Währungen 
Investiert ein Organismus für gemeinsame Anlagen in derivative Finanzinstrumente, Geldmarktinstru­
mente oder Währungen, die nicht dem Ziel einer effizienten Portfolioverwaltung dienen (und zwar 
ausschließlich, um das Anlagerisiko in den Basisanlagen eines Organismus für gemeinsame Anlagen zu 
reduzieren, zu übertragen oder auszuschließen, wozu auch eine Technik oder Instrumente zur Ab­
sicherung gegen Wechselkurs- und Kreditrisiken gehören können), so ist anzugeben, ob diese Anlagen 
für das Hedging oder für Anlagezwecke verwendet werden und zu beschreiben, wo und wie das Risiko 
in Bezug auf diese Anlagen gestreut wird. 

Punkt 2.9 Punkt 2.2 gilt nicht für Anlagen in Wertpapiere, die von einer Regierung, den öffentlichen Organen 
und Stellen eines Mitgliedstaats, seinen regionalen und lokalen Gebietskörperschaften oder von einem 
OECD-Land ausgegeben oder garantiert werden. 

Punkt 2.10 Punkt 2.2 Buchstabe a gilt nicht für Organismen für gemeinsame Anlagen, deren Anlageziel darin 
besteht, ohne wesentliche Änderung einen Index nachzubilden, der sich auf ein großes Wertpapier­
spektrum stützt und allgemein anerkannt ist. Beizufügen ist eine Erklärung mit Einzelheiten zu dem 
Ort, wo Informationen zu diesem Index erhältlich sind. 

ABSCHNITT 3 DIENSTLEISTER EINES ORGANISMUS FÜR GEMEINSAME ANLAGEN 

Punkt 3.1 Angabe des tatsächlichen oder geschätzten Höchstbetrages der wesentlichen Vergütungen, die ein 
Organismus für gemeinsame Anlagen direkt oder indirekt für jede Dienstleistung zu zahlen hat, die 
im Rahmen von Vereinbarungen erbracht wurden, die zum Termin der Abfassung des Registrierungs­
formulars oder davor geschlossen wurden, und eine Beschreibung, wie diese Vergütungen berechnet 
werden.
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Punkt 3.2 Beschreibung jeglicher Vergütung, die von einem Organismus für gemeinsame Anlagen direkt oder 
indirekt zu zahlen ist und nicht Punkt 3.1 zugeordnet werden kann, dennoch aber wesentlich ist oder 
sein könnte. 

Punkt 3.3 Erhält ein Dienstleister eines Organismus für gemeinsame Anlagen Leistungen von Seiten Dritter (also 
nicht vom Organismus für gemeinsame Anlagen) für die Erbringung einer Dienstleistung für eben 
diesen Organismus für gemeinsame Anlagen, und können diese Leistungen nicht dem Organismus für 
gemeinsame Anlagen zugeordnet werden, so ist darüber eine Erklärung abzugeben und ggf. der Name 
der dritten Partei, und eine Beschreibung der Wesensmerkmale der Leistungen beizubringen. 

Punkt 3.4 Die Identität der Dienstleister und eine Beschreibung ihrer Verpflichtungen und der Rechte des An­
legers. 

Punkt 3.5 Beschreibung potenzieller wesentlicher Interessenkonflikte, die ein Dienstleister eines Organismus für 
gemeinsame Anlagen eventuell zwischen seinen Verpflichtungen gegenüber diesem Organismus und 
Verpflichtungen gegenüber Dritten und ihren sonstigen Interessen sieht. Beschreibung etwaiger Ver­
einbarungen, die zur Behebung derartiger Interessenkonflikte eingegangen wurden. 

ABSCHNITT 4 VERMÖGENSVERWALTER/VERMÖGENSBERATER 

Punkt 4.1 Für jeden Vermögensverwalter Beibringung von Informationen, wie sie gemäß den Punkten 4.1 bis 4.4 
offenzulegen sind, und falls erheblich gemäß Punkt 5.3 von Anhang 1. Ebenfalls Beschreibung seines 
Regulierungsstatus und seiner Erfahrungen. 

Punkt 4.2 Bei Unternehmen, die eine Anlageberatung in Bezug auf die Vermögenswerte eines Organismus für 
gemeinsame Anlagen vornehmen, sind der Name und eine kurze Beschreibung des Unternehmens 
beizubringen. 

ABSCHNITT 5 VERWAHRUNG 

Punkt 5.1 Vollständige Beschreibung, wie und von wem die Vermögenswerte eines Organismus für gemeinsame 
Anlagen gehalten werden, und einer jeglichen treuhänderischen oder ähnlichen Beziehung zwischen 
dem Organismus für gemeinsame Anlagen und einer dritten Partei in Bezug auf die Verwahrung. 
Wird ein Verwahrer, Verwalter oder sonstiger Treuhänder bestellt, sind folgende Angaben zu machen: 
a) Angaben, wie sie gemäß den Punkten 4.1 bis 4.4 offenzulegen sind, und falls erheblich, gemäß 

Punkt 5.3 von Anhang 1; 
b) Beschreibung der Verpflichtungen jeder Partei im Rahmen der Verwahrung oder einer ähnlichen 

Vereinbarung; 
c) etwaige delegierte Verwahrungsvereinbarungen; 
d) Regulierungsstatus des Verwahrers und der Unterverwahrer. 

Punkt 5.2 Hält ein anderes Unternehmen als die unter Punkt 5.1 genannten Vermögenswerte am Organismus für 
gemeinsame Anlagen, eine Beschreibung, wie diese Vermögenswerte gehalten werden und etwaiger 
sonstiger Risiken. 

ABSCHNITT 6 BEWERTUNG 

Punkt 6.1 Beschreibung des Bewertungsverfahrens und der Preisbildungsmethode zur Bewertung von Vermögens­
werten. 

Punkt 6.2 Detaillierte Beschreibung aller Umstände, unter denen Bewertungen ausgesetzt werden können. Erklä­
rung, wie eine derartige Aussetzung den Anlegern mitgeteilt oder zur Verfügung gestellt werden soll. 

ABSCHNITT 7 WECHSELSEITIGE HAFTUNG 

Punkt 7.1 Im Falle eines Dach-Organismus für gemeinsame Anlagen („umbrella collective investment underta­
king“) Angabe einer etwaigen wechselseitigen Haftung zwischen verschiedenen Klassen von Anlagen in 
andere Organismen für gemeinsame Anlagen und etwaigen Maßnahmen zur Begrenzung einer der­
artigen Haftung.
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ABSCHNITT 8 FINANZINFORMATIONEN 

Punkt 8.1 Hat ein Organismus für gemeinsame Anlagen seit dem Datum seiner Gründung oder Niederlassung bis 
zum Tag der Erstellung des Registrierungsformulars seine Tätigkeit nicht aufgenommen und wurde 
kein Jahresabschluss erstellt, Angabe dieser Tatsache. 
Hat ein Organismus für gemeinsame Anlagen seine Tätigkeit aufgenommen, finden die Bestimmungen 
in Anhang 1 Abschnitt 18 oder Anhang 3 Abschnitt 11, sofern zutreffend, Anwendung. 

Punkt 8.2 Umfassende und aussagekräftige Analyse des Portfolios des Organismus für gemeinsame Anlagen. Ist 
das Portfolio ungeprüft, ist ein entsprechender klarer Hinweis einzufügen. 

Punkt 8.3 Angabe des aktuellsten Nettoinventarwerts des Organismus für gemeinsame Anlagen oder des aktu­
ellsten Marktpreises des Anteils des Organismus für gemeinsame Anlagen. Ist der Nettoinventarwert 
oder der aktuellste Marktpreis des Anteils ungeprüft, ist ein entsprechender klarer Hinweis einzufügen.
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ANHANG 5 

REGISTRIERUNGSFORMULAR FÜR ZERTIFIKATE, DIE AKTIEN VERTRETEN 

ABSCHNITT 1 ANGABEN ÜBER DEN EMITTENTEN DER ZUGRUNDE LIEGENDEN AKTIEN 

Bei Zertifikaten, die Aktien vertreten, sind Angaben zum Emittenten der zugrunde liegenden Aktien 
gemäß Anhang 1 dieser Verordnung vorzulegen. 

Bei Zertifikaten, die Aktien vertreten und die Anforderungen in Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) 2017/1129 erfüllen, sind Angaben über den Emittenten der zugrunde liegenden Aktien gemäß 
Anhang 3 dieser Verordnung vorzulegen. 

ABSCHNITT 2 ANGABEN ÜBER DEN EMITTENTEN DER ZERTIFIKATE Erstausgabe Sekundär­
emissionen 

Punkt 2.1 Name, eingetragener Sitz, Rechtsträgerkennung (LEI) und Hauptverwal­
tung, falls nicht mit dem eingetragenen Sitz identisch. 

√ √ 

Punkt 2.2 Datum der Gründung der Gesellschaft und Existenzdauer der emittieren­
den Gesellschaft, außer wenn unbegrenzt. 

√ √ 

Punkt 2.3 Rechtsordnung, unter der der Emittent tätig ist, und Rechtsform, die er 
unter dieser Rechtsordnung angenommen hat. 

√ √
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ANHANG 6 

REGISTRIERUNGSFORMULAR FÜR NICHTDIVIDENDENWERTE FÜR KLEINANLEGER 

ABSCHNITT 1 VERANTWORTLICHE PERSONEN, ANGABEN VON SEITEN DRITTER, SACHVERSTÄNDIGENBERICHTE UND 
BILLIGUNG DURCH DIE ZUSTÄNDIGE BEHÖRDE 

Punkt 1.1 Nennung aller Personen, die für die Angaben im Registrierungsformular bzw. für bestimmte Teile der 
Angaben verantwortlich sind. Im letzteren Fall sind die entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es 
sich um natürliche Personen, zu denen auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichts­
organs des Emittenten gehören, sind Name und Funktion dieser Person zu nennen. Bei juristischen 
Personen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft anzugeben. 

Punkt 1.2 Erklärung der für das Registrierungsformular verantwortlichen Personen, dass die Angaben im Regis­
trierungsformular ihres Wissens nach richtig sind und dass das Registrierungsformular keine Auslas­
sungen enthält, die die Aussage verzerren könnten. 

Gegebenenfalls Erklärung der für bestimmte Abschnitte des Registrierungsformulars verantwortlichen 
Personen, dass die in den Teilen des Registrierungsformulars genannten Angaben, für die sie verant­
wortlich sind, ihres Wissens nach richtig sind und dass diese Teile des Registrierungsformulars keine 
Auslassungen beinhalten, die die Aussage verzerren könnten. 

Punkt 1.3 Wird in das Registrierungsformular eine Erklärung oder ein Bericht einer Person aufgenommen, die als 
Sachverständiger handelt, so sind folgende Angaben zu dieser Person zu machen: 

a) Name, 

b) Geschäftsadresse, 

c) Qualifikationen, 

d) das wesentliche Interesse am Emittenten, falls vorhanden. 

Wurde die Erklärung oder der Bericht auf Ersuchen des Emittenten erstellt, ist anzugeben, dass diese 
Erklärung oder dieser Bericht mit Zustimmung der Person, die den Inhalt dieses Teils des Registrie­
rungsformulars für die Zwecke des Prospekts gebilligt hat, aufgenommen wurde. 

Punkt 1.4 Wurden Angaben von Seiten Dritter übernommen, ist zu bestätigen, dass diese Angaben korrekt 
wiedergegeben wurden und nach Wissen des Emittenten und soweit für ihn aus den von diesem 
Dritten veröffentlichten Angaben ersichtlich, nicht durch Auslassungen unkorrekt oder irreführend 
gestaltet wurden. Darüber hinaus hat der Emittent die Quelle(n) der Angaben zu nennen. 

Punkt 1.5 Eine Erklärung, dass 

a) [das Registrierungsformular/der Prospekt] durch [Bezeichnung der zuständigen Behörde] als zustän­
diger Behörde gemäß Verordnung (EU) 2017/1129 gebilligt wurde, 

b) die [Bezeichnung der zuständigen Behörde] [dieses Registrierungsformular/diesen Prospekt] nur 
bezüglich der Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und Kohärenz gemäß der Verordnung 
(EU) 2017/1129 billigt, 

c) eine solche Billigung nicht als eine Befürwortung des Emittenten, der Gegenstand [dieses Regis­
trierungsformulars/dieses Prospekts] ist, erachtet werden sollte. 

ABSCHNITT 2 ABSCHLUSSPRÜFER 

Punkt 2.1 Name und Anschrift der Abschlussprüfer des Emittenten, die für den von den historischen Finanz­
informationen abgedeckten Zeitraum zuständig waren (einschließlich ihrer Mitgliedschaft in einer 
Berufsvereinigung). 

Punkt 2.2 Wurden Abschlussprüfer während des von den historischen Finanzinformationen abgedeckten Zeit­
raums abberufen, nicht wieder bestellt oder haben sie ihr Mandat selbst niedergelegt, so sind ent­
sprechende Einzelheiten anzugeben, wenn sie von wesentlicher Bedeutung sind.
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ABSCHNITT 3 RISIKOFAKTOREN 

Punkt 3.1 Eine Beschreibung der wesentlichen Risiken, die dem Emittenten eigen sind und die die Fähigkeit des 
Emittenten beeinflussen können, seinen sich aus den Wertpapieren ergebenden Verpflichtungen nach­
zukommen, in einer begrenzten Anzahl an Kategorien in einer Rubrik mit der Überschrift „Risiko­
faktoren“. 

In jeder Kategorie werden die gemäß der Bewertung des Emittenten, Anbieters oder der die Zulassung 
zum Handel an einem geregelten Markt beantragenden Person wesentlichsten Risiken, unter Berück­
sichtigung der negativen Auswirkungen auf den Emittenten und der Wahrscheinlichkeit ihres Eintre­
tens, zuerst angeführt. Die Risikofaktoren werden durch den Inhalt des Registrierungsformulars be­
stätigt. 

ABSCHNITT 4 ANGABEN ZUM EMITTENTEN 

Punkt 4.1 Geschäftsgeschichte und Geschäftsentwicklung des Emittenten 

Punkt 4.1.1 Gesetzliche und kommerzielle Bezeichnung des Emittenten 

Punkt 4.1.2 Ort der Registrierung des Emittenten, seine Registrierungsnummer und Rechtsträgerkennung (LEI). 

Punkt 4.1.3 Datum der Gründung der Gesellschaft und Existenzdauer des Emittenten, soweit diese nicht unbefristet 
ist. 

Punkt 4.1.4 Sitz und Rechtsform des Emittenten, Rechtsordnung, unter der er tätig ist, Land der Gründung der 
Gesellschaft; Anschrift und Telefonnummer seines eingetragenen Sitzes (oder Hauptort der Geschäfts­
tätigkeit, falls nicht mit dem eingetragenen Sitz identisch), etwaige Website des Emittenten mit einer 
Erklärung, dass die Angaben auf der Website nicht Teil des Prospekts sind, sofern diese Angaben nicht 
mittels Verweises in den Prospekt aufgenommen wurden. 

Punkt 4.1.5 Jüngste Ereignisse, die für den Emittenten eine besondere Bedeutung haben und die in hohem Maße für 
eine Bewertung der Solvenz des Emittenten relevant sind. 

Punkt 4.1.6 Angabe der Ratings, die für einen Emittenten in dessen Auftrag oder in Zusammenarbeit mit ihm beim 
Ratingverfahren erstellt wurden. Kurze Erläuterung der Bedeutung der Ratings, wenn sie erst unlängst 
von der Ratingagentur erstellt wurden. 

Punkt 4.1.7 Angaben zu wesentlichen Veränderungen in der Schulden- und Finanzierungsstruktur des Emittenten 
seit dem letzten Geschäftsjahr. 

Punkt 4.1.8 Beschreibung der erwarteten Finanzierung der Tätigkeiten des Emittenten. 

ABSCHNITT 5 ÜBERBLICK ÜBER DIE GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 

Punkt 5.1 Haupttätigkeitsbereiche 

Punkt 5.1.1 Beschreibung der Haupttätigkeiten des Emittenten, einschließlich: 

a) der wichtigsten Arten der vertriebenen Produkte und/oder erbrachten Dienstleistungen; 

b) Angabe etwaiger wichtiger neuer Produkte oder Tätigkeiten; 

c) die wichtigsten Märkte, auf denen der Emittent tätig ist. 

Punkt 5.2 Grundlage für etwaige Angaben des Emittenten zu seiner Wettbewerbsposition. 

ABSCHNITT 6 ORGANISATIONSSTRUKTUR 

Punkt 6.1 Ist der Emittent Teil einer Gruppe, kurze Beschreibung der Gruppe und der Stellung des Emittenten 
innerhalb dieser Gruppe. Dies kann in Form oder unter Beifügung eines Diagramms der Organisations­
struktur erfolgen, sofern dies zur Darstellung der Struktur hilfreich ist.
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Punkt 6.2 Ist der Emittent von anderen Unternehmen der Gruppe abhängig, ist dies klar anzugeben und die 
Abhängigkeit zu erläutern. 

ABSCHNITT 7 TRENDINFORMATIONEN 

Punkt 7.1 Eine Beschreibung 

a) jeder wesentlichen Verschlechterung der Aussichten des Emittenten seit dem Datum des letzten 
veröffentlichten geprüften Abschlusses; 

b) jeder wesentlichen Änderung der Finanz- und Ertragslage der Gruppe seit dem Ende des letzten 
Berichtszeitraums, für den bis zum Datum des Registrierungsformulars Finanzinformationen ver­
öffentlicht wurden. 

Falls keiner der oben genannten Punkte zutrifft, gibt der Emittent eine entsprechende Erklärung ab, 
dass derartige Änderungen nicht gegeben sind. 

Punkt 7.2 Angabe aller bekannten Trends, Unsicherheiten, Anfragen, Verpflichtungen oder Vorfälle, die die Aus­
sichten des Emittenten nach vernünftigem Ermessen zumindest im laufenden Geschäftsjahr wesentlich 
beeinflussen werden. 

ABSCHNITT 8 GEWINNPROGNOSEN ODER -SCHÄTZUNGEN 

Punkt 8.1 Nimmt ein Emittent auf freiwilliger Basis eine (noch ausstehende und gültige) Gewinnprognose oder 
-schätzung auf, muss diese in das Registrierungsformular aufgenommene Prognose oder Schätzung die 
unter den Punkten 8.2 und 8.3 angeführten Angaben enthalten. Wurde eine Gewinnprognose oder 
-schätzung veröffentlicht und ist diese noch ausstehend, jedoch nicht mehr gültig, ist eine entspre­
chende Erklärung abzugeben und ist darzulegen, warum eine solche Prognose oder Schätzung nicht 
mehr gültig ist. Eine solche ungültige Prognose oder Schätzung unterliegt nicht den unter den Punkten 
8.2 und 8.3 genannten Anforderungen. 

Punkt 8.2 Entscheidet sich der Emittent gemäß Punkt 8.1 dafür, eine neue Gewinnprognose oder -schätzung 
aufzunehmen, oder nimmt er gemäß Punkt 8.1 eine bereits veröffentlichte Gewinnprognose oder 
-schätzung auf, hat die Gewinnprognose oder -schätzung klar und unmissverständlich zu sein und 
hat sie eine Erläuterung der wichtigsten Annahmen, auf die der Emittent seine Prognose oder Schät­
zung gestützt hat, zu umfassen. 

Die Prognose oder Schätzung entspricht den folgenden Grundsätzen: 

a) Bei den Annahmen sollte klar zwischen jenen unterschieden werden, die Faktoren betreffen, die die 
Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans beeinflussen können, und Annahmen 
in Bezug auf Faktoren, die klar außerhalb des Einflussbereiches der Mitglieder des Verwaltungs-, 
Leitungs- oder Aufsichtsorgans liegen. 

b) Die Annahmen müssen plausibel, für die Anleger leicht verständlich, spezifisch sowie präzise sein 
und dürfen nicht der üblichen Exaktheit der Schätzungen entsprechen, die der Prognose zugrunde 
liegen, und 

c) die im Rahmen einer Prognose getroffenen Annahmen lenken die Aufmerksamkeit des Anlegers auf 
jene Unsicherheitsfaktoren, die das Ergebnis der Prognose wesentlich verändern könnten. 

Punkt 8.3 Der Prospekt enthält eine Erklärung, dass die Gewinnprognose oder -schätzung folgende zwei Kriterien 
erfüllt: 

a) Vergleichbarkeit mit den historischen Finanzinformationen, 

b) Konsistenz mit den Rechnungslegungsmethoden des Emittenten. 

ABSCHNITT 9 VERWALTUNGS-, LEITUNGS- UND AUFSICHTSORGANE 

Punkt 9.1 Name und Geschäftsanschrift folgender Personen sowie Angabe ihrer Stellung beim Emittenten und der 
wichtigsten Tätigkeiten, die sie neben der Tätigkeit beim Emittenten ausüben, sofern diese für den 
Emittenten von Bedeutung sind: 

a) Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans; 

b) persönlich haftende Gesellschafter bei einer Kommanditgesellschaft auf Aktien.
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Punkt 9.2 Interessenkonflikte von Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorganen 

Potenzielle Interessenkonflikte zwischen den Verpflichtungen der unter Punkt 9.1 genannten Personen 
gegenüber dem Emittenten und ihren privaten Interessen oder sonstigen Verpflichtungen müssen klar 
angegeben werden. Falls keine derartigen Konflikte bestehen, ist eine entsprechende Erklärung abzuge­
ben. 

ABSCHNITT 10 HAUPTAKTIONÄRE 

Punkt 10.1 Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe, ob an dem Emittenten unmittelbare oder mittelbare Betei­
ligungen oder Beherrschungsverhältnisse bestehen und wer diese Beteiligungen hält bzw. diese Beherr­
schung ausübt. Beschreibung der Art und Weise einer derartigen Beherrschung und der vorhandenen 
Maßnahmen zur Verhinderung des Missbrauchs einer solchen Beherrschung. 

Punkt 10.2 Sofern dem Emittenten bekannt, Beschreibung etwaiger Vereinbarungen, deren Ausübung zu einem 
späteren Zeitpunkt zu einer Änderung in der Beherrschung des Emittenten führen könnte. 

ABSCHNITT 11 FINANZINFORMATIONEN ÜBER DIE VERMÖGENS-, FINANZ- UND ERTRAGSLAGE DES EMITTENTEN 

Punkt 11.1 Historische Finanzinformationen 

Punkt 11.1.1 Beizubringen sind geprüfte historische Finanzinformationen, die die letzten zwei Geschäftsjahre ab­
decken (bzw. einen entsprechenden kürzeren Zeitraum, während dessen der Emittent tätig war), sowie 
ein Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers für jedes Geschäftsjahr. 

Punkt 11.1.2 Änderung des Bilanzstichtages 

Hat der Emittent in der Zeit, für die historische Finanzinformationen beizubringen sind, seinen Bilanz­
stichtag geändert, so decken die geprüften historischen Finanzinformationen mindestens 24 Monate 
oder — sollte der Emittent seiner Geschäftstätigkeit noch keine 24 Monate nachgegangen sein — den 
gesamten Zeitraum seiner Geschäftstätigkeit ab. 

Punkt 11.1.3 Rechnungslegungsstandards 

Die Finanzinformationen sind gemäß der internationalen Rechnungslegungsstandards, wie sie gemäß 
Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 in der Union anzuwenden sind, zu erstellen. 

Falls die Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 nicht anwendbar ist, sind die Finanzinformationen entspre­
chend einem der folgenden Standards zu erstellen: 

a) den nationalen Rechnungslegungsstandards eines Mitgliedstaats bei Emittenten aus dem EWR, wie 
in der Richtlinie 2013/34/EU gefordert; 

b) den nationalen Rechnungslegungsstandards eines Drittlandes, die denen der Verordnung (EG) 
Nr. 1606/2002 gleichwertig sind, bei Emittenten aus Drittländern. Wenn solche Rechnungslegungs­
standards eines Drittlandes jenen der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 nicht gleichwertig sind, sind 
die Abschlüsse in Übereinstimmung mit dieser Verordnung neu zu erstellen. 

Punkt 11.1.4 Änderung des Rechnungslegungsrahmens 

Die letzten geprüften historischen Finanzinformationen, die Vergleichsinformationen für das voran­
gegangene Jahr enthalten, müssen in einer Form dargestellt und erstellt werden, die mit den Rech­
nungslegungsstandards konsistent ist, gemäß denen der folgende Jahresabschluss des Emittenten er­
scheint. 

Änderungen innerhalb des bestehenden Rechnungslegungsrahmens des Emittenten machen keine Neu­
erstellung des geprüften Abschlusses erforderlich. Beabsichtigt der Emittent jedoch die Anwendung 
neuer Rechnungslegungsstandards in seinem nächsten veröffentlichten Abschluss, muss das letzte 
Abschlussjahr gemäß den neuen Standards aufbereitet und geprüft werden. 

Punkt 11.1.5 Wurden die geprüften Finanzinformationen gemäß nationaler Rechnungslegungsgrundsätze erstellt, 
dann müssen die unter dieser Rubrik geforderten Finanzinformationen zumindest Folgendes enthalten: 

a) die Bilanz, 

b) die Gewinn- und Verlustrechnung, 

c) die Kapitalflussrechnung, 

d) die Rechnungslegungsmethoden und erläuternde Anmerkungen.
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Punkt 11.1.6 Konsolidierte Abschlüsse 

Erstellt der Emittent sowohl einen Einzelabschluss als auch einen konsolidierten Abschluss, so ist 
zumindest der konsolidierte Abschluss in das Registrierungsformular aufzunehmen. 

Punkt 11.1.7 Alter der Finanzinformationen 

Der Bilanzstichtag des letzten Jahres geprüfter Finanzinformationen darf nicht länger als 18 Monate ab 
dem Datum des Registrierungsformulars zurückliegen. 

Punkt 11.2 Zwischenfinanzinformationen und sonstige Finanzinformationen 

Punkt 11.2.1 Hat der Emittent seit dem Datum des letzten geprüften Abschlusses vierteljährliche oder halbjährliche 
Finanzinformationen veröffentlicht, so sind diese in das Registrierungsformular aufzunehmen. Wurden 
diese vierteljährlichen oder halbjährlichen Finanzinformationen einer Prüfung oder prüferischen Durch­
sicht unterzogen, so sind die entsprechenden Vermerke ebenfalls aufzunehmen. Wurden die vierteljähr­
lichen oder halbjährlichen Finanzinformationen keiner prüferischen Durchsicht oder Prüfung unterzo­
gen, so ist dies anzugeben. 

Wurde das Registrierungsformular mehr als neun Monate nach Ablauf des letzten geprüften Finanz­
jahres erstellt, muss es Zwischenfinanzinformationen enthalten, die u. U. keiner Prüfung unterzogen 
wurden (auf diesen Fall muss eindeutig hingewiesen werden) und die sich zumindest auf die ersten 
sechs Monate des Geschäftsjahres beziehen sollten. 

Zwischenfinanzinformationen, erstellt je nach Fall entsprechend den Anforderungen der Richtlinie 
2013/34/EU oder der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002. 

Bei Emittenten, die weder der Richtlinie 2013/34/EU noch der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 
unterliegen, müssen diese Zwischenfinanzinformationen einen Vergleich mit dem gleichen Zeitraum 
des letzten Geschäftsjahres beinhalten, es sei denn, diese Anforderung ist durch Vorlage der Bilanzdaten 
zum Jahresende erfüllt. 

Punkt 11.3 Prüfung der historischen jährlichen Finanzinformationen 

Punkt 11.3.1 Die historischen jährlichen Finanzinformationen müssen unabhängig geprüft worden sein. Der Bestä­
tigungsvermerk des Abschlussprüfers wird in Übereinstimmung mit der Richtlinie 2014/56/EU und der 
Verordnung (EU) Nr. 537/2014 erstellt. 

Sind die Richtlinie 2014/56/EU und die Verordnung (EU) Nr. 537/2014 nicht anwendbar, 

a) müssen die historischen Finanzinformationen in Übereinstimmung mit den in dem jeweiligen 
Mitgliedstaat anwendbaren Prüfungsstandards oder gleichwertigen Grundsätzen geprüft worden sein, 
oder es muss für das Registrierungsformular vermerkt werden, ob sie in Übereinstimmung mit den 
in dem jeweiligen Mitgliedstaat anwendbaren Prüfungsstandards oder gleichwertigen Grundsätzen 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermitteln. 

b) Sofern Bestätigungsvermerke des Abschlussprüfers über die historischen Finanzinformationen Vor­
behalte, Meinungsänderungen oder eine Hervorhebung eines Sachverhalts enthalten oder wenn sie 
eingeschränkt erteilt wurden, sind diese Vorbehalte, Änderungen, die eingeschränkte Erteilung oder 
die Hervorhebung eines Sachverhalts in vollem Umfang wiederzugeben und die Gründe dafür 
anzugeben. 

Punkt 11.3.2 Angabe sonstiger Informationen im Registrierungsformular, die von den Abschlussprüfern geprüft 
wurden. 

Punkt 11.3.3 Wurden die Finanzinformationen im Registrierungsformular nicht dem geprüften Jahresabschluss des 
Emittenten entnommen, so sind die Quelle dieser Daten und die Tatsache anzugeben, dass die Daten 
ungeprüft sind. 

Punkt 11.4 Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren 

Punkt 11.4.1 Angaben über etwaige staatliche Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren (einschließlich 
derjenigen Verfahren, die nach Kenntnis des Emittenten noch anhängig sind oder eingeleitet werden 
könnten), die im Zeitraum der mindestens 12 letzten Monate stattfanden und die sich in jüngster Zeit 
erheblich auf die Finanzlage oder die Rentabilität des Emittenten und/oder der Gruppe ausgewirkt 
haben oder sich in Zukunft auswirken könnten. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

Punkt 11.5 Wesentliche Veränderungen in der Finanzlage des Emittenten
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Punkt 11.5.1 Beschreibung jeder wesentlichen Veränderung in der Finanzlage der Gruppe, die seit dem Ende des 
Stichtags eingetreten ist, für den entweder geprüfte Finanzinformationen oder Zwischenfinanzinforma­
tionen veröffentlicht wurden. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

ABSCHNITT 12 WEITERE ANGABEN 

Punkt 12.1 Aktienkapital 

Anzugeben sind der Betrag des ausgegebenen Kapitals, die Zahl und Gattungen der Aktien, aus denen 
es sich zusammensetzt, einschließlich deren Hauptmerkmale; der Teil des ausgegebenen, aber noch 
nicht eingezahlten Kapitals mit Angabe der Zahl oder des Gesamtnennwerts und der Art der noch 
nicht voll eingezahlten Aktien, eventuell aufgegliedert nach der Höhe, bis zu der sie bereits eingezahlt 
wurden. 

Punkt 12.2 Satzung und Statuten der Gesellschaft 

Anzugeben sind das Register und ggf. die Nummer, unter der die Gesellschaft in das Register einge­
tragen ist, sowie eine Beschreibung der Zielsetzungen des Emittenten und an welcher Stelle sie in der 
Satzung und den Statuten der Gesellschaft verankert sind. 

ABSCHNITT 13 WESENTLICHE VERTRÄGE 

Punkt 13.1 Kurze Zusammenfassung aller abgeschlossenen wesentlichen Verträge, die nicht im Rahmen der nor­
malen Geschäftstätigkeit abgeschlossen wurden und die dazu führen könnten, dass jedwedes Mitglied 
der Gruppe eine Verpflichtung oder ein Recht erlangt, die bzw. das für die Fähigkeit des Emittenten, 
seinen Verpflichtungen gegenüber den Wertpapierinhabern in Bezug auf die ausgegebenen Wertpapiere 
nachzukommen, von wesentlicher Bedeutung ist. 

ABSCHNITT 14 VERFÜGBARE DOKUMENTE 

Punkt 14.1 Abzugeben ist eine Erklärung, dass während der Gültigkeitsdauer des Registrierungsformulars ggf. die 
folgenden Dokumente eingesehen werden können: 

a) die aktuelle Satzung und die aktuellen Statuten des Emittenten; 

b) sämtliche Berichte, Schreiben und sonstigen Dokumente, Bewertungen und Erklärungen, die von 
einem Sachverständigen auf Ersuchen des Emittenten erstellt bzw. abgegeben wurden, sofern Teile 
davon in das Registrierungsformular eingeflossen sind oder in ihm darauf verwiesen wird. 

Die Website, auf der die Dokumente eingesehen werden können, ist anzugeben.
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ANHANG 7 

REGISTRIERUNGSFORMULAR FÜR NICHTDIVIDENDENWERTE FÜR GROSSANLEGER 

ABSCHNITT 1 VERANTWORTLICHE PERSONEN, ANGABEN VON SEITEN DRITTER, SACHVERSTÄNDIGENBERICHTE UND 
BILLIGUNG DURCH DIE ZUSTÄNDIGE BEHÖRDE 

Punkt 1.1 Nennung aller Personen, die für die Angaben im Registrierungsformular bzw. für bestimmte Teile der 
Angaben verantwortlich sind. Im letzteren Fall sind die entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es 
sich um natürliche Personen, zu denen auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichts­
organs des Emittenten gehören, sind Name und Funktion dieser Person zu nennen. Bei juristischen 
Personen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft anzugeben. 

Punkt 1.2 Erklärung der für das Registrierungsformular verantwortlichen Personen, dass die Angaben im Regis­
trierungsformular ihres Wissens nach richtig sind und dass das Registrierungsformular keine Auslas­
sungen enthält, die die Aussage verzerren könnten. 

Gegebenenfalls Erklärung der für bestimmte Abschnitte des Registrierungsformulars verantwortlichen 
Personen, dass die in den Teilen des Registrierungsformulars genannten Angaben, für die sie verant­
wortlich sind, ihres Wissens nach richtig sind und dass diese Teile des Registrierungsformulars keine 
Auslassungen beinhalten, die die Aussage verzerren könnten. 

Punkt 1.3 Wird in das Registrierungsformular eine Erklärung oder ein Bericht einer Person aufgenommen, die als 
Sachverständiger handelt, so sind folgende Angaben zu dieser Person zu machen: 

a) Name, 

b) Geschäftsadresse, 

c) Qualifikationen, 

d) das wesentliche Interesse am Emittenten, falls vorhanden. 

Wurde die Erklärung oder der Bericht auf Ersuchen des Emittenten erstellt, ist anzugeben, dass diese 
Erklärung oder dieser Bericht mit Zustimmung der Person, die den Inhalt dieses Teils des Registrie­
rungsformulars für die Zwecke des Prospekts gebilligt hat, aufgenommen wurde. 

Punkt 1.4 Wurden Angaben von Seiten Dritter übernommen, ist zu bestätigen, dass diese Angaben korrekt 
wiedergegeben wurden und nach Wissen des Emittenten und soweit für ihn aus den von diesem 
Dritten veröffentlichten Angaben ersichtlich, nicht durch Auslassungen unkorrekt oder irreführend 
gestaltet wurden. Darüber hinaus hat der Emittent die Quelle(n) der Angaben zu nennen. 

Punkt 1.5 Eine Erklärung, dass 

a) [das Registrierungsformular/der Prospekt] durch [Bezeichnung der zuständigen Behörde] als zustän­
diger Behörde gemäß Verordnung (EU) 2017/1129 gebilligt wurde, 

b) die [Bezeichnung der zuständigen Behörde] [dieses Registrierungsformular/diesen Prospekt] nur 
bezüglich der Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und Kohärenz gemäß der Verordnung 
(EU) 2017/1129 billigt, 

c) eine solche Billigung nicht als eine Befürwortung des Emittenten, der Gegenstand [dieses Regis­
trierungsformulars/dieses Prospekts] ist, erachtet werden sollte. 

ABSCHNITT 2 ABSCHLUSSPRÜFER 

Punkt 2.1 Name und Anschrift der Abschlussprüfer des Emittenten, die für den von den historischen Finanz­
informationen abgedeckten Zeitraum zuständig waren (einschließlich ihrer Mitgliedschaft in einer 
Berufsvereinigung). 

Punkt 2.2 Wurden Abschlussprüfer während des von den historischen Finanzinformationen abgedeckten Zeit­
raums abberufen, nicht wieder bestellt oder haben sie ihr Mandat selbst niedergelegt, so sind ent­
sprechende Einzelheiten anzugeben, wenn sie von wesentlicher Bedeutung sind.
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ABSCHNITT 3 RISIKOFAKTOREN 

Punkt 3.1 Eine Beschreibung der wesentlichen Risiken, die dem Emittenten eigen sind und die die Fähigkeit des 
Emittenten beeinflussen können, seinen sich aus den Wertpapieren ergebenden Verpflichtungen nach­
zukommen, in einer begrenzten Anzahl an Kategorien in einer Rubrik mit der Überschrift „Risiko­
faktoren“. 

In jeder Kategorie werden die gemäß der Bewertung des Emittenten, Anbieters oder der die Zulassung 
zum Handel an einem geregelten Markt beantragenden Person wesentlichsten Risiken, unter Berück­
sichtigung der negativen Auswirkungen auf den Emittenten und der Wahrscheinlichkeit ihres Eintre­
tens, zuerst angeführt. Die Risikofaktoren werden durch den Inhalt des Registrierungsformulars be­
stätigt. 

ABSCHNITT 4 ANGABEN ZUM EMITTENTEN 

Punkt 4.1 Geschäftsgeschichte und Geschäftsentwicklung des Emittenten 

Punkt 4.1.1 Gesetzliche und kommerzielle Bezeichnung des Emittenten 

Punkt 4.1.2 Ort der Registrierung des Emittenten, seine Registrierungsnummer und Rechtsträgerkennung (LEI). 

Punkt 4.1.3 Datum der Gründung der Gesellschaft und Existenzdauer des Emittenten, soweit diese nicht unbefristet 
ist. 

Punkt 4.1.4 Sitz und Rechtsform des Emittenten, Rechtsordnung, unter der er tätig ist, Land der Gründung der 
Gesellschaft; Anschrift und Telefonnummer seines eingetragenen Sitzes (oder Hauptort der Geschäfts­
tätigkeit, falls nicht mit dem eingetragenen Sitz identisch), etwaige Website des Emittenten mit einer 
Erklärung, dass die Angaben auf der Website nicht Teil des Prospekts sind, sofern diese Angaben nicht 
mittels Verweises in den Prospekt aufgenommen wurden. 

Punkt 4.1.5 Jüngste Ereignisse, die für den Emittenten eine besondere Bedeutung haben und die in hohem Maße für 
eine Bewertung der Solvenz des Emittenten relevant sind. 

Punkt 4.1.6 Angabe der Ratings, die für den Emittenten in dessen Auftrag oder in Zusammenarbeit mit ihm beim 
Ratingverfahren erstellt wurden. 

ABSCHNITT 5 ÜBERBLICK ÜBER DIE GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 

Punkt 5.1 Haupttätigkeitsbereiche 

Punkt 5.1.1 Beschreibung der Haupttätigkeiten des Emittenten unter Angabe der wichtigsten Arten der vertriebenen 
Produkte und/oder erbrachten Dienstleistungen. 

Punkt 5.1.2 Grundlage für etwaige Angaben des Emittenten zu seiner Wettbewerbsposition. 

ABSCHNITT 6 ORGANISATIONSSTRUKTUR 

Punkt 6.1 Ist der Emittent Teil einer Gruppe, kurze Beschreibung der Gruppe und der Stellung des Emittenten 
innerhalb dieser Gruppe. Dies kann in Form oder unter Beifügung eines Diagramms der Organisations­
struktur erfolgen, sofern dies zur Darstellung der Struktur hilfreich ist. 

Punkt 6.2 Ist der Emittent von anderen Unternehmen der Gruppe abhängig, ist dies klar anzugeben und die 
Abhängigkeit zu erläutern.
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ABSCHNITT 7 TRENDINFORMATIONEN 

Punkt 7.1 Eine Beschreibung 

a) jeder wesentlichen Verschlechterung der Aussichten des Emittenten seit dem Datum des letzten 
veröffentlichten geprüften Abschlusses; und 

b) jeder wesentlichen Änderung der Finanz- und Ertragslage der Gruppe seit dem Ende des letzten 
Berichtszeitraums, für den bis zum Datum des Registrierungsformulars Finanzinformationen ver­
öffentlicht wurden. 

Falls keiner der oben genannten Punkte zutrifft, sollte der Emittent (eine) entsprechende negative 
Erklärung(en) abgeben. 

ABSCHNITT 8 GEWINNPROGNOSEN ODER -SCHÄTZUNGEN 

Punkt 8.1 Nimmt ein Emittent auf freiwilliger Basis eine Gewinnprognose oder -schätzung auf, hat die Gewinn­
prognose oder -schätzung klar und unmissverständlich zu sein und hat sie eine Erläuterung der 
wichtigsten Annahmen, auf die der Emittent seine Prognose oder Schätzung gestützt hat, zu umfassen. 

Die Prognose oder Schätzung entspricht den folgenden Grundsätzen: 

a) Bei den Annahmen sollte klar zwischen jenen unterschieden werden, die Faktoren betreffen, die die 
Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans beeinflussen können, und Annahmen 
in Bezug auf Faktoren, die klar außerhalb des Einflussbereiches der Mitglieder des Verwaltungs-, 
Leitungs- oder Aufsichtsorgans liegen. 

b) Die Annahmen müssen plausibel, für die Anleger leicht verständlich, spezifisch sowie präzise sein 
und dürfen nicht der üblichen Exaktheit der Schätzungen entsprechen, die der Prognose zugrunde 
liegen. 

c) Die im Rahmen einer Prognose getroffenen Annahmen lenken die Aufmerksamkeit des Anlegers 
auf jene Unsicherheitsfaktoren, die das Ergebnis der Prognose wesentlich verändern könnten. 

Punkt 8.2 Der Prospekt enthält eine Erklärung, dass die Gewinnprognose oder -schätzung folgende zwei Kriterien 
erfüllt: 

a) Vergleichbarkeit mit den historischen Finanzinformationen, 

b) Konsistenz mit den Rechnungslegungsmethoden des Emittenten. 

ABSCHNITT 9 VERWALTUNGS-, LEITUNGS- UND AUFSICHTSORGANE 

Punkt 9.1 Name und Geschäftsanschrift folgender Personen sowie Angabe ihrer Stellung beim Emittenten und der 
wichtigsten Tätigkeiten, die sie neben der Tätigkeit beim Emittenten ausüben, sofern diese für den 
Emittenten von Bedeutung sind: 

a) Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans; 

b) persönlich haftende Gesellschafter bei einer Kommanditgesellschaft auf Aktien. 

Punkt 9.2 Interessenkonflikte von Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorganen 

Potenzielle Interessenkonflikte zwischen den Verpflichtungen der unter Punkt 9.1 genannten Personen 
gegenüber dem Emittenten und ihren privaten Interessen oder sonstigen Verpflichtungen müssen klar 
angegeben werden. Falls keine derartigen Konflikte bestehen, ist eine entsprechende Erklärung abzuge­
ben. 

ABSCHNITT 10 HAUPTAKTIONÄRE 

Punkt 10.1 Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe, ob an dem Emittenten unmittelbare oder mittelbare Betei­
ligungen oder Beherrschungsverhältnisse bestehen und wer diese Beteiligungen hält bzw. diese Beherr­
schung ausübt. Beschreibung der Art und Weise einer derartigen Beherrschung und der vorhandenen 
Maßnahmen zur Verhinderung des Missbrauchs einer solchen Beherrschung.
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Punkt 10.2 Sofern dem Emittenten bekannt, Beschreibung etwaiger Vereinbarungen, deren Ausübung zu einem 
späteren Zeitpunkt zu einer Änderung in der Beherrschung des Emittenten führen könnte. 

ABSCHNITT 11 FINANZINFORMATIONEN ÜBER DIE VERMÖGENS-, FINANZ- UND ERTRAGSLAGE DES EMITTENTEN 

Punkt 11.1 Historische Finanzinformationen 

Punkt 11.1.1 Beizubringen sind historische Finanzinformationen, die die letzten zwei Geschäftsjahre abdecken (min­
destens 24 Monate), bzw. einen entsprechenden kürzeren Zeitraum, während dessen der Emittent tätig 
war, sowie ein Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers für jedes Geschäftsjahr. 

Punkt 11.1.2 Änderung des Bilanzstichtages 

Hat der Emittent in der Zeit, für die historische Finanzinformationen beizubringen sind, seinen Bilanz­
stichtag geändert, so decken die geprüften historischen Finanzinformationen mindestens 24 Monate 
oder — sollte der Emittent seiner Geschäftstätigkeit noch keine 24 Monate nachgegangen sein — den 
gesamten Zeitraum seiner Geschäftstätigkeit ab. 

Punkt 11.1.3 Rechnungslegungsstandards 

Die Finanzinformationen sind gemäß der internationalen Rechnungslegungsstandards, wie sie gemäß 
Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 in der Union anzuwenden sind, zu erstellen. 

Falls die Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 nicht anwendbar ist, sind Abschlüsse entsprechend folgender 
Standards zu erstellen: 

a) den nationalen Rechnungslegungsstandards eines Mitgliedstaats für Emittenten aus dem EWR, wie 
nach Richtlinie 2013/34/EU gefordert; 

b) den nationalen Rechnungslegungsstandards eines Drittlandes, die denen der Verordnung (EG) 
Nr. 1606/2002 gleichwertig sind, bei Emittenten aus Drittländern. 

Ansonsten müssen folgende Angaben in das Registrierungsformular aufgenommen werden: 

a) eine eindeutige Erklärung dahin gehend, dass die in das Registrierungsformular aufgenommenen 
Finanzinformationen nicht nach den durch die Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 in das Unionsrecht 
übernommenen International Financial Reporting Standards erstellt wurden und sich für den Fall, 
dass die Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 auf die historischen Finanzinformationen angewandt 
worden wäre, wesentlich unterscheiden könnten. 

b) Unmittelbar nach den historischen Finanzinformationen sind die Unterschiede zwischen der von 
der Union verabschiedeten Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 und den Rechnungslegungsgrundsät­
zen in einer Beschreibung darzulegen, die der Emittent bei der Erstellung seines Jahresabschlusses 
zugrunde gelegt hat. 

Punkt 11.1.4 Wurden die geprüften Finanzinformationen gemäß nationaler Rechnungslegungsgrundsätze erstellt, 
dann müssen die Finanzinformationen zumindest Folgendes enthalten: 

a) die Bilanz, 

b) die Gewinn- und Verlustrechnung, 

c) die Rechnungslegungsmethoden und erläuternde Anmerkungen. 

Punkt 11.1.5 Konsolidierte Abschlüsse 

Erstellt der Emittent sowohl einen Einzelabschluss als auch einen konsolidierten Abschluss, so ist 
zumindest der konsolidierte Abschluss in das Registrierungsformular aufzunehmen. 

Punkt 11.1.6 Alter der Finanzinformationen 

Der Bilanzstichtag des letzten Jahres geprüfter Finanzinformationen darf nicht länger als 18 Monate ab 
dem Datum des Registrierungsformulars zurückliegen.
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Punkt 11.2 Prüfung der historischen Finanzinformationen 

Punkt 11.2.1 Die historischen Finanzinformationen müssen unabhängig geprüft worden sein. Der Bestätigungsver­
merk des Abschlussprüfers wird in Übereinstimmung mit der Richtlinie 2014/56/EU und der Ver­
ordnung (EU) Nr. 537/2014 erstellt. 

Sind die Richtlinie 2014/56/EU und die Verordnung (EU) Nr. 537/2014 nicht anwendbar, 

a) müssen die historischen Finanzinformationen in Übereinstimmung mit den in dem jeweiligen 
Mitgliedstaat anwendbaren Prüfungsstandards oder gleichwertigen Grundsätzen geprüft worden sein, 
oder es muss für das Registrierungsformular vermerkt werden, ob sie in Übereinstimmung mit den 
in dem jeweiligen Mitgliedstaat anwendbaren Prüfungsstandards oder gleichwertigen Grundsätzen 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermitteln. 

Ansonsten müssen folgende Informationen in das Registrierungsformular aufgenommen werden: 

i) eine eindeutige Erklärung dahingehend, welche Prüfungsstandards zugrunde gelegt wurden; 

ii) eine Erläuterung für die Fälle, in denen von den Internationalen Prüfungsstandards in erhebli­
chem Maße abgewichen wurde; 

b) Sofern Bestätigungsvermerke des Abschlussprüfers über die historischen Finanzinformationen Vor­
behalte, Meinungsänderungen oder eine Hervorhebung eines Sachverhalts enthalten oder wenn sie 
eingeschränkt erteilt wurden, sind diese Vorbehalte, Änderungen, die eingeschränkte Erteilung oder 
die Hervorhebung eines Sachverhalts in vollem Umfang wiederzugeben und die Gründe dafür 
anzugeben. 

Punkt 11.2.2 Angabe sonstiger Informationen im Registrierungsformular, die von den Abschlussprüfern geprüft 
wurden. 

Punkt 11.2.3 Wurden die Finanzinformationen im Registrierungsformular nicht dem geprüften Jahresabschluss des 
Emittenten entnommen, so sind die Quelle dieser Daten und die Tatsache anzugeben, dass die Daten 
ungeprüft sind. 

Punkt 11.3 Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren 

Punkt 11.3.1 Angaben über etwaige staatliche Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren (einschließlich 
derjenigen Verfahren, die nach Kenntnis des Emittenten noch anhängig sind oder eingeleitet werden 
könnten), die im Zeitraum der mindestens 12 letzten Monate stattfanden und die sich in jüngster Zeit 
erheblich auf die Finanzlage oder die Rentabilität des Emittenten und/oder der Gruppe ausgewirkt 
haben oder sich in Zukunft auswirken könnten. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

Punkt 11.4 Wesentliche Veränderungen in der Finanzlage des Emittenten 

Punkt 11.4.1 Beschreibung jeder wesentlichen Veränderung in der Finanzlage der Gruppe, die seit dem Ende des 
Stichtags eingetreten ist, für den entweder geprüfte Finanzinformationen oder Zwischenfinanzinforma­
tionen veröffentlicht wurden. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

ABSCHNITT 12 WESENTLICHE VERTRÄGE 

Punkt 12.1 Kurze Zusammenfassung aller abgeschlossenen wesentlichen Verträge, die nicht im Rahmen der nor­
malen Geschäftstätigkeit abgeschlossen wurden und die dazu führen könnten, dass jedwedes Mitglied 
der Gruppe eine Verpflichtung oder ein Recht erlangt, die bzw. das für die Fähigkeit des Emittenten, 
seinen Verpflichtungen gegenüber den Wertpapierinhabern in Bezug auf die ausgegebenen Wertpapiere 
nachzukommen, von wesentlicher Bedeutung ist. 

ABSCHNITT 13 VERFÜGBARE DOKUMENTE 

Punkt 13.1 Abzugeben ist eine Erklärung, dass während der Gültigkeitsdauer des Registrierungsformulars ggf. die 
folgenden Dokumente eingesehen werden können: 

a) die aktuelle Satzung und die aktuellen Statuten des Emittenten; 

b) sämtliche Berichte, Schreiben und sonstigen Dokumente, Bewertungen und Erklärungen, die von 
einem Sachverständigen auf Ersuchen des Emittenten erstellt bzw. abgegeben wurden, sofern Teile 
davon in das Registrierungsformular eingeflossen sind oder in ihm darauf verwiesen wird. 

Die Website, auf der die Dokumente eingesehen werden können, ist anzugeben.
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ANHANG 8 

REGISTRIERUNGSFORMULAR FÜR SEKUNDÄREMISSIONEN VON NICHTDIVIDENDENWERTEN 

ABSCHNITT 1 VERANTWORTLICHE PERSONEN, ANGABEN VON SEITEN DRITTER, SACHVERSTÄNDIGENBERICHTE UND 
BILLIGUNG DURCH DIE ZUSTÄNDIGE BEHÖRDE 

Punkt 1.1 Nennung aller Personen, die für die Angaben im Registrierungsformular bzw. für bestimmte Teile der 
Angaben verantwortlich sind. Im letzteren Fall sind die entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es 
sich um natürliche Personen, zu denen auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichts­
organs des Emittenten gehören, sind Name und Funktion dieser Person zu nennen. Bei juristischen 
Personen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft anzugeben. 

Punkt 1.2 Erklärung der für das Registrierungsformular verantwortlichen Personen, dass die Angaben im Regis­
trierungsformular ihres Wissens nach richtig sind und dass das Registrierungsformular keine Auslas­
sungen enthält, die die Aussage verzerren könnten. 

Gegebenenfalls Erklärung der für bestimmte Abschnitte des Registrierungsformulars verantwortlichen 
Personen, dass die in den Teilen des Registrierungsformulars genannten Angaben, für die sie verant­
wortlich sind, ihres Wissens nach richtig sind und dass diese Teile des Registrierungsformulars keine 
Auslassungen beinhalten, die die Aussage verzerren könnten. 

Punkt 1.3 Wird in das Registrierungsformular eine Erklärung oder ein Bericht einer Person aufgenommen, die als 
Sachverständiger handelt, so sind folgende Angaben zu dieser Person zu machen: 

a) Name, 

b) Geschäftsadresse, 

c) Qualifikationen, 

d) das wesentliche Interesse am Emittenten, falls vorhanden. 

Wurde die Erklärung oder der Bericht auf Ersuchen des Emittenten erstellt, ist anzugeben, dass diese 
Erklärung oder dieser Bericht mit Zustimmung der Person, die den Inhalt dieses Teils des Registrie­
rungsformulars für die Zwecke des Prospekts gebilligt hat, aufgenommen wurde. 

Punkt 1.4 Wurden Angaben von Seiten Dritter übernommen, ist zu bestätigen, dass diese Angaben korrekt 
wiedergegeben wurden und nach Wissen des Emittenten und soweit für ihn aus den von diesem 
Dritten veröffentlichten Angaben ersichtlich, nicht durch Auslassungen unkorrekt oder irreführend 
gestaltet wurden. Darüber hinaus hat der Emittent die Quelle(n) der Angaben zu nennen. 

Punkt 1.5 Eine Erklärung, dass 

a) [das Registrierungsformular/der Prospekt] durch [Bezeichnung der zuständigen Behörde] als zustän­
diger Behörde gemäß Verordnung (EU) 2017/1129 gebilligt wurde, 

b) die [Bezeichnung der zuständigen Behörde] [dieses Registrierungsformular/diesen Prospekt] nur 
bezüglich der Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und Kohärenz gemäß der Verordnung 
(EU) 2017/1129 billigt, 

c) eine solche Billigung nicht als eine Befürwortung des Emittenten, der Gegenstand [dieses Regis­
trierungsformulars/dieses Prospekts] ist, erachtet werden sollte, 

d) [das Registrierungsformular/der Prospekt] als Teil eines vereinfachten Prospekts gemäß Artikel 14 
der Verordnung (EU) 2017/1129 erstellt wurde. 

ABSCHNITT 2 ABSCHLUSSPRÜFER 

Punkt 2.1 Namen der Abschlussprüfer des Emittenten, die für den von den historischen Finanzinformationen 
abgedeckten Zeitraum zuständig waren (einschließlich ihrer Mitgliedschaft in einer Berufsvereinigung).
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ABSCHNITT 3 RISIKOFAKTOREN 

Punkt 3.1 Eine Beschreibung der wesentlichen Risiken, die dem Emittenten eigen sind und die die Fähigkeit des 
Emittenten beeinflussen können, seinen sich aus den Wertpapieren ergebenden Verpflichtungen nach­
zukommen, in einer begrenzten Anzahl an Kategorien in einer Rubrik mit der Überschrift „Risiko­
faktoren“. 

In jeder Kategorie werden die gemäß der Bewertung des Emittenten, Anbieters oder der die Zulassung 
zum Handel an einem geregelten Markt beantragenden Person wesentlichsten Risiken, unter Berück­
sichtigung der negativen Auswirkungen auf den Emittenten und der Wahrscheinlichkeit ihres Eintre­
tens, zuerst angeführt. Die Risikofaktoren werden durch den Inhalt des Registrierungsformulars be­
stätigt. 

ABSCHNITT 4 ANGABEN ZUM EMITTENTEN 

Punkt 4.1 Gesetzliche und kommerzielle Bezeichnung des Emittenten. 

Punkt 4.2 Sitz und Rechtsform des Emittenten, Rechtsträgerkennung (LEI), Rechtsordnung, unter der er tätig ist, 
Land der Gründung der Gesellschaft; Anschrift und Telefonnummer seines eingetragenen Sitzes (oder 
Hauptort der Geschäftstätigkeit, falls nicht mit dem eingetragenen Sitz identisch), etwaige Website des 
Emittenten mit einer Erklärung, dass die Angaben auf der Website nicht Teil des Prospekts sind, sofern 
diese Angaben nicht mittels Verweises in den Prospekt aufgenommen wurden. 

ABSCHNITT 5 ÜBERBLICK ÜBER DIE GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 

Punkt 5.1 Beschreibung der Haupttätigkeiten des Emittenten unter Angabe der wichtigsten Arten der vertriebenen 
Produkte und/oder erbrachten Dienstleistungen. 

ABSCHNITT 6 TRENDINFORMATIONEN 

Punkt 6.1 Eine Beschreibung 

a) jeder wesentlichen Verschlechterung der Aussichten des Emittenten seit dem Datum des letzten 
veröffentlichten geprüften Abschlusses; 

b) jeder wesentlichen Änderung der Finanz- und Ertragslage der Gruppe seit dem Ende des letzten 
Berichtszeitraums, für den bis zum Datum des Registrierungsformulars Finanzinformationen ver­
öffentlicht wurden. 

Falls weder Buchstabe a) noch Buchstabe b) zutreffen, sollte der Emittent eine entsprechende negative 
Erklärung abgeben. 

Punkt 6.2 (nur 
Kleinanleger) 

Angabe aller bekannten Trends, Unsicherheiten, Anfragen, Verpflichtungen oder Vorfälle, die die Aus­
sichten des Emittenten nach vernünftigem Ermessen zumindest im laufenden Geschäftsjahr wesentlich 
beeinflussen werden. 

ABSCHNITT 7 GEWINNPROGNOSEN ODER -SCHÄTZUNGEN 

Punkt 7.1 Nimmt ein Emittent auf freiwilliger Basis eine (noch ausstehende und gültige) Gewinnprognose oder 
-schätzung auf, muss diese in das Registrierungsformular aufgenommene Prognose oder Schätzung die 
unter den Punkten 7.2 und 7.3 angeführten Angaben enthalten. Wurde eine Gewinnprognose oder 
-schätzung veröffentlicht und ist diese noch ausstehend, jedoch nicht mehr gültig, ist eine entspre­
chende Erklärung abzugeben und ist darzulegen, warum eine solche Prognose oder Schätzung nicht 
mehr gültig ist. Eine solche ungültige Prognose oder Schätzung unterliegt nicht den unter den Punkten 
7.2 und 7.3 genannten Anforderungen. 

Die Aufnahme der Gewinnprognose oder -schätzung liegt im Ermessen des Emittenten. Wird eine 
solche Gewinnprognose oder -schätzung aufgenommen, enthält das Registrierungsformular die unter 
den Punkten 7.2 und 7.3 angeführten Angaben.
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Punkt 7.2 Nimmt ein Emittent eine neue Gewinnprognose oder -schätzung oder eine bereits einmal veröffent­
lichte Gewinnprognose oder -schätzung gemäß Punkt 7.1 auf, hat die Gewinnprognose oder -schät­
zung klar und unmissverständlich zu sein und sie hat eine Erläuterung der wichtigsten Annahmen, auf 
die der Emittent seine Prognose oder Schätzung gestützt hat, zu umfassen. 

Die Prognose oder Schätzung entspricht den folgenden Grundsätzen: 

a) Bei den Annahmen sollte klar zwischen jenen unterschieden werden, die Faktoren betreffen, die die 
Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans beeinflussen können, und Annahmen 
in Bezug auf Faktoren, die klar außerhalb des Einflussbereiches der Mitglieder des Verwaltungs-, 
Leitungs- oder Aufsichtsorgans liegen. 

b) Die Annahmen müssen plausibel, für die Anleger leicht verständlich, spezifisch sowie präzise sein 
und dürfen nicht der üblichen Exaktheit der Schätzungen entsprechen, die der Prognose zugrunde 
liegen. und 

c) Die im Rahmen einer Prognose getroffenen Annahmen lenken die Aufmerksamkeit des Anlegers 
auf jene Unsicherheitsfaktoren, die das Ergebnis der Prognose wesentlich verändern könnten. 

Punkt 7.3 Der Prospekt enthält eine Erklärung, dass die Gewinnprognose oder -schätzung folgende zwei Kriterien 
erfüllt: 

a) Vergleichbarkeit mit den historischen Finanzinformationen, 

b) Konsistenz mit den Rechnungslegungsmethoden des Emittenten. 

ABSCHNITT 8 VERWALTUNGS-, LEITUNGS- UND AUFSICHTSORGAN UND OBERES MANAGEMENT 

Punkt 8.1 Name und Geschäftsanschrift folgender Personen sowie Angabe ihrer Stellung beim Emittenten und der 
wichtigsten Tätigkeiten, die sie neben der Tätigkeit beim Emittenten ausüben, sofern diese für den 
Emittenten von Bedeutung sind: 

a) Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans; 

b) persönlich haftende Gesellschafter bei einer Kommanditgesellschaft auf Aktien. 

Punkt 8.2 Potenzielle Interessenkonflikte zwischen den Verpflichtungen der unter Punkt 8.1 genannten Personen 
gegenüber dem Emittenten und ihren privaten Interessen oder sonstigen Verpflichtungen sind klar 
anzugeben. Falls keine derartigen Konflikte bestehen, ist eine entsprechende Erklärung abzugeben. 

ABSCHNITT 9 HAUPTAKTIONÄRE 

Punkt 9.1 Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe, ob an dem Emittenten unmittelbare oder mittelbare Betei­
ligungen oder Beherrschungsverhältnisse bestehen und wer diese Beteiligungen hält bzw. diese Beherr­
schung ausübt. Beschreibung der Art und Weise einer derartigen Beherrschung und der vorhandenen 
Maßnahmen zur Verhinderung des Missbrauchs einer solchen Beherrschung. 

Punkt 9.2 Sofern dem Emittenten bekannt, Beschreibung etwaiger Vereinbarungen, deren Ausübung zu einem 
späteren Zeitpunkt zu einer Änderung in der Beherrschung des Emittenten führen könnte. 

ABSCHNITT 10 FINANZINFORMATIONEN ÜBER VERMÖGENS-, FINANZ- UND ERTRAGSLAGE DES EMITTENTEN 

Punkt 10.1 Abschlüsse 

Zu veröffentlichende Abschlüsse (Jahres- und Halbjahresabschlüsse), die die 12 Monate vor der Bil­
ligung des Prospekts abdecken. 

Wurde sowohl ein Jahres- als auch ein Halbjahresabschluss veröffentlicht, ist nur der Jahresabschluss 
erforderlich, sofern dieser jünger als der Halbjahresabschluss ist. 

Punkt 10.2 Prüfung der jährlichen Finanzinformationen
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Punkt 10.2.1 Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

Der Jahresabschluss muss unabhängig geprüft worden sein. Der Bestätigungsvermerk des Abschluss­
prüfers wird in Übereinstimmung mit der Richtlinie 2014/56/EU und der Verordnung (EU) 
Nr. 537/2014 erstellt. 

Sind die Richtlinie 2014/56/EU und die Verordnung (EU) Nr. 537/2014 nicht anwendbar, 

a) muss der Jahresabschluss in Übereinstimmung mit den in dem jeweiligen Mitgliedstaat anwend­
baren Prüfungsstandards oder gleichwertigen Grundsätzen geprüft worden sein, oder es muss für 
das Registrierungsformular vermerkt werden, ob er in Übereinstimmung mit den in dem jeweiligen 
Mitgliedstaat anwendbaren Prüfungsstandards oder gleichwertigen Grundsätzen ein den tatsäch­
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt. Ansonsten müssen folgende Informationen in 
das Registrierungsformular aufgenommen werden: 

i) eine eindeutige Erklärung dahingehend, welche Prüfungsstandards zugrunde gelegt wurden; 

ii) eine Erläuterung für die Fälle, in denen von den Internationalen Prüfungsstandards in erhebli­
chem Maße abgewichen wurde; 

b) sofern Bestätigungsvermerke des Abschlussprüfers für einen Jahresabschluss Vorbehalte, Meinungs­
änderungen oder eine Hervorhebung eines Sachverhalts enthalten oder wenn sie eingeschränkt 
erteilt wurden, sind diese Vorbehalte, Änderungen, die eingeschränkte Erteilung oder die Hervor­
hebung eines Sachverhalts in vollem Umfang wiederzugeben und die Gründe dafür anzugeben. 

Punkt 10.2.2 Angabe sonstiger Informationen im Registrierungsformular, die von den Abschlussprüfern geprüft 
wurden. 

Punkt 10.2.3 Wurden die Finanzinformationen im Registrierungsformular nicht dem geprüften Jahresabschluss des 
Emittenten entnommen, so sind die Quelle dieser Daten und die ungeprüften Daten anzugeben. 

Punkt 10.3 Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren 

Angaben über etwaige staatliche Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren (einschließlich 
derjenigen Verfahren, die nach Kenntnis des Emittenten noch anhängig sind oder eingeleitet werden 
könnten), die im Zeitraum der mindestens 12 letzten Monate stattfanden und die sich in jüngster Zeit 
erheblich auf die Finanzlage oder die Rentabilität des Emittenten und/oder der Gruppe ausgewirkt 
haben oder sich in Zukunft auswirken könnten. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

Punkt 10.4 Wesentliche Veränderungen in der Finanzlage des Emittenten 

Beschreibung jeder wesentlichen Veränderung in der Finanzlage der Gruppe, die seit dem Ende des 
Stichtags eingetreten ist, für den entweder geprüfte Abschlüsse oder Zwischenfinanzinformationen 
veröffentlicht wurden. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

ABSCHNITT 11 RECHTLICH GEFORDERTE OFFENLEGUNGEN 

Punkt 11.1 Zusammenfassung der gemäß der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 in den letzten 12 Monaten offen­
gelegten Informationen, die zum Datum des Prospekts relevant sind. Die Zusammenfassung wird in 
einer leicht zu analysierenden, knappen und verständlichen Form präsentiert und darf keine Wieder­
holung bereits gemäß Verordnung (EU) Nr. 596/2014 veröffentlichter Informationen darstellen. 

Die Zusammenfassung wird in eine begrenzte Anzahl von themenbezogenen Kategorien unterteilt. 

ABSCHNITT 12 WESENTLICHE VERTRÄGE 

Punkt 12.1 Kurze Zusammenfassung aller abgeschlossenen wesentlichen Verträge, die nicht im Rahmen der nor­
malen Geschäftstätigkeit abgeschlossen wurden und die dazu führen könnten, dass jedwedes Mitglied 
der Gruppe eine Verpflichtung oder ein Recht erlangt, die bzw. das für die Fähigkeit des Emittenten, 
seinen Verpflichtungen gegenüber den Wertpapierinhabern in Bezug auf die ausgegebenen Wertpapiere 
nachzukommen, von wesentlicher Bedeutung ist. 

ABSCHNITT 13 VERFÜGBARE DOKUMENTE 

Punkt 13.1 Abzugeben ist eine Erklärung, dass während der Gültigkeitsdauer des Registrierungsformulars ggf. die 
folgenden Dokumente eingesehen werden können: 

a) die aktuelle Satzung und die aktuellen Statuten des Emittenten; 

b) sämtliche Berichte, Schreiben und sonstigen Dokumente, Bewertungen und Erklärungen, die von 
einem Sachverständigen auf Ersuchen des Emittenten erstellt bzw. abgegeben wurden, sofern Teile 
davon in das Registrierungsformular eingeflossen sind oder in ihm darauf verwiesen wird. 

Die Website, auf der die Dokumente eingesehen werden können, ist anzugeben.
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ANHANG 9 

REGISTRIERUNGSFORMULAR FÜR FORDERUNGSBESICHERTE WERTPAPIERE („ASSET-BACKED SECURITIES/ABS“) 

ABSCHNITT 1 VERANTWORTLICHE PERSONEN, ANGABEN VON SEITEN DRITTER, SACHVERSTÄNDIGENBERICHTE UND 
BILLIGUNG DURCH DIE ZUSTÄNDIGE BEHÖRDE 

Punkt 1.1 Nennung aller Personen, die für die Angaben im Registrierungsformular bzw. für bestimmte Teile der 
Angaben verantwortlich sind. Im letzteren Fall sind die entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es 
sich um natürliche Personen, zu denen auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichts­
organs des Emittenten gehören, sind Name und Funktion dieser Person zu nennen. Bei juristischen 
Personen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft anzugeben. 

Punkt 1.2 Erklärung der für das Registrierungsformular verantwortlichen Personen, dass die Angaben im Regis­
trierungsformular ihres Wissens nach richtig sind und dass das Registrierungsformular keine Auslas­
sungen enthält, die die Aussage verzerren könnten. 

Gegebenenfalls Erklärung der für bestimmte Abschnitte des Registrierungsformulars verantwortlichen 
Personen, dass die in den Teilen des Registrierungsformulars genannten Angaben, für die sie verant­
wortlich sind, ihres Wissens nach richtig sind und dass diese Teile des Registrierungsformulars keine 
Auslassungen beinhalten, die die Aussage verzerren könnten. 

Punkt 1.3 Wird in das Registrierungsformular eine Erklärung oder ein Bericht einer Person aufgenommen, die als 
Sachverständiger handelt, so sind folgende Angaben zu dieser Person zu machen: 

a) Name, 

b) Geschäftsadresse, 

c) Qualifikationen, 

d) das wesentliche Interesse am Emittenten, falls vorhanden. 

Wurde die Erklärung oder der Bericht auf Ersuchen des Emittenten erstellt, so ist zu erklären, dass diese 
Erklärung oder dieser Bericht mit der Zustimmung vonseiten der Person, die den Inhalt dieses Teils des 
Registrierungsformulars für die Zwecke des Prospekts gebilligt hat, aufgenommen wurde. 

Punkt 1.4 Sofern Angaben vonseiten Dritter übernommen wurden, ist zu bestätigen, dass diese Angaben korrekt 
wiedergegeben wurden und dass — soweit es dem Emittenten bekannt ist und er aus den von dieser 
dritten Partei veröffentlichten Informationen ableiten konnte — keine Tatsachen fehlen, die die wie­
dergegebenen Informationen unkorrekt oder irreführend gestalten würden. Darüber hinaus hat der 
Emittent die Quelle(n) der Informationen anzugeben. 

Punkt 1.5 Eine Erklärung, dass 

a) [das Registrierungsformular/der Prospekt] durch [Bezeichnung der zuständigen Behörde] als zustän­
diger Behörde gemäß Verordnung (EU) 2017/1129 gebilligt wurde, 

b) die [Bezeichnung der zuständigen Behörde] [dieses Registrierungsformular/diesen Prospekt] nur 
bezüglich der Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und Kohärenz gemäß der Verordnung 
(EU) 2017/1129 billigt, 

c) eine solche Billigung nicht als eine Befürwortung des Emittenten, der Gegenstand [dieses Regis­
trierungsformulars/dieses Prospekts] ist, erachtet werden sollte. 

ABSCHNITT 2 ABSCHLUSSPRÜFER 

Punkt 2.1 Name und Anschrift der Abschlussprüfer des Emittenten, die für den von den historischen Finanz­
informationen abgedeckten Zeitraum zuständig waren (einschließlich jedweder Mitgliedschaft in einer 
Berufsvereinigung).
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ABSCHNITT 3 RISIKOFAKTOREN 

Punkt 3.1 Eine Beschreibung der wesentlichen Risiken, die dem Emittenten eigen sind, in einer begrenzten 
Anzahl an Kategorien in einer Rubrik mit der Überschrift „Risikofaktoren“. 

In jeder Kategorie werden die gemäß der Bewertung des Emittenten, Anbieters oder der die Zulassung 
zum Handel an einem geregelten Markt beantragenden Person wesentlichsten Risiken, unter Berück­
sichtigung der negativen Auswirkungen auf den Emittenten und der Wahrscheinlichkeit ihres Eintre­
tens, zuerst angeführt. Die Risikofaktoren werden durch den Inhalt des Registrierungsformulars be­
stätigt. 

ABSCHNITT 4 ANGABEN ZUM EMITTENTEN 

Punkt 4.1 Erklärung, ob der Emittent als eine Zweckgesellschaft gegründet wurde oder als Unternehmen für den 
Zweck der Emission von ABS. 

Punkt 4.2 Gesetzliche und kommerzielle Bezeichnung des Emittenten und Rechtsträgerkennung (LEI). 

Punkt 4.3 Ort der Registrierung des Emittenten und seine Registrierungsnummer. 

Punkt 4.4 Datum der Gründung der Gesellschaft und Existenzdauer des Emittenten, soweit diese nicht unbefristet 
ist. 

Punkt 4.5 Sitz und Rechtsform des Emittenten, Rechtsordnung, unter der er tätig ist, Land der Gründung der 
Gesellschaft; Anschrift und Telefonnummer seines eingetragenen Sitzes (oder Hauptort der Geschäfts­
tätigkeit, falls nicht mit dem eingetragenen Sitz identisch), etwaige Website des Emittenten oder 
Website einer Drittpartei oder eines Garantiegebers mit einer Erklärung, dass die Angaben auf der 
Website nicht Teil des Prospekts sind, sofern diese Angaben nicht mittels Verweises in den Prospekt 
aufgenommen wurden. 

Punkt 4.6 Angabe des Betrags des genehmigten und ausgegebenen Kapitals sowie des Kapitals, dessen Ausgabe 
bereits genehmigt ist, sowie Zahl und Gattung der Wertpapiere, aus denen es sich zusammensetzt. 

ABSCHNITT 5 ÜBERBLICK ÜBER DIE GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 

Punkt 5.1 Kurze Beschreibung der Haupttätigkeitsbereiche des Emittenten. 

ABSCHNITT 6 VERWALTUNGS-, LEITUNGS- UND AUFSICHTSORGANE 

Punkt 6.1 Name und Geschäftsanschrift folgender Personen sowie Angabe ihrer Stellung beim Emittenten und der 
wichtigsten Tätigkeiten, die sie neben der Tätigkeit beim Emittenten ausüben, sofern diese für den 
Emittenten von Bedeutung sind: 

a) Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans; 

b) persönlich haftende Gesellschafter bei einer Kommanditgesellschaft auf Aktien. 

ABSCHNITT 7 HAUPTAKTIONÄRE 

Punkt 7.1 Sofern dem Emittenten bekannt, Angabe, ob an dem Emittenten unmittelbare oder mittelbare Betei­
ligungen oder Beherrschungsverhältnisse bestehen, und wer diese Beteiligungen hält bzw. diese Beherr­
schung ausübt. Beschreibung der Art und Weise einer derartigen Kontrolle und der vorhandenen 
Maßnahmen zur Verhinderung des Missbrauchs einer derartigen Kontrolle. 

ABSCHNITT 8 FINANZINFORMATIONEN ÜBER VERMÖGENS-, FINANZ- UND ERTRAGSLAGE DES EMITTENTEN 

Punkt 8.1 Hat ein Emittent seit seiner Gründung oder Niederlassung noch nicht mit der Geschäftstätigkeit 
begonnen und wurde zum Termin der Abfassung des Registrierungsformulars noch kein Abschluss 
erstellt, so ist in dem Registrierungsformular ein entsprechender Vermerk aufzunehmen.
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Punkt 8.2 Historische Finanzinformationen 

Hat ein Emittent seit seiner Gründung oder Niederlassung bereits mit der Geschäftstätigkeit begonnen 
und wurde ein Jahresabschluss erstellt, so sind in dem Registrierungsformular geprüfte historische 
Finanzinformationen aufzunehmen, die die letzten zwei Geschäftsjahre abdecken (zumindest 24 Mo­
nate bzw. einen entsprechenden kürzeren Zeitraum, während dessen der Emittent tätig war), sowie ein 
Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers für jedes Geschäftsjahr. 

Punkt 8.2.1 Änderung des Bilanzstichtages 

Hat der Emittent in der Zeit, für die historische Finanzinformationen beizubringen sind, seinen Bilanz­
stichtag geändert, so decken die historischen Finanzinformationen mindestens 24 Monate oder — 
sollte der Emittent seiner Geschäftstätigkeit noch keine 24 Monate nachgegangen sein — den gesamten 
Zeitraum seiner Geschäftstätigkeit ab. 

Punkt 8.2.2 Rechnungslegungsstandards 

Die Finanzinformationen sind gemäß der internationalen Rechnungslegungsstandards, wie sie gemäß 
Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 in der Union anzuwenden sind, zu erstellen. 

Falls die Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 nicht anwendbar ist, ist der Abschluss entsprechend folgen­
der Standards zu erstellen: 

a) den nationalen Rechnungslegungsstandards eines Mitgliedstaats für Emittenten aus dem EWR, wie 
nach Richtlinie 2013/34/EU gefordert; 

b) den nationalen Rechnungslegungsstandards eines Drittlandes, die denen der Verordnung (EG) 
Nr. 1606/2002 gleichwertig sind, bei Emittenten aus Drittländern. Wenn solche Rechnungslegungs­
standards eines Drittlandes jenen der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 nicht gleichwertig sind, sind 
die Abschlüsse in Übereinstimmung mit der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 neu zu erstellen. 

Punkt 8.2.3 Änderung des Rechnungslegungsrahmens 

Die geprüften historischen Finanzinformationen des Vorjahres, die Vergleichsinformationen für das 
vorangegangene Jahr enthalten, müssen in einer Form dargestellt und erstellt werden, die mit den 
Rechnungslegungsstandards konsistent ist, gemäß denen der folgende Jahresabschluss des Emittenten 
erscheint, wobei die Rechnungslegungsstandards und -strategien sowie die Rechtsvorschriften zu be­
rücksichtigen sind, die auf derlei Jahresabschlüsse Anwendung finden. 

Änderungen innerhalb des bestehenden Rechnungslegungsrahmens des Emittenten machen keine Neu­
erstellung des geprüften Abschlusses erforderlich. Beabsichtigt der Emittent jedoch die Anwendung 
neuer Rechnungslegungsstandards in seinem nächsten veröffentlichten Abschluss, muss zumindest ein 
vollständiger Abschluss (wie durch IAS 1 „Darstellung des Abschlusses“ festgelegt) einschließlich Ver­
gleichsinformationen in einer Form dargestellt werden, die mit der konsistent ist, die im folgenden 
Jahresabschluss des Emittenten zur Anwendung gelangen wird, wobei die Rechnungslegungsstandards 
und -strategien sowie die Rechtsvorschriften zu berücksichtigen sind, die auf derlei Jahresabschlüsse 
Anwendung finden. 

Punkt 8.2.4 Wurden die geprüften Finanzinformationen gemäß nationaler Rechnungslegungsgrundsätze erstellt, 
dann müssen die unter dieser Rubrik geforderten Finanzinformationen zumindest Folgendes enthalten: 

a) die Bilanz, 

b) die Gewinn- und Verlustrechnung, 

c) die Rechnungslegungsmethoden und erläuternde Anmerkungen. 

Punkt 8.2.a Dieser Absatz (Punkte 8.2.a, 8.2.a.1, 8.2.a.2 und 8.2.a.3) ist nur für die Ausgabe von ABS mit einer 
Mindeststückelung von 100 000 EUR oder solchen anzuwenden, die ausschließlich an einem geregelten Markt 
und/oder in einem bestimmten Segment eines solchen gehandelt werden sollen, zu dem ausschließlich qualifizierte 
Anleger zu Zwecken des Handels mit den Wertpapieren Zugang haben. 

Historische Finanzinformationen 

Hat ein Emittent seit seiner Gründung oder Niederlassung bereits mit der Geschäftstätigkeit begonnen 
und wurde ein Jahresabschluss erstellt, so sind in dem Registrierungsformular historische Finanzinfor­
mationen aufzunehmen, die die letzten zwei Geschäftsjahre abdecken (zumindest 24 Monate bzw. 
einen entsprechenden kürzeren Zeitraum, während dessen der Emittent tätig war), sowie ein Bestäti­
gungsvermerk des Abschlussprüfers für jedes Geschäftsjahr.
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Punkt 8.2.a.1 Rechnungslegungsstandards 

Die Finanzinformationen sind gemäß der International Financial Reporting Standards, wie sie gemäß 
Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 in der Union anzuwenden sind, zu erstellen. 

Falls die Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 nicht anwendbar ist, ist der Abschluss entsprechend folgen­
der Standards zu erstellen: 

a) den nationalen Rechnungslegungsstandards eines Mitgliedstaats bei Emittenten aus dem EWR, wie 
in der Richtlinie 2013/34/EU gefordert; 

b) den nationalen Rechnungslegungsstandards eines Drittlandes, die denen der Verordnung (EG) 
Nr. 1606/2002 gleichwertig sind, bei Emittenten aus Drittländern. 

Ansonsten müssen folgende Angaben in das Registrierungsformular aufgenommen werden: 

a) Eine hervorgehobene Erklärung dahingehend, dass die in das Registrierungsformular aufgenom­
menen Finanzinformationen nicht gemäß der von der Union verabschiedeten Verordnung (EG) 
Nr. 1606/2002 erstellt wurden und dass die Finanzinformationen erhebliche Unterschiede aufwei­
sen könnten, wenn die Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 doch auf die historischen Finanzinforma­
tionen angewandt worden wäre. 

b) Unmittelbar nach den historischen Finanzinformationen sind die Unterschiede zwischen der von 
der Union verabschiedeten Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 und den Rechnungslegungsgrundsät­
zen in einer Beschreibung darzulegen, die der Emittent bei der Erstellung seines Jahresabschlusses 
zugrunde gelegt hat. 

Punkt 8.2.a.2 Wurden die geprüften Finanzinformationen gemäß nationaler Rechnungslegungsstandards erstellt, 
müssen diese zumindest Folgendes enthalten: 

a) die Bilanz, 

b) die Gewinn- und Verlustrechnung, 

c) die Rechnungslegungsmethoden und erläuternde Anmerkungen. 

Punkt 8.2.a.3 Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

Die historischen Finanzinformationen müssen unabhängig geprüft worden sein. Der Bestätigungsver­
merk des Abschlussprüfers wird in Übereinstimmung mit der Richtlinie 2014/56/EU und der Ver­
ordnung (EU) Nr. 537/2014 erstellt. 

Sind die Richtlinie 2014/56/EU und die Verordnung (EU) Nr. 537/2014 nicht anwendbar, 

a) müssen die historischen Finanzinformationen in Übereinstimmung mit den in dem jeweiligen 
Mitgliedstaat anwendbaren Prüfungsstandards oder gleichwertigen Grundsätzen geprüft worden sein, 
oder es muss für das Registrierungsformular vermerkt werden, ob sie in Übereinstimmung mit den 
in dem jeweiligen Mitgliedstaat anwendbaren Prüfungsstandards oder gleichwertigen Grundsätzen 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermitteln. Ansonsten müssen folgende 
Informationen in das Registrierungsformular aufgenommen werden: 

i) eine eindeutige Erklärung dahingehend, welche Prüfungsstandards zugrunde gelegt wurden; 

ii) eine Erläuterung für die Fälle, in denen von den Internationalen Prüfungsstandards in erhebli­
chem Maße abgewichen wurde; 

b) Es ist eine Erklärung abzugeben, dass die historischen Finanzinformationen geprüft wurden. Sofern 
Bestätigungsvermerke des Abschlussprüfers über die historischen Finanzinformationen von den 
Abschlussprüfern abgelehnt wurden bzw. sofern sie Vorbehalte oder Meinungsänderungen oder 
eine Hervorhebung eines Sachverhalts enthalten oder eingeschränkt erteilt wurden, sind diese Ab­
lehnung bzw. diese Vorbehalte oder Änderungen, die eingeschränkte Erteilung oder die Hervor­
hebung eines Sachverhalts in vollem Umfang wiederzugeben und die Gründe dafür anzugeben. 

Punkt 8.3 Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren 

Angaben über etwaige staatliche Interventionen, Gerichtsverfahren oder Schiedsgerichtsverfahren (ein­
schließlich derjenigen Verfahren, die nach Kenntnis des Unternehmens noch anhängig sind oder einge­
leitet werden könnten), die im Zeitraum der mindestens 12 letzten Monate stattfanden und die sich in 
jüngster Zeit erheblich auf die Finanzlage oder die Rentabilität des Emittenten und/oder der Gruppe 
ausgewirkt haben oder sich in Zukunft auswirken können. Ansonsten ist eine negative Erklärung 
abzugeben.
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Punkt 8.4 Bedeutende negative Veränderungen in der Finanzlage des Emittenten 

Hat ein Emittent einen Jahresabschluss erstellt, so ist darin eine Erklärung aufzunehmen, der zufolge 
sich seine Finanzlage oder seine Aussichten seit dem Datum des letzten veröffentlichten und geprüften 
Jahresabschlusses nicht negativ verändert hat bzw. haben. Ist eine bedeutende negative Veränderung 
eingetreten, so ist sie im Registrierungsformular zu erläutern. 

ABSCHNITT 9 VERFÜGBARE DOKUMENTE 

Punkt 9.1 Abzugeben ist eine Erklärung, dass während der Gültigkeitsdauer des Registrierungsformulars ggf. die 
folgenden Dokumente eingesehen werden können: 

a) die aktuelle Satzung und die aktuellen Statuten des Emittenten; 

b) sämtliche Berichte, Schreiben und sonstigen Dokumente, historischen Finanzinformationen, Bewer­
tungen und Erklärungen, die von einem Sachverständigen auf Ersuchen des Emittenten abgegeben 
wurden, sofern Teile davon in das Registrierungsformular eingefügt worden sind oder in ihm darauf 
verwiesen wird. 

Die Website, auf der die Dokumente eingesehen werden können, ist anzugeben.
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ANHANG 10 

REGISTRIERUNGSFORMULAR FÜR NICHTDIVIDENDENWERTE, DIE VON DRITTLÄNDERN UND DEREN REGIONALEN 
UND LOKALEN GEBIETSKÖRPERSCHAFTEN BEGEBEN WERDEN 

ABSCHNITT 1 VERANTWORTLICHE PERSONEN, ANGABEN VON SEITEN DRITTER, SACHVERSTÄNDIGENBERICHTE UND 
BILLIGUNG DURCH DIE ZUSTÄNDIGE BEHÖRDE 

Punkt 1.1 Nennung aller Personen, die für die Angaben im Registrierungsformular bzw. für bestimmte Teile der 
Angaben verantwortlich sind. Im letzteren Fall sind die entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es 
sich um natürliche Personen, zu denen auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichts­
organs des Emittenten gehören, sind Name und Funktion dieser Person zu nennen. Bei juristischen 
Personen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft anzugeben. 

Punkt 1.2 Erklärung der für das Registrierungsformular verantwortlichen Personen, dass die Angaben im Regis­
trierungsformular ihres Wissens nach richtig sind und dass das Registrierungsformular keine Auslas­
sungen enthält, die die Aussage verzerren könnten. 

Gegebenenfalls Erklärung der für bestimmte Abschnitte des Registrierungsformulars verantwortlichen 
Personen, dass die in den Teilen des Registrierungsformulars genannten Angaben, für die sie verant­
wortlich sind, ihres Wissens nach richtig sind und dass diese Teile des Registrierungsformulars keine 
Auslassungen beinhalten, die die Aussage verzerren könnten. 

Punkt 1.3 Wird in das Registrierungsformular eine Erklärung oder ein Bericht einer Person aufgenommen, die als 
Sachverständiger handelt, so sind folgende Angaben zu dieser Person zu machen: 

a) Name, 

b) Geschäftsadresse, 

c) Qualifikationen, 

d) das wesentliche Interesse am Emittenten, falls vorhanden. 

Wurde die Erklärung oder der Bericht auf Ersuchen des Emittenten erstellt, ist anzugeben, dass diese 
Erklärung oder dieser Bericht mit Zustimmung der Person, die den Inhalt dieses Teils des Registrie­
rungsformulars für die Zwecke des Prospekts gebilligt hat, aufgenommen wurde. 

Soweit dem Emittenten bekannt, sind Angaben über etwaige Interessen des Sachverständigen bei­
zubringen, die sich auf seine Unabhängigkeit bei der Abfassung des Berichts auswirken können. 

Punkt 1.4 Eine Erklärung, dass 

a) [das Registrierungsformular/der Prospekt] durch [Bezeichnung der zuständigen Behörde] als zustän­
diger Behörde gemäß Verordnung (EU) 2017/1129 gebilligt wurde, 

b) die [Bezeichnung der zuständigen Behörde] [dieses Registrierungsformular/diesen Prospekt] nur 
bezüglich der Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und Kohärenz gemäß der Verordnung 
(EU) 2017/1129 billigt, 

c) eine solche Billigung nicht als eine Befürwortung des Emittenten, der Gegenstand [dieses Regis­
trierungsformulars/dieses Prospekts] ist, erachtet werden sollte. 

ABSCHNITT 2 RISIKOFAKTOREN 

Punkt 2.1 Eine Beschreibung der wesentlichen Risiken, die dem Emittenten eigen sind, in einer begrenzten 
Anzahl an Kategorien in einer Rubrik mit der Überschrift „Risikofaktoren“. 

In jeder Kategorie werden die gemäß der Bewertung des Emittenten, Anbieters oder der die Zulassung 
zum Handel an einem geregelten Markt beantragenden Person wesentlichsten Risiken, unter Berück­
sichtigung der negativen Auswirkungen auf den Emittenten und der Wahrscheinlichkeit ihres Eintre­
tens, zuerst angeführt. 

Die Risikofaktoren werden durch den Inhalt des Registrierungsformulars bestätigt.
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ABSCHNITT 3 ANGABEN ZUM EMITTENTEN 

Punkt 3.1 Geschäftsgeschichte und Geschäftsentwicklung des Emittenten 

Gesetzlicher Name des Emittenten und kurze Beschreibung seiner Stellung im nationalen öffentlichen 
Rahmen. 

Punkt 3.2 Sitz oder geografische Belegenheit sowie Rechtsform des Emittenten, seine Kontaktadresse, Telefon­
nummer und etwaige Website des Emittenten mit einer Erklärung, dass die Angaben auf der Website 
nicht Teil des Prospekts sind, sofern diese Angaben nicht mittels Verweises in den Prospekt auf­
genommen wurden. 

Punkt 3.3 Alle etwaigen Ereignisse aus jüngster Zeit, die für die Bewertung seiner Zahlungsfähigkeit relevant sind. 

Punkt 3.4 Beschreibung des wirtschaftlichen Umfelds des Emittenten, insbesondere aber: 

a) der Wirtschaftsstruktur mit detaillierten Angaben zu den Hauptwirtschaftszweigen; 

b) des Bruttoinlandsprodukts mit einer Aufschlüsselung nach Wirtschaftszweigen für die letzten beiden 
Geschäftsjahre. 

Punkt 3.5 Allgemeine Beschreibung des politischen Systems des Emittenten und der Regierung, einschließlich 
detaillierter Angaben zu dem verantwortlichen Organ, dem der Emittent untersteht. 

Punkt 3.6 Alle Ratings, die für den Emittenten in dessen Auftrag oder in Zusammenarbeit mit ihm beim Rating­
verfahren erstellt wurden. 

ABSCHNITT 4 ÖFFENTLICHE FINANZEN UND HANDEL 

Punkt 4.1 Angaben zu den nachfolgend genannten Punkten für die letzten beiden Geschäftsjahre, die dem Datum 
der Erstellung des Registrierungsformulars vorausgehen: 

a) Steuer- und Haushaltssystem; 

b) Bruttostaatsverschuldung, einschließlich einer Übersicht über die Verschuldung die Fälligkeitsstruk­
tur der ausstehenden Verbindlichkeiten (unter besonderer Kennzeichnung der Verbindlichkeiten mit 
einer Restlaufzeit von weniger als einem Jahr), die Schuldentilgung und die Teile der Verschuldung, 
die in nationaler Währung sowie in Fremdwährung notiert sind; 

c) Zahlen für den Außenhandel und die Zahlungsbilanz; 

d) Devisenreserven, einschließlich möglicher Belastungen dieser Reserven, wie Termingeschäfte oder 
Derivate; 

e) Finanzlage und Ressourcen, einschließlich in einheimischer Währung verfügbarer Bareinlagen; 

f) Zahlen für Einnahmen und Ausgaben; 

Beschreibung der Audit-Verfahren und der Verfahren der externen Prüfung der Abschlüsse des Emit­
tenten. 

ABSCHNITT 5 WESENTLICHE VERÄNDERUNGEN 

Punkt 5.1 Einzelheiten über wesentliche Veränderungen seit Ende des letzten Geschäftsjahres bei den Angaben, 
die gemäß Punkt 4 beigebracht wurden. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

ABSCHNITT 6 GERICHTS- UND SCHIEDSGERICHTSVERFAHREN 

Punkt 6.1 Angaben über etwaige staatliche Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren (einschließlich 
derjenigen Verfahren, die nach Kenntnis des Emittenten noch anhängig sind oder eingeleitet werden 
könnten), die im Zeitraum der mindestens 12 letzten Monate stattfanden und die sich in jüngster Zeit 
erheblich auf die Finanzlage des Emittenten ausgewirkt haben oder sich in Zukunft auswirken könnten. 
Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

Punkt 6.2 Angaben über eine etwaige Immunität, die der Emittent bei Gerichtsverfahren genießt.
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ABSCHNITT 7 VERFÜGBARE DOKUMENTE 

Punkt 7.1 Abzugeben ist eine Erklärung, dass während der Gültigkeitsdauer des Registrierungsformulars ggf. die 
folgenden Dokumente eingesehen werden können: 

a) Finanzberichte und Bestätigungsvermerke des Abschlussprüfers über den Emittenten für die beiden 
letzten Geschäftsjahre und Budget für das laufende Geschäftsjahr; 

b) sämtliche Berichte, Schreiben und sonstigen Dokumente, Bewertungen und Erklärungen, die von 
einem Sachverständigen auf Ersuchen des Emittenten erstellt bzw. abgegeben wurden, sofern Teile 
davon in das Registrierungsformular eingeflossen sind oder in ihm darauf verwiesen wird. 

Die Website, auf der die Dokumente eingesehen werden können, ist anzugeben.
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ANHANG 11 

WERTPAPIERBESCHREIBUNG FÜR DIVIDENDENWERTE ODER VON ORGANISMEN FÜR GEMEINSAME ANLAGEN DES 
GESCHLOSSENEN TYPS AUSGEGEBENE ANTEILSSCHEINE 

ABSCHNITT 1 VERANTWORTLICHE PERSONEN, ANGABEN VON SEITEN DRITTER, SACHVERSTÄNDIGENBERICHTE UND 
BILLIGUNG DURCH DIE ZUSTÄNDIGE BEHÖRDE 

Punkt 1.1 Nennung aller Personen, die für die Angaben in der Wertpapierbeschreibung bzw. für bestimmte Teile 
der Angaben verantwortlich sind. Im letzteren Fall sind die entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es 
sich um natürliche Personen, zu denen auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichts­
organs des Emittenten gehören, sind Name und Funktion dieser Person zu nennen. Bei juristischen 
Personen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft anzugeben. 

Punkt 1.2 Erklärung der für die Wertpapierbeschreibung verantwortlichen Personen, dass die Angaben in der 
Wertpapierbeschreibung ihres Wissens nach richtig sind und dass die Wertpapierbeschreibung keine 
Auslassungen enthält, die die Aussage verzerren könnten. 

Gegebenenfalls Erklärung der für bestimmte Abschnitte der Wertpapierbeschreibung verantwortlichen 
Personen, dass die in den Teilen der Wertpapierbeschreibung genannten Angaben, für die sie ver­
antwortlich sind, ihres Wissens nach richtig sind und dass diese Teile der Wertpapierbeschreibung 
keine Auslassungen beinhalten, die die Aussage verzerren könnten. 

Punkt 1.3 Wird in die Wertpapierbeschreibung eine Erklärung oder ein Bericht einer Person aufgenommen, die 
als Sachverständiger handelt, so sind folgende Angaben zu dieser Person zu machen: 

a) Name, 

b) Geschäftsadresse, 

c) Qualifikationen, 

d) das wesentliche Interesse am Emittenten, falls vorhanden. 

Wurde die Erklärung oder der Bericht auf Ersuchen des Emittenten erstellt, so ist zu erklären, dass diese 
Erklärung oder dieser Bericht mit Zustimmung der Person, die den Inhalt dieses Teils der Wertpapier­
beschreibung für die Zwecke des Prospekts gebilligt hat, aufgenommen wurde. 

Punkt 1.4 Wurden Angaben von Seiten Dritter übernommen, ist zu bestätigen, dass diese Angaben korrekt 
wiedergegeben wurden und nach Wissen des Emittenten und soweit für ihn aus den von diesem 
Dritten veröffentlichten Angaben ersichtlich, nicht durch Auslassungen unkorrekt oder irreführend 
gestaltet wurden. Darüber hinaus hat der Emittent die Quelle(n) der Angaben zu nennen. 

Punkt 1.5 Eine Erklärung, dass 

a) [diese Wertpapierbeschreibung/dieser Prospekt] durch [Bezeichnung der zuständigen Behörde] als 
zuständiger Behörde gemäß Verordnung (EU) 2017/1129 gebilligt wurde, 

b) [Bezeichnung der zuständigen Behörde] [diese Wertpapierbeschreibung/diesen Prospekt] nur bezüg­
lich der Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und Kohärenz gemäß der Verordnung (EU) 
2017/1129 billigt, 

c) eine solche Billigung nicht als Bestätigung der Qualität der Wertpapiere, die Gegenstand [dieser 
Wertpapierbeschreibung/dieses Prospekts] sind, erachtet werden sollte und 

d) Anleger ihre eigene Bewertung der Eignung dieser Wertpapiere für die Anlage vornehmen sollten. 

ABSCHNITT 2 RISIKOFAKTOREN 

Punkt 2.1 Eine Beschreibung der wesentlichen Risiken, die den angebotenen und/oder zum Handel zuzulassenden 
Wertpapieren eigen sind, in einer begrenzten Anzahl an Kategorien in einer Rubrik mit der Überschrift 
„Risikofaktoren“.
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In jeder Kategorie werden die gemäß der Bewertung des Emittenten, Anbieters oder der die Zulassung 
zum Handel an einem geregelten Markt beantragenden Person wesentlichsten Risiken, unter Berück­
sichtigung der negativen Auswirkungen auf den Emittenten und die Wertpapiere und der Wahrschein­
lichkeit ihres Eintretens, zuerst angeführt. Die Risiken werden durch den Inhalt der Wertpapierbeschrei­
bung bestätigt. 

ABSCHNITT 3 GRUNDLEGENDE ANGABEN 

Punkt 3.1 Erklärung zum Geschäftskapital 

Erklärung des Emittenten, dass das Geschäftskapital seiner Meinung nach seine derzeitigen Anforde­
rungen deckt. Ansonsten ist darzulegen, wie das zusätzlich erforderliche Geschäftskapital beschafft 
werden soll. 

Punkt 3.2 Kapitalausstattung und Verschuldung 

Aufzunehmen ist eine Übersicht über Kapitalausstattung und Verschuldung (wobei zwischen garan­
tierten und nicht garantierten, besicherten und unbesicherten Verbindlichkeiten zu unterscheiden ist) 
zu einem Zeitpunkt, der höchstens 90 Tage vor dem Datum des Dokuments liegt. Der Begriff „Ver­
schuldung“ bezieht sich auch auf indirekte Verbindlichkeiten und Eventualverbindlichkeiten. 

Im Falle wesentlicher Änderungen bei der Kapitalausstattung und Verschuldung des Emittenten inner­
halb der Periode von 90 Tagen sind mittels einer ausführlichen Darstellung solcher Änderungen oder 
einer Aktualisierung dieser Zahlen zusätzliche Angaben zu machen. 

Punkt 3.3 Interessen natürlicher und juristischer Personen, die an der Emission/dem Angebot beteiligt sind. 

Beschreibung aller für die Emission wesentlichen Interessen, einschließlich Interessenskonflikten, unter 
Angabe der betreffenden Personen und der Art der Interessen. 

Punkt 3.4 Gründe für das Angebot und die Verwendung der Erträge 

Angabe der Gründe für das Angebot und ggf. des geschätzten Nettobetrages der Erträge, aufgegliedert 
nach den wichtigsten Verwendungszwecken und dargestellt nach Priorität dieser Verwendungszwecke. 
Wenn der Emittent weiß, dass die voraussichtlichen Erträge nicht ausreichen werden, um alle vor­
geschlagenen Verwendungszwecke zu finanzieren, sind der Betrag und die Quellen anderer Mittel 
anzugeben. Auch muss die Verwendung der Erträge im Detail dargelegt werden, insbesondere wenn 
sie außerhalb der normalen Geschäftstätigkeit zum Erwerb von Aktiva verwendet, zur Finanzierung des 
angekündigten Erwerbs anderer Unternehmen oder zur Begleichung, Reduzierung oder vollständigen 
Tilgung der Schulden eingesetzt werden. 

ABSCHNITT 4 ANGABEN ÜBER DIE ANZUBIETENDEN BZW. ZUM HANDEL ZUZULASSENDEN WERTPAPIERE 

Punkt 4.1 Beschreibung von Art und Gattung der angebotenen und/oder zum Handel zuzulassenden Wertpapie­
re, einschließlich der internationalen Wertpapier-Identifikationsnummer (ISIN). 

Punkt 4.2 Rechtsvorschriften, auf deren Grundlage die Wertpapiere geschaffen wurden. 

Punkt 4.3 Angabe, ob es sich bei den Wertpapieren um Namens- oder Inhaberpapiere handelt und ob sie in 
Stückeform oder stückelos vorliegen. In letzterem Fall sind Name und Anschrift des die Buchungs­
unterlagen führenden Instituts zu nennen. 

Punkt 4.4 Währung der Wertpapieremission. 

Punkt 4.5 Beschreibung der mit den Wertpapieren verbundenen Rechte einschließlich etwaiger Beschränkungen 
und des Verfahrens zur Ausübung dieser Rechte. 

a) Dividendenrechte: 

i) feste(r) Termin(e), zu dem/denen der Anspruch entsteht; 

ii) Verjährungsfrist für den Verfall der Dividendenberechtigung und Angabe des entsprechenden 
Begünstigten; 

iii) Dividendenbeschränkungen und Verfahren für gebietsfremde Wertpapierinhaber; 

iv) Dividendensatz bzw. Methode zu dessen Berechnung, Häufigkeit und Art der Zahlungen (ku­
mulativ oder nichtkumulativ);
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b) Stimmrechte; 

c) Bezugsrechte bei Angeboten zur Zeichnung von Wertpapieren derselben Gattung; 

d) Recht auf Beteiligung am Gewinn des Emittenten; 

e) Recht auf Beteiligung am Liquidationserlös; 

f) Tilgungsklauseln; 

g) Wandelbedingungen. 

Punkt 4.6 Bei Neuemissionen Angabe der Beschlüsse, Ermächtigungen und Billigungen, aufgrund deren die Wert­
papiere geschaffen und/oder emittiert wurden oder werden sollen. 

Punkt 4.7 Bei Neuemissionen Angabe des voraussichtlichen Emissionstermins. 

Punkt 4.8 Beschreibung aller etwaigen Beschränkungen für die Übertragbarkeit der Wertpapiere. 

Punkt 4.9 Erklärung zur Existenz auf den Emittenten anzuwendender nationaler Rechtsvorschriften zu Über­
nahmen, die solche Übernahmen behindern könnten, sofern vorhanden. 

Kurze Beschreibung der Rechte und Verpflichtungen des Aktionärs im Falle obligatorischer Übernah­
meangebote und/oder von Ausschluss- oder Andienungsregeln in Bezug auf die Wertpapiere. 

Punkt 4.10 Angabe öffentlicher Übernahmeangebote vonseiten Dritter in Bezug auf das Eigenkapital des Emitten­
ten, die während des letzten oder im Verlauf des derzeitigen Geschäftsjahres erfolgten. Zu nennen sind 
dabei der Kurs oder die Wandelbedingungen für derlei Angebote sowie das Resultat. 

Punkt 4.11 Warnhinweis, dass sich die Steuergesetzgebung des Mitgliedstaats des Anlegers und des Gründungs­
staats des Emittenten auf die Erträge aus den Wertpapieren auswirken könnten. 

Angaben zur steuerlichen Behandlung der Wertpapiere, wenn die angebotene Anlage eine für diese Art 
von Anlagen gedachte Steuerregelung nach sich zieht. 

Punkt 4.12 Gegebenenfalls die potenzielle Auswirkung auf die Anlagen im Fall der Abwicklung nach Maßgabe der 
Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ). 

Punkt 4.13 Sofern der Anbieter nicht dieselbe Person wie der Emittent ist, Angabe der Identität und der Kontakt­
daten des Anbieters der Wertpapiere und/oder der die Zulassung zum Handel beantragenden Person 
einschließlich der Rechtsträgerkennung (LEI), falls der Anbieter Rechtspersönlichkeit hat. 

ABSCHNITT 5 KONDITIONEN DES ÖFFENTLICHEN ANGEBOTS VON WERTPAPIEREN 

Punkt 5.1 Konditionen, Angebotsstatistiken, erwarteter Zeitplan und erforderliche Maßnahmen für die Antrag­
stellung. 

Punkt 5.1.1 Angebotskonditionen. 

Punkt 5.1.2 Gesamtsumme der Emission/des Angebots, wobei zwischen den zum Verkauf und den zur Zeichnung 
angebotenen Wertpapieren zu unterscheiden ist; ist der Betrag nicht festgelegt, Angabe des maximalen 
Emissionsvolumens der anzubietenden Wertpapiere (sofern verfügbar) und Beschreibung der Verein­
barungen und des Zeitraums für die Ankündigung des endgültigen Angebotsbetrags an das Publikum. 

Ist eine Angabe des maximalen Emissionsvolumens der Wertpapiere im Prospekt nicht möglich, wird 
im Prospekt angeführt, dass eine Zusage zum Erwerb oder zur Zeichnung der Wertpapiere innerhalb 
von mindestens zwei Arbeitstagen nach Hinterlegung des Emissionsvolumens der öffentlich anzubie­
tenden Wertpapiere widerrufen werden kann. 

_____________ 
( 1 ) Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Festlegung eines Rahmens für die 

Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG des Rates, der 
Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie 
der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 173 vom 
12.6.2014, S. 190).
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Punkt 5.1.3 Frist — einschließlich etwaiger Änderungen — innerhalb derer das Angebot gilt, und Beschreibung des 
Antragsverfahrens. 

Punkt 5.1.4 Zeitpunkt und Umstände, zu dem bzw. unter denen das Angebot widerrufen oder ausgesetzt werden 
kann, und Angabe, ob der Widerruf nach Beginn des Handels erfolgen kann. 

Punkt 5.1.5 Beschreibung einer etwaigen Möglichkeit zur Reduzierung der Zeichnungen und der Art und Weise der 
Erstattung des zu viel gezahlten Betrags an die Zeichner. 

Punkt 5.1.6 Einzelheiten zum Mindest- und/oder Höchstbetrag der Zeichnung (entweder in Form der Anzahl der 
Wertpapiere oder des aggregierten zu investierenden Betrags). 

Punkt 5.1.7 Angabe des Zeitraums, während dessen ein Antrag zurückgezogen werden kann, sofern dies den 
Anlegern gestattet ist. 

Punkt 5.1.8 Methode und Fristen für die Bedienung der Wertpapiere und ihre Lieferung. 

Punkt 5.1.9 Umfassende Beschreibung der Modalitäten und des Termins für die öffentliche Bekanntgabe der Ange­
botsergebnisse. 

Punkt 5.1.10 Verfahren für die Ausübung eines etwaigen Vorzugszeichnungsrechts, die Verhandelbarkeit der Zeich­
nungsrechte und die Behandlung nicht ausgeübter Zeichnungsrechte. 

Punkt 5.2 Verteilungs- und Zuteilungsplan. 

Punkt 5.2.1 Angabe der verschiedenen Kategorien der potenziellen Investoren, denen die Wertpapiere angeboten 
werden. Werden die Papiere gleichzeitig an den Märkten zweier oder mehrerer Staaten angeboten und 
ist eine bestimmte Tranche einigen dieser Märkte vorbehalten, so ist diese Tranche anzugeben. 

Punkt 5.2.2 Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe, ob Hauptaktionäre oder Mitglieder des Leitungs-, Aufsichts- 
oder Verwaltungsorgans des Emittenten an der Zeichnung teilnehmen wollen oder ob Personen mehr 
als 5 % des Angebots zeichnen wollen. 

Punkt 5.2.3 Offenlegung vor der Zuteilung 

a) Aufteilung des Angebots in Tranchen, einschließlich der institutionellen Tranche, der Privatkunden­
tranche und der Tranche für die Beschäftigten des Emittenten und sonstige Tranchen; 

b) Bedingungen, zu denen eine Rückforderung eingesetzt werden kann, Höchstgrenze einer solchen 
Rückforderung und alle eventuell anwendbaren Mindestprozentsätze für einzelne Tranchen; 

c) zu verwendende Zuteilungsmethode oder -methoden für die Privatkundentranche und die Tranche 
für die Beschäftigten des Emittenten im Falle der Mehrzuteilung dieser Tranchen; 

d) Beschreibung einer etwaigen vorher festgelegten Vorzugsbehandlung, die bestimmten Kategorien 
von Anlegern oder bestimmten Gruppen Nahestehender (einschließlich friends and family-Program­
me) bei der Zuteilung vorbehalten wird, des Prozentsatzes des für die Vorzugsbehandlung vor­
gesehenen Angebots und der Kriterien für die Aufnahme in derlei Kategorien oder Gruppen; 

e) Angabe des Umstands, ob die Behandlung der Zeichnungen oder der bei der Zuteilung zu zeich­
nenden Angebote eventuell von der Gesellschaft abhängig gemacht werden kann, durch die oder 
mittels deren sie vorgenommen werden; 

f) angestrebte Mindesteinzelzuteilung, falls vorhanden, innerhalb der Privatkundentranche; 

g) Bedingungen für das Schließen des Angebots sowie der Termin, zu dem das Angebot frühestens 
geschlossen werden darf; 

h) Angabe der Tatsache, ob Mehrfachzeichnungen zulässig sind und wenn nicht, wie trotzdem auf­
tauchende Mehrfachzeichnungen behandelt werden. 

Punkt 5.2.4 Verfahren zur Meldung gegenüber den Zeichnern über den zugeteilten Betrag und Angabe, ob eine 
Aufnahme des Handels vor der Meldung möglich ist. 

Punkt 5.3 Preisfestsetzung
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Punkt 5.3.1 Angabe des Preises, zu dem die Wertpapiere voraussichtlich angeboten werden, und etwaiger Kosten 
und Steuern, die dem Zeichner oder Käufer in Rechnung gestellt werden. 

Ist der Preis nicht bekannt, dann gemäß Artikel 17 der Verordnung (EU) 2017/1129 Angabe entwe­
der: 

a) des Höchstkurses, soweit vorhanden; 

b) der Bewertungsmethoden und -kriterien und/oder der Bedingungen, nach denen der endgültige 
Emissionskurs festgelegt wurde oder wird, und eine Erläuterung etwaiger Bewertungsmethoden. 

Können weder a) noch b) in der Wertpapierbeschreibung angegeben werden, wird in der Wertpapier­
beschreibung angeführt, dass eine Zusage zum Erwerb oder zur Zeichnung der Wertpapiere innerhalb 
von bis zu zwei Arbeitstagen nach Hinterlegung des endgültigen Emissionskurses der öffentlich an­
zubietenden Wertpapiere widerrufen werden kann. 

Punkt 5.3.2 Verfahren für die Offenlegung des Angebotspreises. 

Punkt 5.3.3 Verfügen die Aktionäre des Emittenten über Vorkaufsrechte und werden diese Rechte eingeschränkt 
oder entzogen, ist die Basis des Emissionspreises anzugeben, wenn die Emission in bar erfolgt, zu­
sammen mit den Gründen und den Begünstigten einer solchen Beschränkung oder eines solchen 
Entzugs. 

Punkt 5.3.4 Besteht tatsächlich oder potenziell ein wesentlicher Unterschied zwischen dem öffentlichen Angebots­
preis und den effektiven Barkosten der von Mitgliedern des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichts­
organs oder des oberen Managements sowie von nahe stehenden Personen bei Transaktionen im 
letzten Jahr erworbenen Wertpapiere oder deren Recht darauf, ist ein Vergleich des öffentlichen 
Beitrags zum vorgeschlagenen öffentlichen Angebot und der effektiven Bar-Beiträge dieser Personen 
einzufügen. 

Punkt 5.4 Platzierung und Übernahme (Underwriting) 

Punkt 5.4.1 Name und Anschrift des Koordinators/der Koordinatoren des gesamten Angebots sowie einzelner 
Angebotsteile und — soweit dem Emittenten oder Anbieter bekannt — Name und Anschrift derjeni­
gen, die das Angebot in den verschiedenen Ländern platzieren. 

Punkt 5.4.2 Name und Anschrift etwaiger Zahlstellen und Verwahrstellen in jedem Land. 

Punkt 5.4.3 Name und Anschrift der Institute, die bereit sind, eine Emission aufgrund einer festen Zusage zu 
zeichnen, und Name und Anschrift der Institute, die bereit sind, eine Emission ohne feste Zusage 
oder „zu den bestmöglichen Bedingungen“ zu platzieren. Angabe der Hauptmerkmale der Vereinbarun­
gen, einschließlich der Quoten. Wird die Emission nicht zur Gänze übernommen, ist eine Erklärung 
zum verbleibenden Teil einzufügen. Angabe des Gesamtbetrags der Übernahmeprovision und der 
Platzierungsprovision. 

Punkt 5.4.4 Datum, zu dem der Emissionsübernahmevertrag geschlossen wurde oder wird. 

ABSCHNITT 6 ZULASSUNG ZUM HANDEL UND HANDELSMODALITÄTEN 

Punkt 6.1 Angabe, ob die angebotenen Wertpapiere Gegenstand eines Antrags auf Zulassung zum Handel sind 
oder sein werden und auf einem geregelten Markt oder Drittlandsmarkt, KMU-Wachstumsmarkt oder 
MTF platziert werden sollen, wobei die jeweiligen Märkte zu nennen sind. Dieser Umstand ist an­
zugeben, ohne den Eindruck zu erwecken, dass die Zulassung zum Handel auf jeden Fall erteilt wird. 
Falls bekannt, sollten die ersten Termine angegeben werden, zu denen die Wertpapiere zum Handel 
zugelassen sind. 

Punkt 6.2 Anzugeben sind alle geregelten Märkte, Drittlandsmärkte, KMU-Wachstumsmärkte oder MTFs, an 
denen nach Wissen des Emittenten bereits Wertpapiere der gleichen Gattung wie die angebotenen 
oder zuzulassenden Wertpapiere zum Handel zugelassen sind. 

Punkt 6.3 Falls gleichzeitig oder fast gleichzeitig zum Antrag auf Zulassung der Wertpapiere zum Handel an 
einem geregelten Markt Wertpapiere der gleichen Gattung privat gezeichnet oder platziert werden, oder 
falls Wertpapiere anderer Gattungen für eine öffentliche oder private Platzierung geschaffen werden, 
sind Einzelheiten zur Natur dieser Geschäfte sowie zur Zahl, zu den Merkmalen und zum Preis der 
Wertpapiere anzugeben, auf die sie sich beziehen.
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Punkt 6.4 Im Falle der Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt, detaillierte Angaben zu den Instituten, 
die aufgrund einer festen Zusage als Intermediäre im Sekundärhandel tätig sind und über An- und 
Verkaufskurse Liquidität zur Verfügung stellen, sowie eine Beschreibung der Hauptbedingungen ihrer 
Zusage. 

Punkt 6.5 Detailangaben zu einer etwaigen Stabilisierung gemäß den Punkten 6.5.1 bis 6.6 im Falle einer 
Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt, Drittlandsmarkt, KMU-Wachstumsmarkt oder 
MTF, wenn ein Emittent oder ein Aktionär mit einer Verkaufsoption eine Mehrzuteilungsoption erteilt 
hat oder ansonsten vorgeschlagen wird, dass Kursstabilisierungsmaßnahmen im Zusammenhang mit 
einem Angebot zu ergreifen sind: 

Punkt 6.5.1 die Tatsache, dass die Stabilisierung eingeleitet werden kann, dass es keine Gewissheit dafür gibt, dass 
sie eingeleitet wird und jederzeit gestoppt werden kann; 

Punkt 6.5.1.1 die Tatsache, dass die Stabilisierungstransaktionen auf eine Stützung des Marktpreises der Wertpapiere 
während des Stabilisierungszeitraums abzielen; 

Punkt 6.5.2 Beginn und Ende des Zeitraums, während dessen die Stabilisierung erfolgen kann; 

Punkt 6.5.3 die Identität der für die Stabilisierungsmaßnahmen nach jeder Rechtsordnung verantwortlichen Person, 
es sei denn, sie ist zum Zeitpunkt der Veröffentlichung nicht bekannt; 

Punkt 6.5.4 die Tatsache, dass die Stabilisierungstransaktionen zu einem Marktpreis führen können, der über dem 
liegt, der sich sonst ergäbe. 

Punkt 6.5.5 Der Ort, an dem die Stabilisierung vorgenommen werden kann einschließlich, sofern relevant, der 
Bezeichnung des Handelsplatzes bzw. der Handelsplätze. 

Punkt 6.6 Mehrzuteilung und Greenshoe-Option 

Im Falle der Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt, KMU-Wachstumsmarkt oder MTF: 

a) Existenz und Umfang einer etwaigen Mehrzuteilungsmöglichkeit und/oder Greenshoe-Option; 

b) Dauer einer etwaigen Mehrzuteilungsmöglichkeit und/oder Greenshoe-Option; 

c) etwaige Bedingungen für die Inanspruchnahme einer etwaigen Mehrzuteilungsmöglichkeit oder 
Ausübung der Greenshoe-Option. 

ABSCHNITT 7 WERTPAPIERINHABER MIT VERKAUFSPOSITION 

Punkt 7.1 Name und Anschrift der Person oder des Instituts, die/das Wertpapiere zum Verkauf anbietet; Wesens­
art etwaiger Positionen oder sonstiger wesentlicher Verbindungen, die die Personen mit Verkaufsposi­
tionen in den letzten drei Jahren bei dem Emittenten oder etwaigen Vorgängern oder verbundenen 
Unternehmen innehatte oder mit diesen unterhielt. 

Punkt 7.2 Zahl und Gattung der von jedem Wertpapierinhaber mit Verkaufsposition angebotenen Wertpapiere. 

Punkt 7.3 Verkauft ein Großaktionär die Wertpapiere, Angabe des Umfangs seiner Beteiligung sowohl vor als 
auch unmittelbar nach der Emission. 

Punkt 7.4 Im Zusammenhang mit Lock-up-Vereinbarungen ist Folgendes anzugeben: 

a) beteiligte Parteien, 

b) Inhalt und Ausnahmen der Vereinbarung, 

c) der Zeitraum des „Lock-up“. 

ABSCHNITT 8 KOSTEN DER EMISSION/DES ANGEBOTS 

Punkt 8.1 Angabe der Gesamtnettoerträge und Schätzung der Gesamtkosten der Emission/des Angebots.
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ABSCHNITT 9 VERWÄSSERUNG 

Punkt 9.1 Vergleich 

a) des Anteils am Aktienkapital und an den Stimmrechten für bestehende Aktionäre vor und nach der 
aus dem öffentlichen Angebot resultierenden Kapitalerhöhung unter der Annahme, dass existierende 
Aktionäre die neuen Aktien nicht zeichnen; 

b) des Nettovermögenswertes pro Aktie zum Datum der letzten Bilanz vor dem öffentlichen Angebot 
(Verkaufsangebot und/oder Kapitalerhöhung) und des Ausgabekurses im Rahmen dieses öffentlichen 
Angebots. 

Punkt 9.2 Kommt es für existierende Aktionäre unabhängig von einer Ausübung ihres Bezugsrechts zu einer 
Verwässerung, da ein Teil der relevanten Aktienemission bestimmten Anlegern vorbehalten ist (z. B. bei 
einer Platzierung bei institutionellen Anlegern in Kombination mit einem Angebot an Aktionäre), 
Angabe der Verwässerung, zu der es für existierende Aktionäre kommen wird, auch wenn sie ihr 
Bezugsrecht ausüben (zusätzlich zu der unter Punkt 9.1 beschriebenen Situation, wenn sie dies nicht 
tun). 

ABSCHNITT 10 WEITERE ANGABEN 

Punkt 10.1 Werden an einer Emission beteiligte Berater in der Wertpapierbeschreibung genannt, ist anzugeben, in 
welcher Funktion sie gehandelt haben. 

Punkt 10.2 Es ist anzugeben, welche anderen in der Wertpapierbeschreibung enthaltenen Angaben von Abschluss­
prüfern geprüft oder durchgesehen wurden, über die die Abschlussprüfer einen Vermerk erstellt haben. 
Der Vermerk ist wiederzugeben oder bei entsprechender Erlaubnis der zuständigen Behörden zusam­
menzufassen.

DE 21.6.2019 Amtsblatt der Europäischen Union L 166/101



 

ANHANG 12 

WERTPAPIERBESCHREIBUNG FÜR SEKUNDÄREMISSIONEN VON DIVIDENDENWERTEN ODER ANTEILSSCHEINEN, DIE 
VON ORGANISMEN FÜR GEMEINSAME ANLAGEN DES GESCHLOSSENEN TYPS AUSGEGEBEN WERDEN 

ABSCHNITT 1 VERANTWORTLICHE PERSONEN, ANGABEN VON SEITEN DRITTER, SACHVERSTÄNDIGENBERICHTE UND 
BILLIGUNG DURCH DIE ZUSTÄNDIGE BEHÖRDE 

Punkt 1.1 Nennung aller Personen, die für die Angaben in der Wertpapierbeschreibung bzw. für bestimmte Teile 
der Angaben verantwortlich sind. Im letzteren Fall sind die entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es 
sich um natürliche Personen, zu denen auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichts­
organs des Emittenten gehören, sind Name und Funktion dieser Person zu nennen. Bei juristischen 
Personen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft anzugeben. 

Punkt 1.2 Erklärung der für die Wertpapierbeschreibung verantwortlichen Personen, dass die Angaben in der 
Wertpapierbeschreibung ihres Wissens nach richtig sind und dass die Wertpapierbeschreibung keine 
Auslassungen enthält, die die Aussage verzerren könnten. 

Gegebenenfalls Erklärung der für bestimmte Abschnitte der Wertpapierbeschreibung verantwortlichen 
Personen, dass die in den Teilen der Wertpapierbeschreibung genannten Angaben, für die sie ver­
antwortlich sind, ihres Wissens nach richtig sind und dass diese Teile der Wertpapierbeschreibung 
keine Auslassungen beinhalten, die die Aussage verzerren könnten. 

Punkt 1.3 Wird in die Wertpapierbeschreibung eine Erklärung oder ein Bericht einer Person aufgenommen, die 
als Sachverständiger handelt, so sind folgende Angaben zu dieser Person zu machen: 

a) Name, 

b) Geschäftsadresse, 

c) Qualifikationen, 

d) das wesentliche Interesse am Emittenten, falls vorhanden. 

Wurde die Erklärung oder der Bericht auf Ersuchen des Emittenten erstellt, so ist zu erklären, dass diese 
Erklärung oder dieser Bericht mit Zustimmung der Person, die den Inhalt dieses Teils der Wertpapier­
beschreibung für die Zwecke des Prospekts gebilligt hat, aufgenommen wurde. 

Punkt 1.4 Wurden Angaben von Seiten Dritter übernommen, ist zu bestätigen, dass diese Angaben korrekt 
wiedergegeben wurden und nach Wissen des Emittenten und soweit für ihn aus den von diesem 
Dritten veröffentlichten Angaben ersichtlich, nicht durch Auslassungen unkorrekt oder irreführend 
gestaltet wurden. Darüber hinaus hat der Emittent die Quelle(n) der Angaben zu nennen. 

Punkt 1.5 Eine Erklärung, dass 

a) [diese Wertpapierbeschreibung/dieser Prospekt] durch [Bezeichnung der zuständigen Behörde] als 
zuständiger Behörde gemäß Verordnung (EU) 2017/1129 gebilligt wurde, 

b) [Bezeichnung der zuständigen Behörde] [diese Wertpapierbeschreibung/diesen Prospekt] nur bezüg­
lich der Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und Kohärenz gemäß der Verordnung (EU) 
2017/1129 billigt, 

c) eine solche Billigung nicht als Bestätigung der Qualität der Wertpapiere, die Gegenstand [dieser 
Wertpapierbeschreibung/dieses Prospekts] sind, erachtet werden sollte, 

d) Anleger ihre eigene Bewertung der Eignung dieser Wertpapiere für die Anlage vornehmen sollten, 

e) [diese Wertpapierbeschreibung/dieser Prospekt] als Teil eines vereinfachten Prospekts gemäß Arti­
kel 14 der Verordnung (EU) 2017/1129 erstellt wurde.
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ABSCHNITT 2 RISIKOFAKTOREN 

Punkt 2.1 Eine Beschreibung der wesentlichen Risiken, die den angebotenen und/oder zum Handel zuzulassenden 
Wertpapieren eigen sind, in einer begrenzten Anzahl an Kategorien in einer Rubrik mit der Überschrift 
„Risikofaktoren“. 

In jeder Kategorie werden die gemäß der Bewertung des Emittenten, Anbieters oder der die Zulassung 
zum Handel an einem geregelten Markt beantragenden Person wesentlichsten Risiken, unter Berück­
sichtigung der negativen Auswirkungen auf den Emittenten und die Wertpapiere und der Wahrschein­
lichkeit ihres Eintretens, zuerst angeführt. Die Risiken werden durch den Inhalt der Wertpapierbeschrei­
bung bestätigt. 

ABSCHNITT 3 GRUNDLEGENDE ANGABEN 

Punkt 3.1 Interessen natürlicher und juristischer Personen, die an der Emission/dem Angebot beteiligt sind. 

Beschreibung aller für die Emission wesentlichen Interessen, einschließlich Interessenskonflikten, unter 
Angabe der betreffenden Personen und der Art der Interessen. 

Punkt 3.2 Gründe für das Angebot und die Verwendung der Erträge 

Angabe der Gründe für das Angebot und ggf. des geschätzten Nettobetrages der Erträge, aufgegliedert 
nach den wichtigsten Verwendungszwecken und dargestellt nach Priorität dieser Verwendungszwecke. 
Wenn der Emittent weiß, dass die voraussichtlichen Erträge nicht ausreichen werden, um alle vor­
geschlagenen Verwendungszwecke zu finanzieren, sind der Betrag und die Quellen anderer Mittel 
anzugeben. Auch muss die Verwendung der Erträge im Detail dargelegt werden, insbesondere wenn 
sie außerhalb der normalen Geschäftstätigkeit zum Erwerb von Aktiva verwendet, zur Finanzierung des 
angekündigten Erwerbs anderer Unternehmen oder zur Begleichung, Reduzierung oder vollständigen 
Tilgung der Schulden eingesetzt werden. 

Punkt 3.3 Erklärung zum Geschäftskapital 

Erklärung des Emittenten, dass das Geschäftskapital seiner Meinung nach seine derzeitigen Anforde­
rungen deckt. Ansonsten ist darzulegen, wie das zusätzlich erforderliche Geschäftskapital beschafft 
werden soll. 

Punkt 3.4 Kapitalausstattung und Verschuldung 

Aufzunehmen ist eine Übersicht über Kapitalausstattung und Verschuldung (wobei zwischen garan­
tierten und nicht garantierten, besicherten und unbesicherten Verbindlichkeiten zu unterscheiden ist) 
zu einem Zeitpunkt, der höchstens 90 Tage vor dem Datum des Dokuments liegt. Der Begriff „Ver­
schuldung“ bezieht sich auch auf indirekte Verbindlichkeiten und Eventualverbindlichkeiten. 

Im Falle wesentlicher Änderungen bei der Kapitalausstattung und Verschuldung des Emittenten inner­
halb der Periode von 90 Tagen sind mittels einer ausführlichen Darstellung solcher Änderungen oder 
einer Aktualisierung dieser Zahlen zusätzliche Angaben zu machen. 

ABSCHNITT 4 ANGABEN ÜBER DIE ANZUBIETENDEN BZW. ZUM HANDEL ZUZULASSENDEN WERTPAPIERE 

Punkt 4.1 Beschreibung von Art, Gattung und Emissionsvolumen der angebotenen und/oder zum Handel zu­
zulassenden Wertpapiere, einschließlich der internationalen Wertpapier-Identifikationsnummer (ISIN). 

Punkt 4.2 Währung der Wertpapieremission. 

Punkt 4.3 Bei Neuemissionen Angabe der Beschlüsse, Ermächtigungen und Billigungen, aufgrund deren die Wert­
papiere geschaffen und/oder emittiert wurden oder werden sollen. 

Punkt 4.4 Beschreibung aller etwaigen Beschränkungen für die Übertragbarkeit der Wertpapiere. 

Punkt 4.5 Warnhinweis, dass sich die Steuergesetzgebung des Mitgliedstaats des Anlegers und des Gründungs­
staats des Emittenten auf die Erträge aus den Wertpapieren auswirken könnten. 

Angaben zur steuerlichen Behandlung der Wertpapiere, wenn die angebotene Anlage eine für diese Art 
von Anlagen gedachte Steuerregelung nach sich zieht.
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Punkt 4.6 Sofern der Anbieter nicht dieselbe Person wie der Emittent ist, Angabe der Identität und der Kontakt­
daten des Anbieters der Wertpapiere und/oder der die Zulassung zum Handel beantragenden Person 
einschließlich der Rechtsträgerkennung (LEI), falls der Anbieter Rechtspersönlichkeit hat. 

Punkt 4.7 Beschreibung der mit den Wertpapieren verbundenen Rechte einschließlich etwaiger Beschränkungen 
und des Verfahrens zur Ausübung dieser Rechte. 

a) Dividendenrechte: 

i) fester/e Termin/e, zu dem/denen der Anspruch entsteht; 

ii) Verjährungsfrist für den Verfall der Dividendenberechtigung und Angabe des entsprechenden 
Begünstigten; 

iii) Dividendenbeschränkungen und Verfahren für gebietsfremde Wertpapierinhaber; 

iv) Dividendensatz bzw. Methode für dessen Berechnung, Häufigkeit und Art der Zahlungen (ku­
mulativ oder nichtkumulativ). 

b) Stimmrechte; 

c) Bezugsrechte bei Angeboten zur Zeichnung von Wertpapieren derselben Gattung; 

d) Recht auf Beteiligung am Gewinn des Emittenten; 

e) Recht auf Beteiligung am Liquidationserlös; 

f) Tilgungsklauseln; 

g) Wandelbedingungen. 

Punkt 4.8 Erklärung zur Existenz auf den Emittenten anzuwendender nationaler Rechtsvorschriften zu Über­
nahmen, die solche Übernahmen behindern könnten, sofern vorhanden. 

Punkt 4.9 Angabe öffentlicher Übernahmeangebote vonseiten Dritter in Bezug auf das Eigenkapital des Emitten­
ten, die während des letzten oder im Verlauf des derzeitigen Geschäftsjahres erfolgten. Zu nennen sind 
dabei der Kurs oder die Wandelbedingungen für derlei Angebote sowie das Resultat. 

ABSCHNITT 5 KONDITIONEN DES ANGEBOTS 

Punkt 5.1 Konditionen, Angebotsstatistiken, erwarteter Zeitplan und erforderliche Maßnahmen für die Antrag­
stellung. 

Punkt 5.1.1 Angebotskonditionen. 

Punkt 5.1.2 Frist — einschließlich etwaiger Änderungen — innerhalb derer das Angebot gilt, Beschreibung des 
Antragsverfahrens und Angabe des Emissionstermins neuer Wertpapiere. 

Punkt 5.1.3 Beschreibung einer etwaigen Möglichkeit zur Reduzierung der Zeichnungen und der Art und Weise der 
Erstattung des zu viel gezahlten Betrags an die Zeichner. 

Punkt 5.1.4 Einzelheiten zum Mindest- und/oder Höchstbetrag der Zeichnung (entweder in Form der Anzahl der 
Wertpapiere oder des aggregierten zu investierenden Betrags). 

Punkt 5.1.5 Methode und Fristen für die Bedienung der Wertpapiere und ihre Lieferung. 

Punkt 5.1.6 Umfassende Beschreibung der Modalitäten und des Termins für die öffentliche Bekanntgabe der Ange­
botsergebnisse.
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Punkt 5.1.7 Verfahren für die Ausübung eines etwaigen Vorzugszeichnungsrechts, die Verhandelbarkeit der Zeich­
nungsrechte und die Behandlung nicht ausgeübter Zeichnungsrechte. 

Punkt 5.1.8 Gesamtsumme der Emission/des Angebots, wobei zwischen den zum Verkauf und den zur Zeichnung 
angebotenen Wertpapieren zu unterscheiden ist; ist der Betrag nicht festgelegt, Angabe des Volumens 
der anzubietenden Wertpapiere (sofern verfügbar) und Beschreibung der Vereinbarungen und des 
Zeitpunkts für die Ankündigung des endgültigen Angebotsbetrags an das Publikum. 

Ist eine Angabe des maximalen Emissionsvolumens der anzubietenden Wertpapiere in der Wertpapier­
beschreibung nicht möglich, wird in der Wertpapierbeschreibung angeführt, dass eine Zusage zum 
Erwerb oder zur Zeichnung der Wertpapiere innerhalb von bis zu zwei Arbeitstagen nach Hinterlegung 
der Zahl der öffentlich anzubietenden Wertpapiere widerrufen werden kann. 

Punkt 5.1.9 Zeitpunkt und Umstände, zu dem bzw. unter denen das Angebot widerrufen oder ausgesetzt werden 
kann, und Angabe, ob der Widerruf nach Beginn des Handels erfolgen kann. 

Punkt 5.1.10 Angabe des Zeitraums, während dessen ein Antrag zurückgezogen werden kann, sofern dies den 
Anlegern gestattet ist. 

Punkt 5.2 Verteilungs- und Zuteilungsplan 

Punkt 5.2.1 Verfahren zur Meldung gegenüber den Zeichnern über den zugeteilten Betrag und Angabe, ob eine 
Aufnahme des Handels vor der Meldung möglich ist. 

Punkt 5.2.2 Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe, ob Hauptaktionäre oder Mitglieder des Leitungs-, Aufsichts- 
oder Verwaltungsorgans des Emittenten an der Zeichnung teilnehmen wollen oder ob Personen mehr 
als 5 % des Angebots zeichnen wollen. 

Punkt 5.3 Preisfestsetzung 

Punkt 5.3.1 Angabe des Preises, zu dem die Wertpapiere voraussichtlich angeboten werden, und etwaiger Kosten 
und Steuern, die dem Zeichner oder Käufer in Rechnung gestellt werden. 

Ist der Preis nicht bekannt, dann gemäß Artikel 17 der Verordnung (EU) 2017/1129 Angabe entwe­
der: 

a) des Höchstkurses von Wertpapieren, soweit vorhanden; 

b) der Bewertungsmethoden und -kriterien und/oder der Bedingungen, nach denen der endgültige 
Emissionskurs festzulegen ist, und eine Erläuterung etwaiger Bewertungsmethoden. 

Können weder a) noch b) in der Wertpapierbeschreibung angegeben werden, wird in Wertpapier­
beschreibung angeführt, dass eine Zusage zum Erwerb oder zur Zeichnung der Wertpapiere innerhalb 
von bis zu zwei Arbeitstagen nach Hinterlegung des endgültigen Emissionskurses der öffentlich an­
zubietenden Wertpapiere widerrufen werden kann. 

Punkt 5.3.2 Verfahren für die Offenlegung des Angebotspreises. 

Punkt 5.3.3 Verfügen die Aktionäre des Emittenten über Vorkaufsrechte und werden diese Rechte eingeschränkt 
oder entzogen, ist die Basis des Emissionspreises anzugeben, wenn die Emission in bar erfolgt, zu­
sammen mit den Gründen und den Begünstigten einer solchen Beschränkung oder eines solchen 
Entzugs. 

Punkt 5.4 Platzierung und Übernahme (Underwriting) 

Punkt 5.4.1 Name und Anschrift des Koordinators/der Koordinatoren des gesamten Angebots oder einzelner Teile 
des Angebots und — sofern dem Emittenten oder dem Bieter bekannt — Angaben zu den Platzierern 
in den einzelnen Ländern des Angebots.
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Punkt 5.4.2 Name und Anschrift etwaiger Zahlstellen und Verwahrstellen in jedem Land. 

Punkt 5.4.3 Name und Anschrift der Institute, die bereit sind, eine Emission aufgrund einer festen Zusage zu 
zeichnen, und Name und Anschrift der Institute, die bereit sind, eine Emission ohne feste Zusage 
oder „zu den bestmöglichen Bedingungen“ zu platzieren. Angabe der Hauptmerkmale der Vereinbarun­
gen, einschließlich der Quoten. Wird die Emission nicht zur Gänze übernommen, ist eine Erklärung 
zum verbleibenden Teil einzufügen. Angabe des Gesamtbetrags der Übernahmeprovision und der 
Platzierungsprovision. 

Punkt 5.4.4 Datum, zu dem der Emissionsübernahmevertrag geschlossen wurde oder wird. 

ABSCHNITT 6 ZULASSUNG ZUM HANDEL UND HANDELSMODALITÄTEN 

Punkt 6.1 Angabe, ob die angebotenen Wertpapiere Gegenstand eines Antrags auf Zulassung zum Handel sind 
oder sein werden und auf einem geregelten Markt, sonstigen gleichwertigen Drittlandsmärkten oder 
einem KMU-Wachstumsmarkt platziert werden sollen, wobei die jeweiligen Märkte zu nennen sind. 
Dieser Umstand ist anzugeben, ohne den Eindruck zu erwecken, dass die Zulassung zum Handel auf 
jeden Fall erteilt wird. Falls bekannt, sollten die ersten Termine angegeben werden, zu denen die 
Wertpapiere zum Handel zugelassen sind. 

Punkt 6.2 Anzugeben sind alle geregelten Märkte, gleichwertigen Drittlandsmärkte oder KMU-Wachstumsmärkte, 
an denen nach Wissen des Emittenten bereits Wertpapiere der gleichen Gattung wie die angebotenen 
oder zuzulassenden Wertpapiere zum Handel zugelassen sind. 

Punkt 6.3 Falls gleichzeitig oder fast gleichzeitig zur Schaffung von Wertpapieren, für die eine Zulassung zum 
Handel auf einem geregelten Markt beantragt werden soll, Wertpapiere der gleichen Gattung privat 
gezeichnet oder platziert werden, oder falls Wertpapiere anderer Gattungen für eine öffentliche oder 
private Platzierung geschaffen werden, sind Einzelheiten zur Natur dieser Geschäfte sowie zur Zahl und 
den Merkmalen der Wertpapiere anzugeben, auf die sie sich beziehen. 

Punkt 6.4 Detaillierte Angaben zu den Instituten, die aufgrund einer festen Zusage als Intermediäre im Sekundär­
handel tätig sind und über An- und Verkaufskurse Liquidität zur Verfügung stellen, sowie Beschreibung 
der Hauptbedingungen ihrer Zusage. 

ABSCHNITT 7 WERTPAPIERINHABER MIT VERKAUFSPOSITION 

Punkt 7.1 Lock-up-Vereinbarungen: 

In Zusammenhang mit Lock-up-Vereinbarungen ist Folgendes anzugeben: 

a) beteiligte Parteien, 

b) Inhalt und Ausnahmen der Vereinbarung, 

c) der Zeitraum des „Lock-up“. 

ABSCHNITT 8 KOSTEN DER EMISSION/DES ANGEBOTS 

Punkt 8.1 Angabe der Gesamtnettoerträge und Schätzung der Gesamtkosten der Emission/des Angebots. 

ABSCHNITT 9 VERWÄSSERUNG 

Punkt 9.1 Vergleich 

a) des Anteils am Aktienkapital und an den Stimmrechten für bestehende Aktionäre vor und nach der 
aus dem öffentlichen Angebot resultierenden Kapitalerhöhung unter der Annahme, dass existierende 
Aktionäre die neuen Aktien nicht zeichnen; 

b) des Nettovermögenswertes pro Aktie zum Datum der letzten Bilanz vor dem öffentlichen Angebot 
(Verkaufsangebot und/oder Kapitalerhöhung) und des Ausgabekurses im Rahmen dieses öffentlichen 
Angebots.
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Punkt 9.2 Kommt es für existierende Aktionäre unabhängig von einer Ausübung ihres Bezugsrechts zu einer 
Verwässerung, da ein Teil der relevanten Aktienemission bestimmten Anlegern vorbehalten ist (z. B. bei 
einer Platzierung bei institutionellen Anlegern in Kombination mit einem Angebot an Aktionäre), sollte 
die Verwässerung angegeben werden, zu der es für existierende Aktionäre kommen wird, auch wenn 
sie ihr Bezugsrecht ausüben (zusätzlich zu der Situation, wenn sie dies nicht tun). 

ABSCHNITT 10 WEITERE ANGABEN 

Punkt 10.1 Werden an einer Emission beteiligte Berater in der Wertpapierbeschreibung genannt, ist anzugeben, in 
welcher Funktion sie gehandelt haben. 

Punkt 10.2 Es ist anzugeben, welche anderen in der Wertpapierbeschreibung enthaltenen Angaben von Abschluss­
prüfern geprüft oder durchgesehen wurden, über die die Abschlussprüfer einen Vermerk erstellt haben. 
Der Vermerk ist wiederzugeben oder bei entsprechender Erlaubnis der zuständigen Behörden zusam­
menzufassen.
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ANHANG 13 

WERTPAPIERBESCHREIBUNG FÜR ZERTIFIKATE, DIE AKTIEN VERTRETEN 

ABSCHNITT 1 GRUNDLEGENDE ANGABEN Erstausgabe Sekundär­
emissionen 

Punkt 1.1 Erklärung zum Geschäftskapital 

Erklärung des Emittenten der zugrunde liegenden Wertpapiere, dass das 
Geschäftskapital seiner Meinung nach seine derzeitigen Anforderungen 
deckt. Ansonsten ist darzulegen, wie das zusätzlich erforderliche Ge­
schäftskapital beschafft werden soll. 

√ √ 

Punkt 1.2 Kapitalausstattung und Verschuldung 

Aufzunehmen ist eine Übersicht über Kapitalausstattung und Verschul­
dung des Emittenten der zugrunde liegenden Wertpapiere (wobei zwi­
schen garantierten und nicht garantierten, besicherten und nicht besicher­
ten Verbindlichkeiten zu unterscheiden ist) zu einem Zeitpunkt, der 
höchstens 90 Tage vor dem Datum des Dokuments liegt. Der Begriff 
„Verschuldung“ bezieht sich auch auf indirekte Verbindlichkeiten und 
Eventualverbindlichkeiten. 

Im Falle wesentlicher Änderungen bei der Kapitalausstattung und Ver­
schuldung des Emittenten innerhalb der Periode von 90 Tagen sind 
mittels einer ausführlichen Darstellung solcher Änderungen oder einer 
Aktualisierung dieser Zahlen zusätzliche Angaben zu machen. 

√ √ 

Punkt 1.3 Beschreibung von Art und Gattung der zugrunde liegenden Aktien ein­
schließlich der internationalen Wertpapier-Identifikationsnummer (Inter­
national Security Identification Number — ISIN) 

√ √ 

Punkt 1.4 Rechtsvorschriften, auf deren Grundlage die Wertpapiere geschaffen wur­
den. 

√ √ 

Punkt 1.5 Angabe, ob es sich bei den zugrunde liegenden Aktien um Namens­
papiere oder um Inhaberpapiere handelt und ob die zugrunde liegenden 
Aktien verbrieft oder stückelos sind. In letzterem Fall sind Name und 
Anschrift des die Buchungsunterlagen führenden Instituts zu nennen. 

√ √ 

Punkt 1.6 Währung der zugrunde liegenden Aktien. √ √ 

Punkt 1.7 Beschreibung der Rechte — einschließlich ihrer etwaigen Beschränkungen 
—, die an die zugrunde liegenden Aktien gebunden sind, und des Ver­
fahrens zur Ausübung dieser Rechte. 

√ √ 

Punkt 1.8 Dividendenrechte: 

a) fester/e Termin/e, zu dem/denen der Anspruch entsteht; 

b) Verjährungsfrist für den Verfall der Dividendenberechtigung und An­
gabe des entsprechenden Begünstigten; 

c) Dividendenbeschränkungen und Verfahren für gebietsfremde Wert­
papierinhaber; 

d) Dividendensatz bzw. Methode für dessen Berechnung, Häufigkeit und 
Art der Zahlungen (kumulativ oder nichtkumulativ). 

√ √ 

Punkt 1.9 Stimmrechte; 

Bezugsrechte bei Angeboten zur Zeichnung von Wertpapieren derselben 
Gattung; 

Recht auf Beteiligung am Gewinn des Emittenten; 

Recht auf Beteiligung am Liquidationserlös; 

Tilgungsklauseln; 

Wandelbedingungen. 

√ √
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Punkt 1.10 Emissionstermin für die zugrunde liegenden Aktien, wenn für die Emis­
sion der Zertifikate neue zugrunde liegenden Aktien zu schaffen sind und 
sie zum Zeitpunkt der Emission der Zertifikate nicht existierten. 

√ √ 

Punkt 1.11 Sind für die Emission der Zertifikate neue zugrunde liegende Aktien zu 
schaffen, so sind die Beschlüsse, Bevollmächtigungen und Billigungen 
anzugeben, auf deren Grundlage die neuen zugrunde liegenden Aktien 
geschaffen wurden oder noch werden oder ausgegeben wurden oder noch 
werden. 

√ √ 

Punkt 1.12 Darstellung etwaiger Beschränkungen für die Übertragbarkeit der zu­
grunde liegenden Wertpapiere. 

√ √ 

Punkt 1.13 Warnhinweis, dass sich die Steuergesetzgebung des Mitgliedstaats des 
Anlegers und des Gründungsstaats des Emittenten auf die Erträge aus 
den Wertpapieren auswirken könnten. 

Angaben zur steuerlichen Behandlung der Wertpapiere, wenn die ange­
botene Anlage eine für diese Art von Anlagen gedachte Steuerregelung 
nach sich zieht. 

√ √ 

Punkt 1.14 a) Erklärung zur Existenz auf den Emittenten anzuwendender nationaler 
Rechtsvorschriften zu Übernahmen, die solche Übernahmen behindern 
könnten, sofern vorhanden. 

√ √ 

b) Kurze Beschreibung der Rechte und Verpflichtungen des Aktionärs im 
Falle obligatorischer Übernahmeangebote und/oder von Ausschluss- 
oder Andienungsregeln in Bezug auf die Wertpapiere. 

√ 

Punkt 1.15 Angabe öffentlicher Übernahmeangebote vonseiten Dritter in Bezug auf 
das Eigenkapital des Emittenten, die während des letzten oder im Verlauf 
des derzeitigen Geschäftsjahres erfolgten. Zu nennen sind dabei der Kurs 
oder die Wandelbedingungen für derlei Angebote sowie das Resultat. 

√ √ 

Punkt 1.16 Gegebenenfalls die potenzielle Auswirkung auf die Anlagen im Fall der 
Abwicklung nach Maßgabe der Richtlinie 2014/59/EU. 

√ 

Punkt 1.17 Lock-up-Vereinbarungen: 

a) Anzugeben sind die beteiligten Parteien, 

b) Inhalt und Ausnahmen der Vereinbarung. 

c) Der Zeitraum des „Lock-up“. 

√ √ 

Punkt 1.18 Angaben über Aktionäre, die ihre Aktien eventuell veräußern. √ √ 

Punkt 1.18.1 Name und Anschrift der Person oder des Instituts, die/das die zugrunde 
liegenden Aktien zum Verkauf anbietet; Wesensart etwaiger Positionen 
oder sonstiger wesentlicher Verbindungen, die die Personen mit Verkaufs­
positionen in den letzten drei Jahren bei dem Emittenten oder etwaigen 
Vorgängern oder verbundenen Unternehmen innehatte oder mit diesen 
unterhielt. 

√ √ 

Punkt 1.19 Verwässerung 

Punkt 1.19.1 Vergleich 

a) des Anteils am Aktienkapital und an den Stimmrechten für bestehende 
Aktionäre vor und nach der aus dem öffentlichen Angebot resultie­
renden Kapitalerhöhung unter der Annahme, dass existierende Aktio­
näre die neuen Aktien nicht zeichnen; 

b) des Nettovermögenswertes pro Aktie zum Datum der letzten Bilanz 
vor dem öffentlichen Angebot (Verkaufsangebot und/oder Kapitalerhö­
hung) und des Ausgabekurses im Rahmen dieses öffentlichen Ange­
bots. 

√ √
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Punkt 1.19.2 Kommt es für existierende Aktionäre unabhängig von einer Ausübung 
ihres Bezugsrechts zu einer Verwässerung, da ein Teil der relevanten 
Aktienemission bestimmten Anlegern vorbehalten ist (z. B. bei einer 
Platzierung bei institutionellen Anlegern in Kombination mit einem An­
gebot an Aktionäre), Angabe der Verwässerung, zu der es für existierende 
Aktionäre kommen wird, auch wenn sie ihr Bezugsrecht ausüben (zu­
sätzlich zu der unter 1.19.1 beschriebenen Situation, wenn sie dies nicht 
tun). 

√ √ 

Punkt 1.20 Zusätzliche Angaben, wenn die gleiche Gattung der zugrunde liegenden 
Aktien wie die zugrunde liegenden Aktien, für die die Zertifikate aus­
gestellt wurden, gleichzeitig oder fast gleichzeitig angeboten oder zum 
Handel zugelassen werden. 

√ √ 

Punkt 1.20.1 Falls gleichzeitig oder fast gleichzeitig zur Schaffung von Zertifikaten, für 
die eine Zulassung zum Handel auf einem geregelten Markt beantragt 
werden soll, zugrunde liegende Aktien der gleichen Gattung wie diejeni­
gen, für die die Zertifikate ausgestellt wurden, privat gezeichnet oder 
platziert werden, sind Einzelheiten zur Natur dieser Geschäfte sowie 
zur Zahl und den Merkmalen der zugrunde liegenden Aktien anzugeben, 
auf die sie sich beziehen. 

√ √ 

Punkt 1.20.2 Angabe sämtlicher geregelten oder gleichwertigen Märkte, auf denen nach 
Kenntnis des Emittenten der Zertifikate zugrunde liegende Aktien der 
gleichen Gattung wie diejenigen, für die die Zertifikate ausgestellt wurden, 
angeboten oder zum Handel zugelassen werden. 

√ √ 

Punkt 1.20.3 Soweit dem Emittenten der Zertifikate bekannt, Angabe, ob Hauptaktio­
näre oder Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des 
Emittenten an der Zeichnung teilnehmen wollen oder ob Personen mehr 
als 5 % des Angebots zeichnen wollen. 

√ √ 

ABSCHNITT 2 ANGABEN ZU DEN ZERTIFIKATEN Erstausgabe Sekundär­
emissionen 

Punkt 2.1 Angabe der Anzahl der durch jedes Zertifikat vertretenen Aktien √ √ 

Punkt 2.2 Beschreibung von Art und Gattung der anzubietenden und/oder zum 
Handel zuzulassenden Zertifikate. 

√ √ 

Punkt 2.3 Rechtsvorschriften, auf deren Grundlage die Zertifikate geschaffen wur­
den. 

√ √ 

Punkt 2.4 Angabe, ob es sich bei den Zertifikaten um Namenspapiere oder um 
Inhaberpapiere handelt und ob sie verbrieft oder stückelos sind. In letz­
terem Fall sind der Name und die Anschrift des die Buchungsunterlagen 
führenden Instituts zu nennen. 

√ √ 

Punkt 2.5 Währung der Zertifikate √ √ 

Punkt 2.6 Beschreibung der Rechte — einschließlich ihrer etwaigen Beschränkungen 
—, die an die Zertifikate gebunden sind, und des Verfahrens zur Aus­
übung dieser Rechte. 

√ √ 

Punkt 2.7 Wenn sich die Dividendenrechte, die an die Zertifikate gebunden sind, 
von jenen unterscheiden, die im Zusammenhang mit den zugrunde lie­
genden Aktien bekannt gegeben werden, sind folgende Angaben zu Di­
videndenrechten zu machen: 

a) fester/e Termin/e, zu dem/denen der Anspruch entsteht; 

b) Verjährungsfrist für den Verfall der Dividendenberechtigung und An­
gabe des entsprechenden Begünstigten; 

√ √
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c) Dividendenbeschränkungen und Verfahren für gebietsfremde Wert­
papierinhaber; 

d) Dividendensatz bzw. Methode für dessen Berechnung, Häufigkeit und 
Art der Zahlungen (kumulativ oder nichtkumulativ). 

Punkt 2.8 Wenn sich die Stimmrechte, die an die Zertifikate gebunden sind, von 
jenen unterscheiden, die im Zusammenhang mit den zugrunde liegenden 
Aktien bekannt gegeben werden, sind folgende Angaben zu diesen Rech­
ten zu machen: 

a) Stimmrechte; 

b) Bezugsrechte bei Angeboten zur Zeichnung von Wertpapieren dersel­
ben Gattung; 

c) Recht auf Beteiligung am Gewinn des Emittenten; 

d) Recht auf Beteiligung am Liquidationserlös; 

e) Tilgungsklauseln; 

f) Wandelbedingungen. 

√ √ 

Punkt 2.9 Beschreibung der Ausübung und Nutzung der Rechte, die an die zu­
grunde liegenden Aktien gebunden sind — und insbesondere der Stimm­
rechte —, der Bedingungen, zu denen der Emittent von Zertifikaten derlei 
Rechte ausüben kann und der geplanten Maßnahmen, mit denen die 
Anweisungen vonseiten der Inhaber der Zertifikate eingeholt werden. 
Ebenfalls Beschreibung des Rechts auf Beteiligung am Gewinn und am 
Liquidationserlös, d. h. eines Rechts, das nicht auf den Inhaber der Zer­
tifikate übertragen wird. 

√ √ 

Punkt 2.10 Erwarteter Emissionstermin für die Zertifikate. √ √ 

Punkt 2.11 Darstellung etwaiger Beschränkungen für die Übertragbarkeit der Zertifi­
kate. 

√ √ 

Punkt 2.12 Warnhinweis, dass sich die Steuergesetzgebung des Mitgliedstaats des 
Anlegers und des Gründungsstaats des Emittenten auf die Erträge aus 
den Wertpapieren auswirken könnten. 

Angaben zur steuerlichen Behandlung der Zertifikate, wenn die angebo­
tene Anlage eine für diese Art von Anlagen gedachte Steuerregelung nach 
sich zieht. 

√ √ 

Punkt 2.13 Bankgarantien oder sonstige Garantien, die für die Zertifikate gestellt 
werden und die Verpflichtungen des Emittenten unterlegen sollen. 

√ √ 

Punkt 2.14 Möglichkeit des Umtausches der Zertifikate in ursprüngliche Aktien und 
Verfahren für einen solchen Umtausch. 

√ √ 

ABSCHNITT 3 ANGABEN ÜBER DIE BEDINGUNGEN UND VORAUSSETZUNGEN DES ANGE­
BOTS VON ZERTIFIKATEN 

Erstausgabe Sekundär­
emissionen 

Punkt 3.1 Konditionen, Angebotsstatistiken, erwarteter Zeitplan und erforderliche Maßnahmen für die Antrag­
stellung. 

Punkt 3.1.1 Gesamtsumme der Emission/des Angebots, wobei zwischen den zum 
Verkauf und den zur Zeichnung angebotenen Wertpapieren zu unter­
scheiden ist; ist der Betrag nicht festgelegt, Angabe des maximalen Emis­
sionsvolumens der anzubietenden Wertpapiere (sofern verfügbar) und 
Beschreibung der Vereinbarungen und des Zeitraums für die Ankündi­
gung des endgültigen Angebotsbetrags an das Publikum. 

Ist eine Angabe des maximalen Emissionsvolumens der anzubietenden 
Wertpapiere im Prospekt nicht möglich, wird im Prospekt angeführt, 
dass eine Zusage zum Erwerb oder zur Zeichnung der Wertpapiere inner­
halb von mindestens zwei Arbeitstagen nach Hinterlegung des Emissions­
volumens der öffentlich anzubietenden Wertpapiere widerrufen werden 
kann. 

√ √
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Punkt 3.1.2 Frist — einschließlich etwaiger Änderungen — innerhalb derer das An­
gebot gilt, und Beschreibung des Antragsverfahrens. 

√ √ 

Punkt 3.1.3 Zeitpunkt und Umstände, zu dem bzw. unter denen das Angebot wider­
rufen oder ausgesetzt werden kann, und Angabe, ob der Widerruf nach 
Beginn des Handels erfolgen kann. 

√ √ 

Punkt 3.1.4 Beschreibung der Möglichkeit zur Reduzierung der Zeichnungen und der 
Art und Weise der Erstattung des zu viel gezahlten Betrags an die Zeich­
ner. 

√ √ 

Punkt 3.1.5 Einzelheiten zum Mindest- und/oder Höchstbetrag der Zeichnung (entwe­
der in Form der Anzahl der Wertpapiere oder des aggregierten zu inves­
tierenden Betrags). 

√ √ 

Punkt 3.1.6 Angabe des Zeitraums, während dessen ein Antrag zurückgezogen wer­
den kann, sofern dies den Anlegern gestattet ist. 

√ √ 

Punkt 3.1.7 Methode und Fristen für die Bedienung der Wertpapiere und ihre Liefe­
rung. 

√ √ 

Punkt 3.1.8 Umfassende Beschreibung der Modalitäten und des Termins für die öf­
fentliche Bekanntgabe der Angebotsergebnisse. 

√ √ 

Punkt 3.1.9 Verfahren für die Ausübung eines etwaigen Vorzugszeichnungsrechts, die 
Verhandelbarkeit der Zeichnungsrechte und die Behandlung nicht aus­
geübter Zeichnungsrechte. 

√ √ 

Punkt 3.2 Verteilungs- und Zuteilungsplan 

Punkt 3.2.1 Angabe der verschiedenen Kategorien der potenziellen Investoren, denen 
die Wertpapiere angeboten werden. Werden die Papiere gleichzeitig an 
den Märkten zweier oder mehrerer Staaten angeboten und ist eine be­
stimmte Tranche einigen dieser Märkte vorbehalten, so ist diese Tranche 
anzugeben. 

√ √ 

Punkt 3.2.2 Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe, ob Hauptaktionäre oder Mit­
glieder des Leitungs-, Aufsichts- oder Verwaltungsorgans des Emittenten 
an der Zeichnung teilnehmen wollen oder ob Personen mehr als 5 % des 
Angebots zeichnen wollen. 

√ √ 

Punkt 3.2.3 Offenlegung vor der Zuteilung: 

a) Aufteilung des Angebots in Tranchen, einschließlich der institutionel­
len Tranche, der Privatkundentranche und der Tranche für die Beschäf­
tigten des Emittenten und sonstige Tranchen; 

b) Bedingungen, zu denen eine Rückforderung eingesetzt werden kann, 
Höchstgrenze einer solchen Rückforderung und alle eventuell anwend­
baren Mindestprozentsätze für einzelne Tranchen; 

c) zu verwendende Zuteilungsmethode oder -methoden für die Privat­
kundentranche und die Tranche für die Beschäftigten des Emittenten 
im Falle der Mehrzuteilung dieser Tranchen; 

d) Beschreibung einer etwaigen vorher festgelegten Vorzugsbehandlung, 
die bestimmten Kategorien von Anlegern oder bestimmten Gruppen 
Nahestehender (einschließlich friends and family-Programme) bei der 
Zuteilung vorbehalten wird, des Prozentsatzes des für die Vorzugs­
behandlung vorgesehenen Angebots und der Kriterien für die Auf­
nahme in derlei Kategorien oder Gruppen; 

e) Angabe des Umstands, ob die Behandlung der Zeichnungen oder der 
bei der Zuteilung zu zeichnenden Angebote eventuell von der Gesell­
schaft abhängig gemacht werden kann, durch die oder mittels deren 
sie vorgenommen werden; 

√ √
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f) angestrebte Mindesteinzelzuteilung, falls vorhanden, innerhalb der Pri­
vatkundentranche; 

g) Bedingungen für das Schließen des Angebots sowie der Termin, zu 
dem das Angebot frühestens geschlossen werden darf; 

h) Angabe der Tatsache, ob Mehrfachzeichnungen zulässig sind und 
wenn nicht, wie trotzdem auftauchende Mehrfachzeichnungen behan­
delt werden. 

Punkt 3.2.4 Verfahren zur Meldung gegenüber den Zeichnern über den zugeteilten 
Betrag und Angabe, ob eine Aufnahme des Handels vor der Meldung 
möglich ist. 

√ √ 

Punkt 3.3 Preisfestsetzung 

Punkt 3.3.1 Angabe des Preises, zu dem die Wertpapiere voraussichtlich angeboten 
werden, und etwaiger Kosten und Steuern, die dem Zeichner oder Käufer 
in Rechnung gestellt werden. 

Ist der Preis nicht bekannt, dann gemäß Artikel 17 der Verordnung (EU) 
2017/1129 Angabe entweder: 

a) des Höchstkurses der Wertpapiere, soweit vorhanden; oder 

b) der Bewertungsmethoden und -kriterien und/oder der Bedingungen, 
nach denen der endgültige Emissionskurs festgelegt wurde oder wird, 
und eine Erläuterung etwaiger Bewertungsmethoden. 

Können weder a) noch b) im Prospekt angegeben werden, wird im Pro­
spekt angeführt, dass eine Zusage zum Erwerb oder zur Zeichnung der 
Wertpapiere nach Hinterlegung des endgültigen Emissionskurses der öf­
fentlich anzubietenden Wertpapiere für nicht weniger als zwei Arbeitstage 
widerrufen werden kann. 

√ √ 

Punkt 3.3.2 Verfahren für die Offenlegung des Angebotspreises. √ √ 

Punkt 3.3.3 Besteht tatsächlich oder potenziell ein wesentlicher Unterschied zwischen 
dem öffentlichen Angebotspreis und den effektiven Barkosten der von 
Mitgliedern des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans oder des 
oberen Managements sowie von nahe stehenden Personen bei Transaktio­
nen im letzten Jahr erworbenen Wertpapiere oder deren Recht darauf, ist 
ein Vergleich des öffentlichen Beitrags zum vorgeschlagenen öffentlichen 
Angebot und der effektiven Bar-Beiträge dieser Personen einzufügen. 

√ √ 

Punkt 3.4 Platzierung und Übernahme (Underwriting) 

Punkt 3.4.1 Name und Anschrift des Koordinators/der Koordinatoren des gesamten 
Angebots sowie einzelner Angebotsteile und — soweit dem Emittenten 
oder Anbieter bekannt — Name und Anschrift derjenigen, die das An­
gebot in den verschiedenen Ländern platzieren. 

√ √ 

Punkt 3.4.2 Name und Anschrift etwaiger Zahlstellen und Verwahrstellen in jedem 
Land. 

√ √ 

Punkt 3.4.3 Name und Anschrift der Institute, die bereit sind, eine Emission aufgrund 
einer festen Zusage zu zeichnen, und Name und Anschrift der Institute, 
die bereit sind, eine Emission ohne feste Zusage oder „zu den bestmög­
lichen Bedingungen“ zu platzieren. Angabe der Hauptmerkmale der Ver­
einbarungen, einschließlich der Quoten. Wird die Emission nicht zur 
Gänze übernommen, ist eine Erklärung zum verbleibenden Teil einzufü­
gen. Angabe des Gesamtbetrags der Übernahmeprovision und der Plat­
zierungsprovision. 

√ √ 

Punkt 3.4.4 Datum, zu dem der Emissionsübernahmevertrag geschlossen wurde oder 
wird. 

√ √
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ABSCHNITT 4 ZULASSUNG ZUM HANDEL UND HANDELSREGELN BEI ZERTIFIKATEN Erstausgabe Sekundär­
emissionen 

Punkt 4.1 Angabe, ob die angebotenen Wertpapiere Gegenstand eines Antrags auf 
Zulassung zum Handel sind oder sein werden und auf einem geregelten 
Markt oder gleichwertigen Drittlandsmarkt, KMU-Wachstumsmarkt oder 
MTF platziert werden sollen, wobei die jeweiligen Märkte zu nennen sind. 
Dieser Umstand ist anzugeben, ohne den Eindruck zu erwecken, dass die 
Zulassung zum Handel auf jeden Fall erteilt wird. Falls bekannt, sollten 
die ersten Termine angegeben werden, zu denen die Wertpapiere zum 
Handel zugelassen sind. 

√ √ 

Punkt 4.2 Anzugeben sind alle geregelten Märkte oder gleichwertigen Drittlands­
märkte, KMU-Wachstumsmärkte oder MTFs, an denen nach Wissen des 
Emittenten bereits Wertpapiere der gleichen Gattung wie die angebotenen 
oder zuzulassenden Wertpapiere zum Handel zugelassen sind. 

√ √ 

Punkt 4.3 Falls gleichzeitig oder fast gleichzeitig zur Schaffung von Wertpapieren, 
für die eine Zulassung zum Handel auf einem geregelten Markt beantragt 
werden soll, Wertpapiere der gleichen Gattung privat gezeichnet oder 
platziert werden, oder falls Wertpapiere anderer Gattungen für eine öf­
fentliche oder private Platzierung geschaffen werden, sind Einzelheiten 
zur Natur dieser Geschäfte sowie zur Zahl und den Merkmalen der Wert­
papiere anzugeben, auf die sie sich beziehen. 

√ √ 

Im Falle der Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt, detail­
lierte Angaben zu den Instituten, die aufgrund einer festen Zusage als 
Intermediäre im Sekundärhandel tätig sind und über An- und Verkaufs­
kurse Liquidität zur Verfügung stellen, sowie Beschreibung der Haupt­
bedingungen ihrer Zusage. 

√ √ 

Punkt 4.4 Emissionspreis der Wertpapiere √ √ 

Detailangaben zur Stabilisierung Hat ein Emittent oder ein Aktionär mit 
einer Verkaufsposition eine Mehrzuteilungsoption erteilt, oder wird an­
sonsten vorgeschlagen, dass Kursstabilisierungsmaßnahmen im Zusam­
menhang mit einem Angebot zu ergreifen sind, so ist Folgendes zu 
beachten: 

√ √ 

die Tatsache, dass die Stabilisierung eingeleitet werden kann, dass es keine 
Gewissheit dafür gibt, dass sie eingeleitet wird und jederzeit gestoppt 
werden kann. 

√ 

Punkt 4.5 Die Tatsache, dass die Stabilisierungstransaktionen auf eine Stützung des 
Marktpreises der Wertpapiere während des Stabilisierungszeitraums ab­
zielen. 

√ 

Beginn und Ende des Zeitraums, während dessen die Stabilisierung erfol­
gen kann. 

√ 

Die Identität der für die Stabilisierungsmaßnahmen nach jeder Rechts­
ordnung verantwortlichen Person, es sei denn, sie ist zum Zeitpunkt 
der Veröffentlichung nicht bekannt. 

√ 

Die Tatsache, dass die Stabilisierungstransaktionen zu einem Marktpreis 
führen können, der über dem liegt, der sich sonst ergäbe. 

√ 

Punkt 4.6 Der Ort, an dem die Stabilisierung vorgenommen werden kann ein­
schließlich, sofern relevant, der Bezeichnung des Handelsplatzes bzw. 
der Handelsplätze. 

√ 

Mehrzuteilung und Greenshoe-Option 

Im Falle der Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt: 

a) Existenz und Umfang einer etwaigen Mehrzuteilungsmöglichkeit und/ 
oder Greenshoe-Option; 

b) Dauer einer etwaigen Mehrzuteilungsmöglichkeit und/oder Greenshoe- 
Option; 

c) etwaige Bedingungen für die Inanspruchnahme einer etwaigen Mehr­
zuteilungsmöglichkeit oder Ausübung der Greenshoe-Option. 

√ √
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ABSCHNITT 5 GRUNDLEGENDE ANGABEN ÜBER DIE EMISSION VON ZERTIFIKATEN Erstausgabe Sekundär­
emissionen 

Punkt 5.1 Gründe für das Angebot und die Verwendung der Erträge 

Punkt 5.1.1 Angabe der Gründe für das Angebot und ggf. des geschätzten Netto­
betrages der Erträge, aufgegliedert nach den wichtigsten Verwendungs­
zwecken und dargestellt nach Priorität dieser Verwendungszwecke. 
Wenn der Emittent weiß, dass die voraussichtlichen Erträge nicht aus­
reichen werden, um alle vorgeschlagenen Verwendungszwecke zu finan­
zieren, sind der Betrag und die Quellen anderer Mittel anzugeben. Auch 
muss die Verwendung der Erträge im Detail dargelegt werden, insbeson­
dere wenn sie außerhalb der normalen Geschäftstätigkeit zum Erwerb von 
Aktiva verwendet, zur Finanzierung des angekündigten Erwerbs anderer 
Unternehmen oder zur Begleichung, Reduzierung oder vollständigen Til­
gung der Schulden eingesetzt werden. 

√ √ 

Punkt 5.2 Interessen natürlicher und juristischer Personen, die an der Emission/dem Angebot beteiligt sind. 

Punkt 5.2.1 Beschreibung aller für die Emission wesentlichen Interessen, einschließlich 
Interessenskonflikten, unter Angabe der betreffenden Personen und der 
Art der Interessen. 

√ √ 

Punkt 5.3 Risikofaktoren 

Punkt 5.3.1 Eine Beschreibung der wesentlichen Risiken, die den angebotenen und/ 
oder zum Handel zuzulassenden Wertpapieren eigen sind, in einer be­
grenzten Anzahl an Kategorien in einer Rubrik mit der Überschrift „Ri­
sikofaktoren“. 

In jeder Kategorie werden die gemäß der Bewertung des Emittenten, 
Anbieters oder der die Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt 
beantragenden Person wesentlichsten Risiken, unter Berücksichtigung der 
negativen Auswirkungen auf den Emittenten und die Wertpapiere und 
der Wahrscheinlichkeit ihres Eintretens, zuerst angeführt. Die Risiken 
werden durch den Inhalt des Prospekts bestätigt. 

√ √ 

ABSCHNITT 6 KOSTEN DER EMISSION/DES ANGEBOTS VON ZERTIFIKATEN Erstausgabe Sekundär­
emissionen 

Punkt 6.1 Angabe der Gesamtnettoerträge und Schätzung der Gesamtkosten der 
Emission/des Angebots. 

√ √
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ANHANG 14 

WERTPAPIERBESCHREIBUNG FÜR NICHTDIVIDENDENWERTE FÜR KLEINANLEGER 

ABSCHNITT 1 VERANTWORTLICHE PERSONEN, ANGABEN VON SEITEN DRITTER, SACHVERSTÄNDIGENBERICHTE UND 
BILLIGUNG DURCH DIE ZUSTÄNDIGE BEHÖRDE 

Punkt 1.1 Nennung aller Personen, die für die Angaben in der Wertpapierbeschreibung bzw. 
für bestimmte Teile der Angaben verantwortlich sind. Im letzteren Fall sind die 
entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es sich um natürliche Personen, zu denen 
auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Emittenten 
gehören, sind Name und Funktion dieser Person zu nennen. Bei juristischen Per­
sonen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft anzugeben. 

Kategorie A 

Punkt 1.2 Erklärung der für die Wertpapierbeschreibung verantwortlichen Personen, dass die 
Angaben in der Wertpapierbeschreibung ihres Wissens nach richtig sind und dass 
die Wertpapierbeschreibung keine Auslassungen enthält, die die Aussage verzerren 
könnten. 

Gegebenenfalls Erklärung der für bestimmte Abschnitte der Wertpapierbeschreibung 
verantwortlichen Personen, dass die in den Teilen der Wertpapierbeschreibung ge­
nannten Angaben, für die sie verantwortlich sind, ihres Wissens nach richtig sind 
und dass diese Teile der Wertpapierbeschreibung keine Auslassungen beinhalten, die 
die Aussage verzerren könnten. 

Kategorie A 

Punkt 1.3 Wird in die Wertpapierbeschreibung eine Erklärung oder ein Bericht einer Person 
aufgenommen, die als Sachverständiger handelt, so sind folgende Angaben zu dieser 
Person zu machen: 

a) Name, 

b) Geschäftsadresse, 

c) Qualifikationen, 

d) das wesentliche Interesse am Emittenten, falls vorhanden. 

Wurde die Erklärung oder der Bericht auf Ersuchen des Emittenten erstellt, so ist zu 
erklären, dass diese Erklärung oder dieser Bericht mit Zustimmung der Person, die 
den Inhalt dieses Teils der Wertpapierbeschreibung für die Zwecke des Prospekts 
gebilligt hat, aufgenommen wurde. 

Kategorie A 

Punkt 1.4 Wurden Angaben von Seiten Dritter übernommen, ist zu bestätigen, dass diese 
Angaben korrekt wiedergegeben wurden und nach Wissen des Emittenten und 
soweit für ihn aus den von diesem Dritten veröffentlichten Angaben ersichtlich, 
nicht durch Auslassungen unkorrekt oder irreführend gestaltet wurden. Darüber 
hinaus hat der Emittent die Quelle(n) der Angaben zu nennen. 

Kategorie C 

Punkt 1.5 Eine Erklärung, dass 

a) [diese Wertpapierbeschreibung/dieser Prospekt] durch [Bezeichnung der zustän­
digen Behörde] als zuständiger Behörde gemäß Verordnung (EU) 2017/1129 
gebilligt wurde, 

b) [Bezeichnung der zuständigen Behörde] [diese Wertpapierbeschreibung/diesen 
Prospekt] nur bezüglich der Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und 
Kohärenz gemäß der Verordnung (EU) 2017/1129 billigt, 

c) eine solche Billigung nicht als Bestätigung der Qualität der Wertpapiere, die 
Gegenstand [dieser Wertpapierbeschreibung/dieses Prospekts] sind, erachtet wer­
den sollte und 

d) Anleger ihre eigene Bewertung der Eignung dieser Wertpapiere für die Anlage 
vornehmen sollten. 

Kategorie A
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ABSCHNITT 2 RISIKOFAKTOREN 

Punkt 2.1 Eine Beschreibung der wesentlichen Risiken, die den angebotenen und/oder zum 
Handel zuzulassenden Wertpapieren eigen sind, in einer begrenzten Anzahl an 
Kategorien in einer Rubrik mit der Überschrift „Risikofaktoren“. 

Offenzulegende Risiken umfassen 

a) jene, die sich aus dem Grad der Nachrangigkeit eines Wertpapiers ergeben, sowie 
die Auswirkungen auf die voraussichtliche Höhe oder den voraussichtlichen Zeit­
punkt der Zahlungen an die Inhaber von Wertpapieren im Rahmen eines Insol­
venzverfahrens oder eines vergleichbaren Verfahrens, einschließlich, soweit rele­
vant, der Insolvenz eines Kreditinstituts oder dessen Abwicklung oder Umstruk­
turierung gemäß der Richtlinie 2014/59/EU und, 

b) werden die Wertpapiere garantiert, die spezifischen und wesentlichen Risiken 
bezüglich des Garantiegebers, soweit diese für seine Fähigkeit, seinen Verpflich­
tungen aus der Garantie nachzukommen, relevant sind. 

In jeder Kategorie werden die gemäß der Bewertung des Emittenten, Anbieters oder 
der die Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt beantragenden Person 
wesentlichsten Risiken, unter Berücksichtigung der negativen Auswirkungen auf den 
Emittenten und die Wertpapiere und der Wahrscheinlichkeit ihres Eintretens, zuerst 
angeführt. Die Risiken werden durch den Inhalt der Wertpapierbeschreibung bestä­
tigt. 

Kategorie A 

ABSCHNITT 3 GRUNDLEGENDE ANGABEN 

Punkt 3.1 Interessen natürlicher und juristischer Personen, die an der Emission/dem Angebot 
beteiligt sind. 

Beschreibung aller für die Emission wesentlichen Interessen, einschließlich Interes­
senskonflikten, unter Angabe der betreffenden Personen und der Art der Interessen 

Kategorie C 

Punkt 3.2 Gründe für das Angebot und die Verwendung der Erträge 

Gründe für das öffentliche Angebot oder die Zulassung zum Handel. Gegebenenfalls 
Angabe der geschätzten Gesamtkosten der Emission/des Angebots und der geschätz­
ten Nettoerlöse. Die Kosten und Erlöse sind jeweils nach den einzelnen wichtigsten 
Zweckbestimmungen aufzuschlüsseln und nach Priorität dieser Zweckbestimmungen 
darzustellen. Wenn der Emittent weiß, dass die voraussichtlichen Erträge nicht aus­
reichen werden, um alle vorgeschlagenen Verwendungszwecke zu finanzieren, sind 
der Betrag und die Quellen anderer Mittel anzugeben. 

Kategorie C 

ABSCHNITT 4 ANGABEN ÜBER DIE ANZUBIETENDEN BZW. ZUM HANDEL ZUZULASSENDEN WERTPAPIERE 

Punkt 4.1 a) Beschreibung der Art und der Gattung der Wertpapiere, die öffentlich angeboten 
und/oder zum Handel zugelassen werden sollen. 

Kategorie B 

b) Die internationale Wertpapier-Identifikationsnummer (ISIN) für die unter a) ge­
nannten Gattungen von Wertpapieren. 

Kategorie C 

Punkt 4.2 Rechtsvorschriften, auf deren Grundlage die Wertpapiere geschaffen wurden. Kategorie A 

Punkt 4.3 a) Angabe, ob es sich bei den Wertpapieren um Namens- oder Inhaberpapiere 
handelt und ob sie in Stückeform oder stückelos vorliegen. 

Kategorie A 

b) Im Falle von stückelos registrierten Wertpapieren, Name und Anschrift des die 
Buchungsunterlagen führenden Instituts. 

Kategorie C
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Punkt 4.4 Gesamtemissionsvolumen der öffentlich angebotenen/zum Handel zugelassenen 
Wertpapiere. Ist das Emissionsvolumen nicht festgelegt, Angabe des maximalen 
Emissionsvolumens der anzubietenden Wertpapiere (sofern verfügbar) und Beschrei­
bung der Vereinbarungen und des Zeitpunkts für die Ankündigung des endgültigen 
Angebotsbetrags an das Publikum. 

Ist eine Angabe des maximalen Emissionsvolumens der anzubietenden Wertpapiere 
in der Wertpapierbeschreibung nicht möglich, wird in der Wertpapierbeschreibung 
angeführt, dass eine Zusage zum Erwerb oder zur Zeichnung der Wertpapiere 
innerhalb von bis zu zwei Arbeitstagen nach Hinterlegung des Emissionsvolumens 
der öffentlich anzubietenden Wertpapiere widerrufen werden kann. 

Kategorie C 

Punkt 4.5 Währung der Wertpapieremission. Kategorie C 

Punkt 4.6 Relativer Rang der Wertpapiere in der Kapitalstruktur des Emittenten im Fall einer 
Insolvenz, gegebenenfalls mit Angaben über ihre Nachrangigkeitsstufe und die po­
tenziellen Auswirkungen auf die Anlagen im Fall der Abwicklung nach Maßgabe der 
Richtlinie 2014/59/EU. 

Kategorie A 

Punkt 4.7 Beschreibung der mit den Wertpapieren verbundenen Rechte einschließlich etwaiger 
Beschränkungen und des Verfahrens zur Ausübung dieser Rechte. 

Kategorie B 

Punkt 4.8 a) Nominaler Zinssatz; Kategorie C 

b) Bestimmungen zur Zinsschuld; Kategorie B 

c) Datum, ab dem die Zinsen fällig werden; Kategorie C 

d) Zinsfälligkeitstermine; Kategorie C 

e) Gültigkeitsdauer der Ansprüche auf Zins- und Kapitalrückzahlungen. Kategorie B 

Ist der Zinssatz nicht festgelegt, 

a) Angabe der Art des Basiswerts; Kategorie A 

b) Beschreibung des Basiswerts, auf den sich der Zinssatz stützt; Kategorie C 

c) Methode, die zur Verknüpfung des Zinssatzes mit dem Basiswert verwendet wird; Kategorie B 

d) Angaben darüber, wo Angaben über die vergangene und künftige Wertentwick­
lung des Basiswertes und seine Volatilität auf elektronischem Wege eingeholt 
werden können und ob dies mit Kosten verbunden ist; 

Kategorie C 

e) Beschreibung aller etwaigen Ereignisse, die eine Störung des Marktes oder der 
Abrechnung bewirken und den Basiswert beeinflussen; 

Kategorie B 

f) alle Anpassungsregeln in Bezug auf Ereignisse, die den Basiswert betreffen; Kategorie B 

g) Name der Berechnungsstelle; Kategorie C 

h) wenn das Wertpapier eine derivative Komponente bei der Zinszahlung hat, eine 
klare und umfassende Erläuterung, die den Anlegern verständlich macht, wie der 
Wert ihrer Anlage durch den Wert des Basisinstruments/der Basisinstrumente 
beeinflusst wird, insbesondere in Fällen, in denen die Risiken am offensichtlichs­
ten sind. 

Kategorie B 

Punkt 4.9 a) Fälligkeitstermin. Kategorie C 

b) Detailangaben zu den Tilgungsmodalitäten, einschließlich der Rückzahlungsver­
fahren. Wird auf Initiative des Emittenten oder des Wertpapierinhabers eine vor­
zeitige Tilgung ins Auge gefasst, so ist diese unter Angabe der Tilgungskonditio­
nen zu beschreiben. 

Kategorie B
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Punkt 4.10 a) Angabe der Rendite. Kategorie C 

b) Beschreibung der Methode zur Berechnung der Rendite in Buchstabe a in Kurz­
form. 

Kategorie B 

Punkt 4.11 Vertretung der Inhaber von Nichtdividendenwerten unter Angabe der die Anleger 
vertretenden Organisation und der für diese Vertretung geltenden Bestimmungen. 
Angabe der Website, auf der die Öffentlichkeit die Verträge, die diese Repräsentati­
onsformen regeln, kostenlos einsehen kann. 

Kategorie B 

Punkt 4.12 Bei Neuemissionen Angabe der Beschlüsse, Ermächtigungen und Billigungen, auf­
grund deren die Wertpapiere geschaffen und/oder emittiert wurden oder werden 
sollen. 

Kategorie C 

Punkt 4.13 Angabe des Emissionstermins oder bei Neuemissionen des voraussichtlichen Emis­
sionstermins. 

Kategorie C 

Punkt 4.14 Beschreibung aller etwaigen Beschränkungen für die Übertragbarkeit der Wertpapie­
re. 

Kategorie A 

Punkt 4.15 Warnhinweis, dass sich die Steuergesetzgebung des Mitgliedstaats des Anlegers und 
des Gründungsstaats des Emittenten auf die Erträge aus den Wertpapieren auswirken 
könnten. 

Angaben zur steuerlichen Behandlung der Wertpapiere, wenn die angebotene Anlage 
eine für diese Art von Anlagen gedachte Steuerregelung nach sich zieht. 

Kategorie A 

Punkt 4.16 Sofern der Anbieter nicht dieselbe Person wie der Emittent ist, Angabe der Identität 
und der Kontaktdaten des Anbieters der Wertpapiere und/oder der die Zulassung 
zum Handel beantragenden Person einschließlich der Rechtsträgerkennung (LEI), 
falls der Anbieter Rechtspersönlichkeit hat. 

Kategorie C 

ABSCHNITT 5 KONDITIONEN DES ÖFFENTLICHEN ANGEBOTS VON WERTPAPIEREN 

Punkt 5.1 Konditionen, Angebotsstatistiken, erwarteter Zeitplan und erforderliche Maßnahmen für die Antrag­
stellung. 

Punkt 5.1.1 Angebotskonditionen. Kategorie C 

Punkt 5.1.2 Frist — einschließlich etwaiger Änderungen — innerhalb derer das Angebot gilt. 
Beschreibung des Antragsverfahrens. 

Kategorie C 

Punkt 5.1.3 Beschreibung der Möglichkeit zur Reduzierung der Zeichnungen und der Art und 
Weise der Erstattung des zu viel gezahlten Betrags an die Zeichner. 

Kategorie C 

Punkt 5.1.4 Einzelheiten zum Mindest- und/oder Höchstbetrag der Zeichnung (entweder in Form 
der Anzahl der Wertpapiere oder der aggregierten zu investierenden Summe). 

Kategorie C 

Punkt 5.1.5 Methode und Fristen für die Bedienung der Wertpapiere und ihre Lieferung. Kategorie C 

Punkt 5.1.6 Umfassende Beschreibung der Modalitäten und des Termins für die öffentliche 
Bekanntgabe der Angebotsergebnisse. 

Kategorie C 

Punkt 5.1.7 Verfahren für die Ausübung eines etwaigen Vorzugszeichnungsrechts, die Verhandel­
barkeit der Zeichnungsrechte und die Behandlung nicht ausgeübter Zeichnungsrech­
te. 

Kategorie C
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Punkt 5.2 Verteilungs- und Zuteilungsplan. 

Punkt 5.2.1 Angabe der verschiedenen Kategorien der potenziellen Investoren, denen die Wert­
papiere angeboten werden. 

Werden die Papiere gleichzeitig an den Märkten zweier oder mehrerer Staaten 
angeboten und ist eine bestimmte Tranche einigen dieser Märkte vorbehalten, so 
ist diese Tranche anzugeben. 

Kategorie C 

Punkt 5.2.2 Verfahren zur Meldung gegenüber den Zeichnern über den zugeteilten Betrag und 
Angabe, ob eine Aufnahme des Handels vor der Meldung möglich ist. 

Kategorie C 

Punkt 5.3 Preisfestsetzung 

Punkt 5.3.1 a) Angabe des Preises, zu dem die Wertpapiere voraussichtlich angeboten werden. Kategorie C 

b) Ist eine Angabe des voraussichtlichen Preises nicht möglich, Beschreibung der 
Methode zur Preisfestsetzung gemäß Artikel 17 der Verordnung (EU) 2017/1129 
und des Verfahrens für seine Veröffentlichung. 

Kategorie B 

c) Angabe der Kosten und Steuern, die dem Zeichner oder Käufer in Rechnung 
gestellt werden. Unterliegt der Emittent der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 oder 
der Richtlinie 2014/65/EU, Aufnahme der im Preis enthaltenen Kosten, soweit 
bekannt. 

Kategorie C 

Punkt 5.4 Platzierung und Übernahme (Underwriting) 

Punkt 5.4.1 Name und Anschrift des Koordinators/der Koordinatoren des gesamten Angebots 
oder einzelner Teile des Angebots und — sofern dem Emittenten oder dem Bieter 
bekannt — Angaben zu den Platzierern in den einzelnen Ländern des Angebots. 

Kategorie C 

Punkt 5.4.2 Name und Anschrift etwaiger Zahlstellen und Verwahrstellen in jedem Land. Kategorie C 

Punkt 5.4.3 Name und Anschrift der Institute, die bereit sind, eine Emission aufgrund einer 
festen Zusage zu zeichnen, und Name und Anschrift der Institute, die bereit sind, 
eine Emission ohne feste Zusage oder „zu den bestmöglichen Bedingungen“ zu 
platzieren. Angabe der Hauptmerkmale der Vereinbarungen, einschließlich der Quo­
ten. Wird die Emission nicht zur Gänze übernommen, ist eine Erklärung zum 
verbleibenden Teil einzufügen. Angabe des Gesamtbetrags der Übernahmeprovision 
und der Platzierungsprovision. 

Kategorie C 

Punkt 5.4.4 Datum, zu dem der Emissionsübernahmevertrag geschlossen wurde oder wird. Kategorie C 

ABSCHNITT 6 ZULASSUNG ZUM HANDEL UND HANDELSMODALITÄTEN 

Punkt 6.1 a) Angabe, ob die angebotenen Wertpapiere Gegenstand eines Antrags auf Zulas­
sung zum Handel sind oder sein werden und auf einem geregelten Markt, auf 
sonstigen Drittlandsmärkten, KMU-Wachstumsmarkt oder MTF platziert werden 
sollen, wobei die jeweiligen Märkte zu nennen sind. Dieser Umstand ist anzuge­
ben, ohne den Eindruck zu erwecken, dass die Zulassung zum Handel auf jeden 
Fall erteilt wird. 

Kategorie B 

b) Falls bekannt, sollten die ersten Termine angegeben werden, zu denen die Wert­
papiere zum Handel zugelassen sind. 

Kategorie C 

Punkt 6.2 Anzugeben sind alle geregelten Märkte, Drittlandsmärkte, KMU-Wachstumsmärkte 
oder MTFs, an denen nach Wissen des Emittenten bereits Wertpapiere der gleichen 
Gattung wie die öffentlich angebotenen oder zuzulassenden Wertpapiere zum Han­
del zugelassen sind. 

Kategorie C
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Punkt 6.3 Im Falle der Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt, Name und Anschrift 
der Institute, die aufgrund einer festen Zusage als Intermediäre im Sekundärhandel 
tätig sind und über An- und Verkaufskurse Liquidität zur Verfügung stellen, sowie 
Beschreibung der Hauptbedingungen ihrer Zusage. 

Kategorie C 

Punkt 6.4 Emissionspreis der Wertpapiere Kategorie C 

ABSCHNITT 7 WEITERE ANGABEN 

Punkt 7.1 Werden an einer Emission beteiligte Berater in der Wertpapierbeschreibung genannt, 
ist anzugeben, in welcher Funktion sie gehandelt haben. 

Kategorie C 

Punkt 7.2 Es ist anzugeben, welche anderen in der Wertpapierbeschreibung enthaltenen An­
gaben von Abschlussprüfern geprüft oder durchgesehen wurden, über die die Ab­
schlussprüfer einen Vermerk erstellt haben. Der Vermerk ist wiederzugeben oder bei 
entsprechender Erlaubnis der zuständigen Behörden zusammenzufassen. 

Kategorie A 

Punkt 7.3 Angabe der Ratings, die im Auftrag des Emittenten oder in Zusammenarbeit mit 
ihm beim Ratingverfahren für Wertpapiere erstellt wurden. Kurze Erläuterung der 
Bedeutung der Ratings, wenn sie erst unlängst von der Ratingagentur erstellt wur­
den. 

Kategorie C 

Punkt 7.4 Wird die Zusammenfassung teilweise durch die in Artikel 8 Absatz 3 unter den 
Buchstaben c bis i der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 genannten Angaben ersetzt, 
müssen all diese Angaben offengelegt werden, soweit dies noch nicht an anderer 
Stelle in der Wertpapierbeschreibung geschehen ist. 

Kategorie C
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ANHANG 15 

WERTPAPIERBESCHREIBUNG FÜR NICHTDIVIDENDENWERTE FÜR GROSSANLEGER 

ABSCHNITT 1 VERANTWORTLICHE PERSONEN, ANGABEN VON SEITEN DRITTER, SACHVERSTÄNDIGENBERICHTE UND 
BILLIGUNG DURCH DIE ZUSTÄNDIGE BEHÖRDE 

Punkt 1.1 Nennung aller Personen, die für die Angaben in der Wertpapierbeschreibung bzw. 
für bestimmte Teile der Angaben verantwortlich sind. Im letzteren Fall sind die 
entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es sich um natürliche Personen, zu denen 
auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Emittenten 
gehören, sind Name und Funktion dieser Person zu nennen. Bei juristischen Per­
sonen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft anzugeben. 

Kategorie A 

Punkt 1.2 Erklärung der für die Wertpapierbeschreibung verantwortlichen Personen, dass die 
Angaben in der Wertpapierbeschreibung ihres Wissens nach richtig sind und dass 
die Wertpapierbeschreibung keine Auslassungen enthält, die die Aussage verzerren 
könnten. 

Gegebenenfalls Erklärung der für bestimmte Abschnitte der Wertpapierbeschreibung 
verantwortlichen Personen, dass die in den Teilen der Wertpapierbeschreibung ge­
nannten Angaben, für die sie verantwortlich sind, ihres Wissens nach richtig sind 
und dass diese Teile der Wertpapierbeschreibung keine Auslassungen beinhalten, die 
die Aussage verzerren könnten. 

Kategorie A 

Punkt 1.3 Wird in die Wertpapierbeschreibung eine Erklärung oder ein Bericht einer Person 
aufgenommen, die als Sachverständiger handelt, so sind folgende Angaben zu dieser 
Person zu machen: 

a) Name, 

b) Geschäftsadresse, 

c) Qualifikationen, 

d) das wesentliche Interesse am Emittenten, falls vorhanden. 

Wurde die Erklärung oder der Bericht auf Ersuchen des Emittenten erstellt, so ist zu 
erklären, dass diese Erklärung oder dieser Bericht mit Zustimmung der Person, die 
den Inhalt dieses Teils der Wertpapierbeschreibung für die Zwecke des Prospekts 
gebilligt hat, aufgenommen wurde. 

Kategorie A 

Punkt 1.4 Wurden Angaben von Seiten Dritter übernommen, ist zu bestätigen, dass diese 
Angaben korrekt wiedergegeben wurden und nach Wissen des Emittenten und 
soweit für ihn aus den von diesem Dritten veröffentlichten Angaben ersichtlich, 
nicht durch Auslassungen unkorrekt oder irreführend gestaltet wurden. Darüber 
hinaus hat der Emittent die Quelle(n) der Angaben zu nennen. 

Kategorie C 

Punkt 1.5 Eine Erklärung, dass 

a) [diese Wertpapierbeschreibung/dieser Prospekt] durch [Bezeichnung der zustän­
digen Behörde] als zuständiger Behörde gemäß Verordnung (EU) 2017/1129 
gebilligt wurde, 

b) [Bezeichnung der zuständigen Behörde] [diese Wertpapierbeschreibung/diesen 
Prospekt] nur bezüglich der Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und 
Kohärenz gemäß der Verordnung (EU) 2017/1129 billigt, 

c) eine solche Billigung nicht als Bestätigung der Qualität der Wertpapiere, die 
Gegenstand [dieser Wertpapierbeschreibung/dieses Prospekts] sind, erachtet wer­
den sollte, und 

d) Anleger ihre eigene Bewertung der Eignung dieser Wertpapiere für die Anlage 
vornehmen sollten. 

Kategorie A
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ABSCHNITT 2 RISIKOFAKTOREN 

Punkt 2.1 Eine Beschreibung der wesentlichen Risiken, die den angebotenen und/oder zum 
Handel zuzulassenden Wertpapieren eigen sind, in einer begrenzten Anzahl an 
Kategorien in einer Rubrik mit der Überschrift „Risikofaktoren“. 

Offenzulegende Risiken umfassen 

a) jene, die sich aus dem Grad der Nachrangigkeit eines Wertpapiers ergeben, sowie 
die Auswirkungen auf die voraussichtliche Höhe oder den voraussichtlichen Zeit­
punkt der Zahlungen an die Inhaber von Wertpapieren im Rahmen eines Insol­
venzverfahrens oder eines vergleichbaren Verfahrens, einschließlich, soweit rele­
vant, der Insolvenz eines Kreditinstituts oder dessen Abwicklung oder Umstruk­
turierung gemäß der Richtlinie 2014/59/EU und, 

b) werden die Wertpapiere garantiert, die spezifischen und wesentlichen Risiken 
bezüglich des Garantiegebers, soweit diese für seine Fähigkeit, seinen Verpflich­
tungen aus der Garantie nachzukommen, relevant sind. 

In jeder Kategorie werden die gemäß der Bewertung des Emittenten, Anbieters oder 
der die Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt beantragenden Person 
wesentlichsten Risiken, unter Berücksichtigung der negativen Auswirkungen auf den 
Emittenten und die Wertpapiere und der Wahrscheinlichkeit ihres Eintretens, zuerst 
angeführt. Die Risiken werden durch den Inhalt der Wertpapierbeschreibung bestä­
tigt. 

Kategorie A 

ABSCHNITT 3 GRUNDLEGENDE ANGABEN 

Punkt 3.1 Interessen natürlicher und juristischer Personen, die an der Emission beteiligt sind. 

Beschreibung aller für die Emission wesentlichen Interessen, einschließlich Interes­
senskonflikten, unter Angabe der betreffenden Personen und der Art der Interessen. 

Kategorie C 

Punkt 3.2 Die Zweckbestimmung der Erlöse und die geschätzten Nettoerlöse. Kategorie C 

ABSCHNITT 4 ANGABEN ZU DEN ZUM HANDEL ZUZULASSENDEN WERTPAPIEREN 

Punkt 4.1 Gesamtbetrag der zum Handel zuzulassenden Wertpapiere. Kategorie C 

Punkt 4.2 a) Beschreibung von Art und Gattung der zum Handel zuzulassenden Wertpapiere; Kategorie B 

b) Die internationale Wertpapier-Identifikationsnummer (ISIN). Kategorie C 

Punkt 4.3 Rechtsvorschriften, auf deren Grundlage die Wertpapiere geschaffen wurden. Kategorie A 

Punkt 4.4 a) Angabe, ob es sich bei den Wertpapieren um Namenspapiere oder um Inhaber­
papiere handelt und ob die Wertpapiere verbrieft oder stückelos sind. 

Kategorie A 

b) Im Falle von stückelos registrierten Wertpapieren, Name und Anschrift des die 
Buchungsunterlagen führenden Instituts. 

Kategorie C 

Punkt 4.5 Währung der Wertpapieremission. Kategorie C 

Punkt 4.6 Relativer Rang der Wertpapiere in der Kapitalstruktur des Emittenten im Fall einer 
Insolvenz, gegebenenfalls mit Angaben über ihre Nachrangigkeitsstufe und die po­
tenziellen Auswirkungen auf die Anlagen im Fall der Abwicklung nach Maßgabe der 
Richtlinie 2014/59/EU. 

Kategorie A
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Punkt 4.7 Beschreibung der Rechte — einschließlich ihrer etwaigen Beschränkungen —, die an 
die Wertpapiere gebunden sind, und des Verfahrens zur Ausübung dieser Rechte. 

Kategorie B 

Punkt 4.8 a) Nominaler Zinssatz; Kategorie C 

b) Bestimmungen zur Zinsschuld; Kategorie B 

c) Datum, ab dem die Zinsen fällig werden; Kategorie C 

d) Zinsfälligkeitstermine; Kategorie C 

e) Gültigkeitsdauer der Ansprüche auf Zins- und Kapitalrückzahlungen. Kategorie B 

Ist der Zinssatz nicht festgelegt, 

a) Angabe der Art des Basiswerts; Kategorie A 

b) Beschreibung des Basiswerts, auf den sich der Zinssatz stützt; Kategorie C 

c) Methode, die zur Verknüpfung des Zinssatzes mit dem Basiswert verwendet wird; Kategorie B 

d) Beschreibung aller etwaigen Ereignisse, die eine Störung des Marktes oder der 
Abrechnung bewirken und den Basiswert beeinflussen; 

Kategorie B 

e) alle Anpassungsregeln in Bezug auf Ereignisse, die den Basiswert betreffen; Kategorie C 

f) Name der Berechnungsstelle. Kategorie C 

Punkt 4.9 a) Fälligkeitstermin. Kategorie C 

b) Detailangaben zu den Tilgungsmodalitäten, einschließlich der Rückzahlungsver­
fahren. Wird auf Initiative des Emittenten oder des Wertpapierinhabers eine vor­
zeitige Tilgung ins Auge gefasst, so ist sie unter Angabe der Tilgungsbedingungen 
und -voraussetzungen zu beschreiben. 

Kategorie B 

Punkt 4.10 Angabe der Rendite. Kategorie C 

Punkt 4.11 Vertretung der Schuldtitelinhaber unter Angabe der die Anleger vertretenden Orga­
nisation und der für diese Vertretung geltenden Bestimmungen. Angabe der Website, 
auf der die Anleger die Verträge, die diese Repräsentationsformen regeln, kostenlos 
einsehen können. 

Kategorie B 

Punkt 4.12 Angabe der Beschlüsse, Ermächtigungen und Billigungen, aufgrund deren die Wert­
papiere geschaffen und/oder emittiert wurden. 

Kategorie C 

Punkt 4.13 Emissionstermin der Wertpapiere. Kategorie C 

Punkt 4.14 Beschreibung aller etwaigen Beschränkungen für die Übertragbarkeit der Wertpapie­
re. 

Kategorie A 

Punkt 4.15 Sofern der Anbieter nicht dieselbe Person wie der Emittent ist, Angabe der Identität 
und der Kontaktdaten des Anbieters der Wertpapiere und/oder der die Zulassung 
zum Handel beantragenden Person einschließlich der Rechtsträgerkennung (LEI), 
falls der Anbieter Rechtspersönlichkeit hat. 

Kategorie C 

ABSCHNITT 5 ZULASSUNG ZUM HANDEL UND HANDELSMODALITÄTEN 

Punkt 5.1 a) Angabe des geregelten Marktes oder anderen Drittlandsmarktes, KMU-Wachs­
tumsmarktes oder MTFs, an dem die Wertpapiere gehandelt werden und für 
die ein Prospekt veröffentlicht wurde. 

Kategorie B 

b) Falls bekannt, sollten die ersten Termine angegeben werden, zu denen die Wert­
papiere zum Handel zugelassen sind. 

Kategorie C
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Punkt 5.2 Name und Anschrift etwaiger Zahlstellen und Verwahrstellen in jedem Land. Kategorie C 

ABSCHNITT 6 KOSTEN DER ZULASSUNG ZUM HANDEL 

Punkt 6.1 Angabe der geschätzten Gesamtkosten für die Zulassung zum Handel. Kategorie C 

ABSCHNITT 7 WEITERE ANGABEN 

Punkt 7.1 Werden in der Wertpapierbeschreibung Berater genannt, ist anzugeben, in welcher 
Funktion sie gehandelt haben. 

Kategorie C 

Punkt 7.2 Es ist anzugeben, welche anderen in der Wertpapierbeschreibung enthaltenen Infor­
mationen von gesetzlichen Abschlussprüfern geprüft oder durchgesehen wurden, 
über die die Abschlussprüfer einen Vermerk erstellt haben. Der Vermerk ist wieder­
zugeben oder bei entsprechender Erlaubnis der zuständigen Behörden zusammen­
zufassen. 

Kategorie A 

Punkt 7.3 Angabe der Ratings, die im Auftrag des Emittenten oder in Zusammenarbeit mit 
ihm beim Ratingverfahren für Wertpapiere erstellt wurden. Kurze Erläuterung der 
Bedeutung der Ratings, wenn sie erst unlängst von der Ratingagentur erstellt wur­
den. 

Kategorie C
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ANHANG 16 

WERTPAPIERBESCHREIBUNG FÜR SEKUNDÄREMISSIONEN VON NICHTDIVIDENDENWERTEN 

ABSCHNITT 1 VERANTWORTLICHE PERSONEN, ANGABEN VON SEITEN DRITTER, SACHVERSTÄNDIGENBERICHTE UND 
BILLIGUNG DURCH DIE ZUSTÄNDIGE BEHÖRDE 

Punkt 1.1 Nennung aller Personen, die für die Angaben in der Wertpapierbeschreibung bzw. 
für bestimmte Teile der Angaben verantwortlich sind. Im letzteren Fall sind die 
entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es sich um natürliche Personen, zu 
denen auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Emit­
tenten gehören, sind Name und Funktion dieser Person zu nennen. Bei juristi­
schen Personen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft anzugeben. 

Kategorie A 

Punkt 1.2 Erklärung der für die Wertpapierbeschreibung verantwortlichen Personen, dass die 
Angaben in der Wertpapierbeschreibung ihres Wissens nach richtig sind und dass 
die Wertpapierbeschreibung keine Auslassungen enthält, die die Aussage verzerren 
könnten. 

Gegebenenfalls Erklärung der für bestimmte Abschnitte der Wertpapierbeschrei­
bung verantwortlichen Personen, dass die in den Teilen der Wertpapierbeschrei­
bung genannten Angaben, für die sie verantwortlich sind, ihres Wissens nach 
richtig sind und dass diese Teile der Wertpapierbeschreibung keine Auslassungen 
beinhalten, die die Aussage verzerren könnten. 

Kategorie A 

Punkt 1.3 Wird in die Wertpapierbeschreibung eine Erklärung oder ein Bericht einer Person 
aufgenommen, die als Sachverständiger handelt, so sind folgende Angaben zu 
dieser Person zu machen: 

a) Name, 

b) Geschäftsadresse, 

c) Qualifikationen, 

d) das wesentliche Interesse am Emittenten, falls vorhanden. 

Wurde die Erklärung oder der Bericht auf Ersuchen des Emittenten erstellt, so ist 
zu erklären, dass diese Erklärung oder dieser Bericht mit Zustimmung der Person, 
die den Inhalt dieses Teils der Wertpapierbeschreibung für die Zwecke des Pro­
spekts gebilligt hat, aufgenommen wurde. 

Kategorie A 

Punkt 1.4 Wurden Angaben von Seiten Dritter übernommen, ist zu bestätigen, dass diese 
Angaben korrekt wiedergegeben wurden und nach Wissen des Emittenten und 
soweit für ihn aus den von diesem Dritten veröffentlichten Angaben ersichtlich, 
nicht durch Auslassungen unkorrekt oder irreführend gestaltet wurden. Darüber 
hinaus hat der Emittent die Quelle(n) der Angaben zu nennen. 

Kategorie C 

Punkt 1.5 Eine Erklärung, dass 

a) [diese Wertpapierbeschreibung/dieser Prospekt] durch [Bezeichnung der zu­
ständigen Behörde] als zuständiger Behörde gemäß Verordnung (EU) 
2017/1129 gebilligt wurde, 

b) [Bezeichnung der zuständigen Behörde] [diese Wertpapierbeschreibung/diesen 
Prospekt] nur bezüglich der Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und 
Kohärenz gemäß der Verordnung (EU) 2017/1129 billigt, 

c) eine solche Billigung nicht als Bestätigung der Qualität der Wertpapiere, die 
Gegenstand [dieser Wertpapierbeschreibung/dieses Prospekts] sind, erachtet 
werden sollte, 

d) Anleger ihre eigene Bewertung der Eignung dieser Wertpapiere für die Anlage 
vornehmen sollten, und 

e) [diese Wertpapierbeschreibung/dieser Prospekt] als vereinfachter Prospekt ge­
mäß Artikel 14 der Verordnung (EU) 2017/1129 erstellt wurde. 

Kategorie A
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ABSCHNITT 2 RISIKOFAKTOREN 

Punkt 2.1 Eine Beschreibung der wesentlichen Risiken, die den angebotenen und/oder zum 
Handel zuzulassenden Wertpapieren eigen sind, in einer begrenzten Anzahl an 
Kategorien in einer Rubrik mit der Überschrift „Risikofaktoren“. 

Offenzulegende Risiken umfassen 

a) jene, die sich aus dem Grad der Nachrangigkeit eines Wertpapiers ergeben, 
sowie die Auswirkungen auf die voraussichtliche Höhe oder den voraussicht­
lichen Zeitpunkt der Zahlungen an die Inhaber von Wertpapieren im Rahmen 
eines Insolvenzverfahrens oder eines vergleichbaren Verfahrens, einschließlich, 
soweit relevant, der Insolvenz eines Kreditinstituts oder dessen Abwicklung 
oder Umstrukturierung gemäß der Richtlinie 2014/59/EU und, 

b) werden die Wertpapiere garantiert, die spezifischen und wesentlichen Risiken 
bezüglich des Garantiegebers, soweit diese für seine Fähigkeit, seinen Verpflich­
tungen aus der Garantie nachzukommen, relevant sind. 

In jeder Kategorie werden die gemäß der Bewertung des Emittenten, Anbieters 
oder der die Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt beantragenden 
Person wesentlichsten Risiken, unter Berücksichtigung der negativen Auswirkun­
gen auf den Emittenten und die Wertpapiere und der Wahrscheinlichkeit ihres 
Eintretens, zuerst angeführt. Die Risiken werden durch den Inhalt der Wertpapier­
beschreibung bestätigt. 

Kategorie A 

ABSCHNITT 3 GRUNDLEGENDE ANGABEN 

Punkt 3.1 Interessen natürlicher und juristischer Personen, die an der Emission/dem Angebot 
beteiligt sind. 

Beschreibung aller für die Emission wesentlichen Interessen, einschließlich Interes­
senskonflikten, unter Angabe der betreffenden Personen und der Art der Interes­
sen. 

Kategorie C 

Punkt 3.2 (nur 
Kleinanleger) 

Gründe für das öffentliche Angebot oder die Zulassung zum Handel (sofern diese 
nicht in der Gewinnerzielung und/oder der Absicherung bestimmter Risiken lie­
gen). Im Falle eines öffentlichen Angebots, Angabe der geschätzten Gesamtkosten 
der Emission/des Angebots und der geschätzten Nettoerlöse. Die Kosten und 
Erlöse sind jeweils nach den einzelnen wichtigsten Zweckbestimmungen auf­
zuschlüsseln und nach Priorität dieser Zweckbestimmungen darzustellen. Wenn 
der Emittent weiß, dass die voraussichtlichen Erträge nicht ausreichen werden, um 
alle vorgeschlagenen Verwendungszwecke zu finanzieren, sind der Betrag und die 
Quellen anderer Mittel anzugeben. 

Kategorie C 

Punkt 3.3 (nur 
Großanleger) 

Gründe für die Ausgabe (sofern diese nicht in der Gewinnerzielung und/oder der 
Absicherung bestimmter Risiken liegen) 

Kategorie C 

ABSCHNITT 4 ANGABEN ÜBER DIE ANZUBIETENDEN BZW. ZUM HANDEL ZUZULASSENDEN WERTPAPIERE 

Punkt 4.1 a) Beschreibung von Art, Gattung und Emissionsvolumen der angebotenen und/ 
oder zum Handel zuzulassenden Wertpapiere; 

Kategorie A 

b) internationale Wertpapier-Identifikationsnummer (ISIN) der angebotenen und/ 
oder zum Handel zugelassenen Wertpapiere. 

Kategorie C 

Punkt 4.2 Währung der Wertpapieremission. Kategorie C 

Punkt 4.3 Bei Neuemissionen Angabe der Beschlüsse, Ermächtigungen und Billigungen, auf­
grund deren die Wertpapiere geschaffen und/oder emittiert wurden oder werden 
sollen. 

Kategorie C 

Punkt 4.4 Beschreibung aller etwaigen Beschränkungen für die Übertragbarkeit der Wert­
papiere. 

Kategorie B
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Punkt 4.5 (nur 
Kleinanleger) 

Warnhinweis, dass sich die Steuergesetzgebung des Mitgliedstaats des Anlegers 
und des Gründungsstaats des Emittenten auf die Erträge aus den Wertpapieren 
auswirken könnten. 

Angaben zur steuerlichen Behandlung der Wertpapiere, wenn die angebotene 
Anlage eine für diese Art von Anlagen gedachte Steuerregelung nach sich zieht. 

Kategorie A 

Punkt 4.6 Sofern der Anbieter nicht dieselbe Person wie der Emittent ist, Angabe der Iden­
tität und der Kontaktdaten des Anbieters der Wertpapiere und/oder der die Zu­
lassung zum Handel beantragenden Person einschließlich der Rechtsträgerkennung 
(LEI), falls der Anbieter Rechtspersönlichkeit hat. 

Kategorie C 

Punkt 4.7 Relativer Rang der Wertpapiere in der Kapitalstruktur des Emittenten im Fall einer 
Insolvenz, gegebenenfalls mit Angaben über ihre Nachrangigkeitsstufe und die 
potenziellen Auswirkungen auf die Anlagen im Fall der Abwicklung nach Maß­
gabe der Richtlinie 2014/59/EU. 

Kategorie A 

Punkt 4.8 Beschreibung der mit den Wertpapieren verbundenen Rechte, einschließlich aller 
etwaigen Beschränkungen dieser Rechte. 

Kategorie B 

Punkt 4.9 a) Nominaler Zinssatz; Kategorie C 

b) Bestimmungen zur Zinsschuld; Kategorie B 

c) Datum, ab dem die Zinsen zahlbar werden und Zinsfälligkeitstermine. Kategorie C 

d) Gültigkeitsdauer der Ansprüche auf Zins- und Kapitalrückzahlungen. Kategorie B 

Ist der Zinssatz nicht festgelegt, 

a) Angabe der Art des Basiswerts; Kategorie A 

b) Beschreibung des Basiswerts, auf den sich der Zinssatz stützt und der Methode, 
die zur Verknüpfung des Zinssatzes mit dem Basiswert verwendet wird; 

Kategorie C 

c) im Falle von Nichtdividendenwerten für Kleinanleger Angaben darüber, wo 
Angaben über die vergangene und künftige Wertentwicklung des Basiswertes 
und seine Volatilität eingeholt werden können; 

Kategorie C 

d) Beschreibung aller etwaigen Ereignisse, die eine Störung des Marktes oder der 
Abrechnung bewirken und den Basiswert beeinflussen; 

Kategorie B 

e) alle Anpassungsregeln in Bezug auf Ereignisse, die den Basiswert betreffen; Kategorie B 

f) Name der Berechnungsstelle; Kategorie C 

g) im Falle von Nichtdividendenwerten für Kleinanleger und wenn das Wertpapier 
eine derivative Komponente bei der Zinszahlung hat, eine klare und umfas­
sende Erläuterung, die den Anlegern verständlich macht, wie der Wert ihrer 
Anlage durch den Wert des Basisinstruments/der Basisinstrumente beeinflusst 
wird, insbesondere in Fällen, in denen die Risiken am offensichtlichsten sind. 

Kategorie B 

Punkt 4.10 a) Fälligkeitstermin. Kategorie C 

b) Detailangaben zu den Tilgungsmodalitäten, einschließlich der Rückzahlungs­
verfahren. 

Wird auf Initiative des Emittenten oder des Wertpapierinhabers eine vorzeitige 
Tilgung ins Auge gefasst, so ist sie unter Angabe der Tilgungsbedingungen und 
-voraussetzungen zu beschreiben. 

Kategorie B 

Punkt 4.11 a) Angabe der Rendite. Kategorie C 

b) Im Falle von Nichtdividendenwerten für Kleinanleger Beschreibung der Me­
thode zur Berechnung der Rendite in Kurzform. 

Kategorie B

DE L 166/128 Amtsblatt der Europäischen Union 21.6.2019



 

Punkt 4.15 Vertretung der Schuldtitelinhaber unter Angabe der die Anleger vertretenden 
Organisation und der für diese Vertretung geltenden Bestimmungen. Angabe 
der Website, auf der die Öffentlichkeit die Verträge, die diese Repräsentations­
formen regeln, kostenlos einsehen kann. 

Kategorie B 

Punkt 4.16 Gibt es kein Angebot, der Emissionstermin der Wertpapiere. Kategorie C 

ABSCHNITT 5 KONDITIONEN DES ANGEBOTS (NUR KLEINANLEGER) 

Punkt 5.1 Konditionen, Angebotsstatistiken, erwarteter Zeitplan und erforderliche Maßnahmen für die Antrag­
stellung. 

Punkt 5.1.1 Angebotskonditionen. Kategorie C 

Punkt 5.1.2 Frist — einschließlich etwaiger Änderungen — innerhalb derer das Angebot gilt, 
Beschreibung des Antragsverfahrens und Angabe des Emissionstermins neuer 
Wertpapiere. 

Kategorie C 

Punkt 5.1.3 Beschreibung der Möglichkeit zur Reduzierung der Zeichnungen und der Art und 
Weise der Erstattung des zu viel gezahlten Betrags an die Zeichner. 

Kategorie C 

Punkt 5.1.4 Einzelheiten zum Mindest- und/oder Höchstbetrag der Zeichnung (entweder in 
Form der Anzahl der Wertpapiere oder des aggregierten zu investierenden Be­
trags). 

Kategorie C 

Punkt 5.1.5 Methode und Fristen für die Bedienung der Wertpapiere und ihre Lieferung. Kategorie C 

Punkt 5.1.6 Umfassende Beschreibung der Modalitäten und des Termins für die öffentliche 
Bekanntgabe der Angebotsergebnisse. 

Kategorie C 

Punkt 5.1.7 Verfahren für die Ausübung eines etwaigen Vorzugszeichnungsrechts, die Ver­
handelbarkeit der Zeichnungsrechte und die Behandlung nicht ausgeübter Zeich­
nungsrechte. 

Kategorie C 

Punkt 5.1.8 Gesamtsumme der Emission/des Angebots; ist der Betrag nicht festgelegt, Angabe 
des Emissionsvolumens der anzubietenden Wertpapiere (sofern verfügbar) und 
Beschreibung der Vereinbarungen und des Zeitpunkts für die Ankündigung des 
endgültigen Angebotsbetrags an das Publikum. 

Ist eine Angabe des maximalen Emissionsvolumens der anzubietenden Wert­
papiere im Prospekt nicht möglich, wird im Prospekt angeführt, dass eine Zusage 
zum Erwerb oder zur Zeichnung der Wertpapiere innerhalb von mindestens zwei 
Arbeitstagen nach Hinterlegung des Emissionsvolumens der öffentlich anzubieten­
den Wertpapiere widerrufen werden kann. 

Kategorie C 

Punkt 5.2 Verteilungs- und Zuteilungsplan 

Punkt 5.2.1 Verfahren zur Meldung gegenüber den Zeichnern über den zugeteilten Betrag und 
Angabe, ob eine Aufnahme des Handels vor der Meldung möglich ist. 

Kategorie C 

Punkt 5.3 Preisfestsetzung 

Punkt 5.3.1 a) Angabe des Preises, zu dem die Wertpapiere angeboten werden, oder Kategorie C 

b) Methode, nach der der Preis festgesetzt wird, und Verfahren für seine Bekannt­
gabe. 

Kategorie B 

c) Angabe der Kosten und Steuern, die dem Zeichner oder Käufer in Rechnung 
gestellt werden. Unterliegt der Emittent der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 
oder der Richtlinie 2014/65/EU, Aufnahme der im Preis enthaltenen Kosten, 
soweit bekannt. 

Kategorie C
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Punkt 5.4 Platzierung und Übernahme (Underwriting) 

Punkt 5.4.1 Name und Anschrift des Koordinators/der Koordinatoren des gesamten Angebots 
oder einzelner Teile des Angebots und — sofern dem Emittenten oder dem Bieter 
bekannt — Angaben zu den Platzierern in den einzelnen Ländern des Angebots. 

Kategorie C 

Punkt 5.4.2 Name und Anschrift etwaiger Zahlstellen und Verwahrstellen in jedem Land. Kategorie C 

Punkt 5.4.3 Name und Anschrift der Institute, die bereit sind, eine Emission aufgrund einer 
festen Zusage zu zeichnen, und Name und Anschrift der Institute, die bereit sind, 
eine Emission ohne feste Zusage oder „zu den bestmöglichen Bedingungen“ zu 
platzieren. Angabe der Hauptmerkmale der Vereinbarungen, einschließlich der 
Quoten. Wird die Emission nicht zur Gänze übernommen, ist eine Erklärung 
zum verbleibenden Teil einzufügen. Angabe des Gesamtbetrags der Übernahme­
provision und der Platzierungsprovision. 

Kategorie C 

Punkt 5.4.4 Datum, zu dem der Emissionsübernahmevertrag geschlossen wurde oder wird. Kategorie C 

ABSCHNITT 6 ZULASSUNG ZUM HANDEL UND HANDELSMODALITÄTEN 

Punkt 6.1 Angabe, ob die angebotenen Wertpapiere Gegenstand eines Antrags auf Zulassung 
zum Handel sind oder sein werden und auf einem geregelten Markt, sonstigen 
gleichwertigen Drittlandsmärkten oder einem KMU-Wachstumsmarkt platziert 
werden sollen, wobei die jeweiligen Märkte zu nennen sind. Dieser Umstand ist 
anzugeben, ohne den Eindruck zu erwecken, dass die Zulassung zum Handel auf 
jeden Fall erteilt wird. Falls bekannt, sollten die ersten Termine angegeben werden, 
zu denen die Wertpapiere zum Handel zugelassen sind. 

Kategorie B 

Punkt 6.2 (nur 
Kleinanleger) 

Anzugeben sind alle geregelten Märkte, gleichwertigen Drittlandsmärkte oder 
KMU-Wachstumsmärkte, an denen nach Wissen des Emittenten bereits Wert­
papiere der gleichen Gattung wie die angebotenen oder zuzulassenden Wert­
papiere zum Handel zugelassen sind. 

Kategorie C 

Punkt 6.3 (nur 
Kleinanleger) 

Emissionspreis der Wertpapiere Kategorie C 

Punkt 6.4 (nur 
Großanleger) 

Angabe der geschätzten Gesamtkosten für die Zulassung zum Handel. Kategorie C 

Punkt 6.5 Name und Anschrift der Zahl- und Verwahrstellen in jedem Land. Kategorie C 

ABSCHNITT 7 WEITERE ANGABEN 

Punkt 7.1 Werden an einer Emission beteiligte Berater in der Wertpapierbeschreibung ge­
nannt, ist anzugeben, in welcher Funktion sie gehandelt haben. 

Kategorie C 

Punkt 7.2 Es ist anzugeben, welche anderen in der Wertpapierbeschreibung enthaltenen 
Angaben von Abschlussprüfern geprüft oder durchgesehen wurden, über die die 
Abschlussprüfer einen Vermerk erstellt haben. Der Vermerk ist wiederzugeben 
oder bei entsprechender Erlaubnis der zuständigen Behörden zusammenzufassen. 

Kategorie A 

Punkt 7.3 (nur 
Kleinanleger) 

Angabe der Ratings, die im Auftrag des Emittenten oder in Zusammenarbeit mit 
ihm beim Ratingverfahren für Wertpapiere erstellt wurden. Kurze Erläuterung der 
Bedeutung der Ratings, wenn sie erst unlängst von der Ratingagentur erstellt 
wurden. 

Kategorie C 

Punkt 7.4 (nur 
Großanleger) 

Angabe der geschätzten Gesamtkosten für die Zulassung zum Handel. Kategorie C 

Punkt 7.5 (nur 
Großanleger) 

Angabe der Ratings, die im Auftrag des Emittenten oder in Zusammenarbeit mit 
ihm beim Ratingverfahren für Wertpapiere erstellt wurden. 

Kategorie C
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ANHANG 17 

WERTPAPIERE; DIE ZU AN EINEN BASISWERT GEKOPPELTEN ZAHLUNGS- UND LIEFERVERPFLICHTUNGEN FÜHREN 

ABSCHNITT 1 RISIKOFAKTOREN 

Punkt 1.1 Klare Angabe der Risikofaktoren, die für die Bewertung des mit den anzubietenden 
und/oder zum Handel zuzulassenden Wertpapieren verbundenen Marktrisikos von 
wesentlicher Bedeutung sind, unter der Rubrik „Risikofaktoren“. Ggf. müssen diese 
einen Risikohinweis darauf enthalten, dass der Anleger seinen Kapitaleinsatz ganz 
oder teilweise verlieren könnte, sowie gegebenenfalls einen Hinweis darauf, dass die 
Haftung des Anlegers nicht auf den Wert seiner Anlage beschränkt ist, sowie eine 
Beschreibung der Umstände, unter denen es zu einer zusätzlichen Haftung kommen 
kann und welche finanziellen Folgen dies voraussichtlich nach sich zieht. 

Kategorie A 

ABSCHNITT 2 ANGABEN ÜBER DIE ANZUBIETENDEN BZW. ZUM HANDEL ZUZULASSENDEN WERTPAPIERE 

Punkt 2.1 Angaben zu den Wertpapieren 

Punkt 2.1.1 Klare und umfassende Erläuterung, die den Anlegern verständlich macht, wie der 
Wert ihrer Anlage durch den Wert des Basisinstruments/der Basisinstrumente beein­
flusst wird, insbesondere in Fällen, in denen die Risiken am offensichtlichsten sind, 
es sei denn, die Wertpapiere haben eine Mindeststückelung von 100 000 EUR, 
können lediglich für mindestens 100 000 EUR pro Wertpapier erworben werden 
oder werden an einem geregelten Markt oder in einem bestimmten Segment eines 
solchen gehandelt, zu dem ausschließlich qualifizierte Anleger Zugang erhalten. 

Kategorie B 

Punkt 2.1.2 Verfalltag oder Fälligkeitstermin der derivativen Wertpapiere und ihr Ausübungs­
termin oder letzter Referenztermin. 

Kategorie C 

Punkt 2.1.3 Beschreibung des Abrechnungsverfahrens für die derivativen Wertpapiere. Kategorie B 

Punkt 2.1.4 Eine Beschreibung 

a) der Ertragsmodalitäten bei derivativen Wertpapieren; Kategorie B 

b) Zahlungs- oder Liefertermin; Kategorie C 

c) Berechnungsweise. Kategorie B 

Punkt 2.2 Angaben zum Basiswert 

Punkt 2.2.1 Ausübungspreis oder endgültiger Referenzpreis des Basiswerts. Kategorie C 

Punkt 2.2.2 Erklärung zur Art des Basiswerts. Kategorie A 

Angaben darüber, wo Angaben zum Basiswert und über die vergangene und künf­
tige Wertentwicklung dieses Basiswertes und seine Volatilität auf elektronischem 
Wege eingeholt werden können und ob dies mit Kosten verbunden ist. 

Kategorie C 

Handelt es sich bei dem Basiswert um ein Wertpapier, Angabe: 

a) des Namens des Wertpapieremittenten; Kategorie C 

b) der internationalen Wertpapier-Identifikationsnummer (ISIN); Kategorie C 

handelt es sich beim Basiswert um eine Referenzeinheit oder eine Referenzverbind­
lichkeit (für Credit-linked-Wertpapiere): 

a) besteht die Referenzeinheit oder Referenzverbindlichkeit aus einer einzigen Ein­
heit oder Verbindlichkeit oder im Falle eines Pools von Basiswerten, wenn eine 
einzige Referenzeinheit oder Referenzverbindlichkeit einen Anteil am Pool von 
mindestens 20 % hat:
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i) verfügt die Referenzeinheit (oder der Emittent der Referenzverbindlichkeit), 
nach Kenntnis des Emittenten und/oder soweit für ihn aus den von der 
Referenzeinheit (oder vom Emittenten der Referenzverbindlichkeit) veröffent­
lichten Informationen ersichtlich, über keine zum Handel an einem geregelten 
Markt, gleichwertigen Drittlandsmarkt oder KMU-Wachstumsmarkt zugelas­
sene Wertpapiere, Angaben zur Referenzeinheit (oder zum Emittenten der 
Referenzverbindlichkeit), als wäre sie (bzw. er) der Emittent (in Übereinstim­
mung mit dem Registrierungsformular für Nichtdividendenwerten für Groß­
anleger); 

Kategorie A 

ii) verfügt die Referenzeinheit (oder der Emittent der Referenzverbindlichkeit), 
nach Kenntnis des Emittenten und/oder soweit für ihn aus den von der 
Referenzeinheit (oder vom Emittenten der Referenzverbindlichkeit) veröffent­
lichten Informationen ersichtlich, über zum Handel an einem geregelten 
Markt, gleichwertigen Drittlandsmarkt oder KMU-Wachstumsmarkt zugelas­
sene Wertpapiere, Angabe des Namens, der ISIN, der Anschrift, des Landes 
der Gründung, der Branche bzw. Branchen, in der bzw. in denen die Referenz­
einheit (oder der Emittent der Referenzverbindlichkeit) tätig ist, und des Na­
mens des Marktes, an dem die Wertpapiere zugelassen sind. 

Kategorie C 

b) Im Falle eines Basiswerte-Pools, wenn eine einzige Referenzeinheit oder Referenz­
verbindlichkeit einen Anteil am Pool von mindestens 20 % hat: 

i) die Namen der Referenzeinheiten oder der Emittenten der Referenzverbind­
lichkeit und 

Kategorie C 

ii) der ISIN. Kategorie C 

Wenn es sich bei dem Basiswert um einen Index handelt: 

a) Bezeichnung des Indexes; Kategorie C 

b) Beschreibung des Indexes, wenn er vom Emittenten oder einer derselben Gruppe 
angehörenden juristischen Person zusammengestellt wird; 

Kategorie A 

c) Beschreibung des Indexes, der durch eine juristische oder natürliche Person zur 
Verfügung gestellt wird, die in Verbindung mit dem Emittenten oder in dessen 
Namen handelt, es sei denn, der Prospekt enthält die folgenden Erklärungen: 

i) sämtliche Regeln des Indexes und Informationen zu seiner Wertentwicklung 
sind kostenlos auf der Website des Emittenten oder des Indexanbieters abruf­
bar; 

ii) die Regeln des Indexes (einschließlich Indexmethode für die Auswahl und die 
Neuabwägung der Indexbestandteile, Beschreibung von Marktstörungen und 
Anpassungsregeln) basieren auf vorher festgelegten und objektiven Kriterien. 

Kategorie B 

Buchstaben b und c kommen nicht zur Anwendung, sofern der Administrator des 
Index in das von der ESMA geführte öffentliche Register gemäß Artikel 36 der 
Verordnung (EU) 2016/1011 ( 1 ) eingetragen ist. 

d) Wird der Index nicht vom Emittenten zusammengestellt, den Ort, wo Informa­
tionen zu diesem Index erhältlich sind. 

Kategorie C 

Wenn es sich bei dem Basiswert um einen Zinssatz handelt, eine Beschreibung des 
Zinssatzes. 

Kategorie C 

Fällt der Basiswert nicht in die oben genannten Kategorien, enthält die Wertpapier­
beschreibung gleichwertige Angaben. 

Kategorie C 

Besteht der Basiswert aus einem Korb von Basiswerten, eine wie oben beschriebene 
Angabe für jeden einzelnen Basiswert und Angabe der entsprechenden Gewichtung 
jedes einzelnen Basiswertes im Korb. 

Kategorie C 

Punkt 2.2.3 Beschreibung aller etwaigen Kreditereignisse oder Ereignisse, die eine Störung des 
Marktes oder der Abrechnung bewirken und den Basiswert beeinflussen. 

Kategorie B 

_____________ 
( 1 ) Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 über Indizes, die bei Finanzinstru­

menten und Finanzkontrakten als Referenzwert oder zur Messung der Wertentwicklung eines Investmentfonds verwendet werden, 
und zur Änderung der Richtlinien 2008/48/EG und 2014/17/EU sowie der Verordnung (EU) Nr. 596/2014.
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Punkt 2.2.4 Anpassungsregeln in Bezug auf Ereignisse, die den Basiswert betreffen. Kategorie B 

ABSCHNITT 3 WEITERE ANGABEN 

Punkt 3.1 Im Prospekt ist anzugeben, ob der Emittent nach erfolgter Emission Informationen 
veröffentlichen will oder nicht. Hat er dies angekündigt, so gibt er im Prospekt an, 
welche Informationen er vorlegen wird und wo sie erhältlich sein werden. 

Kategorie C
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ANHANG 18 

ZUGRUNDE LIEGENDE AKTIE 

ABSCHNITT 1 BESCHREIBUNG DER ZUGRUNDE LIEGENDEN AKTIE 

Punkt 1.1 Beschreibung von Art und Gattung der Aktien. Kategorie A 

Punkt 1.2 Rechtsvorschriften, auf deren Grundlage die Aktien geschaffen wurden oder werden 
sollen. 

Kategorie A 

Punkt 1.3 a) Angabe, ob es sich um Namens- oder Inhaberpapiere handelt und ob sie in 
Stückeform oder stückelos vorliegen. 

Kategorie A 

b) Im Falle von stückelos registrierten Wertpapieren, Name und Anschrift des die 
Buchungsunterlagen führenden Instituts. 

Kategorie C 

Punkt 1.4 Angabe der Währung der Emission Kategorie A 

Punkt 1.5 Beschreibung der mit den Wertpapieren verbundenen Rechte, einschließlich aller 
etwaigen Beschränkungen dieser Rechte, und des Verfahrens zur Wahrnehmung 
dieser Rechte. 

a) Dividendenrechte: 

i) fester/e Termin/e, zu dem/denen der Anspruch entsteht; 

ii) Verjährungsfrist für den Verfall der Dividendenberechtigung und Angabe des 
entsprechenden Begünstigten; 

iii) Dividendenbeschränkungen und Verfahren für gebietsfremde Wertpapierinha­
ber; 

iv) Dividendensatz bzw. Methode für dessen Berechnung, Häufigkeit und Art der 
Zahlungen (kumulativ oder nichtkumulativ). 

b) Stimmrechte; 

c) Bezugsrechte bei Angeboten zur Zeichnung von Wertpapieren derselben Gat­
tung; 

d) Recht auf Beteiligung am Gewinn des Emittenten; 

e) Recht auf Beteiligung am Liquidationserlös; 

f) Tilgungsklauseln; 

g) Wandelbedingungen. 

Kategorie A 

Punkt 1.6 Bei Neuemissionen Angabe der Beschlüsse, Ermächtigungen und Billigungen, auf­
grund deren die Aktien geschaffen und/oder emittiert wurden oder werden sollen, 
und Angabe des Emissionstermins. 

Kategorie C 

Punkt 1.7 Angabe des Orts und des Zeitpunkts der erfolgten bzw. noch zu erfolgenden Zu­
lassung der Papiere zum Handel. 

Kategorie C 

Punkt 1.8 Darstellung etwaiger Beschränkungen für die Übertragbarkeit der Papiere. Kategorie A 

Punkt 1.9 Erklärung zur Existenz auf den Emittenten anzuwendender nationaler Rechtsvor­
schriften zu Übernahmen, die solche Übernahmen behindern könnten, sofern vor­
handen. Kurze Beschreibung der Rechte und Verpflichtungen des Aktionärs im Falle 
von obligatorischen Übernahmeangeboten, Ausschluss oder Andienung. 

Kategorie A
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Punkt 1.10 Angabe öffentlicher Übernahmeangebote für das Eigenkapital des Emittenten, die 
Dritte während des letzten oder des laufenden Geschäftsjahres unterbreitet haben. 

Zu nennen sind dabei der Kurs oder die Wandelbedingungen für derlei Angebote 
sowie das Resultat. 

Kategorie C 

Punkt 1.11 Vergleich 

a) des Anteils am Aktienkapital und an den Stimmrechten für bestehende Aktionäre 
vor und nach der aus dem öffentlichen Angebot resultierenden Kapitalerhöhung 
unter der Annahme, dass existierende Aktionäre die neuen Aktien nicht zeich­
nen; 

Kategorie C 

b) des Nettovermögenswertes pro Aktie zum Datum der letzten Bilanz vor dem 
öffentlichen Angebot (Verkaufsangebot und/oder Kapitalerhöhung) und des Aus­
gabekurses im Rahmen dieses öffentlichen Angebots. 

Kategorie C 

ABSCHNITT 2 ZUR VERFÜGUNG ZU STELLENDE INFORMATIONEN FÜR DEN FALL, DASS DER EMIT­
TENT DES BASISTITELS EIN UNTERNEHMEN DERSELBEN GRUPPE IST 

Kategorie C 

Punkt 2.1 Ist der Emittent des Basistitels ein Unternehmen derselben Gruppe, sind für diesen 
Emittenten die gleichen Angaben zu liefern, wie im Registrierungsformular für 
Dividendenwerte oder, falls zutreffend, im Registrierungsformular für Sekundäremis­
sionen von Dividendenwerten oder im Registrierungsformular beim EU-Wachstums­
prospekt für Dividendenwerte verlangt. 

Kategorie A
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ANHANG 19 

FORDERUNGSBESICHERTE WERTPAPIERE 

ABSCHNITT 1 DIE WERTPAPIERE 

Punkt 1.1 Erklärung, dass eine Mitteilung an die ESMA erfolgt ist oder diese beabsichtigt ist, 
um den Vorschriften hinsichtlich einfacher, transparenter und standardisierter Ver­
briefung (STS) sofern zutreffend zu entsprechen. Ebenso sollte die Bedeutung einer 
solchen Mitteilung erläutert und ein Verweis auf die oder ein Hyperlink zu der 
Datenbank der ESMA mit dem Hinweis eingefügt werden, dass die STS-Mitteilung 
dort heruntergeladen werden kann, sofern dies als nötig erachtet wird. 

Kategorie A 

Punkt 1.2 Enthält der Prospekt eine Erklärung, dass die Transaktion den Vorschriften hinsicht­
lich STS entspricht, ein Warnhinweis, dass der STS-Status einer Transaktion nicht 
statisch ist und dass Anleger den aktuellen Status der Transaktion auf der Website 
der ESMA überprüfen sollten. 

Kategorie B 

Punkt 1.3 Mindeststückelung einer Emission. Kategorie C 

Punkt 1.4 Werden Angaben zu einem nicht an der Emission beteiligten Unternehmen/Schuld­
ner veröffentlicht, ist zu bestätigen, dass die das Unternehmen/den Schuldner be­
treffenden Angaben korrekt den vom Unternehmen/Schuldner selbst publizierten 
Informationen entnommen wurden. Nach Wissen des Emittenten und soweit für 
ihn aus den von dem Unternehmen bzw. Schuldner veröffentlichten Angaben er­
sichtlich, wurden die Angaben nicht durch Auslassungen irreführend gestaltet. 

Darüber hinaus ist/sind die Quelle(n) der in der Wertpapierbeschreibung enthaltenen 
Informationen, d. h. die Fundstelle der vom Unternehmen oder Schuldner selbst 
publizierten Angaben zu nennen. 

Kategorie C 

ABSCHNITT 2 DIE BASISWERTE 

Punkt 2.1 Es ist zu bestätigen, dass die der Emission zugrunde liegenden verbrieften Aktiva so 
beschaffen sind, dass sie die Erwirtschaftung von Finanzströmen gewährleisten, die 
alle für die Wertpapiere fälligen Zahlungen abdecken. 

Kategorie A 

Punkt 2.2 Liegt der Emission ein Pool von Einzelaktiva zugrunde, sind folgende Angaben zu liefern: 

Punkt 2.2.1 Die für diesen Aktiva-Pool geltende Rechtsordnung. Kategorie C 

Punkt 2.2.2 a) Im Falle einer kleineren Zahl von leicht identifizierbaren Schuldnern ist eine 
allgemeine Beschreibung jedes Schuldners beizubringen. 

Kategorie C 

b) In allen anderen Fällen eine Beschreibung der allgemeinen Charakteristika der 
Schuldner und des wirtschaftlichen Umfelds. 

Kategorie B 

c) Im Zusammenhang mit den unter Buchstabe b genannten Schuldnern, etwaige 
globale statistische Daten in Bezug auf die verbrieften Aktiva. 

Kategorie C 

Punkt 2.2.3 Rechtsnatur der Aktiva. Kategorie C 

Punkt 2.2.4 Der Fälligkeitstermin bzw. die Fälligkeitstermine der Aktiva. Kategorie C 

Punkt 2.2.5 Betrag der Aktiva. Kategorie C 

Punkt 2.2.6 Die Beleihungsquote oder den Grad der Besicherung. Kategorie B 

Punkt 2.2.7 Die Methode der Entstehung oder der Schaffung der Aktiva sowie bei Darlehen oder 
Kreditverträgen die Hauptdarlehenskriterien und einen Hinweis auf etwaige Darle­
hen, die diesen Kriterien nicht genügen, sowie etwaige Rechte oder Verpflichtungen 
im Hinblick auf die Zahlung weiterer Vorschüsse. 

Kategorie B 

Punkt 2.2.8 Hinweis auf wichtige Zusicherungen und Sicherheiten, die dem Emittenten in Bezug 
auf die Aktiva gemacht oder gestellt wurden. 

Kategorie C
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Punkt 2.2.9 Etwaige Substitutionsrechte für die Aktiva und eine Beschreibung der Art und Weise, 
wie die Aktiva ersetzt werden können, und der Art der substituierbaren Aktiva; 
sollte die Möglichkeit einer Substitution durch Aktiva einer anderen Gattung oder 
Qualität bestehen, ist dies anzugeben und sind die Auswirkungen einer solchen 
Substitution darzulegen. 

Kategorie B 

Punkt 2.2.10 Beschreibung sämtlicher relevanter Versicherungspolicen, die für die Aktiva abge­
schlossen wurden. Eine Konzentration bei ein und derselben Versicherungsgesell­
schaft sollte gemeldet werden, wenn sie für die Transaktion von wesentlicher Be­
deutung ist. 

Kategorie B 

Punkt 2.2.11 Setzen sich die Aktiva aus Schuldverschreibungen von maximal fünf Schuldnern 
zusammen, bei denen es sich um juristische Personen handelt, oder werden diese 
von maximal fünf juristischen Personen garantiert oder sind einem Schuldner oder 
einem die Schuldverschreibungen garantierenden Unternehmen 20 oder mehr Pro­
zent der Aktiva zuzurechnen oder werden, nach Kenntnis des Emittenten und/oder 
soweit für ihn aus den von dem/den Schuldner(n) veröffentlichten Informationen 
ersichtlich, 20 oder mehr Prozent der Aktiva von einem einzigen Garantiegeber 
garantiert, so ist eine der beiden folgenden Angaben zu machen: 

a) Angaben über jeden Schuldner oder Garantiegeber, als wäre er ein Emittent, der 
für Nichtdividendenwerte mit einer Mindeststückelung von 100 000 EUR oder 
solche, die an einem geregelten Markt oder in einem speziellen Segment davon, 
zu dem nur qualifizierte Anleger zum Zwecke des Handels mit solchen Wert­
papieren Zugang haben, gehandelt werden sollen, ein Registrierungsdokument zu 
erstellen hat; 

Kategorie A 

b) wenn es sich um einen Schuldner oder Garantiegeber handelt, dessen Wert­
papiere bereits zum Handel an einem geregelten Markt, gleichwertigen Drittlands­
markt oder KMU-Wachstumsmarkt zugelassen sind, sein Name, seine Anschrift, 
das Land seiner Gründung, seine wesentlichen Geschäftstätigkeiten/seine Anlage­
strategie und die Bezeichnung des Marktes, an dem seine Wertpapiere zugelassen 
sind. 

Kategorie C 

Punkt 2.2.12 Besteht zwischen dem Emittenten, dem Garantiegeber und dem Schuldner eine 
Beziehung, die für die Emission von wesentlicher Bedeutung ist, sind die wichtigsten 
Aspekte dieser Beziehung im Detail zu erläutern. 

Kategorie C 

Punkt 2.2.13 Umfassen die Aktiva Verpflichtungen, die an einem geregelten Markt oder gleich­
wertigen Drittlandsmarkt oder an einem KMU-Wachstumsmarkt gehandelt werden, 
eine kurze Beschreibung der Wertpapiere und des Marktes und ein elektronischer 
Link, unter dem Unterlagen hinsichtlich der Verpflichtungen auf dem geregelten 
Markt oder gleichwertigen Drittlandsmarkt oder KMU-Wachstumsmarkt verfügbar 
sind. 

Kategorie C 

Punkt 2.2.14 Umfassen die Aktiva nicht an einem geregelten oder gleichwertigen Drittlandsmarkt 
oder KMU-Wachstumsmarkt gehandelte Schuldverschreibungen, sind die wichtigsten 
Konditionen hinsichtlich dieser Schuldverschreibungen darzulegen. 

Kategorie B 

Punkt 2.2.15 Umfassen die Aktiva Dividendenwerte, die zum Handel an einem geregelten oder 
gleichwertigen Drittlandsmarkt oder einem KMU-Wachstumsmarkt zugelassen sind, 
ist Folgendes anzugeben: 

Kategorie C 

a) eine Beschreibung der Wertpapiere; 

b) eine Beschreibung des Markts, an dem sie gehandelt werden, einschließlich seines 
Gründungsdatums, der Art und Weise, wie Kursinformationen veröffentlicht wer­
den, der täglichen Handelsvolumina, der Bedeutung des Markts in seinem Land, 
der für den Markt zuständigen Regulierungsbehörde und ein elektronischer Link, 
unter dem Unterlagen hinsichtlich der Wertpapiere auf dem geregelten Markt 
oder gleichwertigen Drittlandsmarkt oder KMU-Wachstumsmarkt verfügbar sind; 

Kategorie C 

c) die Abstände, in denen die Kurse der einschlägigen Wertpapiere veröffentlicht 
werden. 

Kategorie C 

Punkt 2.2.16 Umfassen mehr als 10 % der Aktiva Dividendenwerte, die nicht an einem geregelten 
oder gleichwertigen Drittlandsmarkt oder KMU-Wachstumsmarkt gehandelt werden, 
sind eine Beschreibung dieser Dividendenwerte sowie Angaben für jeden Emittenten 
dieser Wertpapiere beizubringen, die den Angaben vergleichbar sind, die im Regis­
trierungsformular für Dividendenwerte oder, sofern zutreffend, im Registrierungs­
formular für Wertpapiere, die von Organismen für gemeinsame Anlagen des ge­
schlossenen Typs ausgegeben werden, verlangt werden. 

Kategorie A
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Punkt 2.2.17 Ist ein wesentlicher Teil der Aktiva durch Immobilien besichert oder unterlegt, ist 
ein Gutachten für diese Immobilien vorzulegen, in dem sowohl die Immobilien 
selbst als auch die Kapitalfluss- und Einkommensströme geschätzt werden. 

Dieser Offenlegung muss nicht nachgekommen werden, wenn es sich um eine 
Emission von Wertpapieren handelt, die durch Hypothekendarlehen unterlegt sind, 
wobei die Immobilien als Sicherheiten dienen, sofern diese Immobilien im Hinblick 
auf die Emission nicht neu geschätzt wurden und klar ist, dass es sich bei den 
besagten Schätzungen um diejenigen handelt, die zum Zeitpunkt des ursprünglichen 
Hypothekendarlehens vorgenommen wurden. 

Kategorie A 

Punkt 2.3 In Bezug auf einen aktiv gemanagten Pool von Aktiva, die die Emission unterlegen, sind folgende 
Angaben beizubringen. 

Punkt 2.3.1 Gleichwertige Angaben wie in 2.1 und 2.2, um eine Bewertung der Art, der Qua­
lität, der Hinlänglichkeit und der Liquidität der im Portfolio gehaltenen Aktiva vor­
nehmen zu können, die der Besicherung der Emission dienen. 

Siehe Punkte 
2.1 und 2.2 

Punkt 2.3.2 Die Parameter, innerhalb deren die Anlagen getätigt werden können; Name und 
Beschreibung des für die Verwaltung zuständigen Unternehmens, einschließlich einer 
Beschreibung des in diesem Unternehmen vorhandenen Sachverstands bzw. der 
bestehenden Erfahrungen; Zusammenfassung der Bestimmungen über die Abbestel­
lung eines solchen Unternehmens und die Bestellung einer anderen Verwaltungs­
gesellschaft und Beschreibung der Beziehung dieses Unternehmens zu allen anderen 
an der Emission beteiligten Parteien. 

Kategorie A 

Punkt 2.4 Schlägt ein Emittent vor, weitere Wertpapiere zu emittieren, die von denselben 
Aktiva unterlegt werden, ist eine entsprechende eindeutige Erklärung abzugeben 
und — sofern nicht diese neuen Wertpapiere mit den Kategorien der bestehenden 
Schuldtitel fungibel oder diesen nachgeordnet sind — eine Beschreibung der Art und 
Weise, wie die Inhaber der bestehenden Schuldtitel unterrichtet werden sollen. 

Kategorie C 

ABSCHNITT 3 STRUKTUR UND KAPITALFLUSS 

Punkt 3.1 Beschreibung der Struktur der Transaktion einschließlich eines Überblicks über die 
Transaktion und die Kapitalflüsse und eines Strukturdiagramms. 

Kategorie A 

Punkt 3.2 Beschreibung der an der Emission beteiligten Unternehmen und der von ihnen 
auszuführenden Aufgaben zusätzlich zu den Angaben über direkte und indirekte 
Besitz- oder Kontrollverhältnisse zwischen diesen Unternehmen. 

Kategorie A 

Punkt 3.3 Beschreibung der Methode und des Datums des Verkaufs, der Übertragung, der 
Novation oder der Zession der Aktiva bzw. etwaiger sich aus den Aktiva ergebenden 
Rechte und/oder Pflichten gegenüber dem Emittenten, oder ggf. der Art und Weise 
und der Frist, auf die bzw. innerhalb deren der Emittent die Erträge der Emission 
vollständig investiert haben wird. 

Kategorie B 

Punkt 3.4 Erläuterung des Mittelflusses, einschließlich 

Punkt 3.4.1 a) der Art und Weise, wie der sich aus den Aktiva ergebende Kapitalfluss den 
Emittenten in die Lage versetzen soll, seinen Verpflichtungen gegenüber den 
Wertpapierinhabern nachzukommen, einschließlich, falls nötig: 

Kategorie A 

b) einer Tabelle mit der Bedienung der finanziellen Verpflichtungen sowie einer 
Beschreibung der Annahmen, die der Erstellung dieser Tabelle zugrunde liegen; 

Kategorie C 

Punkt 3.4.2 Angaben über die Verbesserung der Kreditwürdigkeit der Anleiheemission; Angabe, 
wo potenziell bedeutende Liquiditätsdefizite auftreten könnten und Verfügbarkeit 
etwaiger Liquiditätshilfen; Angabe der Bestimmungen, die die Zinsrisiken bzw. 
Hauptausfallrisiken auffangen sollen; 

Kategorie B 

Punkt 3.4.3 a) der auf die Transkation anzuwendenden Anforderung an Risikorückbehalte, so­
fern zutreffend; 

Kategorie A 

b) des materiellen Nettoanteils, den der Originator, Sponsor oder ursprüngliche 
Kreditgeber zurückbehält ( 1 ). 

Kategorie C 

_____________ 
( 1 ) Dies kann sich jedoch abhängig von den Anforderungen der endgültigen Verbriefungsverordnung noch ändern.
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Punkt 3.4.4 unbeschadet des in 3.4.2 Gesagten, Einzelheiten zu etwaigen Finanzierungen von 
nachgeordneten Verbindlichkeiten; 

Kategorie C 

Punkt 3.4.5 Angabe von Anlageparametern für die Anlage von zeitweiligen Liquiditätsüberschüs­
sen und Beschreibung der für eine solche Anlage zuständigen Parteien; 

Kategorie B 

Punkt 3.4.6 Beschreibung der Art und Weise, wie Zahlungen in Bezug auf die Aktiva zusam­
mengefasst werden; 

Kategorie A 

Punkt 3.4.7 Rangordnung der Zahlungen, die vom Emittenten an die Inhaber der entsprechen­
den Wertpapiergattungen geleistet werden, und 

Kategorie A 

Punkt 3.4.8 detaillierte Angaben zu Vereinbarungen, die den Zins- und Kapitalzahlungen an die 
Anleger zugrunde liegen; 

Kategorie B 

Punkt 3.5 Name, Anschrift und wesentliche Geschäftstätigkeiten der ursprünglichen Besitzer 
der verbrieften Aktiva. 

Kategorie C 

Punkt 3.6 Ist die Rendite und/oder Rückzahlung des Wertpapiers an die Leistung oder Kredit­
würdigkeit anderer Aktiva oder Basiswerte geknüpft, die keine Aktiva des Emittenten 
sind, für jedes Referenzaktivum oder jeden Basiswert eine der folgenden Angaben; 

a) Offenlegung gemäß den Punkten 2.2 und 2.3; 

b) Ist das Grundkapital nicht gefährdet, der Name des Emittenten des Referenz­
aktivums, die internationale Wertpapier-Identifikationsnummer (ISIN) und Anga­
ben dazu, wo Informationen über die vergangene und künftige Wertentwicklung 
des Referenzaktivums eingeholt werden können; 

c) handelt es sich bei dem Referenzaktivum um einen Index, Anhang 17 Teile 1 
und 2. 

Siehe Anhang 
17 

Punkt 3.7 Name, Anschrift und wesentliche Geschäftstätigkeiten des Verwalters, der Berech­
nungsstelle oder einer gleichwertigen Person, zusammen mit einer Zusammenfas­
sung der Zuständigkeiten des Verwalters bzw. der Berechnungsstelle; ihr Verhältnis 
zum ursprünglichen Besitzer oder „Schaffer“ der Aktiva und eine Zusammenfassung 
der Bestimmungen, die das Ende der Bestellung des Verwalters/der Berechnungsstelle 
und die Bestellung eines anderen Verwalters/Berechnungsstelle regeln; 

Kategorie C 

Punkt 3.8 Namen und Anschriften sowie eine kurze Beschreibung 

a) etwaiger Swap-Vertragsparteien und Beschaffer anderer wesentlicher Formen von 
Bonitäts- oder Liquiditätsverbesserungen; 

Kategorie A 

b) der Banken, bei denen die Hauptkonten in Bezug auf die Transaktion geführt 
werden. 

Kategorie C 

ABSCHNITT 4 „EX POST“-ANGABEN 

Punkt 4.1 Im Prospekt ist anzugeben, an welchem Ort der Emittent verpflichtet ist oder 
beabsichtigt, in Bezug auf die zum Handel zuzulassenden Wertpapiere und die 
Wertentwicklung der zugrunde liegenden Sicherheiten nach erfolgter Emission 
Transaktionsinformationen zu veröffentlichen. Der Emittent gibt an, welche Infor­
mationen veröffentlicht werden, wo sie erhalten werden können und wie häufig sie 
veröffentlicht werden. 

Kategorie C
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ANHANG 20 

PRO-FORMA-INFORMATIONEN 

ABSCHNITT 1 INHALT DER PRO-FORMA-FINANZINFORMATIONEN 

Punkt 1.1 Pro-forma-Finanzinformationen bestehen aus: 

a) einer Einleitung, in der Folgendes festgehalten wird: 

i) der Zweck, zu dem die Pro-forma-Finanzinformationen erstellt wurden, einschließlich einer 
Beschreibung der Transaktion oder der wesentlichen Verpflichtung und der daran beteiligten 
Unternehmen oder Einheiten; 

ii) der Zeitraum oder das Datum, auf den bzw. das sich die Pro-forma-Finanzinformationen be­
ziehen; 

iii) die Tatsache, dass die Pro-forma-Finanzinformation lediglich zur Veranschaulichung erstellt 
wurde; 

iv) eine Erläuterung, dass 

i) die Pro-forma-Finanzinformation die Auswirkung der Transaktion veranschaulicht, so als 
wäre diese zu einem früheren Zeitpunkt durchgeführt worden; 

ii) die hypothetische Finanzlage oder die hypothetischen Finanzergebnisse von der tatsächlichen 
Finanzlage oder den tatsächlichen Finanzergebnissen des Unternehmens abweichen können; 

b) je nach Umständen einer Gewinn- und Verlustrechnung, einer Bilanz oder beidem, wobei folgende 
Angaben in Spaltenform zu liefern sind: 

i) historische unberichtigte Informationen; 

ii) Anpassungen an der Rechnungslegungsmethode, falls erforderlich; 

iii) Pro-forma-Bereinigungen; 

iv) die Ergebnisse der Pro-forma-Finanzinformationen in der letzten Spalte; 

c) Begleitende Anhangangaben, in denen Folgendes dargelegt wird: 

i) die Quellen, aus denen die unberichtigten Finanzinformationen stammen und ob ein Prüfungs­
vermerk zur Quelle veröffentlicht wurde; 

ii) die Basis, auf der die Pro-forma-Finanzinformationen erstellt wurden; 

iii) Quelle und Erläuterung jeder Bereinigung; 

iv) Angaben darüber, ob jede Bereinigung hinsichtlich einer Pro-forma-Gewinn- und Verlustrech­
nung voraussichtlich eine anhaltende Auswirkung auf den Emittenten haben wird; 

d) gegebenenfalls sind Finanzinformationen und Zwischenfinanzinformationen der erworbenen oder 
zu erwerbenden Unternehmen oder Einheiten, die zur Erstellung der Pro-forma-Finanzinformatio­
nen verwendet wurden, in den Prospekt aufzunehmen. 

ABSCHNITT 2 GRUNDSÄTZE FÜR DIE ERSTELLUNG UND DARSTELLUNG VON PRO-FORMA-FINANZINFORMATIONEN 

Punkt 2.1 Pro-forma-Finanzinformationen sind als solche zu kennzeichnen, um sie von historischen Finanzinfor­
mationen zu unterscheiden. 

Pro-forma-Finanzinformationen sind so zu erstellen, dass sie mit den vom Emittenten bei den letzten 
oder nächsten Jahresabschlüssen zugrunde gelegten Rechnungslegungsmethoden konsistent sind. 

Punkt 2.2 Pro-forma-Informationen dürfen lediglich in folgendem Zusammenhang veröffentlicht werden: 

a) für den letzten abgeschlossenen Berichtszeitraum und/oder 

b) für den letzten Zwischenberichtszeitraum, für den einschlägige unberichtigte Informationen ver­
öffentlicht wurden oder in das Registrierungsformular bzw. den Prospekt aufgenommen werden.
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Punkt 2.3 Pro-forma-Bereinigungen müssen 

a) klar ausgewiesen und erläutert werden; 

b) alle wesentlichen Auswirkungen, die direkt der jeweiligen Transaktion zugeordnet werden können, 
darstellen; 

c) mit Tatsachen unterlegt werden können. 

ABSCHNITT 3 ANFORDERUNGEN AN DEN BESTÄTIGUNGSVERMERK EINES WIRTSCHAFTSPRÜFERS/AB­
SCHLUSSPRÜFERS 

Der Prospekt muss einen von unabhängigen Wirtschafts- oder Abschlussprüfern erstellten Vermerk 
enthalten, in dem festgehalten wird, dass nach Meinung der Prüfer: 

a) die Pro-forma-Finanzinformationen ordnungsgemäß auf der angegebenen Basis erstellt wurden; und 

b) dass die unter Buchstabe a genannte Basis mit den Rechnungslegungsmethoden des Emittenten 
konsistent ist.
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ANHANG 21 

GARANTIEN 

ABSCHNITT 1 ART DER GARANTIE 

Beschreibung jeder Vereinbarung, mit der sichergestellt werden soll, dass jede für die Emission we­
sentliche Verpflichtung angemessen erfüllt wird, ob in Form einer Garantie, einer Sicherheit, einer 
Patronatserklärung (keep well agreement), einer „Mono-line“-Versicherungspolice oder einer gleichwer­
tigen anderen Verpflichtung („Garantien“), wobei der Steller als „Garantiegeber“ bezeichnet wird. 

Solche Vereinbarungen umfassen auch Verpflichtungen, einschließlich bedingt eingegangener, zur Ge­
währleistung der Rückzahlung von Nichtdividendenwerten und/oder der Zahlung von Zinsen. In der 
Beschreibung sollte auch dargelegt werden, wie mit der Vereinbarung sichergestellt werden soll, dass 
die garantierten Zahlungen ordnungsgemäß geleistet werden. 

ABSCHNITT 2 UMFANG DER GARANTIE 

Konditionen und Umfang der Garantie sind im Einzelnen darzulegen. Diese Angaben sollten sämtliche 
Auflagen für die Inanspruchnahme der Garantie bei Ausfall umfassen, die in den Wertpapierkonditio­
nen und den wesentlichen Bestimmungen etwaiger „Mono-line“-Versicherungen oder Patronatserklä­
rungen zwischen Emittent und Garantiegeber festgelegt sind. Auch etwaige Vetorechte des Garan­
tiegebers in Bezug auf Änderungen bei den Wertpapierinhaberrechten, wie sie häufig in „Mono-li­
ne“-Versicherungen zu finden sind, müssen im Einzelnen dargelegt werden. 

ABSCHNITT 3 OFFENZULEGENDE ANGABEN ZUM GARANTIEGEBER 

Der Garantiegeber muss über sich selbst die gleichen Angaben machen wie der Emittent der Art von 
Wertpapieren, die Gegenstand der Garantie sind. 

ABSCHNITT 4 VERFÜGBARE DOKUMENTE 

Angabe der Websites, an denen die Öffentlichkeit die wichtigen Verträge und sonstige mit der Garantie 
verbundene Dokumente einsehen kann.
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ANHANG 22 

ZUSTIMMUNG 

ABSCHNITT 1 ANGABEN ZUR ZUSTIMMUNG DES EMITTENTEN ODER DER FÜR DIE ERSTELLUNG DES PROSPEKTS ZU­
STÄNDIGEN PERSON 

Punkt 1.1 Ausdrückliche Zustimmung des Emittenten oder der für die Erstellung des Prospekts 
verantwortlichen Person zur Verwendung des Prospekts und Erklärung, dass diese 
Person die Verantwortung für den Inhalt des Prospekts auch hinsichtlich der späte­
ren Weiterveräußerung oder endgültigen Platzierung von Wertpapieren durch et­
waige Finanzintermediäre übernimmt, denen die Zustimmung zur Verwendung des 
Prospekts erteilt wurde. 

Kategorie A 

Punkt 1.2 Angabe des Zeitraums, für den die Zustimmung zur Verwendung des Prospekts 
erteilt wird. 

Kategorie A 

Punkt 1.3 Angabe der Angebotsfrist, während deren die spätere Weiterveräußerung oder end­
gültige Platzierung der Wertpapiere durch Finanzintermediäre erfolgen kann. 

Kategorie C 

Punkt 1.4 Angabe der Mitgliedstaaten, in denen die Finanzintermediäre den Prospekt für eine 
spätere Weiterveräußerung oder endgültige Platzierung der Wertpapiere verwenden 
dürfen. 

Kategorie A 

Punkt 1.5 Alle sonstigen klaren und objektiven Bedingungen, an die die Zustimmung gebun­
den ist und die für die Verwendung des Prospekts relevant sind. 

Kategorie C 

Punkt 1.6 Deutlich hervorgehobener Hinweis für die Anleger, dass für den Fall, dass ein 
Finanzintermediär ein Angebot macht, dieser Finanzintermediär die Anleger zum 
Zeitpunkt der Angebotsvorlage über die Angebotsbedingungen unterrichtet. 

Kategorie A 

ABSCHNITT 2A ZUSÄTZLICHE INFORMATIONEN FÜR DEN FALL, DASS EIN ODER MEHRERE SPEZIFISCHE FINANZINTER­
MEDIÄRE DIE ZUSTIMMUNG ERHALTEN 

Punkt 2A.1 Auflistung und Angabe der Identität (Name und Adresse) des Finanzintermediärs/der 
Finanzintermediäre, der/die den Prospekt verwenden darf/dürfen. 

Kategorie C 

Punkt 2A.2 Angabe, wie etwaige neue Informationen zu Finanzintermediären, die zum Zeit­
punkt der Billigung des Prospekts, des Basisprospekts oder ggf. der Übermittlung 
der endgültigen Bedingungen unbekannt waren, zu veröffentlichen sind, und Angabe 
des Ortes, an dem sie erhältlich sind. 

Kategorie A 

ABSCHNITT 2B ZUSÄTZLICHE INFORMATIONEN FÜR DEN FALL, DASS SÄMTLICHE FINANZINTERMEDIÄRE DIE ZUSTIM­
MUNG ERHALTEN 

Punkt 2B.1 Deutlich hervorgehobener Hinweis für Anleger, dass jeder den Prospekt verwen­
dende Finanzintermediär auf seiner Website anzugeben hat, dass er den Prospekt 
mit Zustimmung und gemäß den Bedingungen verwendet, an die die Zustimmung 
gebunden ist. 

Kategorie A
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ANHANG 23 

SPEZIELLE ZUSAMMENFASSUNG FÜR DEN EU-WACHSTUMSPROSPEKT 

ABSCHNITT 1 EINFÜHRUNG 

Punkt 1.1 Bezeichnung und internationale Wertpapier-Identifikationsnummer (ISIN) der Wertpapiere. 

Punkt 1.2 Identität und Kontaktdaten des Emittenten, einschließlich der Rechtsträgerkennung (LEI). 

Punkt 1.3 Identität und Kontaktdaten der zuständigen Behörde, die den Prospekt gebilligt hat, und der zustän­
digen Behörde, die das Registrierungsformular gebilligt hat, sofern sie nicht mit der erstgenannten 
Behörde identisch ist. 

Punkt 1.4 Datum der Billigung des EU-Wachstumsprospekts. 

Punkt 1.5 Warnungen 

Punkt 1.5.1 Erklärungen des Emittenten, 

a) dass die Zusammenfassung als eine Einleitung zum EU-Wachstumsprospekt verstanden werden 
sollte und dass sich der Anleger bei jeder Entscheidung, in die Wertpapiere zu investieren, auf 
den EU-Wachstumsprospekt als Ganzes stützen sollte; 

b) gegebenenfalls dass der Anleger das gesamte angelegte Kapital oder einen Teil davon verlieren 
könnte, und — wenn die Haftung des Anlegers nicht auf den Anlagebetrag beschränkt ist — 
dass der Anleger mehr als das angelegte Kapital verlieren könnte sowie das Ausmaß dieses po­
tenziellen Verlusts; 

c) dass ein Anleger, der wegen der in einem EU-Wachstumsprospekt enthaltenen Angaben Klage 
einreichen will, nach den nationalen Rechtsvorschriften seines Mitgliedstaats möglicherweise für 
die Übersetzung des Prospekts aufkommen muss, bevor das Verfahren eingeleitet werden kann; 

d) dass zivilrechtlich nur diejenigen Personen haften, die die Zusammenfassung samt etwaiger Über­
setzungen vorgelegt und übermittelt haben, und dies auch nur für den Fall, dass die Zusammen­
fassung, wenn sie zusammen mit den anderen Teilen des EU-Wachstumsprospekts gelesen wird, 
irreführend, unrichtig oder widersprüchlich ist oder dass sie, wenn sie zusammen mit den anderen 
Teilen des EU-Wachstumsprospekts gelesen wird, nicht die Basisinformationen vermittelt, die in 
Bezug auf Anlagen in die betreffenden Wertpapiere für die Anleger eine Entscheidungshilfe dar­
stellen würden; 

e) gegebenenfalls den Warnhinweis gemäß Artikel 8 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung (EU) 
Nr. 1286/2014. 

ABSCHNITT 2 BASISINFORMATIONEN ÜBER DEN EMITTENTEN 

Punkt 2.1 Wer ist der Emittent der Wertpapiere? 

Punkt 2.1.1 Angaben zum Emittenten: 

a) Rechtsform des Emittenten, für ihn geltendes Recht und Land der Eintragung; 

b) Haupttätigkeiten des Emittenten; 

c) herrschende(r) Aktionär(e), sowohl direkt und indirekt herrschend; 

d) Name des Vorstandsvorsitzenden (oder Äquivalent).
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Punkt 2.2 Welches sind die wesentlichen Finanzinformationen über den Emittenten? 

Punkt 2.2.1 Wesentliche Finanzinformationen für jedes Geschäftsjahr des von den historischen Finanzinformatio­
nen abgedeckten Zeitraums und, falls im Prospekt enthalten, für jeden nachfolgenden Zwischen­
berichtszeitraum sowie Vergleichsdaten für den gleichen Zeitraum des vorhergehenden Geschäftsjahrs. 
Die Anforderung der Beibringung vergleichbarer Bilanzinformationen wird durch die Vorlage der 
Bilanzdaten zum Jahresende erfüllt. 

Die wesentlichen Finanzinformationen umfassen im Prospekt angeführte finanzielle Maßnahmen. Diese 
finanziellen Maßnahmen sollten Aufschluss über das Folgende geben: 

a) Erlöse, Rentabilität, Aktiva, Kapitalstruktur und, sofern im Prospekt enthalten, Kapitalflüsse und 

b) wesentliche Leistungsindikatoren, sofern im Prospekt enthalten. 

Die wesentlichen Finanzinformationen enthalten gegebenenfalls: 

c) zusammengefasste Pro-forma-Finanzinformationen und eine kurze Erläuterung dessen, was die Pro- 
forma-Finanzinformationen veranschaulichen, und der vorgenommenen wesentlichen Bereinigun­
gen; 

d) eine kurze Beschreibung etwaiger Einschränkungen im Bestätigungsvermerk zu den historischen 
Finanzinformationen. 

Punkt 2.3 Welche sind die zentralen Risiken, die dem Emittenten eigen sind? 

Punkt 2.3.1 Eine kurze Beschreibung der im EU-Wachstumsprospekt genannten wesentlichsten Risikofaktoren, die 
für den Emittenten spezifisch sind, wobei die in Artikel 33 Absatz 8 dieser Verordnung genannte 
Höchstzahl an Risikofaktoren nicht überschritten werden darf. 

ABSCHNITT 3 BASISINFORMATIONEN ÜBER DIE WERTPAPIERE 

Punkt 3.1 Welches sind die wichtigsten Merkmale der Wertpapiere? 

Punkt 3.1.1 Informationen zu den Wertpapieren: 

a) Art und Gattung; 

b) gegebenenfalls Währung, Stückelung, Anzahl der begebenen Wertpapiere und Laufzeit der Wert­
papiere; 

c) mit den Wertpapieren verbundene Rechte; 

d) relativer Rang der Wertpapiere in der Kapitalstruktur des Emittenten im Fall einer Insolvenz, 
gegebenenfalls mit Angaben über ihre Nachrangigkeitsstufe; 

e) gegebenenfalls Angaben zur Dividenden- bzw. Ausschüttungspolitik. 

Punkt 3.2 Wo werden die Wertpapiere gehandelt? 

Punkt 3.2.1 Gegebenenfalls Angaben dazu, ob für die Wertpapiere die Zulassung zum Handel an einem MTF oder 
an einem KMU-Wachstumsmarkt beantragt wurde oder werden soll, Nennung aller Märkte, an denen 
die Wertpapiere gehandelt werden oder gehandelt werden sollen und Detailinformationen der Zulas­
sung zum Handel an einem MTF oder einem KMU-Wachstumsmarkt.
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Punkt 3.3 Wird für die Wertpapiere eine Garantie gestellt? 

a) Eine kurze Beschreibung von Art und Umfang der Garantie; 

b) kurze Angaben zum Garantiegeber einschließlich seiner Rechtsträgerkennung (LEI); 

c) die einschlägigen wesentlichen Finanzinformationen zum Zwecke der Bewertung der Fähigkeit des 
Garantiegebers, seinen Verpflichtungen aus der Garantie nachzukommen; 

d) eine kurze Beschreibung der im EU-Wachstumsprospekt gemäß Artikel 16 Absatz 3 der Verord­
nung (EU) 2017/1129 genannten wesentlichsten Risikofaktoren des Garantiegebers, wobei die in 
Artikel 33 Absatz 8 dieser Verordnung genannte Höchstzahl an Risikofaktoren nicht überschritten 
werden darf. 

Punkt 3.4 Welche sind die zentralen Risiken, die den Wertpapieren eigen sind? 

Punkt 3.4.1 Eine kurze Beschreibung der im EU-Wachstumsprospekt genannten wesentlichsten Risikofaktoren, die 
für die Wertpapiere spezifisch sind, wobei die in Artikel 33 Absatz 8 dieser Verordnung genannte 
Höchstzahl an Risikofaktoren nicht überschritten werden darf. 

ABSCHNITT 4 BASISINFORMATIONEN ÜBER DAS ÖFFENTLICHE ANGEBOT VON WERTPAPIEREN 

Punkt 4.1 Zu welchen Konditionen und nach welchem Zeitplan kann ich in dieses Wertpapier investieren? 

Gegebenenfalls die allgemeinen Bedingungen, die Konditionen und den voraussichtlichen Zeitplan des 
Angebots, den Plan für den Vertrieb, den Betrag und Prozentanteil der sich aus dem Angebot er­
gebenden unmittelbaren Verwässerung sowie eine Schätzung der Gesamtkosten der Emission und/oder 
des Angebots, einschließlich der geschätzten Kosten, die dem Anleger vom Emittenten oder Anbieter in 
Rechnung gestellt werden. 

Punkt 4.2 Weshalb wird dieser EU-Wachstumsprospekt erstellt? 

Punkt 4.2.1 Kurze Beschreibung der Gründe für das Angebot sowie gegebenenfalls: 

a) die Zweckbestimmung der Erlöse und die geschätzten Nettoerlöse; 

b) Angabe jedes nicht erfassten Teils, sofern das Angebot einem Übernahmevertrag mit fester Über­
nahmeverpflichtung unterliegt; 

c) eine Beschreibung etwaiger wesentlicher Interessenkonflikte hinsichtlich des Angebots oder der 
Zulassung zum Handel, die im Prospekt beschrieben sind. 

Punkt 4.3 Wer ist der Anbieter und/oder die die Zulassung zum Handel beantragende Person? 

Punkt 4.3.1 Sofern der Anbieter nicht dieselbe Person wie der Emittent ist, eine kurze Beschreibung des Anbieters 
der Wertpapiere und/oder der die Zulassung zum Handel an einem MTF- oder KMU-Wachstumsmarkt 
beantragenden Person mit Sitz und Rechtsform, des für ihn/sie geltenden Rechts sowie dem Land der 
Eintragung.
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ANHANG 24 

REGISTRIERUNGSFORMULAR BEIM EU-WACHSTUMSPROSPEKT FÜR DIVIDENDENWERTE 

ABSCHNITT 1 VERANTWORTLICHE PERSONEN, ANGABEN VON SEITEN DRITTER, SACHVERSTÄNDIGENBERICHTE UND 
BILLIGUNG DURCH DIE ZUSTÄNDIGE BEHÖRDE 

Dieser Abschnitt enthält Angaben zu den Personen, die für den Inhalt des Registrierungsformulars beim EU- 
Wachstumsprospekt verantwortlich sind. Der Zweck dieses Abschnitts besteht darin, den Anlegern bezüglich der 
Richtigkeit der im Prospekt enthaltenen Angaben Sicherheit zu geben. Außerdem enthält dieser Abschnitt 
Angaben zur Rechtsgrundlage für das Registrierungsformular beim EU-Wachstumsprospekt und dessen Billigung 
durch die zuständige Behörde. 

Punkt 1.1 Nennung aller Personen, die für die Angaben im Registrierungsformular bzw. für bestimmte Teile der 
Angaben verantwortlich sind. Im letzteren Fall sind die entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es 
sich um natürliche Personen, zu denen auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichts­
organs des Emittenten gehören, sind Name und Funktion dieser Person anzugeben. Bei juristischen 
Personen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft anzugeben. 

Punkt 1.2 Erklärung der für das Registrierungsformular verantwortlichen Personen, dass die Angaben im Regis­
trierungsformular ihres Wissens nach richtig sind und dass das Registrierungsformular keine Auslas­
sungen enthält, die die Aussage verzerren könnten. 

Gegebenenfalls Erklärung der für bestimmte Abschnitte des Registrierungsformulars verantwortlichen 
Personen, dass die in den Teilen des Registrierungsformulars genannten Angaben, für die sie verant­
wortlich sind, ihres Wissens nach richtig sind und dass diese Teile des Registrierungsformulars keine 
Auslassungen enthalten, die die Aussage verzerren könnten. 

Punkt 1.3 Wird in das Registrierungsformular eine Erklärung oder ein Bericht einer Person aufgenommen, die als 
Sachverständiger handelt, so sind folgende Angaben zu dieser Person zu machen: 

a) Name, 

b) Geschäftsadresse, 

c) Qualifikationen, 

d) das wesentliche Interesse am Emittenten, falls vorhanden. 

Wurde die Erklärung oder der Bericht auf Ersuchen des Emittenten erstellt, so ist zu erklären, dass diese 
Erklärung oder dieser Bericht mit der Zustimmung vonseiten der Person, die den Inhalt dieses Teils des 
Registrierungsformulars für die Zwecke des Prospekts gebilligt hat, aufgenommen wurde. 

Punkt 1.4 Wurden Angaben von Seiten Dritter übernommen, ist zu bestätigen, dass diese Angaben korrekt 
wiedergegeben wurden und nach Wissen des Emittenten und soweit für ihn aus den von diesem 
Dritten veröffentlichten Angaben ersichtlich, nicht durch Auslassungen unkorrekt oder irreführend 
gestaltet wurden. Darüber hinaus hat der Emittent die Quelle(n) der Angaben zu nennen. 

Punkt 1.5 Eine Erklärung, dass 

a) [das Registrierungsformular/der Prospekt] durch [Bezeichnung der zuständigen Behörde] als zustän­
diger Behörde gemäß Verordnung (EU) 2017/1129 gebilligt wurde, 

b) die [Bezeichnung der zuständigen Behörde] [dieses Registrierungsformular/diesen Prospekt] nur 
bezüglich der Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und Kohärenz gemäß der Verordnung 
(EU) 2017/1129 billigt, 

c) eine solche Billigung nicht als Bestätigung des Emittenten, der Gegenstand [dieses Registrierungs­
formulars/dieses Prospekts] ist, erachtet werden sollte. 

d) das [Registrierungsformular/der Prospekt] als Teil eines EU-Wachstumsprospekts gemäß Artikel 15 
der Verordnung (EU) 2017/1129 erstellt wurde.
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ABSCHNITT 2 STRATEGIE, LEISTUNGSFÄHIGKEIT UND UNTERNEHMENSUMFELD 

Der Zweck dieses Abschnitts besteht in der Offenlegung von Informationen über die Identität des Emittenten, sein 
Unternehmen, seine Strategie und seine Ziele. Dieser Abschnitt sollte Anlegern ein klares Verständnis der 
Tätigkeiten des Emittenten und der Haupttrends, die seine Leistungsfähigkeit, seine Organisationsstruktur und 
seine wesentlichen Investitionen beeinflussen, ermöglichen. Gegebenenfalls legt der Emittent in diesem Abschnitt 
Prognosen oder Schätzungen seiner zukünftigen Leistungsfähigkeit offen. Außerdem legen Emittenten mit einer 
Marktkapitalisierung über 200 000 000 EUR in diesem Abschnitt einen die tatsächlichen Verhältnisse wie­
dergebenden und ausgewogenen Bericht über die Leistungsfähigkeit des Unternehmens in der Vergangenheit vor. 

Punkt 2.1 Angaben zum Emittenten: 

a) gesetzliche und kommerzielle Bezeichnung des Emittenten; 

b) Ort der Registrierung des Emittenten, seine Registrierungsnummer und Rechtsträgerkennung (LEI); 

c) Datum der Gründung der Gesellschaft und Existenzdauer des Emittenten, soweit diese nicht unbe­
fristet ist. 

d) Sitz und Rechtsform des Emittenten, Rechtsordnung, unter der er tätig ist, Land der Gründung der 
Gesellschaft; Anschrift und Telefonnummer seines eingetragenen Sitzes (oder Hauptort der Ge­
schäftstätigkeit, falls nicht mit dem eingetragenen Sitz identisch), etwaige Website des Emittenten 
mit einer Erklärung, dass die Angaben auf der Website nicht Teil des Prospekts sind, sofern diese 
Angaben nicht mittels Verweises in den Prospekt aufgenommen wurden. 

Punkt 2.1.1 Angaben zu wesentlichen Veränderungen in der Schulden- und Finanzierungsstruktur des Emittenten 
seit dem Ende der letzten Geschäftsperiode, für die Angaben im Registrierungsformular gemacht 
wurden. Enthält das Registrierungsformular Zwischenfinanzinformationen, können sich diese Angaben 
auf den Zeitraum seit dem Ende der letzten Zwischenberichtsperiode, für die Finanzinformationen in 
das Registrierungsformular aufgenommen wurden, beziehen; 

Punkt 2.1.2 Beschreibung der erwarteten Finanzierung der Tätigkeiten des Emittenten. 

Punkt 2.2 Überblick über die Geschäftstätigkeit 

Punkt 2.2.1 Strategie und Ziele 

Beschreibung der Geschäftsstrategie und der strategischen Ziele des Emittenten (sowohl in finanzieller 
als auch in einer etwaigen nichtfinanziellen Hinsicht). In dieser Beschreibung sind auch die zukünftigen 
Herausforderungen und die Aussichten des Emittenten zu berücksichtigen. 

Sofern relevant, wird in dieser Beschreibung auch das Regelungsumfeld, in dem der Emittent tätig ist, 
berücksichtigt. 

Punkt 2.2.2 Haupttätigkeitsbereiche 

Beschreibung der Haupttätigkeiten des Emittenten, einschließlich: 

a) der wichtigsten Arten der vertriebenen Produkte und/oder erbrachten Dienstleistungen; 

b) Angaben über etwaige wichtige neue Produkte, Dienstleistungen oder Tätigkeiten, die seit der Ver­
öffentlichung des letzten geprüften Abschlusses eingeführt wurden. 

Punkt 2.2.3 Wichtigste Märkte 

Beschreibung der wichtigsten Märkte, auf denen der Emittent tätig ist; 

Punkt 2.3 Organisationsstruktur 

Punkt 2.3.1 Ist der Emittent Teil einer Gruppe und sofern noch nicht an anderer Stelle im Registrierungsformular 
bereits vorgelegt und für ein Verständnis der Geschäftstätigkeit des Emittenten insgesamt nötig, ein 
Diagramm der Organisationsstruktur. 

Der Emittent kann das Diagramm auch durch eine kurze Beschreibung der Gruppe und seiner Stellung 
innerhalb der Gruppe ersetzen oder ergänzen, falls dies zur Darstellung der Struktur hilfreich ist.
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Punkt 2.3.2 Ist der Emittent von anderen Unternehmen der Gruppe abhängig, ist dies klar anzugeben und die 
Abhängigkeit zu erläutern. 

Punkt 2.4 Investitionen 

Punkt 2.4.1 Sofern nicht an anderer Stelle im Registrierungsformular vorgelegt, eine Beschreibung (einschließlich 
des Betrages) der wesentlichen Investitionen seit dem Ende des von den in den Prospekt aufgenom­
menen historischen Finanzinformationen abgedeckten Zeitraums bis zum Datum des Registrierungs­
formulars. 

Punkt 2.4.2 Beschreibung aller wesentlichen laufenden oder bereits fest beschlossenen Investitionen des Emittenten, 
einschließlich, sofern für die Geschäftstätigkeit des Emittenten bedeutend, der Finanzierungsmethode 
(Eigen- oder Fremdfinanzierung). 

Punkt 2.5 Angaben zur Geschäfts- und Finanzlage (nur von Emittenten mit einer Marktkapitalisierung über 
200 000 000 EUR vorzulegen, falls der gemäß Artikel 19 und 29 der Richtlinie 2013/34/EU erstellte 
und vorgelegte Lagebericht nicht im EU-Wachstumsprospekt enthalten ist). 

Punkt 2.5.1 Sofern nicht an anderer Stelle im Registrierungsformular vermerkt und sofern für das Verständnis der 
Geschäftstätigkeit des Emittenten insgesamt erforderlich, ist Folgendes vorzulegen: 

a) eine ausgewogene und umfassende Analyse des Geschäftsverlaufs und des Geschäftsergebnisses 
sowie der Stellung des Emittenten entsprechend dem Umfang und der Komplexität der Geschäfts­
tätigkeit für jedes Jahr, für das historische Finanzinformationen verlangt werden, einschließlich der 
Ursachen wesentlicher Veränderungen; 

b) Angaben zu: 

i) der wahrscheinlichen zukünftigen Entwicklung des Emittenten; 

ii) Aktivitäten im Bereich Forschung und Entwicklung. 

Soweit für das Verständnis des Geschäftsverlaufs, des Geschäftsergebnisses oder der Stellung des 
Emittenten nötig, umfasst die Analyse sowohl wesentliche finanzielle als auch, sofern angemessen, 
wesentliche nichtfinanzielle Leistungsindikatoren, die für das spezielle Unternehmen relevant sind, 
einschließlich Angaben zu Umwelt- und Arbeitnehmerbelangen. Diese Analyse umfasst, sofern an­
gemessen, Verweise auf im Jahresabschluss genannte Beträge und weitere Erläuterungen dazu. 

Punkt 2.6 Trendinformationen 

Punkt 2.6.1 Eine Beschreibung der wichtigsten aktuellen Trends bei Produktion, Umsatz und Vorräten sowie bei 
Kosten und Verkaufspreisen zwischen dem Ende des letzten Geschäftsjahres und dem Datum des 
Registrierungsformulars. 

Punkt 2.7 Gewinnprognosen oder -schätzungen 

Punkt 2.7.1 Hat ein Emittent eine (noch ausstehende und gültige) Gewinnprognose oder -schätzung veröffentlicht, 
ist diese Prognose oder Schätzung in das Registrierungsformular aufzunehmen. 

Wurde eine Gewinnprognose oder -schätzung veröffentlicht und ist diese noch ausstehend, jedoch 
nicht mehr gültig, ist eine entsprechende Erklärung abzugeben und ist darzulegen, warum eine solche 
Prognose oder Schätzung nicht mehr gültig ist. Eine solche ungültige Prognose oder Schätzung 
unterliegt nicht den unter den Punkten 2.7.2 und 2.7.3 genannten Anforderungen. 

Punkt 2.7.2 Nimmt ein Emittent eine neue Gewinnprognose oder -schätzung oder eine bereits einmal veröffent­
lichte Gewinnprognose oder -schätzung gemäß Punkt 2.7.1 auf, hat die Gewinnprognose oder -schät­
zung klar und unmissverständlich zu sein und sie hat eine Erläuterung der wichtigsten Annahmen, auf 
die der Emittent seine Prognose oder Schätzung gestützt hat, zu umfassen. 

Die Prognose oder Schätzung hat folgenden Grundsätzen zu entsprechen: 

a) Bei den Annahmen sollte klar zwischen jenen unterschieden werden, die Faktoren betreffen, die die 
Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans beeinflussen können, und Annahmen 
in Bezug auf Faktoren, die klar außerhalb des Einflussbereiches der Mitglieder des Verwaltungs-, 
Leitungs- oder Aufsichtsorgans liegen.
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b) Die Annahmen müssen plausibel, für die Anleger leicht verständlich, spezifisch sowie präzise sein 
und dürfen nicht der üblichen Exaktheit der Schätzungen entsprechen, die der Prognose zugrunde 
liegen. 

c) Die im Rahmen einer Prognose getroffenen Annahmen lenken die Aufmerksamkeit des Anlegers 
auf jene Unsicherheitsfaktoren, die das Ergebnis der Prognose wesentlich verändern könnten. 

Punkt 2.7.3 Der Prospekt enthält eine Erklärung, dass die Gewinnprognose oder -schätzung folgende zwei Kriterien 
erfüllt: 

a) Vergleichbarkeit mit dem Jahresabschluss; 

b) Konsistenz mit den Rechnungslegungsmethoden des Emittenten. 

ABSCHNITT 3 RISIKOFAKTOREN 

Der Zweck dieses Abschnitts besteht in der Beschreibung der Hauptrisiken, denen der Emittent ausgesetzt ist, und 
deren Auswirkung auf die zukünftige Leistungsfähigkeit des Emittenten. 

Punkt 3.1 Eine Beschreibung der wesentlichen Risiken, die dem Emittenten eigen sind, in einer begrenzten 
Anzahl an Kategorien in einer Rubrik mit der Überschrift „Risikofaktoren“. 

In jeder Kategorie werden die gemäß der Bewertung des Emittenten oder Anbieters wesentlichsten 
Risiken, unter Berücksichtigung der negativen Auswirkungen auf den Emittenten und der Wahrschein­
lichkeit ihres Eintretens, zuerst angeführt. Die Risiken werden durch den Inhalt des Registrierungs­
formulars bestätigt. 

ABSCHNITT 4 UNTERNEHMENSFÜHRUNG 

In diesem Abschnitt werden die Verwaltung des Emittenten und die Rolle der mit der Leitung des Unternehmens 
beauftragten Personen erläutert. Außerdem werden Angaben zum Hintergrund der Mitglieder des oberen Ma­
nagements, zu ihrer Vergütung und ihrem potenziellen Einfluss auf die Leistungsfähigkeit des Emittenten ge­
macht. 

Punkt 4.1 Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgan und oberes Management 

Punkt 4.1.1 Name und Geschäftsanschrift folgender Personen sowie Angabe ihrer Stellung beim Emittenten und der 
wichtigsten Tätigkeiten, die sie neben der Tätigkeit beim Emittenten ausüben, sofern diese für den 
Emittenten von Bedeutung sind: 

a) Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- und/oder Aufsichtsorgans; 

b) persönlich haftende Gesellschafter bei einer Kommanditgesellschaft auf Aktien; 

c) sämtliche Mitglieder des oberen Managements, die für die Feststellung relevant sind, ob der Emittent 
über die für die Führung der Geschäfte erforderliche Kompetenz und Erfahrung verfügt. 

Art einer etwaigen verwandtschaftlichen Beziehung zwischen den unter den Buchstaben a bis c 
genannten Personen. 

Punkt 4.1.2 Für jedes Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Emittenten und für jede der in 
Punkt 4.1.1 unter Buchstaben b und c genannten Personen detaillierte Angabe der einschlägigen 
Managementkompetenz und -erfahrung sowie folgende Angaben: 

a) detaillierte Angaben zu etwaigen Schuldsprüchen in Bezug auf betrügerische Straftaten während 
zumindest der letzten fünf Jahre; 

b) detaillierte Angaben zu etwaigen öffentlichen Anschuldigungen und/oder Sanktionen in Bezug auf 
die genannten Personen vonseiten der gesetzlichen Behörden oder der Regulierungsbehörden (ein­
schließlich bestimmter Berufsverbände) und eventuell Angabe des Umstands, ob diese Personen 
jemals von einem Gericht für die Mitgliedschaft im Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan 
eines Emittenten oder für die Tätigkeit im Management oder die Führung der Geschäfte eines 
Emittenten während zumindest der letzten fünf Jahre als untauglich angesehen wurden. 

Liegen keine der genannten Umstände vor, ist eine entsprechende Erklärung abzugeben. 

Punkt 4.2 Vergütungen und sonstige Leistungen 

Soweit nicht an anderer Stelle im Registrierungsformular dargelegt, für das letzte abgeschlossene 
Geschäftsjahr für die in Punkt 4.1.1 unter Buchstaben a und c genannten Personen.
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Punkt 4.2.1 Betrag der Vergütungen (einschließlich etwaiger erfolgsgebundener oder nachträglicher Vergütungen) 
und Sachleistungen, die diesen Personen vom Emittenten und seinen Tochterunternehmen für Dienst­
leistungen gezahlt oder gewährt wurden, die für den Emittenten oder seine Tochtergesellschaften von 
jeglicher Person in jeglicher Funktion erbracht wurden. Diese Angaben sind auf Einzelfallbasis bei­
zubringen, es sei denn, eine individuelle Offenlegung ist im Herkunftsland des Emittenten nicht er­
forderlich oder wird vom Emittenten nicht auf eine andere Art und Weise öffentlich vorgenommen. 

Punkt 4.2.2 Gesamthöhe der vom Emittenten oder seinen Tochtergesellschaften gebildeten Reserven oder Rück­
stellungen für Pensions- und Rentenzahlungen oder ähnliche Leistungen. 

Punkt 4.3 Aktienbesitz und Aktienoptionen 

In Bezug auf die in Punkt 4.1.1. unter Buchstaben a und c genannten Personen sind so aktuelle 
Angaben wie möglich über ihren Aktienbesitz und etwaige Aktienoptionen des Emittenten beizubrin­
gen. 

ABSCHNITT 5 FINANZINFORMATIONEN UND WESENTLICHE LEISTUNGSINDIKATOREN (KPIs) 

In diesem Abschnitt werden durch die Offenlegung der Finanzinformationen und der wesentlichen Leistungs­
indikatoren des Emittenten historische Finanzinformationen vorgelegt. Außerdem werden Angaben zur Dividen­
denpolitik des Emittenten gemacht und gegebenenfalls Pro-forma-Finanzinformationen offengelegt. 

Punkt 5.1 Historische Finanzinformationen 

Punkt 5.1.1 Beizubringen sind geprüfte historische Finanzinformationen, die die letzten zwei Geschäftsjahre ab­
decken (bzw. einen entsprechenden kürzeren Zeitraum, während dessen der Emittent tätig war), sowie 
ein Bestätigungsvermerk für jedes Geschäftsjahr. 

Punkt 5.1.2 Änderung des Bilanzstichtages 

Hat der Emittent in der Zeit, für die historische Finanzinformationen beizubringen sind, seinen Bilanz­
stichtag geändert, so decken die geprüften historischen Finanzinformationen mindestens 24 Monate 
oder — sollte der Emittent seiner Geschäftstätigkeit noch keine 24 Monate nachgegangen sein — den 
gesamten Zeitraum seiner Geschäftstätigkeit ab. 

Punkt 5.1.3 Rechnungslegungsstandards 

Die Finanzinformationen sind gemäß der internationalen Rechnungslegungsstandards, wie sie gemäß 
Verordnung (EG) nr. 1606/2002 in der Union anzuwenden sind, zu erstellen. 

Falls die Verordnung (EG) nr. 1606/2002 nicht anwendbar ist, sind die Finanzinformationen entspre­
chend folgender Standards zu erstellen: 

a) den nationalen Rechnungslegungsstandards eines Mitgliedstaats für Emittenten aus dem EWR, wie 
nach Richtlinie 2013/34/EU gefordert; 

b) den nationalen Rechnungslegungsstandards eines Drittlandes, die denen der Verordnung (EG) 
nr. 1606/2002 gleichwertig sind, bei Emittenten aus Drittländern. Wenn solche Rechnungslegungs­
standards eines Drittlandes jenen der Verordnung (EG) nr. 1606/2002 nicht gleichwertig sind, sind 
die Abschlüsse in Übereinstimmung mit dieser Verordnung neu zu erstellen. 

Punkt 5.1.4 Änderung des Rechnungslegungsrahmens 

Die letzten geprüften historischen Finanzinformationen, die Vergleichsinformationen für das voran­
gegangene Jahr enthalten, müssen in einer Form dargestellt und erstellt werden, die mit den Rech­
nungslegungsstandards konsistent ist, gemäß denen der folgende Jahresabschluss des Emittenten er­
scheint, wobei die Rechnungslegungsstandards und -strategien sowie die Rechtsvorschriften zu berück­
sichtigen sind, die auf derlei Jahresabschlüsse Anwendung finden. 

Änderungen innerhalb des auf den Emittenten anwendbaren Rechnungslegungsrahmens machen keine 
Neuerstellung des geprüften Abschlusses erforderlich. Beabsichtigt der Emittent jedoch die Anwendung 
neuer Rechnungslegungsstandards in seinem nächsten veröffentlichten Abschluss, muss zumindest ein 
vollständiger Abschluss (wie durch IAS 1 „Darstellung des Abschlusses“ festgelegt) einschließlich Ver­
gleichsinformationen in einer Form erstellt werden, die mit der konsistent ist, die im folgenden Jahres­
abschluss des Emittenten zur Anwendung gelangen wird, wobei die Rechnungslegungsstandards und 
-strategien sowie die Rechtsvorschriften zu berücksichtigen sind, die auf derlei Jahresabschlüsse An­
wendung finden.
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Punkt 5.1.5 Wurden die geprüften Finanzinformationen gemäß nationaler Rechnungslegungsgrundsätze erstellt, 
müssen diese zumindest Folgendes enthalten: 

a) die Bilanz, 

b) die Gewinn- und Verlustrechnung, 

c) die Rechnungslegungsmethoden und erläuternde Anmerkungen. 

Punkt 5.1.6 Konsolidierte Abschlüsse 

Erstellt der Emittent sowohl einen Jahresabschluss als auch einen konsolidierten Abschluss, so ist 
zumindest der konsolidierte Abschluss in das Registrierungsformular aufzunehmen. 

Punkt 5.1.7 Alter der Finanzinformationen 

Der Bilanzstichtag des letzten Jahres geprüfter Finanzinformationen darf nicht länger zurückliegen als: 

a) 18 Monate ab dem Datum des Registrierungsformulars, wenn der Emittent geprüfte Zwischen­
abschlüsse in sein Registrierungsformular aufnimmt; oder 

b) 16 Monate ab dem Datum des Registrierungsformulars, wenn der Emittent ungeprüfte Zwischen­
abschlüsse in sein Registrierungsformular aufnimmt. 

Enthält das Registrierungsformular keine Zwischenfinanzinformationen, darf der Bilanzstichtag des 
letzten geprüften Jahresabschlusses nicht länger als 16 Monate ab dem Datum des Registrierungs­
formulars zurückliegen. 

Punkt 5.2 Zwischenfinanzinformationen und sonstige Finanzinformationen 

Punkt 5.2.1 Hat der Emittent seit dem Datum des letzten geprüften Abschlusses vierteljährliche oder halbjährliche 
Finanzinformationen veröffentlicht, so sind diese in das Registrierungsformular aufzunehmen. Wurden 
diese vierteljährlichen oder halbjährlichen Finanzinformationen einer teilweisen oder vollständigen 
Prüfung unterworfen, so sind die entsprechenden Vermerke ebenfalls aufzunehmen. Wurden die vier­
teljährlichen oder halbjährlichen Finanzinformationen keiner prüferischen Durchsicht oder Prüfung 
unterzogen, so ist dies anzugeben. 

Zwischenfinanzinformationen, erstellt je nach Fall entsprechend den Anforderungen der Richtlinie 
2013/34/EU oder der Verordnung (EG) nr. 1606/2002. 

Bei Emittenten, die weder der Richtlinie 2013/34/EU noch der Verordnung (EG) nr. 1606/2002 
unterliegen, müssen diese Zwischenfinanzinformationen einen Vergleich mit dem gleichen Zeitraum 
des letzten Geschäftsjahres beinhalten, es sei denn, diese Anforderung ist durch Vorlage der Bilanzdaten 
zum Jahresende entsprechend dem maßgebenden Regelwerk der Rechnungslegung erfüllt. 

Punkt 5.3 Prüfung der jährlichen Finanzinformationen 

Punkt 5.3.1 Die historischen jährlichen Finanzinformationen müssen unabhängig geprüft worden sein. Der Bestä­
tigungsvermerk wird gemäß der Richtlinie 2014/56/EU und der Verordnung (EU) nr. 537/2014 erstellt. 

Sind Richtlinie 2014/56/EU und die Verordnung (EU) nr. 537/2014 nicht anwendbar: 

a) müssen die historischen Finanzinformationen in Übereinstimmung mit den in dem jeweiligen 
Mitgliedstaat anwendbaren Prüfungsstandards oder gleichwertigen Grundsätzen geprüft worden sein, 
oder es muss für das Registrierungsformular vermerkt werden, ob sie in Übereinstimmung mit den 
in dem jeweiligen Mitgliedstaat anwendbaren Prüfungsstandards oder gleichwertigen Grundsätzen 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermitteln; 

b) Sofern Bestätigungsvermerke über die historischen Finanzinformationen Vorbehalte, Meinungsände­
rungen oder eine Hervorhebung eines Sachverhalts enthalten oder wenn sie eingeschränkt erteilt 
wurden, sind diese Vorbehalte, Änderungen, die eingeschränkte Erteilung oder die Hervorhebung 
eines Sachverhalts in vollem Umfang wiederzugeben und die Gründe dafür anzugeben. 

Punkt 5.3.2 Angabe sonstiger Informationen im Registrierungsformular, die von den Abschlussprüfern geprüft 
wurden.
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Punkt 5.3.3 Wurden die Finanzinformationen im Registrierungsformular nicht dem geprüften Jahresabschluss des 
Emittenten entnommen, so sind die Quelle dieser Informationen und die Tatsache anzugeben, dass die 
Informationen ungeprüft sind. 

Punkt 5.4 Wesentliche Leistungsindikatoren (KPIs) 

Punkt 5.4.1 Sofern noch nicht an anderer Stelle im Registrierungsformular offengelegt und wenn ein Emittent 
finanzielle und/oder operative KPIs veröffentlicht hat oder diese in das Registrierungsformular auf­
nimmt, ist eine Beschreibung der KPIs des Emittenten für jedes Geschäftsjahr für den Zeitraum, der 
durch die historischen Finanzinformationen abgedeckt wird, in das Registrierungsformular aufzuneh­
men. 

KPIs müssen auf einer vergleichbaren Grundlage berechnet werden. Wurden die KPIs von den Ab­
schlussprüfern geprüft, ist darauf hinzuweisen. 

Punkt 5.5 Wesentliche Veränderungen in der Finanzlage des Emittenten 

Beschreibung jeder wesentlichen Veränderung in der Finanzlage der Gruppe, die seit dem Ende des 
Stichtags eingetreten ist, für den entweder geprüfte Abschlüsse oder Zwischenfinanzinformationen 
veröffentlicht wurden. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

Punkt 5.6 Dividendenpolitik 

Beschreibung der Politik des Emittenten auf dem Gebiet der Dividendenausschüttungen und etwaiger 
diesbezüglicher Beschränkungen. Verfolgt der Emittent keine derartige Politik, ist eine negative Erklä­
rung abzugeben. 

Angabe des Betrags der Dividende pro Aktie für jedes Geschäftsjahr innerhalb des durch den Jahres­
abschluss abgedeckten Zeitraums. Wurde die Zahl der Aktien des Emittenten geändert, ist eine Berei­
nigung zu Vergleichszwecken vorzunehmen, sofern dies nicht im Abschluss offengelegt wird. 

Punkt 5.7 Pro-forma-Finanzinformationen 

Im Falle einer bedeutenden Brutto-Veränderung ist zu beschreiben, wie die Transaktion ggf. die Aktiva 
und Passiva sowie die Erträge des Emittenten beeinflusst hätte, wenn sie zu Beginn des Berichtszeit­
raums oder zum Berichtszeitpunkt durchgeführt worden wäre. 

Dieser Anforderung wird normalerweise durch die Aufnahme von Pro-forma-Finanzinformationen 
Genüge getan. Diese Pro-forma-Finanzinformationen sind gemäß Anhang 20 zu erstellen und müssen 
die darin geforderten Angaben enthalten. 

Den Pro-forma-Finanzinformationen ist ein Vermerk eines unabhängigen Wirtschafts- oder Abschluss­
prüfers beizufügen. 

ABSCHNITT 6 ANGABEN ZU ANTEILSEIGNERN UND WERTPAPIERINHABERN 

Dieser Abschnitt enthält Angaben zu den Hauptanteilseignern, zu möglichen Interessenkonflikten zwischen dem 
oberen Management und dem Emittenten, zum Aktienkapital des Emittenten sowie Angaben zu Geschäften mit 
verbundenen Parteien, zu Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren und zu wesentlichen Verträgen. 

Punkt 6.1 Hauptaktionäre 

Punkt 6.1.1 Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe jeglicher Person, die direkt oder indirekt eine Beteiligung von 
5 % oder mehr am Eigenkapital des Emittenten oder den entsprechenden Stimmrechten hält, ein­
schließlich des Betrags der Beteiligung dieser Person zum Datum des Registrierungsformulars. Ansons­
ten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

Punkt 6.1.2 Angabe, ob die Hauptaktionäre des Emittenten unterschiedliche Stimmrechte haben. Ansonsten ist eine 
negative Erklärung abzugeben. 

Punkt 6.1.3 Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe, ob an dem Emittenten unmittelbare oder mittelbare Betei­
ligungen oder Beherrschungsverhältnisse bestehen und wer diese Beteiligungen hält bzw. diese Beherr­
schung ausübt. Beschreibung der Art und Weise einer derartigen Beherrschung und der vorhandenen 
Maßnahmen zur Verhinderung des Missbrauchs einer solchen Beherrschung. 

Punkt 6.1.4 Sofern dem Emittenten bekannt, Beschreibung etwaiger Vereinbarungen, deren Ausübung zu einem 
späteren Zeitpunkt zu einer Änderung in der Beherrschung des Emittenten führen oder diese ver­
hindern könnte.
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Punkt 6.2 Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren 

Punkt 6.2.1 Angaben über etwaige staatliche Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren (einschließlich 
derjenigen Verfahren, die nach Kenntnis des Emittenten noch anhängig sind oder eingeleitet werden 
könnten), die im Zeitraum der mindestens 12 letzten Monate stattfanden und die sich in jüngster Zeit 
erheblich auf die Finanzlage oder die Rentabilität des Emittenten und/oder der Gruppe ausgewirkt 
haben oder sich in Zukunft auswirken könnten. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

Punkt 6.3 Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgan und oberes Management — Interessenkonflikte 

Punkt 6.3.1 Potenzielle Interessenkonflikte zwischen den Verpflichtungen der unter Punkt 4.1.1 genannten Per­
sonen gegenüber dem Emittenten und ihren privaten Interessen und/oder sonstigen Verpflichtungen 
sind klar anzugeben. Falls keine derartigen Konflikte bestehen, ist eine entsprechende Erklärung ab­
zugeben. 

Ferner ist jegliche Vereinbarung oder Abmachung mit den Hauptaktionären, Kunden, Lieferanten oder 
sonstigen Personen zu nennen, aufgrund deren eine unter Punkt 4.1.1 genannte Person zum Mitglied 
eines Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans bzw. zum Mitglied des oberen Managements be­
stellt wurde. 

Zudem sind die Einzelheiten aller Veräußerungsbeschränkungen anzugeben, die die unter Punkt 4.1.1 
genannten Personen für die von ihnen gehaltenen Wertpapiere des Emittenten für einen bestimmten 
Zeitraum vereinbart haben. 

Punkt 6.4 Geschäfte mit verbundenen Parteien 

Punkt 6.4.1 Soweit die gemäß der Verordnung (EG) nr. 1606/2002 übernommenen internationalen Rechnungs­
legungsstandards auf den Emittenten keine Anwendung finden, sind folgende Angaben für den Zeit­
raum, auf den sich die historischen Finanzinformationen beziehen, bis zum Datum des Registrierungs­
formulars vorzulegen: 

a) Art und Umfang der Geschäfte ( 1 ), die als einzelnes Geschäft oder insgesamt für den Emittenten von 
wesentlicher Bedeutung sind. Erfolgt der Abschluss derartiger Geschäfte mit verbundenen Parteien 
nicht auf marktkonforme Weise, ist zu erläutern, weshalb. Im Falle ausstehender Darlehen ein­
schließlich Garantien jeglicher Art ist der ausstehende Betrag anzugeben; 

b) Betrag oder Prozentsatz, zu dem die Geschäfte mit verbundenen Parteien Bestandteil des Umsatzes 
des Unternehmens sind. 

Finden gemäß der Verordnung (EG) nr. 1606/2002 übernommene internationale Rechnungslegungs­
standards auf den Emittenten Anwendung, so sind die unter Buchstaben a und b genannten Informa­
tionen nur für diejenigen Geschäfte anzugeben, die seit dem Ende des letzten Berichtszeitraums, für 
den geprüfte Finanzinformationen veröffentlicht wurden, getätigt wurden. 

Punkt 6.5 Aktienkapital 

Punkt 6.5.1 Aufzunehmen sind die folgenden Angaben unter den Punkten 6.5.2 bis 6.5.7 im Jahresabschluss zum 
Stichtag der jüngsten Bilanz: 

Punkt 6.5.2 Höhe des ausgegebenen Kapitals und für jede Gattung des Aktienkapitals: 

a) der Gesamtbetrag des genehmigten Aktienkapitals des Emittenten; 

b) Zahl der ausgegebenen und voll eingezahlten Aktien und Zahl der ausgegebenen und nicht voll 
eingezahlten Aktien; 

c) Nennwert pro Aktie bzw. Angabe, dass die Aktien keinen Nennwert haben, und 

d) Abgleich zwischen der Zahl der ausstehenden Aktien zu Beginn und zum Ende des Geschäftsjahres. 

Wurde mehr als 10 % des Kapitals während des Zeitraums, auf den sich der Jahresabschluss bezieht, 
mit anderen Aktiva als Barmitteln eingezahlt, so ist dies anzugeben. 

Punkt 6.5.3 Sollten Aktien vorhanden sein, die nicht Bestandteil des Eigenkapitals sind, so sind die Anzahl und die 
wesentlichen Merkmale dieser Aktien anzugeben. 

Punkt 6.5.4 Angabe der Anzahl, des Buchwertes sowie des Nennbetrags der Aktien, die Bestandteil des Eigen­
kapitals des Emittenten sind und die vom Emittenten selbst oder in seinem Namen oder von Toch­
tergesellschaften des Emittenten gehalten werden. 

_____________ 
( 1 ) Geschäfte mit verbundenen Parteien zu diesen Zwecken sind jene, die in den gemäß der Verordnung (EG) nr. 1606/2002 über­

nommenen Standards genannt werden.
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Punkt 6.5.5 Angabe etwaiger wandelbarer Wertpapiere, umtauschbarer Wertpapiere oder etwaiger Wertpapieren 
mit Optionsscheinen, wobei die geltenden Bedingungen und Verfahren für die Wandlung, den Um­
tausch oder die Zeichnung darzulegen sind. 

Punkt 6.5.6 Angaben über eventuelle Akquisitionsrechte und deren Bedingungen und/oder über Verpflichtungen in 
Bezug auf genehmigtes, aber noch nicht ausgegebenes Kapital oder in Bezug auf eine Kapitalerhöhung. 

Punkt 6.5.7 Angaben, ob auf den Anteil eines Mitglieds der Gruppe ein Optionsrecht besteht oder ob bedingt oder 
bedingungslos vereinbart wurde, einen Anteil an ein Optionsrecht zu knüpfen, sowie Einzelheiten über 
solche Optionen, die auch jene Personen betreffen, die diese Optionsrechte erhalten haben. 

Punkt 6.6 Satzung und Statuten der Gesellschaft 

Punkt 6.6.1 Kurze Beschreibung etwaiger Bestimmungen der Satzung und der Statuten des Emittenten sowie der 
Gründungsurkunde oder sonstiger Satzungen, die eine Verzögerung, einen Aufschub oder die Ver­
hinderung eines Wechsels in der Beherrschung des Emittenten bewirken könnten. 

Punkt 6.7 Wichtige Verträge 

Punkt 6.7.1 Kurze Zusammenfassung jedes im letzten Jahr vor der Veröffentlichung des Registrierungsformulars 
abgeschlossenen wesentlichen Vertrags (mit Ausnahme von Verträgen, die im Rahmen der normalen 
Geschäftstätigkeit abgeschlossen wurden), bei dem der Emittent oder ein sonstiges Mitglied der Gruppe 
eine Vertragspartei ist. 

ABSCHNITT 7 VERFÜGBARE DOKUMENTE 

Punkt 7.1 Abzugeben ist eine Erklärung, dass während der Gültigkeitsdauer des Registrierungsformulars ggf. die 
folgenden Dokumente eingesehen werden können: 

a) die aktuelle Satzung und die aktuellen Statuten des Emittenten; 

b) sämtliche Berichte, Schreiben und sonstigen Dokumente, Bewertungen und Erklärungen, die von 
einem Sachverständigen auf Ersuchen des Emittenten erstellt bzw. abgegeben wurden, sofern Teile 
davon in das Registrierungsformular eingeflossen sind oder in ihm darauf verwiesen wird. 

Die Website, auf der die Dokumente eingesehen werden können, ist anzugeben.
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ANHANG 25 

REGISTRIERUNGSFORMULAR BEIM EU-WACHSTUMSPROSPEKT FÜR NICHTDIVIDENDENWERTE 

ABSCHNITT 1 VERANTWORTLICHE PERSONEN, ANGABEN VON SEITEN DRITTER, SACHVERSTÄNDIGENBERICHTE UND 
BILLIGUNG DURCH DIE ZUSTÄNDIGE BEHÖRDE 

Dieser Abschnitt enthält Angaben zu den Personen, die für den Inhalt des Registrierungsformulars beim EU- 
Wachstumsprospekt verantwortlich sind. Der Zweck dieses Abschnitts besteht darin, den Anlegern bezüglich der 
Richtigkeit der im Prospekt enthaltenen Angaben Sicherheit zu geben. Außerdem enthält dieser Abschnitt 
Angaben zur Rechtsgrundlage für das Registrierungsformular beim EU-Wachstumsprospekt und dessen Billigung 
durch die zuständige Behörde. 

Punkt 1.1 Nennung aller Personen, die für die Angaben im Registrierungsformular bzw. für bestimmte Teile der 
Angaben verantwortlich sind. Im letzteren Fall sind die entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es 
sich um natürliche Personen, zu denen auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichts­
organs des Emittenten gehören, sind Name und Funktion dieser Person anzugeben. Bei juristischen 
Personen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft anzugeben. 

Punkt 1.2 Erklärung der für das Registrierungsformular verantwortlichen Personen, dass die Angaben im Regis­
trierungsformular ihres Wissens nach richtig sind und dass das Registrierungsformular keine Auslas­
sungen enthält, die die Aussage verzerren könnten. 

Gegebenenfalls Erklärung der für bestimmte Abschnitte des Registrierungsformulars verantwortlichen 
Personen, dass die in den Teilen des Registrierungsformulars genannten Angaben, für die sie verant­
wortlich sind, ihres Wissens nach richtig sind und dass diese Teile des Registrierungsformulars keine 
Auslassungen enthalten, die die Aussage verzerren könnten. 

Punkt 1.3 Wird in das Registrierungsformular eine Erklärung oder ein Bericht einer Person aufgenommen, die als 
Sachverständiger handelt, so sind folgende Angaben zu dieser Person zu machen: 

a) Name, 

b) Geschäftsadresse, 

c) Qualifikationen, 

d) das wesentliche Interesse am Emittenten, falls vorhanden. 

Wurde der Bericht auf Ersuchen des Emittenten erstellt, so ist zu erklären, dass er mit Zustimmung der 
Person, die den Inhalt dieses Teils des Registrierungsformulars für die Zwecke des Prospekts gebilligt 
hat, aufgenommen wurde. 

Punkt 1.4 Wurden Angaben von Seiten Dritter übernommen, ist zu bestätigen, dass diese Angaben korrekt 
wiedergegeben wurden und nach Wissen des Emittenten und soweit für ihn aus den von diesem 
Dritten veröffentlichten Angaben ersichtlich, nicht durch Auslassungen unkorrekt oder irreführend 
gestaltet wurden. Darüber hinaus hat der Emittent die Quelle(n) der Angaben zu nennen. 

Punkt 1.5 Eine Erklärung, dass 

a) [das Registrierungsformular/der Prospekt] durch [Bezeichnung der zuständigen Behörde] als zustän­
diger Behörde gemäß Verordnung (EU) 2017/1129 gebilligt wurde, 

b) die [Bezeichnung der zuständigen Behörde] [dieses Registrierungsformular/diesen Prospekt] nur 
bezüglich der Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und Kohärenz gemäß der Verordnung 
(EU) 2017/1129 billigt, 

c) eine solche Billigung nicht als Bestätigung des Emittenten, der Gegenstand [dieses Registrierungs­
formulars/dieses Prospekts] ist, erachtet werden sollte. 

d) das [Registrierungsformular/der Prospekt] als Teil eines EU-Wachstumsprospekts gemäß Artikel 15 
der Verordnung (EU) 2017/1129 erstellt wurde.
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ABSCHNITT 2 STRATEGIE, LEISTUNGSFÄHIGKEIT UND UNTERNEHMENSUMFELD 

Der Zweck dieses Abschnitts besteht in der Offenlegung von Informationen über die Identität des Emittenten, sein 
Unternehmen, seine Strategie und seine Ziele. Dieser Abschnitt sollte Anlegern ein klares Verständnis der 
Tätigkeiten des Emittenten und der Haupttrends, die seine Leistungsfähigkeit, seine Organisationsstruktur und 
seine wesentlichen Investitionen beeinflussen, ermöglichen. Gegebenenfalls legt der Emittent in diesem Abschnitt 
Prognosen oder Schätzungen seiner zukünftigen Leistungsfähigkeit offen. 

Punkt 2.1 Angaben zum Emittenten: 

a) gesetzliche und kommerzielle Bezeichnung des Emittenten; 

b) Ort der Registrierung des Emittenten, seine Registrierungsnummer und Rechtsträgerkennung (LEI); 

c) Datum der Gründung der Gesellschaft und Existenzdauer des Emittenten, soweit diese nicht unbe­
fristet ist. 

d) Sitz und Rechtsform des Emittenten, Rechtsordnung, unter der er tätig ist, Land der Gründung der 
Gesellschaft; Anschrift und Telefonnummer seines eingetragenen Sitzes (oder Hauptort der Ge­
schäftstätigkeit, falls nicht mit dem eingetragenen Sitz identisch), etwaige Website des Emittenten 
mit einer Erklärung, dass die Angaben auf der Website nicht Teil des Prospekts sind, sofern diese 
Angaben nicht mittels Verweises in den Prospekt aufgenommen wurden; 

e) jüngste Ereignisse, die für den Emittenten eine besondere Bedeutung haben und die in hohem Maße 
für eine Bewertung der Solvenz des Emittenten relevant sind; 

f) Angabe der Ratings, die für einen Emittenten in dessen Auftrag oder in Zusammenarbeit mit ihm 
beim Ratingverfahren erstellt wurden. 

Punkt 2.1.1 Angaben zu wesentlichen Veränderungen in der Schulden- und Finanzierungsstruktur des Emittenten 
seit dem Ende der letzten Geschäftsperiode, für die Angaben im Registrierungsformular gemacht 
wurden. Enthält das Registrierungsformular Zwischenfinanzinformationen, können sich diese Angaben 
auf den Zeitraum seit dem Ende der letzten Zwischenberichtsperiode, für die Finanzinformationen in 
das Registrierungsformular aufgenommen wurden, beziehen; 

Punkt 2.1.2 Beschreibung der erwarteten Finanzierung der Tätigkeiten des Emittenten. 

Punkt 2.2 Überblick über die Geschäftstätigkeit 

Punkt 2.2.1 Haupttätigkeitsbereiche 

Beschreibung der Haupttätigkeiten des Emittenten, einschließlich: 

a) der wichtigsten Arten der vertriebenen Produkte und/oder erbrachten Dienstleistungen; 

b) Angaben über etwaige wichtige neue Produkte, Dienstleistungen oder Tätigkeiten, die seit der Ver­
öffentlichung des letzten geprüften Abschlusses eingeführt wurden. 

Punkt 2.2.2 Wichtigste Märkte 

Beschreibung der wichtigsten Märkte, auf denen der Emittent tätig ist; 

Punkt 2.3 Organisationsstruktur 

Punkt 2.3.1 Ist der Emittent Teil einer Gruppe und sofern noch nicht an anderer Stelle im Registrierungsformular 
bereits vorgelegt und für ein Verständnis der Geschäftstätigkeit des Emittenten insgesamt nötig, ein 
Diagramm der Organisationsstruktur. 

Der Emittent kann das Diagramm auch durch eine kurze Beschreibung der Gruppe und seiner Stellung 
innerhalb der Gruppe ersetzen oder ergänzen, falls dies zur Darstellung der Struktur hilfreich ist. 

Punkt 2.3.2 Ist der Emittent von anderen Unternehmen der Gruppe abhängig, ist dies klar anzugeben und die 
Abhängigkeit zu erläutern. 

Punkt 2.4 Trendinformationen
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Punkt 2.4.1 Eine Beschreibung 

a) jeder wesentlichen Verschlechterung der Aussichten des Emittenten seit dem Datum des letzten 
veröffentlichten geprüften Abschlusses; 

b) jeder wesentlichen Änderung der Finanz- und Ertragslage der Gruppe seit dem Ende des letzten 
Berichtszeitraums, für den bis zum Datum des Registrierungsformulars Finanzinformationen ver­
öffentlicht wurden. 

Falls weder Buchstabe a noch Buchstabe b zutreffen, sollte der Emittent (eine) entsprechende negative 
Erklärung(en) abgeben. 

Punkt 2.5 Gewinnprognosen oder -schätzungen 

Punkt 2.5.1 Nimmt ein Emittent freiwillig eine Gewinnprognose oder -schätzung in den Prospekt auf, muss diese 
Prognose oder Schätzung klar und unmissverständlich sein und hat sie eine Erläuterung der wichtigsten 
Annahmen, auf die der Emittent seine Prognose oder Schätzung gestützt hat, zu umfassen. 

Die Prognose oder Schätzung hat folgenden Grundsätzen zu entsprechen: 

a) Bei den Annahmen sollte klar zwischen jenen unterschieden werden, die Faktoren betreffen, die die 
Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans beeinflussen können, und Annahmen 
in Bezug auf Faktoren, die klar außerhalb des Einflussbereiches der Mitglieder des Verwaltungs-, 
Leitungs- oder Aufsichtsorgans liegen. 

b) Die Annahmen müssen plausibel, für die Anleger leicht verständlich, spezifisch sowie präzise sein 
und dürfen nicht der üblichen Exaktheit der Schätzungen entsprechen, die der Prognose zugrunde 
liegen. 

c) Die im Rahmen einer Prognose getroffenen Annahmen lenken die Aufmerksamkeit des Anlegers 
auf jene Unsicherheitsfaktoren, die das Ergebnis der Prognose wesentlich verändern könnten. 

Punkt 2.5.2 Der Prospekt enthält eine Erklärung, dass die Gewinnprognose oder -schätzung folgende zwei Kriterien 
erfüllt: 

a) Vergleichbarkeit mit dem Jahresabschluss; 

b) Konsistenz mit den Rechnungslegungsmethoden des Emittenten. 

ABSCHNITT 3 RISIKOFAKTOREN 

Der Zweck dieses Abschnitts besteht in der Beschreibung der Hauptrisiken, denen der Emittent ausgesetzt ist, und 
deren Auswirkung auf die zukünftige Leistungsfähigkeit des Emittenten. 

Punkt 3.1 Eine Beschreibung der wesentlichen Risiken, die dem Emittenten eigen sind und die die Fähigkeit des 
Emittenten beeinflussen können, seinen sich aus den Wertpapieren ergebenden Verpflichtungen nach­
zukommen, in einer begrenzten Anzahl an Kategorien in einer Rubrik mit der Überschrift „Risiko­
faktoren“. 

In jeder Kategorie werden die gemäß der Bewertung des Emittenten oder Anbieters wesentlichsten 
Risiken, unter Berücksichtigung der negativen Auswirkungen auf den Emittenten und der Wahrschein­
lichkeit ihres Eintretens, zuerst angeführt. Die Risiken werden durch den Inhalt des Registrierungs­
formulars bestätigt. 

ABSCHNITT 4 UNTERNEHMENSFÜHRUNG 

In diesem Abschnitt werden die Verwaltung des Emittenten und die Rolle der mit der Leitung des Unternehmens 
beauftragten Personen erläutert. 

Punkt 4.1 Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgan und oberes Management 

Punkt 4.1.1 Name und Geschäftsanschrift folgender Personen sowie Angabe ihrer Stellung beim Emittenten und der 
wichtigsten Tätigkeiten, die sie neben der Tätigkeit beim Emittenten ausüben, sofern diese für den 
Emittenten von Bedeutung sind: 

a) Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- und/oder Aufsichtsorgans; 

b) persönlich haftende Gesellschafter bei einer Kommanditgesellschaft auf Aktien.
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ABSCHNITT 5 FINANZINFORMATIONEN UND WESENTLICHE LEISTUNGSINDIKATOREN 

In diesem Abschnitt werden durch die Offenlegung der Finanzinformationen und der wesentlichen Leistungs­
indikatoren (KPIs) des Emittenten historische Finanzinformationen vorgelegt. 

Punkt 5.1 Historische Finanzinformationen 

Punkt 5.1.1 Beizubringen sind geprüfte historische Finanzinformationen, die das letzte Geschäftsjahr abdecken 
(bzw. einen entsprechenden kürzeren Zeitraum, in dem der Emittent tätig war), sowie der Bestätigungs­
vermerk für dieses Geschäftsjahr. 

Punkt 5.1.2 Änderung des Bilanzstichtages 

Hat der Emittent in der Zeit, für die historische Finanzinformationen beizubringen sind, seinen Bilanz­
stichtag geändert, so decken die geprüften historischen Finanzinformationen mindestens 12 Monate 
oder — sollte der Emittent seiner Geschäftstätigkeit noch keine 12 Monate nachgegangen sein — den 
gesamten Zeitraum seiner Geschäftstätigkeit ab. 

Punkt 5.1.3 Rechnungslegungsstandards 

Die Finanzinformationen sind gemäß der internationalen Rechnungslegungsstandards, wie sie gemäß 
Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 in der Union anzuwenden sind, zu erstellen. 

Falls die Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 nicht anwendbar ist, sind die Finanzinformationen entspre­
chend folgender Standards zu erstellen: 

a) den nationalen Rechnungslegungsstandards eines Mitgliedstaats bei Emittenten aus dem EWR, wie 
in der Richtlinie 2013/34/EU gefordert; 

b) den nationalen Rechnungslegungsstandards eines Drittlandes, die denen der Verordnung (EG) 
Nr. 1606/2002 gleichwertig sind, bei Emittenten aus Drittländern. Wenn solche Rechnungslegungs­
standards eines Drittlandes jenen der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 nicht gleichwertig sind, sind 
die Abschlüsse in Übereinstimmung mit dieser Verordnung neu zu erstellen. 

Punkt 5.1.4 Änderung des Rechnungslegungsrahmens 

Die letzten geprüften historischen Finanzinformationen müssen in einer Form dargestellt und erstellt 
werden, die mit dem Rechnungslegungsrahmen konsistent ist, der beim folgenden Jahresabschluss des 
Emittenten zugrunde gelegt wird. 

Änderungen innerhalb des bestehenden Rechnungslegungsrahmens des Emittenten erfordern keine 
Anpassung des geprüften Abschlusses. Beabsichtigt der Emittent jedoch die Anwendung neuer Rech­
nungslegungsstandards in seinem nächsten veröffentlichten Abschluss, muss das letzte Abschlussjahr 
gemäß den neuen Standards aufbereitet und geprüft werden. 

Punkt 5.1.5 Wurden die geprüften Finanzinformationen gemäß nationaler Rechnungslegungsgrundsätze erstellt, 
müssen diese zumindest Folgendes enthalten: 

a) die Bilanz, 

b) die Gewinn- und Verlustrechnung, 

c) die Rechnungslegungsmethoden und erläuternde Anmerkungen. 

Punkt 5.1.6 Konsolidierte Abschlüsse 

Erstellt der Emittent sowohl einen Jahresabschluss als auch einen konsolidierten Abschluss, so ist 
zumindest der konsolidierte Abschluss in das Registrierungsformular aufzunehmen. 

Punkt 5.1.7 Alter der Finanzinformationen 

Die Bilanz des letzten Jahres geprüfter Finanzinformationen darf nicht älter als 18 Monate sein, 
gerechnet ab dem Datum des Registrierungsformulars. 

Punkt 5.2 Zwischenfinanzinformationen und sonstige Finanzinformationen

DE 21.6.2019 Amtsblatt der Europäischen Union L 166/159



 

Punkt 5.2.1 Hat der Emittent seit dem Datum des letzten geprüften Abschlusses vierteljährliche oder halbjährliche 
Finanzinformationen veröffentlicht, so sind diese in das Registrierungsformular aufzunehmen. Wurden 
diese vierteljährlichen oder halbjährlichen Finanzinformationen einer teilweisen oder vollständigen 
Prüfung unterworfen, so sind die entsprechenden Vermerke ebenfalls aufzunehmen. Wurden die vier­
teljährlichen oder halbjährlichen Finanzinformationen keiner prüferischen Durchsicht oder Prüfung 
unterzogen, so ist dies anzugeben. 

Zwischenfinanzinformationen, erstellt je nach Fall entsprechend den Anforderungen der Richtlinie 
2013/34/EU oder der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002. 

Bei Emittenten, die weder der Richtlinie 2013/34/EU noch der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 
unterliegen, müssen diese Zwischenfinanzinformationen einen Vergleich mit dem gleichen Zeitraum 
des letzten Geschäftsjahres beinhalten, es sei denn, diese Anforderung ist durch Vorlage der Bilanzdaten 
zum Jahresende entsprechend dem maßgebenden Regelwerk der Rechnungslegung erfüllt. 

Punkt 5.3 Prüfung der historischen jährlichen Finanzinformationen 

Punkt 5.3.1 Die historischen jährlichen Finanzinformationen müssen unabhängig geprüft worden sein. Der Bestä­
tigungsvermerk wird in Übereinstimmung mit der Richtlinie 2014/56/EU und der Verordnung (EU) 
Nr. 537/2014 erstellt. 

Sind die Richtlinie 2014/56/EU und die Verordnung (EU) Nr. 537/2014 nicht anwendbar, 

a) müssen die historischen Finanzinformationen in Übereinstimmung mit den in dem jeweiligen 
Mitgliedstaat anwendbaren Prüfungsstandards oder gleichwertigen Grundsätzen geprüft worden sein, 
oder es muss für das Registrierungsformular vermerkt werden, ob sie in Übereinstimmung mit den 
in dem jeweiligen Mitgliedstaat anwendbaren Prüfungsstandards oder gleichwertigen Grundsätzen 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermitteln; 

b) Sofern Bestätigungsvermerke über die historischen Finanzinformationen Vorbehalte, Meinungsände­
rungen oder eine Hervorhebung eines Sachverhalts enthalten oder wenn sie eingeschränkt erteilt 
wurden, sind diese Vorbehalte, Änderungen, die eingeschränkte Erteilung oder die Hervorhebung 
eines Sachverhalts in vollem Umfang wiederzugeben und die Gründe dafür anzugeben. 

Punkt 5.3.2 Angabe sonstiger Informationen im Registrierungsformular, die von den Abschlussprüfern geprüft 
wurden. 

Punkt 5.3.3 Wurden die Finanzinformationen im Registrierungsformular nicht dem geprüften Jahresabschluss des 
Emittenten entnommen, so sind die Quelle dieser Informationen und die Tatsache anzugeben, dass die 
Informationen ungeprüft sind. 

Punkt 5.4 Wesentliche Leistungsindikatoren („KPIs“) 

Punkt 5.4.1 Sofern noch nicht an anderer Stelle im Registrierungsformular offengelegt und wenn ein Emittent 
finanzielle und/oder operative KPIs veröffentlicht hat oder diese in das Registrierungsformular auf­
nimmt, wird eine Beschreibung der wesentlichen Leistungsindikatoren des Emittenten für jedes Ge­
schäftsjahr für den Zeitraum, der durch die historischen Finanzinformationen abgedeckt wird, in das 
Registrierungsformular aufgenommen. 

KPIs müssen auf einer vergleichbaren Grundlage berechnet werden. Wurden die KPIs von den Ab­
schlussprüfern geprüft, ist darauf hinzuweisen. 

Punkt 5.5 Wesentliche Veränderungen in der Finanzlage des Emittenten 

Beschreibung jeder wesentlichen Veränderung in der Finanzlage der Gruppe, die seit dem Ende des 
Stichtags eingetreten ist, für den entweder geprüfte Abschlüsse oder Zwischenfinanzinformationen 
veröffentlicht wurden. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

ABSCHNITT 6 ANGABEN ZU ANTEILSEIGNERN UND WERTPAPIERINHABERN 

Dieser Abschnitt enthält Angaben zu den Hauptanteilseignern, zu möglichen Interessenkonflikten zwischen dem 
oberen Management und dem Emittenten, zum Aktienkapital des Emittenten sowie Angaben zu Geschäften mit 
verbundenen Parteien, zu Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren und zu wesentlichen Verträgen. 

Punkt 6.1 Hauptaktionäre
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Punkt 6.1.1 Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe, ob an dem Emittenten unmittelbare oder mittelbare Betei­
ligungen oder Beherrschungsverhältnisse bestehen und wer diese Beteiligungen hält bzw. diese Beherr­
schung ausübt. Beschreibung der Art und Weise einer derartigen Beherrschung und der vorhandenen 
Maßnahmen zur Verhinderung des Missbrauchs einer solchen Beherrschung. 

Punkt 6.1.2 Sofern dem Emittenten bekannt, Beschreibung etwaiger Vereinbarungen, deren Ausübung zu einem 
späteren Zeitpunkt zu einer Änderung in der Beherrschung des Emittenten führen oder diese ver­
hindern könnte. 

Punkt 6.2 Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren 

Punkt 6.2.1 Angaben über etwaige staatliche Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren (einschließlich 
derjenigen Verfahren, die nach Kenntnis des Emittenten noch anhängig sind oder eingeleitet werden 
könnten), die im Zeitraum der mindestens 12 letzten Monate stattfanden und die sich in jüngster Zeit 
erheblich auf die Finanzlage oder die Rentabilität des Emittenten und/oder der Gruppe ausgewirkt 
haben oder sich in Zukunft auswirken könnten. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

Punkt 6.3 Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgan und oberes Management — Interessenkonflikte 

Punkt 6.3.1 Potenzielle Interessenkonflikte zwischen den Verpflichtungen der unter Punkt 4.1.1 genannten Per­
sonen gegenüber dem Emittenten und ihren privaten Interessen und/oder sonstigen Verpflichtungen 
sind klar anzugeben. Falls keine derartigen Interessenkonflikte bestehen, ist eine entsprechende Erklä­
rung abzugeben. 

Punkt 6.4 Wichtige Verträge 

Punkt 6.4.1 Kurze Zusammenfassung jedes nicht im Rahmen der normalen Geschäftstätigkeit geschlossenen wich­
tigen Vertrags, der dazu führen könnte, dass ein Mitglied der Gruppe eine Verpflichtung oder ein Recht 
erlangt, die bzw. das für die Fähigkeit des Emittenten, seinen Verpflichtungen gegenüber den Wert­
papierinhabern in Bezug auf die ausgegebenen Wertpapiere nachzukommen, von wesentlicher Bedeu­
tung ist. 

ABSCHNITT 7 VERFÜGBARE DOKUMENTE 

Punkt 7.1 Abzugeben ist eine Erklärung, dass während der Gültigkeitsdauer des Registrierungsformulars ggf. die 
folgenden Dokumente eingesehen werden können: 

a) die aktuelle Satzung und die aktuellen Statuten des Emittenten; 

b) sämtliche Berichte, Schreiben und sonstigen Dokumente, Bewertungen und Erklärungen, die von 
einem Sachverständigen auf Ersuchen des Emittenten erstellt bzw. abgegeben wurden, sofern Teile 
davon in das Registrierungsformular eingeflossen sind oder in ihm darauf verwiesen wird. 

Die Website, auf der die Dokumente eingesehen werden können, ist anzugeben.
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ANHANG 26 

WERTPAPIERBESCHREIBUNG BEIM EU-WACHSTUMSPROSPEKT FÜR DIVIDENDENWERTE 

ABSCHNITT 1 ZWECK, VERANTWORTLICHE PERSONEN, ANGABEN VON SEITEN DRITTER, SACHVERSTÄNDIGENBE­
RICHTE UND BILLIGUNG DURCH DIE ZUSTÄNDIGE BEHÖRDE 

Dieser Abschnitt enthält Angaben zu den Personen, die für den Inhalt der EU-Wachstumswertpapier­
beschreibung verantwortlich sind. Der Zweck dieses Abschnitts besteht darin, den Anlegern bezüglich der 
Richtigkeit der im Prospekt enthaltenen Angaben Sicherheit zu geben. Zusätzlich enthält dieser Abschnitt 
Angaben zu den Interessen der in das Angebot involvierten Personen sowie zu den Gründen für das 
Angebot, zur Verwendung der Erlöse und zu den Kosten des Angebots. Außerdem enthält der Abschnitt 
Angaben zur Rechtsgrundlage der EU-Wachstumswertpapierbeschreibung und ihrer Billigung durch die 
zuständige Behörde. 

Punkt 1.1 Nennung aller Personen, die für die Angaben in der Wertpapierbeschreibung bzw. für bestimmte 
Teile der Angaben verantwortlich sind. Im letzteren Fall sind die entsprechenden Teile anzugeben. 
Handelt es sich um natürliche Personen, zu denen auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- 
oder Aufsichtsorgans des Emittenten gehören, sind Name und Funktion dieser Person anzugeben. 
Bei juristischen Personen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft anzugeben. 

Punkt 1.2 Erklärung der für die Wertpapierbeschreibung verantwortlichen Personen, dass die Angaben in der 
Wertpapierbeschreibung ihres Wissens nach richtig sind und dass die Wertpapierbeschreibung 
keine Auslassungen enthält, die die Aussage verzerren könnten. 

Gegebenenfalls Erklärung der für bestimmte Abschnitte der Wertpapierbeschreibung verantwort­
lichen Personen, dass die in den Teilen der Wertpapierbeschreibung genannten Angaben, für die 
sie verantwortlich sind, ihres Wissens nach richtig sind und diese Teile der Wertpapierbeschrei­
bung keine Auslassungen enthalten, die die Aussage verzerren könnten. 

Punkt 1.3 Wird in die Wertpapierbeschreibung eine Erklärung oder ein Bericht einer Person aufgenommen, 
die als Sachverständiger handelt, so sind folgende Angaben zu dieser Person zu machen: 

a) Name, 

b) Geschäftsadresse, 

c) Qualifikationen, 

d) das wesentliche Interesse am Emittenten, falls vorhanden. 

Wurde die Erklärung oder der Bericht auf Ersuchen des Emittenten erstellt, so ist zu erklären, dass 
diese Erklärung oder dieser Bericht mit Zustimmung der Person, die den Inhalt dieses Teils der 
Wertpapierbeschreibung für die Zwecke des Prospekts gebilligt hat, aufgenommen wurde. 

Punkt 1.4 Wurden Angaben von Seiten Dritter übernommen, ist zu bestätigen, dass diese Angaben korrekt 
wiedergegeben wurden und nach Wissen des Emittenten und soweit für ihn aus den von diesem 
Dritten veröffentlichten Angaben ersichtlich, nicht durch Auslassungen unkorrekt oder irreführend 
gestaltet wurden. Darüber hinaus hat der Emittent die Quelle(n) der Angaben zu nennen. 

Punkt 1.5 Eine Erklärung, dass 

a) [diese Wertpapierbeschreibung/dieser Prospekt] durch [Bezeichnung der zuständigen Behörde 
einfügen] als zuständiger Behörde gemäß Verordnung (EU) 2017/1129 gebilligt wurde, 

b) [Bezeichnung der zuständigen Behörde] [diese Wertpapierbeschreibung/diesen Prospekt] nur 
bezüglich der Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und Kohärenz gemäß der Ver­
ordnung (EU) 2017/1129 billigt, 

c) eine solche Billigung nicht als Bestätigung der Qualität der Wertpapiere, die Gegenstand [dieser 
Wertpapierbeschreibung/dieses Prospekts] sind, erachtet werden sollte,
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d) Anleger ihre eigene Bewertung der Eignung dieser Wertpapiere für die Anlage vornehmen 
sollten und 

e) [die Wertpapierbeschreibung/der Prospekt] als Teil eines EU-Wachstumsprospekts gemäß Ar­
tikel 15 der Verordnung (EU) 2017/1129 erstellt wurde. 

Punkt 1.6 Interessen natürlicher und juristischer Personen, die an der Emission/dem Angebot beteiligt sind. 

Beschreibung aller für die Emission wesentlichen Interessen, einschließlich Interessenskonflikten, 
unter Angabe der betreffenden Personen und der Art der Interessen. 

Punkt 1.7 Gründe für das Angebot, Verwendung der Erlöse und Kosten der Emission/des Angebots 

Punkt 1.7.1 Angabe der Gründe für das Angebot und ggf. des geschätzten Nettobetrages der Erträge, auf­
gegliedert nach den wichtigsten Verwendungszwecken und dargestellt nach Priorität dieser Ver­
wendungszwecke. Wenn der Emittent weiß, dass die voraussichtlichen Erträge nicht ausreichen 
werden, um alle vorgeschlagenen Verwendungszwecke zu finanzieren, sind der Betrag und die 
Quellen anderer Mittel anzugeben. Auch muss die Verwendung der Erträge im Detail dargelegt 
werden, insbesondere wenn sie außerhalb der normalen Geschäftstätigkeit zum Erwerb von Aktiva 
verwendet, zur Finanzierung des angekündigten Erwerbs anderer Unternehmen oder zur Beglei­
chung, Reduzierung oder vollständigen Tilgung der Schulden eingesetzt werden. Angabe der 
Gesamtnettoerträge und Schätzung der Gesamtkosten der Emission/des Angebots. 

Punkt 1.7.2 Erläuterung, wie die Erlöse aus diesem Angebot der Geschäftsstrategie und den strategischen 
Zielen, wie sie im Registrierungsformular beschrieben werden, entsprechen. 

Punkt 1.8 Weitere Angaben 

Punkt 1.8.1 Werden an einer Emission beteiligte Berater in der Wertpapierbeschreibung genannt, ist anzuge­
ben, in welcher Funktion sie gehandelt haben. 

Punkt 1.8.2 Es ist anzugeben, welche anderen in der Wertpapierbeschreibung enthaltenen Angaben von 
Abschlussprüfern geprüft oder durchgesehen wurden, über die die Abschlussprüfer einen Vermerk 
erstellt haben. Der Vermerk ist wiederzugeben oder bei entsprechender Erlaubnis der zuständigen 
Behörden zusammenzufassen. 

ABSCHNITT 2 ERKLÄRUNG ZUM GESCHÄFTSKAPITAL UND ERKLÄRUNG ZUR KAPITALAUSSTATTUNG UND VER­
SCHULDUNG 

Die Angaben in diesem Abschnitt werden nur von Emittenten von Dividendenwerten mit einer Markt­
kapitalisierung über 200 000 000 EUR gemacht. Er enthält Angaben zum benötigten Geschäftskapital, 
zur Kapitalausstattung und zur Verschuldung des Emittenten. 

Punkt 2.1 

Nur Emittenten mit 
einer Marktkapitali­
sierung über 
200 000 000 EUR 

Erklärung zum Geschäftskapital 

Erklärung des Emittenten, dass das Geschäftskapital seiner Meinung nach seine derzeitigen An­
forderungen deckt. Ansonsten ist darzulegen, wie das zusätzlich erforderliche Geschäftskapital 
beschafft werden soll. 

Punkt 2.2 

Nur Emittenten mit 
einer Marktkapitali­
sierung über 
200 000 000 EUR 

Kapitalausstattung und Verschuldung 

Aufzunehmen ist eine Übersicht über Kapitalausstattung und Verschuldung (wobei zwischen 
garantierten und nicht garantierten, besicherten und unbesicherten Verbindlichkeiten zu unter­
scheiden ist) zu einem Zeitpunkt, der höchstens 90 Tage vor dem Datum des Dokuments liegt. 
Der Begriff „Verschuldung“ bezieht sich auch auf indirekte Verbindlichkeiten und Eventualver­
bindlichkeiten. 

Im Falle wesentlicher Änderungen bei der Kapitalausstattung und Verschuldung des Emittenten 
innerhalb der Periode von 90 Tagen sind mittels einer ausführlichen Darstellung solcher Ände­
rungen oder einer Aktualisierung dieser Zahlen zusätzliche Angaben zu machen. 

ABSCHNITT 3 RISIKOFAKTOREN 

Der Zweck dieses Abschnittes besteht in der Beschreibung der Hauptrisiken, die den Wertpapieren des 
Emittenten eigen sind.
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Punkt 3.1 Eine Beschreibung der wesentlichen Risiken, die den anzubietenden Wertpapieren eigen sind, in 
einer begrenzten Anzahl an Kategorien in einer Rubrik mit der Überschrift „Risikofaktoren“. 

In jeder Kategorie werden die gemäß der Bewertung des Emittenten oder Anbieters wesentlichsten 
Risiken, unter Berücksichtigung ihrer Auswirkungen auf den Emittenten und die Wertpapiere und 
der Wahrscheinlichkeit ihres Eintretens, zuerst angeführt. Die Risiken werden durch den Inhalt der 
Wertpapierbeschreibung bestätigt. 

ABSCHNITT 4 MODALITÄTEN UND BEDINGUNGEN DER WERTPAPIERE 

Der Zweck dieses Abschnitts besteht in der Darlegung der Modalitäten und der Bedingungen der Wert­
papiere und in einer detaillierten Beschreibung ihrer Merkmale. 

Punkt 4.1 Angaben zu den anzubietenden Wertpapieren 

Punkt 4.1.1 Beschreibung von Art und Gattung der angebotenen Wertpapiere, einschließlich der internatio­
nalen Wertpapier-Identifikationsnummer (ISIN). 

Punkt 4.1.2 Rechtsvorschriften, auf deren Grundlage die Wertpapiere geschaffen wurden. 

Punkt 4.1.3 Angabe, ob es sich bei den Wertpapieren um Namens- oder Inhaberpapiere handelt und ob sie in 
Stückeform oder stückelos vorliegen. 

Im Falle von stückelos vorliegenden Wertpapieren, Name und Anschrift des die Buchungsunter­
lagen führenden Instituts. 

Punkt 4.1.4 Währung der Wertpapieremission. 

Punkt 4.1.5 Beschreibung der mit den Wertpapieren verbundenen Rechte einschließlich etwaiger Beschrän­
kungen und des Verfahrens zur Ausübung dieser Rechte. 

a) Dividendenrechte: 

i) feste(r) Termin(e), zu dem/denen der Anspruch entsteht; 

ii) Verjährungsfrist für den Verfall der Dividendenberechtigung und Angabe des entsprechen­
den Begünstigten; 

iii) Dividendenbeschränkungen und Verfahren für gebietsfremde Wertpapierinhaber; 

iv) Dividendensatz bzw. Methode zu dessen Berechnung, Häufigkeit und Art der Zahlungen 
(kumulativ oder nichtkumulativ); 

b) Stimmrechte; 

c) Bezugsrechte bei Angeboten zur Zeichnung von Wertpapieren derselben Gattung; 

d) Recht auf Beteiligung am Gewinn des Emittenten; 

e) Recht auf Beteiligung am Liquidationserlös; 

f) Tilgungsklauseln; 

g) Wandelbedingungen. 

Punkt 4.1.6 Bei Neuemissionen Angabe der Beschlüsse, Ermächtigungen und Billigungen, aufgrund deren die 
Wertpapiere geschaffen und/oder emittiert wurden oder werden sollen. 

Punkt 4.1.7 Angabe des Emissionstermins (bei Nichtdividendenwerten) oder bei Neuemissionen des voraus­
sichtlichen Emissionstermins. 

Punkt 4.1.8 Beschreibung aller etwaigen Beschränkungen für die Übertragbarkeit der Wertpapiere. 

Punkt 4.1.9 Warnhinweis, dass sich die Steuergesetzgebung des Mitgliedstaats des Anlegers und des Grün­
dungsstaats des Emittenten auf die Erträge aus den Wertpapieren auswirken könnten. 

Angaben zur steuerlichen Behandlung der Wertpapiere, wenn die angebotene Anlage eine für 
diese Art von Anlagen gedachte Steuerregelung nach sich zieht.
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Punkt 4.1.10 Sofern der Anbieter nicht dieselbe Person wie der Emittent ist, Angabe der Identität und der 
Kontaktdaten des Anbieters der Wertpapiere und/oder der die Zulassung zum Handel beantra­
genden Person einschließlich der Rechtsträgerkennung (LEI), falls der Anbieter Rechtspersönlich­
keit hat. 

Punkt 4.1.11 a) Erklärung zur Existenz etwaiger auf den Emittenten anzuwendender nationaler Rechtsvorschrif­
ten oder Regelungen zu Übernahmen und zur Möglichkeit etwaiger hemmender Maßnahmen; 

b) kurze Beschreibung der Rechte und Verpflichtungen des Aktionärs im Falle obligatorischer 
Übernahmeangebote und/oder von Ausschluss- oder Andienungsregeln in Bezug auf die Wert­
papiere. 

c) Angabe öffentlicher Übernahmeangebote von Seiten Dritter in Bezug auf das Eigenkapital des 
Emittenten, die während des letzten oder im Verlauf des derzeitigen Geschäftsjahres erfolgten. 
Zu nennen sind dabei auch der Kurs oder die Wandelbedingungen für derlei Angebote sowie 
das Resultat. 

Punkt 4.1.12 Gegebenenfalls die potenzielle Auswirkung auf die Anlagen im Fall der Abwicklung nach Maß­
gabe der Richtlinie 2014/59/EU. 

ABSCHNITT 5 EINZELHEITEN ZUM WERTPAPIERANGEBOT/ZUR ZULASSSUNG ZUM HANDEL 

Der Zweck dieses Abschnitts besteht in der Darlegung spezieller Angaben zum Wertpapierangebot, des 
Verteilungs- und Zuteilungsplans und von Angaben zur Preisfestsetzung. Außerdem werden Angaben zur 
Platzierung der Wertpapiere, zu etwaigen Übernahmevereinbarungen (Underwriting) und zu Vereinbarungen 
hinsichtlich der Zulassung zum Handel gemacht. Zusätzlich enthält er Angaben zu den die Wertpapiere 
verkaufenden Personen und zur Verwässerung in Bezug auf existierende Aktionäre. 

Punkt 5.1 Konditionen des öffentlichen Angebots von Wertpapieren. 

Konditionen, Angebotsstatistiken, erwarteter Zeitplan und erforderliche Maßnahmen für die An­
tragstellung. 

Punkt 5.1.1 Angebotskonditionen. 

Punkt 5.1.2 Gesamtsumme der Emission/des Angebots, wobei zwischen den zum Verkauf und den zur 
Zeichnung angebotenen Wertpapieren zu unterscheiden ist; ist der Betrag nicht festgelegt, Angabe 
des maximalen Emissionsvolumens der anzubietenden Wertpapiere (sofern verfügbar) und Be­
schreibung der Vereinbarungen und des Zeitraums für die Ankündigung des endgültigen Volu­
mens des öffentlichen Angebots. 

Ist eine Angabe des maximalen Emissionsvolumens der Wertpapiere im Prospekt nicht möglich, 
wird im Prospekt angeführt, dass eine Zusage zum Erwerb oder zur Zeichnung der Wertpapiere 
innerhalb von mindestens zwei Arbeitstagen nach Hinterlegung des Emissionsvolumens der öf­
fentlich anzubietenden Wertpapiere widerrufen werden kann. 

Punkt 5.1.3 Frist — einschließlich etwaiger Änderungen — innerhalb derer das Angebot gilt, und Beschrei­
bung des Antragsverfahrens. 

Punkt 5.1.4 Zeitpunkt und Umstände, zu dem bzw. unter denen das Angebot widerrufen oder ausgesetzt 
werden kann, und Angabe, ob der Widerruf nach Beginn des Handels erfolgen kann. 

Punkt 5.1.5 Beschreibung einer etwaigen Möglichkeit zur Reduzierung der Zeichnungen und der Art und 
Weise der Erstattung des zu viel gezahlten Betrags an die Zeichner. 

Punkt 5.1.6 Einzelheiten zum Mindest- und/oder Höchstbetrag der Zeichnung (entweder in Form der Anzahl 
der Wertpapiere oder des aggregierten zu investierenden Betrags). 

Punkt 5.1.7 Angabe des Zeitraums, während dessen ein Antrag zurückgezogen werden kann, sofern dies den 
Anlegern gestattet ist. 

Punkt 5.1.8 Methode und Fristen für die Bedienung der Wertpapiere und ihre Lieferung. 

Punkt 5.1.9 Umfassende Beschreibung der Modalitäten und des Termins für die öffentliche Bekanntgabe der 
Angebotsergebnisse.
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Punkt 5.1.10 Verfahren für die Ausübung eines etwaigen Vorzugszeichnungsrechts, die Verhandelbarkeit der 
Zeichnungsrechte und die Behandlung der nicht ausgeübten Zeichnungsrechte. 

Punkt 5.2 Verteilungs- und Zuteilungsplan 

Punkt 5.2.1 Angabe der verschiedenen Kategorien der potenziellen Investoren, denen die Wertpapiere ange­
boten werden. 

Werden die Papiere gleichzeitig an den Märkten zweier oder mehrerer Staaten angeboten und ist 
eine bestimmte Tranche einigen dieser Märkte vorbehalten, so ist diese Tranche anzugeben. 

Punkt 5.2.2 Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe, ob Hauptaktionäre oder Mitglieder des Leitungs-, Auf­
sichts- oder Verwaltungsorgans des Emittenten an der Zeichnung teilnehmen wollen oder ob 
Personen mehr als 5 % des Angebots zeichnen wollen. 

Punkt 5.2.3 Offenlegung vor der Zuteilung 

a) Aufteilung des Angebots in Tranchen, einschließlich der institutionellen Tranche, der Privat­
kundentranche und der Tranche für die Beschäftigten des Emittenten und sonstige Tranchen; 

b) Bedingungen, zu denen eine Rückforderung eingesetzt werden kann, Höchstgrenze einer sol­
chen Rückforderung und alle eventuell anwendbaren Mindestprozentsätze für einzelne 
Tranchen; 

c) zu verwendende Zuteilungsmethode oder -methoden für die Privatkundentranche und die 
Tranche für die Beschäftigten des Emittenten im Falle der Mehrzuteilung dieser Tranchen; 

d) Beschreibung einer etwaigen vorher festgelegten Vorzugsbehandlung, die bestimmten Katego­
rien von Anlegern oder bestimmten Gruppen Nahestehender (einschließlich friends and family- 
Programme) bei der Zuteilung vorbehalten wird, des Prozentsatzes des für die Vorzugsbehand­
lung vorgesehenen Angebots und der Kriterien für die Aufnahme in derlei Kategorien oder 
Gruppen; 

e) Angabe des Umstands, ob die Behandlung der Zeichnungen oder der bei der Zuteilung zu 
zeichnenden Angebote eventuell von der Gesellschaft abhängig gemacht werden kann, durch 
die oder mittels deren sie vorgenommen werden; 

f) Angestrebte Mindesteinzelzuteilung, falls vorhanden, innerhalb der Privatkundentranche; 

g) Bedingungen für das Schließen des Angebots sowie der Termin, zu dem das Angebot frühes­
tens geschlossen werden darf; 

h) Angabe der Tatsache, ob Mehrfachzeichnungen zulässig sind und wenn nicht, wie trotzdem 
auftauchende Mehrfachzeichnungen behandelt werden. 

Punkt 5.3 Verfahren zur Meldung gegenüber den Zeichnern über den zugeteilten Betrag und Angabe, ob 
eine Aufnahme des Handels vor der Meldung möglich ist. 

Punkt 5.4 Preisfestsetzung 

Punkt 5.4.1 Angabe des Preises, zu dem die Wertpapiere voraussichtlich angeboten werden, und etwaiger 
Kosten und Steuern, die dem Zeichner oder Käufer in Rechnung gestellt werden. 

Punkt 5.4.2 Ist der Preis nicht bekannt, dann gemäß Artikel 17 der Verordnung (EU) 2017/1129 Angabe 
entweder: 

a) des Höchstkurses, soweit vorhanden; 

b) der Bewertungsmethoden und -kriterien und/oder der Bedingungen, nach denen der endgültige 
Emissionskurs festgelegt wurde oder wird, und eine Erläuterung etwaiger Bewertungsmethoden. 

Können weder a) noch b) in der Wertpapierbeschreibung angegeben werden, wird in Wertpapier­
beschreibung angeführt, dass eine Zusage zum Erwerb oder zur Zeichnung der Wertpapiere 
innerhalb von bis zu zwei Arbeitstagen nach Hinterlegung des endgültigen Emissionskurses der 
öffentlich anzubietenden Wertpapiere widerrufen werden kann.
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Punkt 5.4.3 Verfahren für die Offenlegung des Angebotspreises. 

Verfügen die Aktionäre des Emittenten über Vorkaufsrechte und werden diese Rechte einge­
schränkt oder entzogen, ist die Basis des Emissionspreises anzugeben, wenn die Emission in 
bar erfolgt, zusammen mit den Gründen und den Begünstigten einer solchen Beschränkung 
oder eines solchen Entzugs. 

Besteht tatsächlich oder potenziell ein wesentlicher Unterschied zwischen dem öffentlichen Ange­
botspreis und den effektiven Barkosten der von Mitgliedern des Verwaltungs-, Leitungs- oder 
Aufsichtsorgans oder des oberen Managements sowie von nahe stehenden Personen bei Trans­
aktionen im letzten Jahr erworbenen Wertpapiere oder deren Recht darauf, ist ein Vergleich des 
öffentlichen Beitrags zum vorgeschlagenen öffentlichen Angebot und der effektiven Bar-Beiträge 
dieser Personen einzufügen. 

Punkt 5.5 Platzierung und Übernahme (Underwriting) 

Punkt 5.5.1 Name und Anschrift des Koordinators/der Koordinatoren des gesamten Angebots oder einzelner 
Teile des Angebots und — sofern dem Emittenten oder dem Bieter bekannt — Angaben zu den 
Platzierern in den einzelnen Ländern des Angebots. 

Punkt 5.5.2 Name und Anschrift etwaiger Zahlstellen und Verwahrstellen in jedem Land. 

Punkt 5.5.3 Name und Anschrift der Institute, die bereit sind, eine Emission aufgrund einer festen Zusage zu 
zeichnen, und Name und Anschrift der Institute, die bereit sind, eine Emission ohne feste Zusage 
oder „zu den bestmöglichen Bedingungen“ zu platzieren. Angabe der Hauptmerkmale der Ver­
einbarungen, einschließlich der Quoten. Wird die Emission nicht zur Gänze übernommen, ist eine 
Erklärung zum verbleibenden Teil einzufügen. Angabe des Gesamtbetrags der Übernahmepro­
vision und der Platzierungsprovision. 

Punkt 5.5.4 Datum, zu dem der Emissionsübernahmevertrag geschlossen wurde oder wird. 

Punkt 5.6 Zulassung zum Handel und Handelsmodalitäten 

Punkt 5.6.1 Angabe, ob die angebotenen Wertpapiere Gegenstand eines Antrags auf Zulassung zum Handel 
an einem KMU-Wachstumsmarkt oder MTF sind oder sein werden und auf einem KMU-Wachs­
tumsmarkt oder MTF platziert werden sollen, wobei die jeweiligen Märkte zu nennen sind. Dieser 
Umstand ist anzugeben, ohne den Eindruck zu erwecken, dass die Zulassung zum Handel auf 
jeden Fall erteilt wird. Falls bekannt, sollten die ersten Termine angegeben werden, zu denen die 
Wertpapiere zum Handel zugelassen sind. 

Punkt 5.6.2 Anzugeben sind alle KMU-Wachstumsmärkte oder MTFs, an denen nach Kenntnis des Emittenten 
bereits Wertpapiere derselben Gattung wie die angebotenen oder zum Handel zuzulassenden 
Wertpapiere zum Handel zugelassen sind. 

Punkt 5.6.3 Falls gleichzeitig oder fast gleichzeitig zur Schaffung von Wertpapieren, für die eine Zulassung 
zum Handel an einem KMU-Wachstumsmarkt oder MTF beantragt werden soll oder die öffentlich 
angeboten werden, Wertpapiere der gleichen Gattung privat gezeichnet oder platziert werden, 
oder falls Wertpapiere anderer Gattungen für eine öffentliche oder private Platzierung geschaffen 
werden, sind Einzelheiten zur Natur dieser Geschäfte sowie zur Zahl und den Merkmalen der 
Wertpapiere anzugeben, auf die sie sich beziehen. 

Punkt 5.6.4 Im Falle der Zulassung zum Handel an einem KMU-Wachstumsmarkt oder MTF, detaillierte 
Angaben zu den Instituten, die aufgrund einer festen Zusage als Intermediäre im Sekundärhandel 
tätig sind und über An- und Verkaufskurse Liquidität zur Verfügung stellen, sowie Beschreibung 
der Hauptbedingungen ihrer Zusage. 

Punkt 5.6.5 Detailangaben zu einer Stabilisierung gemäß den Punkten 5.6.5.1 bis 5.6.5.6 im Falle einer 
Zulassung zum Handel an einem KMU-Wachstumsmarkt oder MTF, wenn ein Emittent oder 
ein Aktionär mit einer Verkaufsoption eine Mehrzuteilungsoption erteilt hat oder ansonsten 
vorgeschlagen wird, dass Kursstabilisierungsmaßnahmen mit einem Angebot zu ergreifen sind: 

Punkt 5.6.5.1 die Tatsache, dass die Stabilisierung eingeleitet werden kann, dass es keine Gewissheit dafür gibt, 
dass sie eingeleitet wird und jederzeit gestoppt werden kann;
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Punkt 5.6.5.2 die Tatsache, dass die Stabilisierungstransaktionen auf eine Stützung des Marktpreises der Wert­
papiere während des Stabilisierungszeitraums abzielen; 

Punkt 5.6.5.3 Beginn und Ende des Zeitraums, während dessen die Stabilisierung erfolgen kann; 

Punkt 5.6.5.4 die Identität der für die Stabilisierungsmaßnahmen nach jeder Rechtsordnung verantwortlichen 
Person, es sei denn, sie ist zum Zeitpunkt der Veröffentlichung nicht bekannt; 

Punkt 5.6.5.5 die Tatsache, dass die Stabilisierungstransaktionen zu einem Marktpreis führen können, der über 
dem liegt, der sich sonst ergäbe, und 

Punkt 5.6.5.6 der Ort, an dem die Stabilisierung vorgenommen werden kann einschließlich, sofern relevant, der 
Bezeichnung des Handelsplatzes bzw. der Handelsplätze. 

Punkt 5.6.6 Mehrzuteilung und Greenshoe-Option 

Im Falle der Zulassung zum Handel an einem KMU-Wachstumsmarkt oder MTF: 

a) Existenz und Umfang einer etwaigen Mehrzuteilungsmöglichkeit und/oder Greenshoe-Option; 

b) Dauer einer etwaigen Mehrzuteilungsmöglichkeit und/oder Greenshoe-Option; und 

c) etwaige Bedingungen für die Inanspruchnahme einer etwaigen Mehrzuteilungsmöglichkeit oder 
Ausübung der Greenshoe-Option. 

Punkt 5.7 Wertpapierinhaber mit Verkaufsoption 

Punkt 5.7.1 Name und Anschrift der Person oder des Instituts, die/das Wertpapiere zum Verkauf anbietet; 
Wesensart etwaiger Positionen oder sonstiger wesentlicher Verbindungen, die die Personen mit 
Verkaufspositionen in den letzten drei Jahren bei dem Emittenten oder etwaigen Vorgängern oder 
verbundenen Unternehmen innehatte oder mit diesen unterhielt. 

Punkt 5.7.2 Zahl und Gattung der von jedem Wertpapierinhaber mit Verkaufsposition angebotenen Wert­
papiere. 

Punkt 5.7.3 Im Zusammenhang mit Lock-up-Vereinbarungen ist Folgendes anzugeben: 

a) beteiligte Parteien, 

b) Inhalt und Ausnahmen der Vereinbarung, 

c) der Zeitraum des „Lock-up“. 

Punkt 5.8 Verwässerung 

Punkt 5.8.1 Ein Vergleich des Anteils am Aktienkapital und an den Stimmrechten für bestehende Aktionäre 
vor und nach der aus dem öffentlichen Angebot resultierenden Kapitalerhöhung unter der An­
nahme, dass existierende Aktionäre die neuen Aktien nicht zeichnen. 

Punkt 5.8.2 Kommt es für existierende Aktionäre unabhängig von einer Ausübung ihres Bezugsrechts zu einer 
Verwässerung, da ein Teil der relevanten Aktienemission bestimmten Anlegern vorbehalten ist (z. 
B. bei einer Platzierung bei institutionellen Anlegern in Kombination mit einem Angebot an 
Aktionäre), sollte die Verwässerung angegeben werden, zu der es für existierende Aktionäre 
kommen wird, auch wenn sie ihr Bezugsrecht ausüben (zusätzlich zu der unter Punkt 5.8.1 
beschriebenen Situation, wenn sie dies nicht tun).
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ANHANG 27 

WERTPAPIERBESCHREIBUNG BEIM EU-WACHSTUMSPROSPEKT FÜR NICHTDIVIDENDENWERTE 

ABSCHNITT 1 ZWECK, VERANTWORTLICHE PERSONEN, ANGABEN VON SEITEN DRITTER, SACHVERSTÄNDIGENBERICHTE 
UND BILLIGUNG DURCH DIE ZUSTÄNDIGE BEHÖRDE 

Dieser Abschnitt enthält Angaben zu den Personen, die für den Inhalt der EU-Wachstumswertpapierbeschrei­
bung verantwortlich sind. Der Zweck dieses Abschnitts besteht darin, den Anlegern bezüglich der Richtigkeit der 
im Prospekt enthaltenen Angaben Sicherheit zu geben. Zusätzlich enthält dieser Abschnitt Angaben zu den 
Interessen der in das Angebot involvierten Personen sowie zu den Gründen für das Angebot, zur Verwendung der 
Erlöse und zu den Kosten des Angebots. Außerdem enthält der Abschnitt Angaben zur Rechtsgrundlage der EU- 
Wachstumswertpapierbeschreibung und ihrer Billigung durch die zuständige Behörde. 

Punkt 1.1 Nennung aller Personen, die für die Angaben in der Wertpapierbeschreibung bzw. 
für bestimmte Teile der Angaben verantwortlich sind. Im letzteren Fall sind die 
entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es sich um natürliche Personen, zu denen 
auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Emittenten 
gehören, sind Name und Funktion dieser Person anzugeben. Bei juristischen Per­
sonen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft anzugeben. 

Kategorie A 

Punkt 1.2 Erklärung der für die Wertpapierbeschreibung verantwortlichen Personen, dass die 
Angaben in der Wertpapierbeschreibung ihres Wissens nach richtig sind und dass 
die Wertpapierbeschreibung keine Auslassungen enthält, die die Aussage verzerren 
könnten. 

Gegebenenfalls Erklärung der für bestimmte Abschnitte der Wertpapierbeschreibung 
verantwortlichen Personen, dass die in den Teilen der Wertpapierbeschreibung ge­
nannten Angaben, für die sie verantwortlich sind, ihres Wissens nach richtig sind 
und diese Teile der Wertpapierbeschreibung keine Auslassungen enthalten, die die 
Aussage verzerren könnten. 

Kategorie A 

Punkt 1.3 Wird in die Wertpapierbeschreibung eine Erklärung oder ein Bericht einer Person 
aufgenommen, die als Sachverständiger handelt, so sind folgende Angaben zu dieser 
Person zu machen: 

a) Name, 

b) Geschäftsadresse, 

c) Qualifikationen, 

d) das wesentliche Interesse am Emittenten, falls vorhanden. 

Wurde die Erklärung oder der Bericht auf Ersuchen des Emittenten erstellt, so ist zu 
erklären, dass diese Erklärung oder dieser Bericht mit Zustimmung der Person, die 
den Inhalt dieses Teils der Wertpapierbeschreibung für die Zwecke des Prospekts 
gebilligt hat, aufgenommen wurde. 

Kategorie A 

Punkt 1.4 Wurden Angaben von Seiten Dritter übernommen, ist zu bestätigen, dass diese 
Angaben korrekt wiedergegeben wurden und nach Wissen des Emittenten und 
soweit für ihn aus den von diesem Dritten veröffentlichten Angaben ersichtlich, 
nicht durch Auslassungen unkorrekt oder irreführend gestaltet wurden. Darüber 
hinaus hat der Emittent die Quelle(n) der Angaben zu nennen. 

Kategorie C 

Punkt 1.5 Eine Erklärung, dass 

a) [diese Wertpapierbeschreibung/dieser Prospekt] durch [Bezeichnung der zustän­
digen Behörde einfügen] als zuständiger Behörde gemäß Verordnung (EU) 
2017/1129 gebilligt wurde, 

b) [Bezeichnung der zuständigen Behörde] [diese Wertpapierbeschreibung/diesen 
Prospekt] nur bezüglich der Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und 
Kohärenz gemäß der Verordnung (EU) 2017/1129 billigt, 

Kategorie A
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c) eine solche Billigung nicht als Bestätigung der Qualität der Wertpapiere, die 
Gegenstand [dieser Wertpapierbeschreibung/dieses Prospekts] sind, erachtet wer­
den sollte, 

d) Anleger ihre eigene Bewertung der Eignung dieser Wertpapiere für die Anlage 
vornehmen sollten und 

e) [die Wertpapierbeschreibung/der Prospekt] als EU-Wachstumsprospekt gemäß 
Artikel 15 der Verordnung (EU) 2017/1129 erstellt wurde. 

Punkt 1.6 Interessen natürlicher und juristischer Personen, die an der Emission/dem Angebot 
beteiligt sind. 

Beschreibung aller für die Emission wesentlichen Interessen, einschließlich Interes­
senskonflikten, unter Angabe der betreffenden Personen und der Art der Interessen. 

Kategorie C 

Punkt 1.7 Gründe für das Angebot, Verwendung der Erlöse und Kosten der Emission/des 
Angebots 

Gründe für das öffentliche Angebot oder die Zulassung zum Handel. Gegebenenfalls 
Angabe der geschätzten Gesamtkosten der Emission/des Angebots und der geschätz­
ten Nettoerlöse. Die Kosten und Erlöse sind jeweils nach den einzelnen wichtigsten 
Zweckbestimmungen aufzuschlüsseln und nach Priorität dieser Zweckbestimmungen 
darzustellen. Wenn der Emittent weiß, dass die voraussichtlichen Erträge nicht aus­
reichen werden, um alle vorgeschlagenen Verwendungszwecke zu finanzieren, sind 
der Betrag und die Quellen anderer Mittel anzugeben. 

Kategorie C 

Punkt 1.8 Weitere Angaben 

Punkt 1.8.1 Werden an einer Emission beteiligte Berater in der Wertpapierbeschreibung genannt, 
ist anzugeben, in welcher Funktion sie gehandelt haben. 

Kategorie C 

Punkt 1.8.2 Es ist anzugeben, welche anderen in der Wertpapierbeschreibung enthaltenen An­
gaben von Abschlussprüfern geprüft oder durchgesehen wurden, über die die Ab­
schlussprüfer einen Vermerk erstellt haben. Der Vermerk ist wiederzugeben oder bei 
entsprechender Erlaubnis der zuständigen Behörden zusammenzufassen. 

Kategorie A 

Punkt 1.8.3 Angabe der Ratings, die im Auftrag des Emittenten oder in Zusammenarbeit mit 
ihm beim Ratingverfahren für Wertpapiere erstellt wurden. Kurze Erläuterung der 
Bedeutung der Ratings, wenn sie erst unlängst von der Ratingagentur erstellt wur­
den. 

Kategorie C 

Punkt 1.8.4 Wird die Zusammenfassung teilweise durch die in Artikel 8 Absatz 3 unter den 
Buchstaben c bis i der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 genannten Angaben ersetzt, 
all diese Angaben, soweit diese noch nicht an anderer Stelle in der Wertpapier­
beschreibung offengelegt wurden. 

Kategorie C 

ABSCHNITT 2 RISIKOFAKTOREN 

Der Zweck dieses Abschnittes besteht in der Beschreibung der Hauptrisiken, die den Wertpapieren des Emit­
tenten eigen sind. 

Punkt 2.1 Eine Beschreibung der wesentlichen Risiken, die den anzubietenden Wertpapieren 
eigen sind, in einer begrenzten Anzahl an Kategorien in einer Rubrik mit der 
Überschrift „Risikofaktoren“. 

Offenzulegende Risiken umfassen 

a) jene, die sich aus dem Grad der Nachrangigkeit eines Wertpapiers ergeben, sowie 
die Auswirkungen auf die voraussichtliche Höhe oder den voraussichtlichen Zeit­
punkt der Zahlungen an die Inhaber von Wertpapieren im Rahmen eines Insol­
venzverfahrens oder eines vergleichbaren Verfahrens, einschließlich, soweit rele­
vant, der Insolvenz eines Kreditinstituts oder dessen Abwicklung oder Umstruk­
turierung gemäß der Richtlinie 2014/59/EU und, 

b) werden die Wertpapiere garantiert, die spezifischen und wesentlichen Risiken 
bezüglich des Garantiegebers, soweit diese für seine Fähigkeit, seinen Verpflich­
tungen aus der Garantie nachzukommen, relevant sind. 

In jeder Kategorie werden die gemäß der Bewertung des Emittenten oder Anbieters 
wesentlichsten Risiken, unter Berücksichtigung ihrer Auswirkungen auf den Emit­
tenten und die Wertpapiere und der Wahrscheinlichkeit ihres Eintretens, zuerst 
angeführt. Die Risiken werden durch den Inhalt der Wertpapierbeschreibung bestä­
tigt. 

Kategorie A
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ABSCHNITT 3 MODALITÄTEN UND BEDINGUNGEN DER WERTPAPIERE 

Punkt 3.1 Angaben zu den anzubietenden Wertpapieren 

Punkt 3.1.1 Beschreibung von Art und Gattung der angebotenen Wertpapiere. Kategorie A 

Internationale Wertpapier-Identifikationsnummer (ISIN) der angebotenen Wertpapie­
re. 

Kategorie C 

Punkt 3.1.2 Rechtsvorschriften, auf deren Grundlage die Wertpapiere geschaffen wurden. Kategorie A 

Punkt 3.1.3 Angabe, ob es sich bei den Wertpapieren um Namens- oder Inhaberpapiere handelt 
und ob sie in Stückeform oder stückelos vorliegen. 

Kategorie A 

Im Falle von stückelos vorliegenden Wertpapieren, Name und Anschrift des die 
Buchungsunterlagen führenden Instituts. 

Kategorie C 

Punkt 3.1.4 Währung der Wertpapieremission. Kategorie C 

Punkt 3.1.5 Relativer Rang der Wertpapiere in der Kapitalstruktur des Emittenten im Fall einer 
Insolvenz, gegebenenfalls mit Angaben über ihre Nachrangigkeitsstufe und die po­
tenziellen Auswirkungen auf die Anlagen im Fall der Abwicklung nach Maßgabe der 
Richtlinie 2014/59/EU. 

Kategorie A 

Punkt 3.1.6 Beschreibung der mit den Wertpapieren verbundenen Rechte einschließlich etwaiger 
Beschränkungen und des Verfahrens zur Ausübung dieser Rechte. 

Kategorie B 

Punkt 3.1.7 a) Nominaler Zinssatz; Kategorie C 

b) Bestimmungen zur Zinsschuld; Kategorie B 

c) Datum, ab dem die Zinsen fällig werden; Kategorie C 

d) Zinsfälligkeitstermine; Kategorie C 

e) Gültigkeitsdauer der Ansprüche auf Zins- und Kapitalrückzahlungen. Kategorie B 

Ist der Zinssatz nicht festgelegt, 

a) Angabe der Art des Basiswerts; Kategorie A 

b) Beschreibung des Basiswerts, auf den sich der Zinssatz stützt; Kategorie C 

c) der Methode, die zur Verknüpfung des Zinssatzes mit dem Basiswert verwendet 
wird; 

Kategorie B 

d) Angaben darüber, wo Angaben über die vergangene und künftige Wertentwick­
lung des Basiswertes und seine Volatilität auf elektronischem Wege eingeholt 
werden können und ob dies mit Kosten verbunden ist; 

Kategorie C 

e) Beschreibung aller etwaigen Ereignisse, die eine Störung des Marktes oder der 
Abrechnung bewirken und den Basiswert beeinflussen; 

Kategorie B 

f) alle Anpassungsregeln in Bezug auf Ereignisse, die den Basiswert betreffen; Kategorie B 

g) Name der Berechnungsstelle; Kategorie C 

h) wenn das Wertpapier eine derivative Komponente bei der Zinszahlung hat, eine 
klare und umfassende Erläuterung, die den Anlegern verständlich macht, wie der 
Wert ihrer Anlage durch den Wert des Basisinstruments/der Basisinstrumente 
beeinflusst wird, insbesondere in Fällen, in denen die Risiken am offensichtlichs­
ten sind. 

Kategorie B
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Punkt 3.1.8 a) Fälligkeitstermin. Kategorie C 

b) Detailangaben zu den Tilgungsmodalitäten, einschließlich der Rückzahlungsver­
fahren. Wird auf Initiative des Emittenten oder des Wertpapierinhabers eine vor­
zeitige Tilgung ins Auge gefasst, so ist diese unter Angabe der Tilgungskonditio­
nen zu beschreiben. 

Kategorie B 

Punkt 3.1.9 a) Angabe der Rendite. Kategorie C 

b) Beschreibung der Methode zur Berechnung der Rendite in Kurzform. Kategorie B 

Punkt 3.1.10 Vertretung der Inhaber von Nichtdividendenwerten unter Angabe der die Anleger 
vertretenden Organisation und der für diese Vertretung geltenden Bestimmungen. 
Angabe der Website, auf der die Öffentlichkeit die Verträge, die diese Repräsentati­
onsformen regeln, kostenlos einsehen kann. 

Kategorie B 

Punkt 3.1.11 Bei Neuemissionen Angabe der Beschlüsse, Ermächtigungen und Billigungen, auf­
grund deren die Wertpapiere geschaffen und/oder emittiert wurden oder werden 
sollen. 

Kategorie C 

Punkt 3.1.12 Angabe des Emissionstermins oder bei Neuemissionen des voraussichtlichen Emis­
sionstermins. 

Kategorie C 

Punkt 3.1.13 Beschreibung aller etwaigen Beschränkungen für die Übertragbarkeit der Wertpapie­
re. 

Kategorie A 

Punkt 3.1.14 Warnhinweis, dass sich die Steuergesetzgebung des Mitgliedstaats des Anlegers und 
des Gründungsstaats des Emittenten auf die Erträge aus den Wertpapieren auswirken 
könnten. 

Angaben zur steuerlichen Behandlung der Wertpapiere, wenn die angebotene Anlage 
eine für diese Art von Anlagen gedachte Steuerregelung nach sich zieht. 

Kategorie A 

Punkt 3.1.15 Sofern der Anbieter nicht dieselbe Person wie der Emittent ist, Angabe der Identität 
und der Kontaktdaten des Anbieters der Wertpapiere und/oder der die Zulassung 
zum Handel beantragenden Person einschließlich der Rechtsträgerkennung (LEI), 
falls der Anbieter Rechtspersönlichkeit hat. 

Kategorie C 

Punkt 3.1.16 Gegebenenfalls die potenzielle Auswirkung auf die Anlagen im Fall der Abwicklung 
nach Maßgabe der Richtlinie 2014/59/EU. 

Punkt 3.1.17 Angaben zu derivativen Wertpapieren 

Im Falle der Ausgabe von Derivaten als Teil des EU-Wachstumsprospekts, die in 
Anhang 17 verlangten Angaben. 

ABSCHNITT 4 EINZELHEITEN ZUM WERTPAPIERANGEBOT/ZUR ZULASSSUNG ZUM HANDEL 

Der Zweck dieses Abschnitts besteht in der Darlegung spezieller Angaben zum Wertpapierangebot, des Ver­
teilungs- und Zuteilungsplans und von Angaben zur Preisfestsetzung. Außerdem werden Angaben zur Platzie­
rung der Wertpapiere, zu etwaigen Übernahmevereinbarungen (Underwriting) und zu Vereinbarungen hinsicht­
lich der Zulassung zum Handel gemacht. Zusätzlich enthält er Angaben zu den die Wertpapiere verkaufenden 
Personen und zur Verwässerung in Bezug auf existierende Aktionäre. 

Punkt 4.1 Konditionen des öffentlichen Angebots von Wertpapieren 

(Konditionen, Angebotsstatistiken, erwarteter Zeitplan und erforderliche Maßnahmen für die Antrag­
stellung) 

Punkt 4.1.1 Angebotskonditionen Kategorie C 

Punkt 4.1.2 Gesamtemissionsvolumen der öffentlich angebotenen Wertpapiere. Ist das Emis­
sionsvolumen nicht festgelegt, Angabe des maximalen Emissionsvolumens der an­
zubietenden Wertpapiere (sofern verfügbar) und Beschreibung der Vereinbarungen 
und des Zeitraums für die Ankündigung des endgültigen Angebotsbetrags an das 
Publikum. 

Kategorie C
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Ist eine Angabe des maximalen Emissionsvolumens der anzubietenden Wertpapiere 
im Prospekt nicht möglich, wird im Prospekt angeführt, dass eine Zusage zum 
Erwerb oder zur Zeichnung der Wertpapiere innerhalb von mindestens zwei Ar­
beitstagen nach Hinterlegung des Emissionsvolumens der öffentlich anzubietenden 
Wertpapiere widerrufen werden kann. 

Punkt 4.1.3 Frist — einschließlich etwaiger Änderungen — innerhalb derer das Angebot gilt, 
und Beschreibung des Antragsverfahrens. 

Kategorie C 

Punkt 4.1.4 Beschreibung einer etwaigen Möglichkeit zur Reduzierung der Zeichnungen und der 
Art und Weise der Erstattung des zu viel gezahlten Betrags an die Zeichner. 

Kategorie C 

Punkt 4.1.5 Einzelheiten zum Mindest- und/oder Höchstbetrag der Zeichnung (entweder in Form 
der Anzahl der Wertpapiere oder des aggregierten zu investierenden Betrags). 

Kategorie C 

Punkt 4.1.6 Methode und Fristen für die Bedienung der Wertpapiere und ihre Lieferung. Kategorie C 

Punkt 4.1.7 Umfassende Beschreibung der Modalitäten und des Termins für die öffentliche 
Bekanntgabe der Angebotsergebnisse. 

Kategorie C 

Punkt 4.1.8 Verfahren für die Ausübung eines etwaigen Vorzugszeichnungsrechts, die Verhandel­
barkeit der Zeichnungsrechte und die Behandlung der nicht ausgeübten Zeichnungs­
rechte. 

Kategorie C 

Punkt 4.2 Verteilungs- und Zuteilungsplan 

Punkt 4.2.1 Angabe der verschiedenen Kategorien der potenziellen Investoren, denen die Wert­
papiere angeboten werden. 

Werden die Papiere gleichzeitig an den Märkten zweier oder mehrerer Staaten 
angeboten und ist eine bestimmte Tranche einigen dieser Märkte vorbehalten, so 
ist diese Tranche anzugeben. 

Kategorie C 

Punkt 4.3 Verfahren zur Meldung gegenüber den Zeichnern über den zugeteilten Betrag und 
Angabe, ob eine Aufnahme des Handels vor der Meldung möglich ist. 

Kategorie C 

Punkt 4.4 Preisfestsetzung 

Punkt 4.4.1 Angabe des Preises, zu dem die Wertpapiere voraussichtlich angeboten werden; Kategorie C 

Punkt 4.4.2 Alternativ zu Punkt 4.4.1, Beschreibung der Methode zur Preisfestsetzung gemäß 
Artikel 17 der Verordnung (EU) 2017/1129 und des Verfahrens für seine Veröffent­
lichung. 

Kategorie B 

Punkt 4.4.3 Angabe der Kosten und Steuern, die dem Zeichner oder Käufer in Rechnung gestellt 
werden. Unterliegt der Emittent der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 und/oder der 
Richtlinie 2014/65/EU, Aufnahme der im Preis enthaltenen Kosten, soweit bekannt. 

Kategorie C 

Punkt 4.5 Platzierung und Übernahme (Underwriting) 

Punkt 4.5.1 Name und Anschrift des Koordinators/der Koordinatoren des gesamten Angebots 
oder einzelner Teile des Angebots und — sofern dem Emittenten oder dem Bieter 
bekannt — Angaben zu den Platzierern in den einzelnen Ländern des Angebots. 

Kategorie C 

Punkt 4.5.2 Name und Anschrift etwaiger Zahlstellen und Verwahrstellen in jedem Land. Kategorie C
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Punkt 4.5.3 Name und Anschrift der Institute, die bereit sind, eine Emission aufgrund einer 
festen Zusage zu zeichnen, und Name und Anschrift der Institute, die bereit sind, 
eine Emission ohne feste Zusage oder „zu den bestmöglichen Bedingungen“ zu 
platzieren. Angabe der Hauptmerkmale der Vereinbarungen, einschließlich der Quo­
ten. Wird die Emission nicht zur Gänze übernommen, ist eine Erklärung zum 
verbleibenden Teil einzufügen. Angabe des Gesamtbetrags der Übernahmeprovision 
und der Platzierungsprovision. 

Kategorie C 

Punkt 4.5.4 Datum, zu dem der Emissionsübernahmevertrag geschlossen wurde oder wird. Kategorie C 

Punkt 4.6 Zulassung zum Handel und Handelsmodalitäten 

Punkt 4.6.1 Angabe, ob die angebotenen Wertpapiere Gegenstand eines Antrags auf Zulassung 
zum Handel an einem KMU-Wachstumsmarkt oder MTF sind oder sein werden und 
auf einem KMU-Wachstumsmarkt oder MTF platziert werden sollen, wobei die 
jeweiligen Märkte zu nennen sind. Dieser Umstand ist anzugeben, ohne den Ein­
druck zu erwecken, dass die Zulassung zum Handel auf jeden Fall erteilt wird. Falls 
bekannt, sollten die ersten Termine angegeben werden, zu denen die Wertpapiere 
zum Handel zugelassen sind. 

Kategorie B 

Punkt 4.6.2 Anzugeben sind alle KMU-Wachstumsmärkte oder MTFs, an denen nach Kenntnis 
des Emittenten bereits Wertpapiere derselben Gattung wie die angebotenen oder 
zum Handel zuzulassenden Wertpapiere zum Handel zugelassen sind. 

Kategorie C 

Punkt 4.6.3 Im Falle der Zulassung zum Handel an einem KMU-Wachstumsmarkt oder MTF, 
detaillierte Angaben zu den Instituten, die aufgrund einer festen Zusage als Inter­
mediäre im Sekundärhandel tätig sind und über An- und Verkaufskurse Liquidität 
zur Verfügung stellen, sowie Beschreibung der Hauptbedingungen ihrer Zusage. 

Kategorie C 

Punkt 4.6.4 Emissionspreis der Wertpapiere Kategorie C 

ABSCHNITT 5 ANGABEN ZUM GARANTIEGEBER (FALLS ZUTREFFEND) 

Punkt 5.1 Wird für die Wertpapiere eine Garantie gestellt, die in Anhang 21 verlangten Angaben.
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ANHANG 28 

WEITERE ANGABEN IN DEN ENDGÜLTIGEN BEDINGUNGEN 

1. Beispiel(e) in Bezug auf komplexe derivative Wertpapiere, um zu erklären, wie der Wert der Anlage durch den Wert 
des Basiswertes und durch die Wesensart dieser Wertpapiere beeinflusst wird. 

2. Im Anhang zu den jeweiligen Wertpapieren nicht verlangte zusätzliche Bestimmungen zum Basiswert. 

3. Land/Länder, in dem/denen das Wertpapier öffentlich angeboten wird. 

4. Land/Länder, in dem/denen die Zulassung zum Handel am geregelten Markt/an den geregelten Märkten beantragt wird. 

5. Land/Länder dem/denen die Billigung des betreffenden Basisprospekts mitgeteilt wurde. 

6. EZB-Fähigkeit 

7. Seriennummer 

8. Tranchennummer 

______
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ANHANG 29 

VERZEICHNIS BESTIMMTER KATEGORIEN VON EMITTENTEN 

a) Immobiliengesellschaften 

b) Bergbaugesellschaften 

c) Investmentgesellschaften 

d) In der wissenschaftlichen Forschung tätige Gesellschaften 

e) Start-up-Unternehmen 

f) Schifffahrtsgesellschaften
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